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B"eginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya. Zweiter Bericbt des Finanz- und Budgetausscbusses 
Präsident Dr. Maleta. Dritter Präsident Probst. über die Regierungsvorlage (2 und Zu 2 der 

Beilagen): Bundesönanzgesetz für das Jahr 
1972 (80 der Beilagen) 

Präsident 
eröffnet. 

Probst: Die Sitzung ist 

Das amtliche Protokoll der 13. Sitzung vom 
14. Dezember 1971 ist in der Kanzlei aufge­
legen, unbeanständet geblieben und gilt daher 
als genehmigt. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Hauser und Dr. Johanna Bayer. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident Probst: Den in der letzten Sitzung 
eingebrachten Antrag 13/A der Abgeordneten 
Dr. Kranzlmayr und Genossen betreffend 
Änderung und Ergänzung des Gehaltsüberlei­
tungsgesetzes weise ich dem Verfassungsaus­
schuß zu. 

Den Bericht des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten über die XXV. Ge­
neralversammlung der Vereinten Nationen 
(New York, 15. September bis 17. Dezember 
1970) (III-ll der Beilagen) weise ich -dem 
Außenpolitischen Ausschuß zu. 

Der Herr Abgeordnete Peter verlangt nach 
§ 85 Abs. 2 Geschäftsordnungsgesetz den Ord­
nungsruf gegenüber dem Abgeordneten 
Dr. Heinz Fischer, da er zum Abgeordneten 
Zeillinger "Kasperl" gesagt hat. 

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Fischer den 0 r d nun g s ruf. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Vom Herrn Bun­
deskanzler ist unter der Zahl 29.935-PrMI71 
folgendes Schreiben vom 13. Dezember 1971 
an den Präsidenten des Nationalrates einge­
langt: 

"Der Herr Bundespräsident hat mit Ent­
schließung vom 13. Dezember 1971, Zl. 13.203/ 
71, über meinen Antrag gemäß Artikel 73 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung 
von 1929 für die Dauer der zeitweiligen Ver­
hinderung des Bundesministers für Auswär­
tige Angelegenheiten Dr. Rudolf Kirchschläger 
in der Zeit vom 15. bis 18. Dezember 1971 
mich mit dessen Vertretung betraut. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Spezialdebatte 

Beratungsgruppe X 

Kapitel 65: Verkehr 

Kapitel 78: Post- und Telegraphenanstalt 

Kapitel 79: Osterreichiscbe Bundesbahnen 

Präsident Probst: Wir gehen in die Tages­
ordnung ein. Gegenstand ist der Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses über die Re­
gierungsvorlage (2 und Zu 2 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1972 (80 der 
Beilagen). Spezialdebatte über die Beratungs­
gruppen X und XIII. 

Wir ,gelangen zunächst zur Spezialdebatte 
über die Beratungsgruppe X. Diese umfaßt: 
Kapitel 65: Verkehr, Kapitel 78: Post- und 
Telegraphenanstalt, Kapitel 79: Osterreichi­
sche Bundesbahnen. 

Spez~alberichters1:!atter ist ,der Herr Abge­
ordnete Teschl. Ich 'ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Spezialberichterstatter Teschi: Herr Präsi­
dentl Hohes Haus! Im Auftrag des Finanz­
und Budgetausschusses bringe ich den Spezi'al­
'bericht zu "Beratungsgruppe X: Kapitel 65: 
Verkehr, Kapitel 78: Post- und Telegraphen­
anstalt, Kapitel 79: Osterreichische Bundes­
bahnen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die 
in der Beratungsgruppe X zusammengefaßten 
Kapitel 65 (Verkehr), 78 (Post- und Tele­
graphenanstalt) und 79 (Osterreichische Bun­
deshahnen) des Bundesvoranschlages für das 
Jahr 1972 in seiner Sitzung am 30. November 
1911 der Vonberatung unterzogen. 

Umfangmäßig erreicht die Beratungs­
gruppe X - ins'besondere natürlich auf Grund 
der Tatsache, daß sie diebei'den größten 
Bundeshetriebe, nämlich die Osterreichischen 
Bundesbaihnen und die Post- und Telegraphen­
anstalt, in sich schließt -:- Gesamtausgaben 
in der Höhe von 26,2 Milliarden Schilling 
und Gesamteinrrahmen in der Größenordnung 
von 20,3 Milli'arden Schilling. In diesem Sinne 
wird in der Beratungsgruppe X über mehr 
als ein FÜll!ftel der Gesamtausgaben des 
Bundeshaushaltes und nahezu ein Fünftel der 
Gesamteinnahmen des Bu'dgets für das Jahr 

Kreisky" 1972 entschieden. 
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TeschI 
Zum Kapitel 65: Verkehr: Im Kapitel 65 

sind die Ausgaben und Einnahmen der Zen­
tralleitung des Bundesministeriums für Ver­
kehr veranschlagt. Sein Aufgabenbereich um­
faßt die Angelegenheiten der lEisenbahnen, 
der Post- und Telegrap'henanstalt, der See­
und Flußschiffahrt, des zivilen Luftverkehrs, 
die Angelegenheiten der Fremdenverkehrs­
förderung, soweit sie sich auf die öffentlichen 
Verkehrsbetriebe beziehen, Angelegenheiten 
des Personen-Kraftfahrlinienwesens, die 
Wahrnehmung des gesetzlichen Schutzes der 
Bediensteten der Eisenbahnen und der Post­
und Telegraphenanstalt sowie die Angelegen­
heiten der Elektrizitätswirtschaft. 

Die Regierungsvorlage enthält im Kapitel 65 
"Verkehr" Ausgaben in der Größenordnung 
von 717 Millionen Schilling, denen Einnahmen 
in der Höhe von 9,1 Millionen Schilling gegen­
überstehen. 

Kapitel 18: Post- und Telegrap'henanst'alt: 
Für das Kapitel 78 "Post- und Telegraphen­
anstalt" sind Gesamtausgaben in Höhe von 
10.531,674 Millionen Schilling präliminiert i auf 
der Einnahmenseite erwartet man im Jahre 
1912 9364,285 Millionen Schilling. Auf Grund 
dieser Budgetzahlen wird somit bei der Post­
und Telegrap!henanstalt im Finanzjahr 1972 
mit einem Abgang zu rechnen sein, der sich 
kassamäßig - also in der Gegenüberstellung 
von Betriebsausga1ben und Betriebsein­
nahmen - in einer Größenordnung von rund 
1161 Millionen Schilling darstellt. Die auf 
Grund des Fernmeldeinvestitionsgesetzes zur 
Verfügung stehenden Mittel erscheinen um 
rund 145 Millionen Schilling höher veran­
schlagt als im Bundesvoranschlag 1971. Beim 
Ansatz Fernmeldeanlagen ist eine Ausgaben­
steigerung um rund 4,5 Millionen Schilling, 
beim Ans'atz Sonstige Anlagen eine Aus­
'gabensteigerung um rund 26 Millionen Schil­
ling gegenüber dem Bundesvoransch:lag 1911 
vorgesehen. 

Kapitel 79: Osterreichische Bundesbahnen: 
Für das Kapitel 19 "Osterreichische Bundes­
bahnen" werden im Budget 1972 Gesamtaus­
gaben in der Größenordnung von 14.869 Mil­
lionen Schilling und GesamteinnahiIIlen in der 
Größenordnung von 10.898 Millionen Schilling 
veranschlagt. Nach Gegenüberstellung der Be­
triebsausgaben mit den Betriebseinnahmen 
errechnet sich ein kassamäßiger Betriebs­
abgang in der Größenordnung von 2,8 Mil­
liarden Schilling, :der unter 'Bel1ücksichtigung 
der außerordentlichen Gebarung einen kassa­
mäßigen Gesamtabgang von 4 Mi1liarden 
Schilling ergibt. 

höht er Betmg für Zwecke der Elektrifizierung, 
des Fahrparks und sonstiger Investitionen zur 
Verfügung. Zur A:bgeltung der 'betriebs­
fremden Lasten werden Pensionszahlungen der 
Osterreichischen Bundesbahnen in der Größen­
ordnung von 1,7 Milliarden Schilling im Bud­
getkapitel "Pensionen" der Hoheitsverwaltung 
verrechnet. Ferner fließen den Osterreichi­
schen Bundesbahnen aus dem Titel der Atbgel­
tung der Sozial- und Subventionstarife 
350 Millionen Schilling (m, die im Kapitel 65 
"Verkehr" verrechnet werden. 

Für alle drei Budgetkapitel der Beratungs­
gruppe X sind im Konjunkturausgleich-Vor­
anschlag Ausga'benbeträge eingesetzt: 

Beim Kapitel 65 "Verkehr" handelt es sich 
diesbezüglich um 18,1 Millionen Schilling für 
Investitionen beim Bundesamt für Zivilluft­
fahrt i 

beim Kapitel 78 "Post- untl Telegraphen­
anstalt" um Investitionsmittel in Höhe von 
68,5 Millionen Schilling, davon 28,5 Millionen 
Schilling beim Ansatz Fernmeldeanlagen und 
40 Millionen Schilling beim Ansatz Sonstige 
Anlagen; 

beim Kapitel 79 "Osterreichische Bundes­
bahnen" um Investitionsmittel in der Größen­
ordnung von 389 Millionen Schilling, die ins­
besondere bei der Elektrifizierung und im 
Fahrpark Vel1Wendung finden würden. 

In der Debatte über die Beratungsgruppe X 
ergriffen nach dem Speziallberichterstatter die 
Abgeordneten Glaser, Ing. Gradinger, Doktor 
Lanner, Ulbrich, Kammerhofer, Hietl, Doktor 
Keimei, Ing. Scheibengraf, Hahn, Steiner, 
Dr. Stix und Vetter das Wort. Bundesminister 
Frühbauer nahm zu den in der Debatte auf­
geworfenen Fragen und Problemen Stellung. 

Bei ~der Abstimmung am 1. De'zember 1971 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze der Be­
ratungsgruppe X unter Berücksichtigung eines 
Abänderungsantrages der Abgeordneten 
Glaser, Lanc und Dr. Broesigke angenoIIl1IIlen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit den An t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 65: Verkehr mit dem dazu­
gehörenden Konjunkturausgleich-Voranschlag, 

dem Kapitel 78: Post- und Telegraphen­
anstalt mit dem dazugehörenden Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag, 

dem Kapitel 79: Osterreichische Bundes­
bahnen mit dem dazugehörenden Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag, 

Im Rahmen der außerordentlichen Ge1barung des Bundesvoranschlages für das Jahr 1972 
steht ein um rund 62 Millionen Schilling er- (2 der Beilagen) mit den dem Ausschußbericht 
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Teschi 
angesmlossenen Abänderungen wird die ver- Arbeiten nom keineswegs befriedigend ge-
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. klärt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
beantrage ich, in die Spezialdebatte einzu­
gehen. 

Präsident Probst: Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Als erster Redner gelangt Herr Abgeord­
neter Dr. Stix zum Wort. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Stix (FPO): Herr Prä'si­
dent! Hohes Haus! Wir leben nicht nur im 
Zeitalter der Massen allgemein, sondern wir 
leben auch im Zeitalter des Massenverkehrs. 
Daher müssen wir auf dem Sektor der Ver­
kehrspolitik ein wirklich großes Proh'lem 
ständig und immer wieder neu erörtern und 
überlegen. 

Das zentrale Thema der Verkehrspolitik ist 
das alte und doch ewig neue Problem Straße­
Schiene. Während in früheren Jahren bei der 
Erörterung dieses Themas der Hauptakzent 
auf der Frage des Wettbewerbes zwischen 
Schiene und Straße lag, hat sich heute dieser 
Akzent verschoben, und es geht in der Ver­
kehrspolitik mehr und mehr um die Zu­
sammenarbeit von Straße und Schiene. 

Wie sehen denn die Zahlen, die die Straße 
betreffen, aus? Wir werden in etwa zehn 
Jahren auch in Osterreich die Vollmotorisie­
rung erreicht haben. Bis dahin wird sich der 
Kraftfahrzeugbestand, der schon heute die 
Marke von 1,5 Millionen überschritten hat, 
auf über 3,5 Millionen bewegen, was also 
eine Verdoppelung bedeutet. 

Da es Eulen nach Athen tragen hieße, wollte 
man die Zahlen wiederholen, die beweisen, 
wie sehr wir mit dem Aus/bau des Straßen­
netzes in Rückstand sind, möchte ich sagen, 
daß bei dieser Entwicklung doch die Einsicht 
auf der Hand liegt, daß die Straßen, wenn 
auch ein noch so gutes Straßennetz ausgebaut 
sein wird, gar nicht mehr in der Lage sein 
können, diesen Massenverkehr allein und 
gegen die Schiene zu 'bewältigen. 

Wir erleben dalber heute im Verständnis 
der Verkehrspolitiker eine Renaissance der 
Schiene nicht nur im herkömmlichen Sinn, daß 
nämlich die Bedeutung der Eisenbahnen 
wieder absolut zunehmend ist, sondern auch 
in ,der Hinsicht, daß wir möglicherweise schon 
in kurzer Zeit mit ganz neuen technischen 
Formen des Schienenverkehrs konfrontiert 
sein werden. 

Wenn die Osterreichischen Bundes'bahnen 
auch in ihrem Jahresbericht 1910 wieder die 
Argumentation vorbringen, sie seien die ein­
zigen, die für die Erha'ltung ihres Wegenetzes, 
ihrer Fahrstrecken, voll aufkommen müßten, 
dann gilt auf der anderen Seite - etwas, was 
auch nicht so ohneweiters von der Hand zu 
weisen ist - das, was Herr Dr. Fant! in 
seiner bekannten Wegekostenuntersuchung 
zutage gefördert hat, daß nämlich auch die 
Kraftfa'hrzeughalter !beziehungsweise die 
Autofahrer im Wege des Zuschlages zur 
Mineralölsteuer, der Mineralölsteuer und der 
Kraftfahrzeugsteuer ihr Wegenetz, die 
Straßen, nicht nur zu 100 Prozent erh'alten, 
sondern sogar einen ganz erheblichen Uber­
zahlungsbeitrag im Wege dieser Steuern lei­
sten. 

Die Zukunft wird uns mehr und mehr vor 
die Aufgabe stellen, den kombinierten Ver­
kehr zu fördern. Ich darf aus diesem sehr 
umfangreichen Gebiet nur emlge Punkte 
herausgreifen, vor allem die sicherlich bahn­
brechende Leistung, die mit dem Huckepack­
verkehr, mit den Niederflurwagen, in Oster­
reich erbracht wurde. Im Zusammenhang damit 
wird mein Kollege Melter speziell auf die 
Erfahrungen, die man am Arlberg damit ge­
macht hat, zu sprechen kommen. 

Ein weiteres Kapitel, das sich für den Aus­
bau eines kombinierten Verkehrs Schiene und 
Straße anbietet, ist der sogenannte Binnen­
containerverlkehr. In dieser Hinsicht stehen 
wir in Osterreich erst am Anfang. 

Von seiten der industriellen Verlader ist 
an die BundeSlbahnen beziehungsweise an das 
Verkehrsministerium wiedeflholt die Bitte 
herangetragen worden, dem rascheren Ausbau 
dieses Binnencontainersystems Aufmerksam­
keit zu :widmen. 

In unseren Nachbarländerngi'bt es recht 
ermutigende Erfahrungen. Wie man hört, wäre 
etwa die westdeutsche Bundesbahn 'bereit, im 
Leihwege Geräte für die Enprobung des eon­
tainerverkehrsauf breiterer Basis auch in 
Osterreidl zur Verfügung zu stellen. Ich bin 
der Meinung, daß man derartige Hilfen, die 
dazu dienen, einer Innovation schneller zum 
Durchbruch zu verhelfen, annehmen sollte. 

Eine weitere Sparte des kombinierten Ver­
kehrs ist das "Auto im Zug". Es ist erfreulich, 
daß auf diesem Gebiet die Entwicklungszahlen 

In diesem Zusammenhang wird immer wie- nach aufwärts weisen. 
der das Problem der We'gekosten-Zurechnung Vielleicht noch abschließend zu dem Thema 
zu erörtern sein. Bekanntlich ist dieses kombinierter Verkehr ein paar Worte zu kom­
Problem trotz intensiver wissenschaftlicher binierten Tarifen. Es ist uns allen klar, daß 
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Dr. Stb: 
wir speziell in den Ballungsräumen das zu reden ist vielleicht etwas seltsam. Aber 
Phänomen des Massenverkehrs immer ich möchte doch in aller Bescheidenheit in 
drückender zu spüren bekommen. Es ist eben- Erinnerung rufen, daß auch der grüne Inn in 
falls eine schon fast Allgemeingut gewordene die blaue Donau fließt. 
Einsicht, daß in den Ballungsräumen der indi­
viduelle Verkehr immer mehr und mehr den 
Rückzug antreten müssen wird. 

Wenn man aber den öffentlichen Massen­
verkehr in den Ballungsräumen richtig organi­
sieren will, dann wird man nicht umhin kön­
nen, mehr auf die Kombination zwischen ört­
lichen, lokalen Verkehrsmitteln und über­
regionalen, heranführenden Massenverkehrs­
mitteln Bedacht zu nehmen. 

Dazu 'gehören dann auch rechtzeitig gut aus­
gedachte kombinierte Tarife. In diesem Zu­
sammenhang möchte ich auf das sehr gelun­
gene Beispiel der Verkehrslösung mit Hilfe 
kom'binierter Tarife im Raum Hamburg ver­
weisen. 

Um noch einmal auf die Wegekosten­
Zurechnung zurückzukommen: Auf einem Teil­
gebiet hat es in den letzten Monaten einen 
Erfolg gegeben, und zwar im Luftraum. Offen­
sichtlich stoßen sich im Luftraum die Oinge 
nicht so hart wie auf der Erde zwischen Straße 
und Schiene. Auch Osterreich ist mit einem 
Vertrag dem Abkommen der EUROCONTROL 
beigetreten und wird nunm~hr in der Lage 
sein, für überfliegende Luftverkehrsträger 
FlugsicherungsstreckengebÜ'hren in Osterreich 
einzuheben. Man erwartet daraus ein Auf­
kommen von steigend 5 bis 8 Millionen Schil­
ling. Es ist das tatsächlich - wir anel'kennen 
das - ein Erfolg in Richtung der Zurechnung 
von Wege'kosten auf den entsprechenden Be­
nützer. 

Bevor ich mich nun im Sinne einer Schwer­
punktbildung den Hauptkapiteln Bundes­
bahnen einerseits und Post andererseits zu­
wende, möchte ich vorweg 'Zu einigen klei­
neren Kapiteln der Verkehrspolitik einige 
Worte hemel'ken. Wenn ich sage "kleinere 
Kapitel der Verkehrspolitik", so handelt es 
sich dabei nicht um unwichtige, sondern abso­
lut um wichtige Kapitel. Aber wenn man das 
ganze Verkehrs geschehen mit einem großen 
Konzert vergleicht, dann 'besteht dieses aus 
sehr vielen Stimmen, aus sehr vielen Instru­
menten. Alle sind wichtig . .A!ber die Pauken 
und Trompeten stellen eben doch Bahn und 
Post. 

Vorweg also zu einigen anderen Kapiteln. 
Erlauben Sie mir, daß ich als Tiroler A:bgeord­
neter den Mut aufbringe - ich empfinde es 
so, daß ein gewisser Mut dazugehört -, um 
als ers tes einige Bemerkungen über die 
DonaudampfschUfahrtsgesellschaft zu sagen. 
Aus den Bergen kommend über die Schiffahrt 

Die Donaudampfschiffahrtsgesel'lschaft ist 
ein Sorgenkind. Sie hat einen Abgang von 
fast 131/2 Millionen Schilling, und eine Bes­
serung ist nicht in Sicht. Man könnte zur 
Tagesordnung Ü'bergehenangesichts anderer 
Defizite, die Milliardenhöhen erreichen. Aber 
iCh hielte das für falsch im Hinblick auf die 
künftigen Perspektiven der Binnenschiffahrt in 
Europa. Immerhin haben wir in vermutlich 
weniger als einem Jahrzehnt den ~hein-Main­
Donau-Kanal, der die Verbindung von der 
Nordsee zum Schwarzen Meer 'bringen wird. 
Ich kann mir nicht vorsteHen, daß es uns 
angesichts 'dieser kommenden Entwicklung 
gleichgültig sein kann, was aus der ODSG 
wird. 

Wenn iCh richtig informiert -bin, dann liegt 
inzwischen für die Sanierung der Donau­
dampfschiffahrtsgesellschaft ein Unterneh­
menskonzept vor. Angeblich ist es aber noch 
nicht geprüft. Wir ersuchen daher den Herrn 
Verkehrsminister, die Prüfung dieses Kon­
zeptes, von dem man sich die Sanierung der 
DDSG erwartet, baldmöglichst vorzunehmen 
und darüber hinaus dann Vorschläge zu unter­
breiten, die eine baldige Sanierung der DDSG 
erwarten lassen. 

Sollte sich die öffentliche Hand nicht in der 
Lage sehen, ein wirklich überzeugendes Sanie­
rungskonzept für die DDSG vorzulegen, dann 
möchte ich doch - abseits aller Dogmatik, 
abseits aller Ideologie, ganz nüchtern und 
sachlich - den Gedanken zu erwäg,en geben, 
ob man nicht dieses von der öffentlichen Hand 
ganz augenscheinlich nicht :glücklich geführte 
Unternehmen nicht vielleicht doch einer 
Reprivatisierung zuführt. 

Auch die HochseesChiffahrt wird in Oster­
reich demnächst ihren legistischen Nieder­
schlag finden müssen, da es immer mehr 
Hochseeschiffegilbt, die unter österreidüscher 
Flagge fa'hren. Wir sind gespannt darauf, wel­
ches diesbezügliche Gesetz uns der Herr Ver­
kehrsminister vorlegen wird. 

Nur ganz knapp streifen möchte ich das 
Kapitel Luftverkehr, das angesichts der sehr 
betrüblichen Entwicklung in Osterreich auf 
diesem Gebiet absolut wiChtig ist. Ich möchte 
das aber einem anderen Kollegen vorbehalten. 

Wir betrachten mit großer Sorge, daß die 
Verhandlungen zwischen AUA un'd Swissair 
noch kein befriedigendes Stadium erreicht 
haben. Wir würden uns wünschen, daß es zu 
dieser fruChtbaren zweistaatlichen Koopera-

15. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 134

www.parlament.gv.at



1134 Nationalrat XIII. GP - 15. Sitzung - 16. Dezember 1971 

Dr. Stix 
tion auf dem Gebiet des Flugverkehrs über 
kurz oder lang doch 'kommt. Allerdings wün­
schen wir nicht, daß dies allein auf dem 
Rücken der österreichischen Interessen ge­
schieht. Wir sind sicher, daß die österreichi­
schen Verhandlungsführer die österreichischen 
Interessen wahren werden. Darüber hinaus 
legen wir aher größten Wert darauf, daß es 
zu einer Zusammenarbeit zwischen AUA und 
Swissair kommt, denn nicht zuletzt verspre­
chen wir uns davon einen Auswe'g aus der 
gesamten AUA-Misere. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang 
ein paar Bemerkungen zu einem speziellen 
Flugverkehrsproblem; es betrifft den Flug­
hafen Innsbruck. Bekanntlich wurde die AUA­
Binnenfluglinie Innshruck.-Wien eingestellt. 
Der Innsbrucker Flughafen Ihat diese Sti'll­
legung noch nicht ubeflWUnden; er trägt schwer 
daran. Es ist uns allen bekannt, daß eine 
Besserung erst zu erwarten sein wird, wenn es 
gelingt, die Anflugbedingungen :für den Flug­
hafen Inns-bruck besser zu gestalten. 

Herr Bundesminister Frülhbauer ha.t uns er­
klärt, daß das Sachverständigengutachten, das 
sich mit dem Wolkendurchstoßver,fahren be­
faßt, nunmehr .fertiggestellt ist. Herr Bundes­
ministerl Ich darf an Sie die Frage richten, 
wann wir über dieses Expertengutachten 
Näheres erfahren können. Wir richten an Sie 
weiter die Bitte, daß das nach Möglichkeit 
bald geschieht. Für dEm Innsbrucker Flughafen 
ist das eine entscheidende Sache. 

Entscheidend für den Fremdenverkehr ist 
weiters ein anderes Kapitel der Verkehrs­
politik: das Seilbahnwesen. Wir hahen in 
Osterreich, große und kleine Seil'bahnen zu­
sammengezogen, derzeit einen Stand von rund 
350. Es ist bekannt, daß diese mechanischen 
Aufstiegshilfen ,ein ,ganz entscheidender Be­
standteil der Infrastruktur unseres Er'holungs­
raumes, speziell für den Fremdenverkehr, 
sind. 

daß sie im großen VeIlkehrskonzertdie Pau­
ken und Trompeten sind, nämlich Bahn und 
Post. Das, was wir vor wenigen Tagen hin­
sichtlich der neuen Bahntarife gehört 'haben, 
ist wahrlich ein Paukensmlag. Es ist nicht so­
sehr die Tatsache an sich, daß die Bahntarife , 
erhöht und nachgezogen werden, denn nie­
mand wird bei objektiver Betrachtung den 
Bundesbahnen vorenthalten können, von Zeit 
zu Zeit, den gestiegenen allgemeinen Kosten 
entsprechend, auch ihre Verkaufspreise, auch 
den Preis für ihre Leistungen nachzuziehen. 

Alber zwei >Dinge beunruhigen uns. Das eine 
ist das stoßartige, abrupte Erhöhen um einen 
so massiven Satz wie durchschnittlich fast 
21 Prozent. Wir haben es immer für ein Un­
glück gehalten, daß notwendige Tariifikorrek­
turen zuerst jahrelang ,zuIÜckgestaut werden, 
zum Teil aus tagespolitischen und propagan­
distischen Gesichtspunkten, nicht zuletzt aus 
ganz engen parteipolitischen Gesichtspunkten, 
und daß dann der Konsument, lange in Sicher­
heit gewiegt, plötzlich mit ganz massiven 
Erhöhungen überrascht und überrumpelt wird. 
Wir halten das für eine unredliche Art der 
Tarifkorrekturen. 

Der zweite Punkt, der uns beunruhigt, ist 
die Tatsache, daß sich hinter dem Durch­
schnittssatz der Tariferhöhungen von fast 
21 Prozent einige massive Erihöhungssätze we­
sentlich unangenehmeren Ausmaßes verber­
gen. Ich darf hier eine Errechnung zu Hilfe 
nehmen, die wir uns in der Kürze der Zeit aus 
den Veröffentlichungen gemacht haben. Ich 
muß Ihnen da leider einige Erhöihungssätze 
nennen, die nicht dafür sprechen, daß es sich 
bei dieser Regulierung der Bahntarife um eine 
besonders sozia'le Aktion handelt. 

Zunächst sind einmal besonders stark die 
ermäßigten Rückfahrkarten erhöht worden, 
und zwar im Bereich bis 8 km, 'also ein Bereich, 
der für den kleinen Mann eine große Rolle 
spie'lt. Die Erhöhungen für Rückfahrkarten 
betr,a'gen dort 43,2 Prozent. Im Bereich von 
100 bis 300 km beträgt die Erhöhung der 
Rückfahrkarten 45,2 Prozent, also weit über 
dem Durchschnitt von 21 Prozent. 

Wie sieht es aber aus, wenn man etwa die 
Arbeitermonatskarten 'hernimmt? Auch hier 
liegt ausgerechnet jener Bereich, der für den 
kleinen Mann wichtig ist, nämlich der Nah­
bereich 'his 8 km, in der höchsten Stufe der 
Steigerung der Arbeitermonatskarten, nämlich 
mit 26,6 Prozent. Erst die Bereiche über 8 km 
liegen dann etwa im Durchschnitt der all­
gemeinen TariferhÖ'hung. 

Wir Freiheitlichen bedauern daher außer­
ordentlich die l'aufende Verringerung der 
öffentlichen Mittel zur Förderung des Seil­
bahn'baues. Auch der Herr Bundesminister 
Frühbauer hat im Ausschuß ,erklären müssen, 
daß sich das Verkehrsministerium nicht mehr 
in der Lage sehe, Zinsenzuschüsse für die 
Verbilligung von Krediten zum Bau von Seil­
bahnen zu geben. Wir ha:lten diese Maßnahme 
für außerordentlich kurzsichtig und keines­
wegs wachstumsgerecht, denn es ist ja der 
Fremdenverkehr, der eine der größten 
Wachstumssparten unserer Wirtschaft dar­
stellt. Wir glauben nicht, Herr Bundesminister, daß 

Nun möchte ich auf jene zwei Kapitel zu diese speziellen Beispiele, die ich hier erwäh­
sprechen kommen, von denen ich zuerst sagte, nen mußte, ein Beweis dafür sind, daß man 
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bei den Tariferhöhungen einen besonders hielte. Das wäre durchaus im Sinne klarer 
sozialen Maßstab, einen überdurchschnitt- betriebswirtschaftlicher Verhältnisse, es 
lich sozialen Maßstab, wie er etwa von einer würde dann das Defi'zit der Bahn von diesen 
Mehrheitsregierung Ihrer Partei zu erwarten fremden Teilen entlastet werden. 
gewesen wäre, angelegt that. 

Nun zu den Osterreichischen Bundes'bahnen 
ganz allgemein. Das Defizit, dem wir uns 
heute gegenübersehen, ist einfach erschüt­
ternd. Betrug das Budgetdefizit in 'den frü­
heren Jahren 2,5 Milliarden, 3 Milliarden 
Schilling, dann ist es jetzt mit 3,9 Milliarden 
auf fast 4 Milliarden Schilling angestiegen. 
Dieses tDefizit, das ein Ibudgetmäßiges Defizit 
ist, wird keineswegs durch die Oarstellung 
in der kaufmännischen Gebarungsübersicht 
gemildert, also in der nach kaufmännischen 
Gesichtspunkten erstellten Bilanz, denn auch 
dort ist der zu erwartende Reinverlust der 
Osterreichischen Bundes'bahnen für 1972 
immerhin mit 3,3 Milliarden Schilling aus­
gewiesen. 

Nun macht die Bahnverwaltung mit einem 
gewissen Recht geltend, daß dieses Defizit in 
dieser Höhe jedenfalls nicht zuletzt durch 
betriebsfremde Lasten zustande kommt. Zu 
den bekannten 1,7 Milliarden Schilling, die 
laut Bundesbahngesetz aus dem Staatsbudget 
zum Gesamtpensionsaufwand der Osterreichi­
schen Bundesbahnen zugeschossen werden, die 
also eine Teilentlastung jener betriebsfremden 
Lasten darstellen, möchte ich gleich einiges 
sagen. Dadurch, daß dieser Betrag von 
1,7 Milliarden in den letzten drei Jahren starr 
geblieben ist, der Pensionsaufwand der Oster­
reichischen Bundesbahnen aber ununter­
brochen gestiegen ist, er hält derzeit laut 
Voranschlag 1972 bei 4,5 Milliarden Schilling, 
ist dieser Zuschuß zu den betriebs­
fremden Lasten relativ ständig gesunken. 
Machten die 1,7 Milliarden Schilling im Jahre 
1970 noch 44,8 Prozent aus, waren es 1971 
nur mehr 40,8 Prozent, und sind es 1972 nur 
mehr 37,3 Prozent der Pensionslasten. 

Wir Freiheitlichen sin'd der Meinung, daß 
hier eine Korrektur angebracht wäre, daß es 
im Sinne der realen Verhältnisse und einer 
klaren Durchleuchtung und klaren Bewälti­
gung dieser Verhältnisse notwendig wäre, 
entsprechend den gestiegenen Pensionslasten 
diesen Teil der Budgetmittel von 1,7 Mil­
liarden Schilling der Entwicklung anzupassen 
und zu erhöhen. 

Ähnliches gilt für den Betrag von 350 Mil­
lionen Schilling, der aus Budgetmitteln der 
Bahn wegen ihrer Sozial- und Subventions­
tarife erstattet wird. Auch diese Zahl ist 
sicherlich zu niedrig gegriffen. Bei realistischer 
Einschätzung wird man nicht sehr fehlgehen, 
wenn man eine Verdoppelung für richtig 

Aber, meine Damen und Herren, es bleibt 
dann immer noch die Tatsache bestehen, daß 
sich das Defizit der Osterreichischen Bundes­
bahnen, auch wenn es von allen betriebs­
fremden Lasten befreit würde, in Milliarden­
höhe bewegt. Das ist ein Zustand, den wir als 
Steuerzahler auf die Dauer nicht hinnehmen 
können. (Zustimmung bei der FPO.) 

Wenn man die Aufwandsseite der Bundes­
bahnen betrachtet, fällt einem die ungeheure 
Kostenexplosion auf dem Sektor Personal auf. 
Allein von 1971 auf 1972 haben sich die 
Personallasten einschließlich der Altersver­
sorgung um über 1 Milliarde Schilling erhöht. 
Wir sind der Ansicht, daß es der Bundesbahn­
verwaltung offensichtlich nicht gelungen ist, 
die Explosion auf dem Personalkostensektor 
in den Griff zu bekommen. Hier erwarten wir, 
daß in Zukunft endlich überzeugende Reform­
maßnahmen gesetzt werden. Diese Steigerung 
ist umso überraschender, als sich ja der Per­
sonalstand der OEB in den letzten Jahren 
ständig, wenn auch nicht viel, aber doch ver­
ringert hat. Wie entscheidend diese Personal­
kosten sind, wird jedem Betriebswirtscltaftler 
klar, wenn er hört, daß die Lohnquote in den 
Aufwendungen der Bundesbahnen 70 Prozent 
beträgt. 

Daraus ergibt sich eine ganz bestimmte Fol­
gerung, nämlich daß das Defizit der Oster­
reichischen Bundesbahnen auf Dauer nur dann 
erfolgreich abgebaut werden kann, wenn man 
massive Rationalisierungsinvestitionen vor­
nimmt. Und da sind wir bei objektiver Be­
trachtung des Investitionsgeschehens der 
letzten Jahre der Auffassung, daß zu wenig 
rationalisiert un:d daß in Rationalisierungs­
investitionen zu wenig hineingesteckt wurde. 

Auch der Rechnungshof ist dieser Ansicht. 
Er verleiht dieser seiner Ansicht im Tätigkeits­
bericht unter anderem auch für 1970 Ausdruck. 
Ich werde bei einem besonderen Punkt darauf 
noch zurückkommen. 

Daß das Budget 1972 keine entscheiderude 
Verbesserung in der Hinsicht Ibringt, daß man 
aus der Situation die Konsequenzen zieht und 
die Investitionen mit aller Kraft forciert, ist 
das eigentlich Betrübliche. Ich habe mir einige 
Zahlen herausgeschrieben. Sie betreffen die 
Elektrifizierung, die Fahrpark- und sonstig-en 
Investitionen. Da ist in der ordentlichen Ge­
barung eine Steigerung der Investitions­
beträge von 1971 auf 1972 mit ganzen 
41/2 Prozent vorgesehen. 41/2 Prozent Stei­
gerung! Wenn man die außerordentliche Ge-
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barung, die 975 Millionen hinzunimmt und sie 
mit dem vergleicht, was in der außerordent­
liChen Gebarung schon 1971 drinnen war, dann 
ist auch das nur eine Steigerung von 61/2 Pro­
zent. Diese Zahlen sind mehr als bescheiden. 
Sie liegen weit unter dem durchschnittliChen 
Rahmen der Ausgabensteigerungen und 'ganz 
siCher weit unter den Investitionserforder­
nissen der Osterreichischen Bundesbahnen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf 
z,wei Teilgebiete der Investitionen eingehen: 
Es handelt sich einmal um die Elektrifizierung 
und zum anderen um den Wagenpark. 

Zunächst die Elektrifizierung: Diese 
Elektrifizierung geht äußerst schleppend vor­
an. Es sind erst 40 Prozent der Streckenlänge 
mit 80 Prozent der Transportleistungen von 
der Elektrifizierung erfaßt. 

Es gi'bt nun ein Fünfjahres-Elektrifizierungs­
programm der OsterreiChischen Bundesbahnen. 
Aber wie dieses Programm beurteilt wird, 
möchte ich mit Erlaubnis des Herrn Präsi­
denten aus dem Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes zitieren. Im Tätigkeitsbericht steht 
wörtlich: 

"Der Rechnungshof fand das Vorgehen der 
OBB bei der Erstellung ihrer Elektrifizierungs­
programme als nicht sehr zweckmäßig. Von 
August 1966 bis März 1969 waren fünf Elek­
trifizierungsprogramme ausgearbeitet worden, 
die sich jedoCh grundlegend voneinander 
unterschieden. Das jährliChe Bauvolumen 
schwanJkte zwischen 34,5 und 80 km, der zu 
erwartende Abschluß der Streckenelektrifizie­
rungbewegte sich zwisChen den Jahren 1973 
und 1984." 

mitteln bleibt. Dieses Memorandum verlangt 
Sonderfinanzierungen, die die Milliardenhöhe 
ülberschrei ten. 

Herr Bundesministerl Ich frage Sie: Was 
ist aus diesem Memorandum des Verwaltungs­
rates der Osterreichischen Bundesbahnen ge­
worden? 

Ein 7JWeites Beispiel einer sehr betrüblichen 
Investitionspolitik bietet sich bei den Güter­
wagen. Bekanntlich stammen rund zwei Dritter 
der Einnahmen, die die Osterreichischen 
Bundesbahnen haben, aus dem Güterverkehr. 
Das Gütertransportaufkommen steigt auch 
wesentlich rascher als das Aufkommen aus 
dem Personenverkehr. Es ist also entschei­
dend, daß die Bundesbahnen alles tun, um die 
ihnen aus dem Gütersektor möglich zukom­
menden Einnahmen rascher zu erhöhen. 

Aber was geschieht? Die Osterreichischen 
BundeSlbahnen besitzen viel zuwenig Güter­
waggons. Ich darf hier eine vergleichbare Auf­
stellung zitieren, die zeigt, wie arg es damit 
bei uns ~bestel1t ist. Während bei der Deut­
schen Bundesbahn je 1000 km Streckennetz 
9000 Wagen zur Verfügung stehen und bei 
den Schweizerischen Bundesbahnen 8850, ver­
fügen die Osterreichischen Bundesbahnen nur 
über 5800 Wagen. Von diesen sind 38 Prozent 
älter als 20 Jahre. 

In Spitzenzeiten kommt es vor, daß die 
Wünsche der verladenden Wirtschaft von den 
Osterreichischen Bundesbahnen nicht erfüllt 
werden können. Es kommt vor, daß in Spitzen­
zeiten bis zu 700 Güterwaggons täglich von 
den Osterreichischen Bundesbahnen nicht ge­
stellt werden können, weil sie nicht zur Ver­

Meine Damen' und Herrenl Das ist fügung stehen. Hier liegt eine große Ertrags­
reserve brach. Wir Freiheitlichen halten es 
für eines der größten Investitionsversäum­
nisse, die man den Osterreichischen Bundes­
bahnen und dem Verkehrsministerium vor-

erschütternd, wenn man siCh auf der anderen 
Seite nur folgendes vor Augen hält: allein 
die Elektrifizierung von ungefähr rund 
500 Streckenkilometern der Osterreichischen 
Bundesbahnen, dazu ,die AnsChaffung einiger werfen muß, daß sie es verabsäumt haben, 
zusätzlicher E-Loks - bekanntlich haben wir auf dem Sektor der Güterwagenbereitstellung 
zuwenig -, um nicht auf schon elektrifizier- die gebotenen Chancen zu nützen. 
ten Strecken auch teHweise mit Dampf fahren So 'weit zu einigen markanten Gesichts­
zu müssen, allein diese Elektrifizierung würde punkten der Investitionspolitik der Oster­
die Rentabilität der Osterreichischen Bundes- reichischen Bundesbahnen. Einige kleinere 
bahnen um rund eine Viertelmilliarde Schil- Punkte, die iCh noch im Sinne hatte vorzu­
ling verbesserni tragen, möchte iCh mir im Interesse eines 

Ich muß offen anerkennen, daß die Verant- zügigeren Ablaufes der Debatte zu streichen 
erlauben. wortlichen in der Verwaltung der Osterreichi-

sChen Bundesbahnen die Situation durChaus 
sehen. Es gibt ein Memorandum des Ver­
waltungsrates. In diesem Memorandum wird 
ganz ernsthaft darauf hingewiesen, daß es 
entscheidend sein wird, diese Elektrifizierung 
schneller durchzuführen, und daß das nicht 
geht, wenn man bei der bisherigen schleppen­
den Methode der Finanzierung aus Budget-

.A!ber abschließend zur Bundesbahn möchte 
ich doch noch. auf das Kapitel Verkaufs­
förderung zurückkommen. In dieser Hinsicht 
ist einiges getan worden, und ich halte es 
für ein Gebot der Objektivität und Fairneß, 
daß man, wenn man als Abgeordneter leider 
Anlaß hat, massive Kritik an einer Institution 
vorzubringen, dann auch wenigstens den 
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einen oder anderen Punkt erwähnt, der An­
erkennung verdient. UnJd. Anerkennung ver­
dient die in der letzten Zeit eingetretene 
Änderung auf dem Sektor Marketing, Wer­
bung, Verkaufsförderung bei den Osterreidü­
schen Bundeshahnen. Es war die Senioren­
ermäßigung ein Erfolg, es ist die Rail-Europe­
Junior eine meines Erachtens gute Idee, 
ebenso der Studenten-Railpaß. 

Herr Minister! Vielleicht eine Anregung, 
wenn Sie mir erlauben, zur Seniorenermäßi­
gung: Was spricht eigentlich dagegen, daß 
man diese ausdehnt, daß man auch Früh­
rentner und InvaHdenrentner mehr als bisher 
in den Genuß dieser Seniorenermäßigung 
kommen läßt? Ich glaube, es handelt sich 
gerade hier um einen Personenkreis, der viel­
leicht sogar noch etwas reisefreudiger ist und 
sicher zur Budgetaufbesserung auf dem Sektor 
der Personenverkehrseinnahmen beitragen 
könnte. 

Alleldings enthält auch dieses Kapitel einen 
trüben Punkt; es handelt sich um die Oster­
reichische Verkehrswerbung, wo man fest­
stellen muß, daß die Mittel für die Werbe­
maßnahmen im Wege der Osterreichischen 
Yerkehrswerbung von 1970 über 1971 bis in 
den Voranschlag 1972 hinein eine Kürzung 
erfahren haben. Auf der anderen Seite fällt 
auf, daß gleich unter dieser Kürzungspost für 
die Osterreichische Verkehrswerbung die son­
stigen Leistungen für andere Firmen ständig 
gestiegen sind. Es erhebt sich die Frage: Was 
geht hier vor? Findet hier eine Umschichtung 
statt, und aus welchen Gründen? Ich blitte den 
Herrn Bundesminister für Verkehr höflich, 
diese meine Frage vielleicht klärend zu beant­
worten. 

Und nun zur österreichischen -Post. Auch die 
österreichische Bundespost weist ein Defizit 
auf, das von 956 Millionen Schilling 1971 auf 
1,16 Milliarden Schilling 1972 gestiegen ist. 
Aber zum Unterschied von dem Defizit der 
Osterreichischen Bundesbahnen handelt es sich 
um ein Defizit, das sich nur bei 'budgetmäßiger 
Darstellung ergibt. Bei kaufmännischer Dar­
stellung, bei Bilanzierung der Gebarung der 
österreichischen Bundespost ergibt sich ein 
ganz anderes Bild, nämlich ein Reingewinn. 
Und dieser Reingewinn, der im Jahr 1970 
858 MHlionen Schilling betrug, macht 1971 
806 Millionen Schilling aus und 'wird für 1972 
mit mehr als 1 Milliarde Schilling erwartet. 

Diese an sich erfreuliche Tatsache darf 
natürlich nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
es eine ganze Reihe von Sektoren auf dem 
Postge'biet gibt, die einer kritischen Durch­
leuchtung unterzogen werden müssen. Ich will 
das hier in diesem Zusammenhang, vor allem 

auch, weil die Zeit weit fortgeschritten ist, 
nicht mehr in Einzelheiten tun. 

Es wäre einiges zu sagen -zum Autobus­
wesen, es wäre einiges 'zu sagen zum Fern­
sprechwesen, wo besonders wiederum - jetzt 
muß ich wieder für den Fremdenverkehr 
sprechen - der Tiroler Raum darunter leidet, 
daß die Fernver'bindungen speziell zwischen 
Tirol und Ostösterreich, zwischen Innsbruck 
und Wien, derart überlastet sind, daß man 
oft stundenlang auf Gesprächsverbindungen 
warten muß. 

Im Ausschuß hat der Bundesminister für 
Verkehr erklärt, daß für die Strecke Wien­
Innsbruck. für 1972 eine Richtfunkanlage zu 
erwarten sei, die eine Erweiterung um zu­
sätzlich 5400 Gespräche bringt. Ich kann nur 
hoffen, daß diese Erweiterung der Fernsprech­
kapazität zwischen dem Tiro,ler Raum und 
Wien nun ,bald Wirklich!keit wird. Aber 
bitte, das sind nur Randbemerkungen. 

Ich möchte mich auf einen 'ganz bestimmten 
Punkt konzentrieren, und das sind die Post­
dienste am Samstag. An den Beginn meiner 
Stellungnahme zu diesem Problem möchte ich 
zwei Punkte, zwei wichtige Erklärungen 
stellen. 

Die eine Erklärung bezieht sich auf die 
personalpolitische Seite: Wir anerkennen ganz 
außer Streit das Recht auch der Postbedien­
steten auf eine 5-Tage-Woche. Wir sind der 
Meinung, daß es für die Bediensteten der Post 
ein nlicht 'Zu umgehender und absolut 
begrüßenswerter Fortschritt ist, von der 
6-Tage-Woche wegzukommen. 

Aober indem wir das anerkennen, räumen 
wir der Post nicht das Recht ein, nun ihrer­
seits die Dienste ,an der Bevölkerung auf 
fünf Tage zu beschränken. Es ist doch in 
anderen Bereichen der Wirtschaft auch so, 
daß Betriebe sechs T'age, sielben Tage arbeiten, 
ja mehr. Es 9ibt, wenn ich etwa an <:lie che­
mische Industrie denke, Betriebe, die arbeiten 
in drei Schichten Tag und Nacht, werktags 
wie feiertags wie sonntags, und trotzdem 
haben die dort Beschäftigten eine Fünftage­
Woche. 

Man kann also den vergleichenden Schluß 
mit großer Berechtigung ziehen: Was der 
Wirtschaft recht sein muß, muß auch der Post 
billig sein. Die Dienste der Post sind eine 
Frage, und die 5-Tage--Beschäftigung der Post­
angestellten eine andere. 

Und nun folgende These: Die Post ist ein 
Monopolbetrieb. Die Post hat eine ungeheuer 
dominierende Stellung gegenüber dem Staats­
bürger in seinem privaten Bereich, aber auch 
im gesamten wirtschaftlichen Bereich. Dieser 
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Monopolbetrieb Post muß natürlich seine Auf­
gaben wirtschaftlich erfüllen. Und ich darf nun 
mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten aus der 
Festschrift für Karl Waldbrunner einen Beitrag 
von Herrn Bundesminister Frühbauer zitieren, 
der da einige Grundsätze aufgestellt hat, deren 
einer lautet: 

"Die im Besitz der Allgemeinheit stehenden 
Verkehrsunternehmen haben nach gemein­
wirtschaftlichen Grurudsätzen zu arbeiten. Sie 
haben die Aufgabe, nach Deckung ihrer Selbst­
kosten das allgemeine Bedürfnis nach Beför­
derung von Personen und Gütern in ratio­
neller und rationaler Weise zu befriedigen. 
Die Erzielung von Gewinn ist nicht ihre Auf­
gabe und kann daher auch nicht Motiv ihres 
Handeins sein." 

Herr Bundesminister! Auf der einen Seite 
Ihr Grundsatz: Es genügt, wenn die Post ihre 
Kosten deckt. Auf der anderen Seite die Tat­
sache, daß die Post seit Jahren einen erfreu­
lichen Reingewinn hat, der für 1972 in der 
Größenordnung von über 1 Milliarde zu er­
warten ist. Und nun frage ich Sie: Mit welchem 
Recht darf ein öffentliches Unternehmen, wenn 
es so aktiv ist, wenn es einen Reingewinn 
erzielt, hergehen und gegenüber der Offent­
lichkeit seine Dienste einschränken? (Zustim­
mung bei der FPO.) 

Die Post hat von der finanziellen Seite her 
überhaupt keine Veranlassung, keine betriebs­
wirtschaftliche und keine personelle Veran­
lassung, ihre Dienste einzuschränken. Sie kann 
auf Grund ihrer Ertragslage ohne weiteres die 
Arbeitszeitverkürzung durch Aufstockung von 
Personal wettmachen. Die betriebswirtschaft­
lichen Voraussetzungen sind ,bei der Post 
dafür gegeben. 

Tatsäc~~lich tut die Post es ja auch. Ich 
möchte hIer einige Zahlen aus dem Personal­
bereich erwähnen - jetzt habe ich diese Zah­
len leider verlegt -, aber ich zitiere auswen­
dig, daß die Post in den letzten Jahren ständig 
etwa zwischen 500 und 700 Bedienstete mehr 
eingestellt und beschäftigt hat als im voran­
gegangenen Jahr. 

Meine Damen und Herren! Das geht im 
wesentlichen auf das Konto der Arbeitszeit­
verkürzung. Denn die Stückleistungen der Post 
sind nicht erheblich gestiegen. Es haben die 
Postsendungen, Inland wie Ausland, jedes 
Jahr nur um einen sehr geringen Prozentsatz 
zugenommen. Es sind andere Sektoren der 
Postleistung stückzahlmäßig sogar zurück­
gegangen. Es sind zurückgegangen die Tele­
gramme, die Eilsendungen, es sind stückzahl­
mäßig in jedem Jahr zurückgegangen die Ein­
zahlungen und Abhebungen im Postspar- und 
Postscheckverkehr. 

Es liegen also keine nennenswerten Men­
genzuwachsraten vor, die die Post vor unlös­
bare Mengenprobleme bei der Arbeitsbewälti­
gung stellen würden. Trotzdem hat die Post 
jedes Jahr mehr Bedienstete gehabt. Sicherlich 
geht ein Teil davon - das räume ich ein -
auf den Sektor Ausbau des Fernsprech'Wesens; 
das ist auch zu begrüßen. Aber ein gut Teil, 
und der Herr Bundesminister hat es im Aus­
schuß auch konzediert, geht ehen auf das 
Konto der Arbeitszeitverkürzung. 

Trotzdem, meine Damen und Herren: Die 
Post ist aktiv! Sie wird auch 1972 aktiv blei­
ben. Und wir Freiheitlichen sind der Auf­
fassung, daß es der Bevölkerung unzumutbar 
ist, daß ein Monopolbetrieb wie die Post 
seine Dienstleistungen einschränkt, obwohl er 
aktiv ist und damit die Möglichkeit hätte, 
die optimale Postversorgung Osterreichs zu 
gewährleisten. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Keimel. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Keimel (OVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Nach einer 
solchen umfassenden Vorlesung ist es natür­
lich für alle folgenden Redner schwer, über­
haupt noch etwas Neues oder Wesentliches zu 
bringen. Aber ich werde es jedenfalls ver­
suchen. 

Meine Damen und Herren! Die Gigantoma­
'nie im Zahlenspiel hat offensichtlich auch 
dieses Ressort erfaßt, wie bereits der Herr 
Spezialberichterstatter kundtat. Dber ein 
Fünftel, hat er erwähnt, des Gesamthaushaltes 
werden in diesem Budget von diesem Ressort 
erfaßt. Er hat dabei nur eines vergessen: daß 
diesem Za'hlenspiel vor der österrelichischen 
Bevölkerung als bisher einzige, ebenfalls so 
gigantische Tat dieser Regierung seit nunmehr 
fast zwei Jahren offensichtlich nur Preis- und 
Tarfferhohungen elbenso'lchen Ausmaßes ge­
genüberstanden bezielhungsweise noch gegen­
überstehen. 

Ich erwähne nur aus dem Verkehrsbereich: 
Bei der Post ist es eine indirekte Preiserhö­
hung, meine Damen und Herren, wenn bei 
gleichen Tarifen die Leistungen sinken, wie 
es durch die Fünftagewoche geschehen wird. 
Es klang ja auch im Ausschuß schon durch, 
daß es auch noch andere Berichtigungen geben 
wird, zum Beispiel bei den Paketgebühren im 
Zusammenhang mit den OBB-Tarifen. 

Die Bahntarife wurden teilweise in einem 
enormen Ausmaß erhöht, wobei die Wiener 
Straßenbahn mit gutem Beispiel vorangeht. 

Ich habe keine Zeit, die Ausführungen der 
Herren Sozialisten, insbesondere des Herrn 
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Ulbrich und des Herrn Frühbauer, zu Tarfi.f­
berichtigungen in den Jahren 1966 und 1969 
zu zitieren. Da waren das jedenfalls aus­
sc:hließlich - ic:h habe mir die Protokolle gut 
angesehen - asoziale Taten. Und was ist es 
denn heute ,bei einer Erhöhung der Personen­
tarife um mehr als 20 Prozent, der Sc:hüler­
und AI1beiterkarten um 20, 18 Prozent? (Abg. 
Dr. B 1 e n k: Das ist "sozial" 1) Die Kraft­
fahrlinien bei Bahn und Post werden ebenso 
über 20 Prozent erhöht wie die Schnellbahn-

Die erwähnte Gigantomanie beruht also ins­
besondere auf der Tatsache, daß die zwei 
größten österreichischen Betriebe in diesem 
Ressort "verwaltet" werden. Ich sage das 
ganz bewußt, denn lieber würde ich natürlich 
sagen: "geführt" werden. 

Nur eines hat man bei -diesem Zahlenspiel 
auch vergessen herauszustreichen: daß diese 
bei den Betriebe, Post- und Telegraphenanstalt 
und Osterreichische Bundesbahnen, den Staats­
haushalt auch mit mehr als 7 iMilliarden Schil-

tarife. ling Defizit in einer bereits unerträglichen 
Im Ausschuß hat der Herr Minister zu unse- Weise belasten. Stellen Sie doch dieses Defi-

ren Fragen zu den Tarifen noc:h rec:ht vage 
Angaben gemacht. Aber durch die Presse und 
bei der Pressekonferenz haben wir es ja dann 
sehr detailliert erfahren. Das scheint ja wohl 
überhaupt typisch für diesen transparenten 
Regierungsstil zu sein. 

Meine Damen und Herren! Wir haben daher 
auch im Ausschuß schon den Entschließungs­
antrag, den ich noch einmal einbringen darf, 
eingebracht. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Keimel und Genossen 
betreffend Tarifpolitik der Bundesregierung. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Verkehr wird auf­
gefordert, gemeinsam mit dem Bundesmini­
ster für Finanzen - im Gegensatz zur beab­
sichtigten Vorgangsweise -eine Tarifpoli­
tik zu verfolgen, wodurch gewährleistet ist, 
daß keine weiteren schweren Belastungen 
vor allem für die sozial schwächeren Bevöl­
kerungsschichten eintreten und keine zusätz­
lichen Mittel aus dem Familienlastenaus­
gleichsfonds für familienfremde Zwecke 
herangezogen werden. 

Auf dem Elektrizitätssektor geht es ja wei­
ter: Strompreiserhöhungen wurden so lange 
zurückgestaut, daß jetzt enorme Erhöhungen 
ihre Auswirkungen auf die Wirtschaft und 
auf die Haushalte haben werden oder aber 
umgekehrt der weitere Ausbau des Versor­
gungssystems gefährdet erscheint. (Abg. 
Ha a s: Das müssen Sie Ihrem Herrn Landes­
hauptmann auch sagen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit ihrer Tarifpolitik, mit ihrer Steuerpolitik 
- ich denke an die unbefristete Verlängerung 
der Alkoholsondersteuer, der Tabakmonopol­
Preiserhöhungen und anderes -, mit ihren 
inlandswirksamen Budgetdefizits von vielen 
Milliarden durch zwei Hochkonjunkturjahre 
hält diese Regierung - gestern haben wir 
ausführlich darüber gesprochen - den Rang 
Nr. 1 in der Liste der Preistreiber! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

zit, um eine Vorstellung zu haben, in Rela­
tion zum Gesamtdefizit! Unerträglich deshalb, 
weil diesen beiden Betrieben wohl die größ­
ten infrastrukturellen Aufgaben zukommen 
und deren Erfüllung oder Nichterfüllung in 
einem modernen Industriestaat auf die 
gesamte Wirtschaft ausstrahlt, sie befruchtet 
oder auch hemmt. 

Wenn im Zeitalter des rasanten technologi­
sc:hen Fortschrittes, in dem Verkehr, Kommu­
nikation und Information ungeahnte Wichtig­
keit zukommt, an Samstagen keine Postzustel­
lung mehr erfolgen wird - denn auc:h das 
jetzige Offenhalten von mehreren Ämtern ist 
ja nur eine Zwischenlösung, wie wir vom 
Verkehrsminister bereits gehört haben -, 
wenn Zehntausende Telefonanschlüsse nicht 
erstellt werden - fast 20.000 finanzieren ja 
die Länder, was sollen denn die noch alles an 
Bundesaufgaben neben den Krankenhäusern, 
der Vorfinanzierung für Schulen und Straßen 
und so weiter übernehmen? -, wenn die 
Anschlußversorgung im ländlichen Raum zu 
erträglichen Kosten dem Herrn Verkehrsmini­
ster unmöglich oder nicht opportun ersc:heint, 
dafür aber durch gesetzwidrige - ich wider­
hole: gesetzwidrige - Budgetierung sogar die 
Mittel gemäß Fernmeldeinvestitionsgesetz um 
1 Prozent verkürzt werden sollten - wir 
haben es entdeckt und durch den Änderungs­
antrag Glaser und Genossen auch berichtigt; 
wir wissen aber natürlic:h nic:ht, ob es noch 
mehr solcher Zahlenspielereien im Budget 
gibt, die wir nic:ht entdecken können -, wenn 
die Investitionsrate der OBB real sinkt, was 
ich noc:h beweisen werde, dann müssen wir 
feststellen, daß dieses Defizit von 7 Milliarden 
Schilling im Verhältnis zu den infrastruktu­
rellen Erfordernissen und deren Deckung eben 
unerträglich erscheint. 

Für diese beiden Betriebe macht, um wieder 
eine vergleichbare Vorstellung zu- haben, 
allein der budgetmäßige Abgang das 1,6fache 
des ganzen österreichischen Verteidigungsbud­
gets aus! 

Das, meine Damen und Herren, nur zur 
Einleitung, um die Zahlengigantomanie und 
-spielerei ins rechte Licht zu rücken. 
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Daß andererseits gerade in diesem Ressort 

so wenig von "Reformen" gesprochen wird 
- dem sonst gerade von dieser Regierung 
so bevorzugten und so beliebten Wort -, hat 
wohl einen tiefen Hintergrund. Dieses Res­
sort wurde beziehungsweise wird durdI 
25 Jahre von sozialistischen Ministern verwal­
tet; mit einer UnteIibrechung von 1966 bis 
1970. (Abg. Ha a s: Wie war es da?) 

In diesen vier Jahren unter der OVP-Füh­
rung von Minister Weiß wurden die grund­
legenden Reformen gelegt, wurden die Maß­
nahmen gesetzt, welche in konsequenter Fort­
setzung zur Sanierung des größten österreichi­
schen Verkehrsträgers, der OBB, deren Struk­
turwandel und deren Integration in das 
Gesamtverkehrskonzept führen würden -
würden I Auch dieses Gesamtverkehrskonzept 
aus dem Jahre 1968 war die erste konzeptive 
Aktion moderner Prägung im Bereich des 
österreichischen Verkehrswesens, genauso wie 
der erste Energieplan 1969 erstellt, aber dann 
eben leider nicht mehr im Parlament ,behan­
delt wurde; jetzt wird er wahrscheinlich in 
irgendeiner Schublade als dieses "schlechte 
Erbe" ruhen. 

Finanzm~nister Androsch hat dankenswer­
terweise in seiner Budgetrede dies'en Maßnah­
men und auch anderen nidlt nur in diesem 
Ressort gelegenen Maßnahmen der OVP­
Regierung noch das gebührende Lob ausge­
sprochen, als er Ludwig Börne zitierte. Er 
sagte: "Die Lebenskraft eines Zeitalters liegt 
nicht in seiner Ernte, sondern in seiner Aus­
saat." Ein wahres Wort, meine Herren! Davon 
zehrt ja diese Regierung heute noch. (Heiter­
keit bei der SPO.) Aber jetzt ernten Sie dom 
auch, meine Herren, beziehungsweise pflegen 
und hegen Sie diese Saat weiter bis zur Blüte 
und bis zur Reifel 

Dazu allerdings gehört auch, Herr Verkehrs­
minister , daß Sie sich gegenüber dem Finanz­
minister durchsetzen, wie es erstmals audl 
dem Minister Weiß mit der Pensions- und 
Subventionsabgeltung von 2050 ,Millionen 
Schilling für die OBB gelungen ist. Dazu 
natürlidI - das gestehe ich ein - braudIt 
man einen Finanzminister als Partner, der 
allein schon durch seinen bekannten Koren­
Plan bewiesen hat, daß er gesamtwirtschaftlich 
zu denken auch bereit ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wenn ich die Protokolle der letzten Bud­
getdebatte lese, so finde ich, daß Ihnen unsere 
Sprecher jede Unterstützung in der Fortfüh­
rung dieser Konzepte zugesichert haben. Sie 
wissen auch, daß die WirtsdIaft dem aufge­
schlossen gegenübersteht. Sie wissen das 
allein sdlon von den verantwortungsbewuß-

ten Vertretern der Wirtsdlaft im Verwaltungs-­
rat. 

Aber jetzt ist wieder ein Jahr verstridlen, 
und unsere Kritik muß mit aller Sdlärfe fest­
stellen, daß es nicht genutzt wurde. 

Herr VerkehIismini,sterlGerade zum Ver­
waltungsrat schreibt das Bundesbahngesetz 
im § 8 Abs. 2 unter anderem vor, dlaß auch 
bei Erstellung des "Wirtschafts- und Geld-­
voranschlages" von Ihnen, Herr Bundesmini­
ster, die Stellungnahme des Verwaltungsrates 
einzuholen ist. Wie wir hören, ist dies jedoch 
diesmal zu einem Zeitpunkt gesdlehen, al,s 
die Ansätze schon feststanden. Ich muß daher 
an Sie die Frage ridlten, ob Sie in Hinkunft 
dieses Gesetzesgebot einzuhalten gewillt 
sind. 

Wir wis:sen natürlich, Herr Verkehrsmini­
ster, daß es in der ganzen westlichen Welt 
ein sehr ,schwieriges Unterfang'en ist, Ver­
kehrspolitik zu betreilben. Osterreich stellt 
diesbezüglich bestimmt keinen Sonderfall dar. 
Aber umso mehr und umso klarer müssen 
die Initiativen gesetzt werden, wollen wir 
nicht noch mehr und nicht unwiederbringlich 
den Anschluß verlieren. 

Laut Wirtschaftsprogramm der SPO aus dem 
Jahre 1968 beträgt der Infrastrukturbeoarf, 
wie Sie das nennen, zu konstanten Preisen 
des Jahres 1967 für die Bundesbahnen 2,4 Mil­
liarden per anno. Ich nehme an, daß dieser 
Bedarf von einigen Ihrer 1400 Fachleute schon 
ridüig errechnet worden ist, nämlich nach 
kommerziellen, marktkonformen Gesichts­
punkten. Die Nichterreichung dieses Betrages 
war für Sie während der Regierungszeit der 
OVP immer der Angriffspunkt. I1hre Oppo­
sitionsreden, gerade auch dieJenige des jetzi­
gen Verkehr'sministers während der letzten. 
Tage 'zu lesen war für mich interessant, viel­
sagend und in weiten Passagen alleIdings auf 
Ihre heutige Tätigkeit bezogen geradezu belu­
stigend, wenn es nicht 'So traurig wäre. Was 
haben Sie denn nun erreicht, Herr Verkehrs­
minister? Noch dazu, wo Sie, wie der Herr 
Kollege Ulbrich so 'gern sagte, auch kein 
"Schwarzer Finanzminister" mehr behindert, 
wie das früher so gern ]hre Ausrede für Ver­
sager war. 

Im Jahre 1971 betragen die Investibionen 
1714 Millionen, im Jahre 1972 1939 Millionen. 
Das ergäbe für die beiden Jahre im Durch­
schnitt 1826 Millionen. Der Durdlschnitt der 
Jahre 1968, 1969 und 1970 war 1831 Millionen! 
Meine Damen und Herren! Das ist also ein 
glatter Rückschritt! 

Alber viel, viel kräftiger noch als diese 
Nomina},werteaussaogen 'Zu Ihren sogenannten 
"konstanten Preisen Tür 1967" im Wirtschafts-
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programm kann im wohl nur sagen, daß 
keine Regierung der letzten zehn Jahre die 
Preisentwicklung 'llnkonstanter gehalten hat 
als diese erste sozialistisme Regierung. Daher 
ist der reale Rückgang an Investitionen Ibei 
den OBB mit mindestens 30 bis 40 Prozent 
zu beziffern. Ich smließe mim da den Aus­
führungen des Herrn Kollegen UI'brim in sei­
nen Oppositions reden an. Diese Zahlen haben 
Sie gebramt, Herr Kollegel (Abg. Dr. BI e n k: 
Er wird es heute auch tun!) In der Budgetrede 
meint der Herr Finanzminister zwar nom, es 
sollen durm zusätzliche Firranzierungsmaßnah­
men Auftragsverga'ben von 500 Millionen 
ermöglicht werden. - Aber Sie werden mir 
erlaUiben, daß ich dieses "Sollen und Wollen" 
nicht in meine Uberlegungeneinbeziehe, da 
weder aus dem Budget etwas darüber hervor­
geht noch der Verkehrsminister im Ausschuß 
etwas Näheres außer dem Verweis an den 
Finanzminister ausführen konnte. 

Um bei der sogenannten Additionsmethode 
des damaligen Abgeordneten Frühbauer - das 
hat der Herr Verkehrsminister am 17. Dezem­
ber 1969 gemacht - fortzusetzen, wird also 
im Jahre 1972 explosionsartig ein Defizit von 
rund 6 Milliarden SdIilling erreicht. Bei 
durchschnittlichen Investitionen der letzten 
beiden Ja:hre von eben nur 1826 Millionen 
Schilling er'gäbe das eine Kennziffer - darf 
ich das so nennen - Defizit zu Investitionen 
von 31 'Prozent. Und was sagte Abgeordneter 
Frühbauer am 17. Dezember 1969 bei einem 
Additionsdefizit von 5 Milliarden und einer 
Kennziffer von 34 Prozent und nodl nidlt 
wie jetzt von 31 Prozent? - "Trotz dieses 
Defizits nehmen sich die 'Bruttoinvestitionen 
se'hr bescheiden aus. Jetzt wissen Sie, wie die 
Situation auf dem Investitionssektor bei den 
OBB wirklich aussieht: ausreichende Mittel 
weder für die Elektrifi.'zierung noch für den 
Fuhrpark, Oberbau, Hodl'bau, Sicherungsanla­
gen. So sieht die Wahrheit aus, Herr Mini­
ster'" - sagte Früh!bauer. 

Ja, Herr Verkehrsminister, und jetzt hat 
eben für Sie die Stunde der Wahrheit geschla­
gen. 

Bei der ganztägigen Klausurtagung mit dem 
Verwaltungsrat und mit dem Vorstand der 
OBB wurde Ihnen die katastro~a'le Zuwachs­
rate des Defizits vor Augen geführt, die sich 
in den 'beiden letzten Jahren, also in Ihren 
Regierungsja:hren, verdoppelt hat. Bei gleich­
bleibender Entwicklung würden in zwei bis 
drei Jahren, so wurde dort festgestellt, für 
Investitionen überhaupt keine Mittel m8ihr zur 
Verfügung stehen, da die Ursache weitest­
gehend auf dem Gebiet der Personalkosten 
liegt. 

An dieser Stelle möchte ich aber etwas 
besonders und ausdrücklidl betonen: daß die 
Tausende - darr ich sie so nennen - Eisen­
ba/hner für eine solche IEntwicklung keine 
Verantwortung tragen, sondern aussdll1ießlich 
22 Jahre sozialistischer Führung, auch was die 
Personalpolitik 'betrifft. (Zustimmung bei der 
OVP.) Der einzelne Eisenbcuhner tut seine 
Pflicht. Ich würde sogar sagen: unter den 
geschilderten Verhältnissen sehr oft sogar 
unter ungleich schwierigeren Bedingungen als 
bei den benarnbarten Eisenbahnen mit 
ungleidl 'besserer tedmischer Ausstattung. 
Resultiert vielleicht daraus etwaaudl die, wie 
ich höre, um fast 10 Prozent gestiegene Ver­
kehrsunfallquote der bahneigenen Unfälle? 

Meine Damen und Herren! Gerade Bundes­
kanzler Kreisky hat wieder mit einem neuen 
Schlagwort den "Kampf gegen das Sterben vor 
der Zeit" groß angekcündigt. Der "Kurier" 
strich seinerzeit aus dem Rechnungshofbericht 
besonders die Tatsache hervor, daß Oster­
reichs Bahnschranken in einem Jahr über 
400 Mal offen geblieben sind, obwohl ein Zug 
die Kreuzung passierte. Im Budget 1972 sind 
laut Auskunft von Minister Frühbauer ledig­
lich acht Millionen mehr für Sicherungsein­
richtungen eingesetzt, und der Minister er­
klärte dem "Kurier", daß die Bahnübergänge 
erst bis 1981 echt gesichert werden könnten, 
wobei er sich auf die fehlenden Mittel aus­
redete. 

Herr Minister! Wir fordern, daß die Sicher­
heit auch bei den Bundesbahnen an erster 
Stelle rangieren muß und daß dem Ausbau 
der Sicherungsmaßnahmen bei den Bahnen 
absoluter Vorrang eingeräumt werden muß! 
(Beifall bei der OVP.) A'b 1972 wird die 
Arbeitszeit 42 Stunden betragen. Diese Ver­
kürzung um eine Stunde oder um 2,38 Pro­
zent bedeutet für die OBB etwa umgerechnet 
2000 Bedienstete weniger. Schon heute 
beschäftigen die OBB ja bis zu über 
1000 Fremdarbeiter. Aber im Budget ist dafür 
kein Ersatz vorgesehen. 

"Jetzt frage ich Sie, Herr Minister: Ist Ihnen 
die Betriebssituation bekannt, wenn Sie dem 
zustimmen können? Wissen Sie, daß das 
unterdecktes Arbeiten bedeutet, Arbeiten ohne 
Garantie der persönlichen Sicherheit und Be­
triebssicherheit? Hat der Herr Minister nie 
gehört, daß ab 1. Jänner 1970 ar'beitszeit­
mäßige Veränderungen eintreten? Hat der 
Herr Minister nicht Kunde davon erhalten? 

Sie wollen uns erklären, daß das üfberlegte 
Personalwirtschaft ist. Das ist die Aus'beutung 
am Arbeitsplatz infolge der OVP-Politik. Das 
ist I'hr Weg ... " 
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Ach, entsdluldigen Siel Habe ich da offen­

sichtlich ein falsches Blatt erwischt? (Heiter­
keit und Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
Dr. \-V i t haI m: So hat es damals geheißen!) 

Meine Damen und Herrenl Sehen Sie, das 
war Herr Kollege Ulbrich am 18. 12. 1969! 
(Abg. Dr. W i t haI m: Ja, so ändern sich die 
Zeiten! Jetzt können Sie lachen, Herr Kollege! 
- Ruf bei der SPO: Das sind Geistesblitze!) 
Ich berichtige: Ich brauche nur den Herrn 
Kollegen Ulbrich berichtigen. Darf ich also 
ausbessern: "Hat der Herr Minister nie gehört, 
daß ab 1. Jänner 1972 arbeitszeitmäßige Ver­
änderungen eintreten?" Ich unterstelle - wir 
haben einen anderen Ton - dem Herrn Mini­
ster nicht, "Ausbeutung am Arbeitsplatz 
zufolge Ihrer Politik" zu betreiben. (Beifall bei 
der OVP.) 

Aber lassen Sie mich nun zurückkehr,en ,zur 
Investitionspolitik. (Ruf bei der OVP: Zu früh 
gelacht, meine Herren!) Selbst unter Berück­
sichtigung einer allfälligen Fremdfinanzierung 
hat das Budget 1972 für die OBB nachstehende 
Folgen: 

Keine Anschlußbestellungen von E-Loks und 
Dieselloks. 

Keine Anschlußbestellungen von Reisezug­
wagen. 

Wesentliche Einschränkung des bealbsich­
tigten Bauvolumens. - Praktisch können ja 
keine neuen Bauvo:r1haben mehr begonnen 
werden. 

Reduktion des Eleiktrifizierungsprogramms 
auf 200 Millionen gegenüber den im Investi­
tionsprogramm enthaltenen 354 Millionen. 

Fortsetzung des sicherungs- und fernmelde­
technischen Rationalisierungsprogramms nur 
mit 110 Millionen Sdlilling statt der vorge­
sehenen 207. 

Fortsetzung des Investitionsprogramms des 
Baudienstes nur mit 310 statt 594 Millionen 
Sdülling. 

Investitionsschwerpunktezu setzen, die eine 
möglichst rasche Rationalisierung und Auto­
matisierung sowie Amortisation zur Folge 
haben. Dazu zählen die weitere Elektrifizie­
rung, Verdieselung, Bau von Mittelstellwer­
ken, Sicherungseinrichtungen, insbesondere 
automatische Schrankenanlagen, sowie der 
raschen Abwicklung des Güterverkehrs die­
nende Anlagen, vom Verschubbahnhof bis zu 
den Güterwaggons. 

Aber den Transitverkehr haben mit ihrer 
verfehlten Investitionspolitik die sozialisti­
schen Verkehrsminister ja glücklich in die 
Nachbarstaaten, insbesondere in die Schweiz 
- wie der Redlnungsihof feststellte - umge­
leitet. Hier Ibeweist sich, wie solche Investi­
tionsmaßnahmen oft weit in die Ferne wirken 
und auch unwiederbringlich wiriken. 

Heute wird das sinkende Frachtaufkommen 
vom Verkehrsminister im Ausschuß insbeson­
dere mit dem Sinken des Transitverkehrs 
begründet. Herr Minister I Das müssen Sie 
Ihren Vorgängern ins Stammbuch schreiben. 

Wie steht es nun zum Beispiel mit 'den 
Güterwaggons? Abgesehen vom Mißverhält­
nis von zum Beispiel 9000 Wagen je 1000km 
Netz in der BundesrepU:blik gegenüber 5800 
bei uns, von 26 Prozent Spezialwaggons bei 
der Deutsdlen Bundesbahn gegenüber 7 Pro­
zent bei den OBB, ist jedenfalls Tatsache, daß 
in Zeiten starken Waggonbedarfs, wie wir oft 
gehört haben, die OBB bis zu 800 Wagen täg­
lich nicht stellen können. 

Das bedeutet nicht nur für die Wirtschaft, 
sondern audl für die OBB eine große Schwie­
rigkeit, einen Nachteil, da der Güterverkehr 
rentabel ist, während tier Personenverkehr 
durdlsdlniittlidl nur 34 IProzent seiner Kosten 
deckt. 

Im Rahmen des Fünfjahres-Investitionspro­
gramms wird die Elektrifizierung der OBB 
mit einem Gesamtaufwand von 1,7 Milliarden 
Schilling unvertretbar lange hinausgezögert 
werden, olbwohl dieses Investitionsvorhaben 

Sonstige Investitionen - Verdieselung und auch zu den rentabelsten der OBB zäihlt. Der 
so weiter - nur mit 41 ,Millionen Schilling Herr Minister eIlklärte ja im Ausschuß, daß es 
statt 86. eine Rendite von 14 Prozent bringt. 

Man kann das nicht so schnell in den Bän­
ken nachzählen . .Atber was idl jetzt vorgelesen 
habe, sind allein minus 580 Millionen Sdlil­
ling an Investitionsvorhaben 'gegenüber Ihren 
Investitionsplänen. 

Hier erhebt sich auch die Frage des wirt­
schaftlich optimalen Einsatzes der Mittel nodl 
ganz besonders. 

Audl der Verwaltungsrat 'hat dringend und 
in einer Resolution geraten, in 'dem zu erstel­
lenden Wirtsdlaftsplan in erster Linie solche 

Es wäre also hier dringend notwendig, unter 
Inanspruchnahme des Kapitalmarktes Mittel 
für die Beschaffung von Güterwagen, für die 
forcierte Elektrifizierung bereitzustellen. 

Was tun Sie? Was tun Sie wirklich, Herr 
Verkehrsminister? Ich wiederhole: Real weni­
ger denn je dafür einsetzen! 

Solche Versäumnisse bedingen natüfIich 
audl, daß das Verkehrsaufkommen auf andere 
Verkehrsträger, zum Beispiel auf die Straße, 
umgeleitet wird. Wir sind ja noch froh, wenn 
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sie nicht ins Ausland, wie wir ge'hört haben, 
umgeleitet werden. Und das wird letztlich spä­
ter die Abstimmung dieser Verkehrsträger nur 
erschweren, so wie seinerzeit zum Beispiel 
die Oltransporte auf die Straße auswichen. 

Haben Sie nun, Herr Verkehrsminister, den 
erwähnten Wirtschaftsplan vorliegen? Haben 
Sie ein Finanzkonzept außerhalb des Budgets 
wenigstens erarbeitet und mit dem Finanz­
minister besprochen? 

Mit und von diesem Gesamtinvestitions­
und Wirtschaftskonzept hängt natürlich audl 
der Personalaufwand eng und direkt zusam­
men und ab, und damit 'hängt ebenso direkt 
die Umsatz- und die Ertragsentwicklung zu­
sammen. 

Nur eine Illustration aus der Gewinn- und 
Verlustredlnung der üBB: Die gesamten Ein­
nahmen der OBB decken nicht einmal mehr 
die Personalkosten. Die Verkehtseinnalhmen, 
meine Damen und Herren, und der Personal­
aufwand lZeigen demnadl eine geg'enläufige 
EntWicklung. Die Ansätze im Bundesfinanz­
gesetz bleiben auch hinter den in der Budget­
vorschau vom Beirat für Wirtschafts- und 
Sozialfragen geschätzten Ansätzen zurück. 

Kollege Glaser hat bereits 1910 die Ein­
nahmenansätze als wesentlich überhöht 
bezeidlnet. Damals wurde ihm nicht geglaubt. 
Tatsächlich stellt sich für heuer nun ein Minus 
von 250 Millionen Schilling heraus. 

Mit welcher Berechtigung :basieren Ihre 
Annahmen für 1972 wieder auf den sich bereits 
als falsch erwiesenen Annahmen? Damit bud­
getieren Sie ja wieder um 500 MiHti.onen zu 
hoch. Das ergibt für Ilhre zwei Täti'gkeitsjahre 
mindestens ein Minus von 750 Millionen 
Schilling. Nun erhöhen Sie die Tarife - ist 
das der einzige Aus,weg? Und diese Tarif­
erhöhung ist angeblich in diesem Budget nicht 
berücksichtigt worden. 

Die Tariferhöhungen werden aber nicht 
mehr erbringen als Ihre Falschrechnungen. Das 
heißt also - und das möchte ich hier ganz 
klar der österreichisdlen Bevölkerung erklä­
ren -: Trotz der teilweise enormen Tarif­
erhöhungen wird das Defizit nicht nur nicht 
stagnieren, sondern um eine Milliaride 
sogar hö'her sein als vor den Tariferhöhungen. 
Meine Damen und Herren, was ist das für eine 
Wirtschaftsführung? Herr Verkeihrsminister! 
Wohin soll das führen? Welche Maßnahmen 
wurden oder sind vorgesehen, um diese Ent­
wicklung nicht nur zu beenden, sondern eine 
Umkehr dieses Trends zu erwirken? Das unter­
scheidet auch ganz wesentlich diese Tariferhö­
hungen von den sanierenden Tariferhöhungen 
1966 und 1969. (Zustimmung bei der öVP.) 

Auch uns, Herr Verkehrsminister, ist es 
sdlließlich klar, daß wirksame Kostensenkun­
gen in einem so kapitalintensiven Betrieb wie 
den Osterreichischen Bundesbahnen eine 
gezielte Investitionspolitik voraussetzen, die 
einen sehr hohen Aufwand edordert. Aber 
mit aller Sdlärfe müssen wir angesichts dieses 
Umstandes, der auch dem Herrn Bundeskanz­
ler sicherlich bewußt sein mußte, auf ein Ver­
halten der Regierung in den Monaten vor den 
Wahlen hinweisen, das nur als verantwor­
tungslos zu qualifizieren ist. Damals hat der 
Herr Bundes'kanzler mehrfach versichert, daß 
Erhöhungen der Eisenbahntarife gar nicht 
erwogen werden, um dann sehr 'bald nach den 
Wahlen die Karten auf den Tisdl zu legen. 
Damit, Herr Bundeskanzler, wurde das öster­
reichische Volk bewußt getäuscht. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Die 1969 im Bundesbahngesetz vorgesehe­
nen Ahgeltungen in der Höhe von 350 Mil­
lionen plus 1,1 Millliarden vermögen heute den 
betreffenden abzugeltenden Kosten nicht mehr 
gerecht zu werden. Warum, Herr Verkehrs­
minister, haben Sie dann beim Finanzminister 
- jetzt 'haben Sie Ihren eigenen, jetzt haben. 
Sie ja nicht mehr den, wie Herr Kollege 
Ulbrich immer sagte, "schwarzen Finanzmini­
ster" - wegen einer EI1höhung dieser Abgel­
tun gen noch keinen Erfolg gehabt, obwohl 
Ihnen doch diese Regierung den unwiderleg­
bar besten Grund dafür selbst ins Haus lie­
fert, nämlich die exorbitanten Preissteigerun­
gen? 

Idl wiederhole also: eine Rationalisierung 
dieses hochtechnischen Betriebes erfordert eine 
langfristige Investitions- und Finanzierungs­
planung, mit welcher dann in etwa 10 Jahren 
rund 20.000 Bedienstete normal durch Alter, 
Pensionierung ausscheiden könnten. Mit ihrer 
jetzigen Konzeption stellen wir heute fest, daß 
dies nicht der Fall sein kann und nicht der 
Fall sein wird. 

Meine Damen und Herrenl nie Ges'amtnach­
frage nach Transportleistungen durch Schiene, 
Straße, Binnensdliffahrt, Luftfahrt und Olle i­
tungen, aber auch durch Seilbahnen und andere 
Aufstiegshilfen wird sich - gemessen an den 
Leistungen des Jahres 1970 - bis etwa 1975 
um ein Viertel, ibis 1980 um über 50 Prozent 
erhöhen. Das wird Maßnahmen für den ein­
zelnen Verkehrsträger erforderlich machen, 
die rechtzeitig 'beschlossen und eingeleitet 
werden müssen. Nach zwei Jahren Fortwur­
stelns stelle ich mit aBer ernsten Kritik fest, 
daß Sie ein VerkehrSikonzept vielleicht im 
Tresor - ähnlich Ihrem Kollegen Lütgen­
dorf -, jedenfalls dem Parlament darüber noch 
nicht berichtet haben; verschiedene nicht 
getroffene Entscheidungen spredlen aber offen-
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sichtlich mehr dafür, daß Sie auch nichts im 
Tresor verwahren. 

Ein paar Beispiele nur: Die nnSG-Leitung 
hat ihr Unternehmenskonzept vorge'legt - die 
Ministerentscheidung steht -aus. Gerade im 
Hinblick auf den Bau des Rhein-Main-Dorrau­
Kanals bekennen wir uns zur österreichiscben 
Binnenschiff ahrt. 

Ich erinnere an die anstehenden Probleme 
betreffend Flugverkehr und Flugsicherung. 
Seit - ich erwähnte es bereits - unserem 
Energiekonzept 1969 (Abg. Z i n gl e r: Das ist 
ja nicht mehr brauchbar zum großen Tei1!), 
welches Sie ja vorgefunden haben, keine kon­
zeptiven Vorschläge mehr. (Abg. Z i n gl er: 
Das müssen Sie überarbeiten!) Keine konzep­
tiven Vorschläge mehr! Bringen Sie halt kon­
zeptive Vorschläge I Wo sind sie denn, Herr 
Kollege? (Zustimmung bei der OVP.) 

Dem Fernmeldeinvestitionsgesetz steht 
offensichtlich kein Personalkonzept gegenüber, 
welches zum Beispiel durch Umschulung, 
wofür die avp ja in verantwortungsvoller 
Voraussicht das Arbeitsmarktförderungsgesetz 
geschaffen hat, Fachpersonal aus anderen 
Unternehmungen, anderen Zweigen iJhrer Be­
triebe den Anlagen zuwachsgemäß und kon­
form schafft. 

Die Verschleppungstaktik auf dem Straßen­
gütertarif-Sektor im Fern- und im Nahver­
kehr: Hier liegen Anträge seit 1970 uner­
ledigt! 

Das Gelegenheitsverkehrsgesetz: Sicherlich 
betrifft das andere Minister, ich nehme das 
gleich vorweg, aber in seiner Gesamtheit 
betrifft es auch den VerkehrSibereich, wozu 
auch die Seilbahnen und die Ufte zählen, wel­
che der Infrastruktur, der Qualitätsförderung 
unseres Fremdenverkehrs dienen. 

Warum wird dann der Verkehrsminister 
nicht initiativ, wenn dafür die ERP-Quote von 
75 auf 60 Millionen zusammengeschrumpft ist? 
Herr Verkehrsminister! Haben Sie in Ihrem 
Ressort bereits überprüft, ob es im Interesse 
einer wirksamen Fremdenverkehrspolitik ist, 
die so groß von Ihrer Regierung herausgestellt 
wird, die wir auch brauchen, wenn wir sehen, 
wie groß unser Handelsbilanzdefizit ist, ob es 
nic;:ht auch in]hrem Bereich zur Ergänzung der 
in ihren Mitteln beschränkten ERP-Verkehrs­
kreditaktion zur Förderung fremdenverkehrs­
politisch wichtiger Verkehrsinvestitionen not­
wendig wäre, eine ähnlidle Gesetzeslage zu 
schaffen, wie sie das Gewerbestrukturverbes­
serungsgesetz auch .für den Fremdenverkehr 
bietet, und die dafür ,erfoI1derlichen MUtel zur 
Zinsverbilligung in das Budget einzubauen? 

Meine Damen und Herren! Die "Arbeiter­
Zeitung" vom 7. OktO'ber 1970 meinte unter 
der bekannten damaligen Uberschrift "Wo 
Marktwirtschaft zum Chaos lfülhrt", ,für eine 
zentrale - die "Arbeiter-Zeitung" meinte 
natürlich zentralistische - Koordination des 
Verkehrswesen eintreten zu müssen. Lernen 
Sie :bitte aus dem Ausland, wo Ihre Partei­
kollegen schon genug Lehr-geld bezahlt haben 
und wieder davon abgekommen sind, insbe­
sondere die Labour-Regierung und Minister 
Leber in Deutschland. Im Rahmen des Gesamt­
verkehrskonzeptes - Sie können ruhig nach 
Ihrem Wirtschaftskonzept "Generalverkehrs­
plan" sagen; um Worte woUen wir nicht strei­
ten - müssen aber marktwirtschaftliche 
Grundlagen gewahrt ble~ben, :wenn auch 
gerade im Verkehrssektor ordnungspolitisc:he 
Maßnahmen sicherlich unvermeidlich sein 
werden - a'ber nicht solche, die den Wett­
bewerb verzerren zugunsten irgendeines Ver­
kehrsträgers und lebztlich zuungunsten der 
dann zur Kassa .gelbetenen Bevölkerung -, 
dann können auch die Betriebe des öffentllichen 
Verkehrs ilh,r Leistungsafllgebot der strukturel­
len Entwicklung im Verkehrswesen anpassen, 
vor allem aiber auch ilhre künftige Investitions­
politik weit vorausschauend auf jene Auf­
gaben konzentrieren, für die sie kraft ihrer 
technischen und lbetr1iebsorganisatorischen 
Vorzüge auch in der Zulkunft am besten .ge­
eignet sind. Hier glauben .wir sogar an eine 
Renaissance gerade der Schiene. 

Dann kann auch bei hödlstmöglicher Aus­
nützung des technischen Fortschrittes der Flä­
chenveJ1kehr "kombiniert" zur optimalen Be­
darfsdeckung :führen und die Verkehrsträger 
können und sollen sich optimal ergänzen, ins­
besondere Straße und Schiene. 

Hier bieten sich auch neue Formen der 
Kooperation an, die die heute noch oft scharf 
gezogenen Grenzen zwischen den einzelnen 
Verkehrsträgern fließend werden lassen, 
heute schon 'bekannt als Huckepackverikehr, 
Wechselpri tschen-Aufbauten, Container-Ver­
kehr, Haus-Haus-Dienst, Kom:bitransporte in 
Deutschland, die "rollende Landstraße" und so 
weiter. 

Diese Kooperationsformen im Ra:hmen einer 
marktwirtschaHlich orientierten Verkehrspoli­
tik wirksam zu fördern, ist eine der großen 
Aufgaben, denen die moderne Verkehrspolitik 
gegenübersteht: 

Heute werden die Weichen für die Zukunft 
gestellt. Werden Sie, Herr Verkehrsminister, 
aktiv und initiativ! Dazu könnte ich Ihnen 
auch sagen: Lesen Sie Ihre eigenen Opposi­
trionsreden und halten Sie sich daran! Ich 'habe 
auch etwas davon gelernt. (Zustimmung bei 
der avp.) 
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Oder um nochmals mit Minister Androsch zu Natürlich mußte sich infolgedessen das 

spredlen: Säen Sie endlich I Oder ich würde zuständige Ministerium mit dieser Angelegen­
auch sagen: Pflegen Sie unsere, die OVP-Saat heit befassen. Und bei diesem Gewerkschafts­
aus den Jahren 1966 Ibis 1970 weiter. Dann tag war es besonders interessant, daß ein sehr 
werden Sie dazu auch unsere konstruktive verdienstvoller Funktionär des OAAB diese 
Unterstützung finden, im Interesse der Ö'ster­
reichischen Wirtschaft und im Interesse der 
gesamten österreichischen Bevölkerung. 

Dem jetzt vorgelegten Budget Ihres Ressorts 
kann unsere Fraktion unter diesen Umständen 
ihre Zustimmung nicht ertei'len. (Beifall bei 
der OVP.) 

Forderung nicht nur Ibegrüßte, sondern sie als 
selbstverständlich zu erfüllen hinstellte. Es 
war dies kein Geringerer a'ls Ihr Spitzemunk­
tionär Altenburger, der dort gesagt hat, daß 
endlich einmal damit Schluß gemacht werden 
muß, daß die Postler als ,Menschenkategorie 
zweiter Klasse angesehen werden. 

Der Herr Bundesminister war in seiner Zu-
Präsident Probst: Der Entschließungs antrag, sage äußerst vorsichtig und hat hier eine Prü­

den der Herr Abgeordnete Dr. Keimel vor- fung dieser Angelegenheit zugesagt. 
gelegt hat, ist genügend unterstützt und steht Er hat aber dabei auch sehr deutlich betont, 
somit auch in Verhandlung. daß bei einer Realisierung dieser Forderungen 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord- auf alle Teile der Bevölkerung Rücksicht zu 
nehmen sei und daß im besonderen die Wirt-nete Neuhauser. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Neuhauser (SPO): Herr Prä­
sidentl Hohes Hausl Beim Kapitel 78, Post­
und Telegraphenanstalt, in der Beratungs­
gruppe X wäre es sicherlich angebracht, auf 
die vielen Maßnahmen, die 1971 begonnen 
wurden beziehungsweise für 1972 in Aussicht 
genommen sind, im Detail näher einzugehen. 
Ich darf hier nur auf die Forcierung der Moto­
risierung, der Rationalisierung und der Auto­
matisierung hinweisen. Auf Grund der Aktua­
lität der Probleme der Einführung der Fünf­
tagewoche im Postbetriebsdienst darf ich aber 
doch, meine Damen und Herren, dies heute 
hier als Kernfrage behandeln. Denn schließlich 
und endlich sind hier nidlt nur die über 
45.000 Bediensteten der Post- und Telegra­
phenverwaltung in den letzten Monaten fast 
täglich befaßt worden, sondern die ganze 
österreichisdle Bevölkerung wurde in diese 
Frage hineingezogen. Verständlich, da mit die­
ser Forderung der Gewerkschaft der Post- und 
Telegraphenbediensteten auf Einführung der 
Fünftagewoche die Bevölkerung mitentschei­
den wollte, ob und wieweit die Erfüllung oder 
eine Teilerfüllung dieser Forderung möglich 
sei, ohne daß die damit befaßten Kreise in 
Mitleidenschaft gezogen werden. 

Als diese sicherlich nicht neue Forderung 
nun im Frühjahr in den einzelnen Landesgrup­
pen ,einstimmig urgiert wurde und als sidl bei 
diesen Abstimmungen sämtliche Fraktionen 
und im besonderen auch die Fraktion christ­
licher Gewerkschafter mit diesem Beschluß 
vollinhaltlich einverstanden erklärten, faßte 
dann beim Gewerkschaftstag der Post- und 
Telegraphenbediensteten dieser ebenso den 
einstimmigen Beschluß, daß mit allem Nadl­
druck seitens der Gewerkschaft an den zustän­
digen Bundesminister diese Forderung heran­
zutragen sei. 

schaft und die Massenmedien darunter nicht 
leiden dürfen. Der Minister hat daraufhin eine 
Kommission bei der Generaldirektion der Post­
und Telegraphenverwaltung eingesetzt. Dieser 
Kommission gehörten die Vertreter der Ver­
waltung, die Vertreter der zentralen Personal­
vertretungen, der Bundeskammer, der Präsi­
dentenkolliferenz der LandwirtschaHskammern, 
des Zeitungsherausgeberverbandes und die 
Vertreter der Postsparkasse an. 

Und nun, meine Damen und Herren, hat ein 
Sperrfeuer begonnen, eingeleitet von der Bun­
deswirtschaftskammer über die einzelnen Han­
delskammern und unter vollem Feuerschutz 
der meisten österreichischen Zeitungen. Ohne 
irgendeinen Vorschlag abzuwarten, wurde 
diese parteipolitische Trommel geschlagen. Das 
alles war natürlich für den Verhandlungsfort­
schritt in keiner Weise positiv. 

Wie von der Kammerseite her die 
Presse mobilisiert wurde und mit allen Mitteln 
gegen diese Forderung gekämpft wurde, 
darf :ich an Hand einiger Stellen wiedergeben, 
die eben durch die Bundeswirtschaftskammer 
im besonderen forciert wurden. (Abg. G r a f: 
Herr Kollege, ein Zwischenruf: Wir sind eine 
Interessensvertretung so wie Sie! Wir ver­
treten die Interessen unserer Leute!) Habe ich 
nicht abgestritten, das steht Ihnen vollkommen 
frei, und wir stehen hier und haben andere 
Interessen zu vertreten. (Abg. G r a f: Wir wol­
len die Post am Samstag ins Haus!) Das wollen 
Sie, und wir erklären Ihnen gerade, Herr Kol­
lege Graf, was wir wollen. 

Ich darf wieder zurückkommen auf einige 
ganz wenige Uberschriften von Presseberich­
ten. 

"Oesterreich als Enklave ohne Post?" "Einen 
negativen Europaprimat würde sich Osterreich 
mit der Einführung der Fünftagewoche ein­
handeln." 

81 
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Dann hat Herr Abgeordneter lFiedler Ibezie­

hungsweise die Bundeswirtschaftskammer dar­
auf hingewiesen, daß auch eine nur oberfläch­
lime Untersuchung 'hier gezeigt Ihätte, welch 
wesentliche Bedeutung die Zustellung und der 
Postdienst an Samstagen für die Versor'9ung 
der Bevölkerun'9 und den Fremdenverkehr und 
alle anderen Instlitutionen hätte und daß daher 
eine Post'Zustellung am Samstag unerläßlich 
sei. 

Dann heißt es: "Vor Bankrott der Post und 
Regierung." - "Die neue österreichische Bun­
desregierung ist dabei, ehe sie überhaupt ange­
lobt wurde, ihre Bankrotterklärung abzuge­
ben." - Das geht dann so weiter und so fort. 

"Ärzte gegen Samstagsperre hei der Post." 
- Das war für uns besonders interessant, 
weil ja die Ärzte schon längst die Fünftage­
woche haben. ~ber bei den Ärzten geht ,es ja 
an und für sich "nur" um das Leben der Men­
sChen. Hier hat sich die Presse sehr wenig oder 
gar nicht eingeschaltet. 

Und nun komme ich auf die andere Seite, 
auf die AI'beitnehmervertretung innerhalb der 
Osterreichischen Volkspartei zu sprechen, auf 
den AAB. (Abg. Fachleutner: Der tut 
euch weh!) Der tut uns kaum weh. Nur, Herr 
Kollege Fachleutner, passen Sie ein wenig auf, 
vielleicht tut es dann Ihnen weh, nicht uns! 

Zu demsellben Zeitpunkt, zu dem ... (Abg. 
Ha h n: 60 Prozent tut euch ganz schön weh!) 
Wo? Bei so einer kleinen Gruppe, Herr Kol­
lege? (Abg. Ha h n: 200.000 sind eine kleine 
Gruppe?) Haben Sie die Bundesbahner und 
Postler und so weiter vergessen? Zu demsel­
ben Zeitpunkt, wo der Obmann des tJAAB 
befragt wurde, wie er sich zur Fünftagewoche 
stellt, und wo Mock eIlklärte, daß er selbst­
verständlich hier hinter dieser Forderung 
steht ... (Abg. G r a f: Die Fünftagewoche wird 
ja nicht bestritten! Aber wir wollen die Post 
am Samstag! Hätten Sie dem Stix zugehört, der 
hat es Ihnen gesagt! Sie haben von Wirtschaft 
keine Ahnung!) Moment, Herr Kollege Graf, 
lassen Sie sich Zeit! Es kommt ja noch, ,es 
kommt ja noCh! Sie lassen mich. ja nicht wei­
terreden. Aber derselbe Herr Kollege Mock 
hat erklärt, daß Kreisky es ist, der hier keine 
Entsdleidungsfreudigkeit zeigt. (Abg. G r a f: 
Da hat Mock rechtI) Das ist ja das Inter­
essante und das zeigt wieder genau die Mei­
nung vom Kollegen Dr. Mock. Hier würde das 
Sprichwort passen: I sag net so, i sag net so, 
damit's net dann haßt, i hab so oder so 
g'sagt! (Beifall bei der SPO. - Abg. Fa c h-
1 e u t ne r: Das ist ein flexibler Mann!) 

lichen Verschleppung dieser Verhandlungen 
die schärfsten Kamp,fmaßnahmen a~uwenden 
sind, und erklärt, daß sie nicht mehr bereit 
ist, hier länger zuzuwarten. Ich hoffe, daß Sie 
davon informiert S'ind, Herr Kollege. 

Nun wurden dann auch von seiten der Lan­
desgruppe des OAAB Oberösterreich und der 
Landesgruppe Steiermark weitere Protesttele­
gramme und Protestresolutionen desselben 
Inhaltes dem Gewerkschaftsvorstand übermit­
telt, die sehr deutlich hesagten: Wenn diese 
Forderung nicht bis zum 1. 1. 1972 erfüllt 
wird, dann wird gestreikt. 

Nun darf ich auch noch auf eine Schrift 
hinweisen, die vom oberösterreichischen 
OAAB-Häuptling Possart verfaßt wurde, in 
der er festgestellt hatte, daß in der Angelegen­
heit der fünftagewoche von seiten der Sozia­
listen bis heute nichts geschehen sei, daß dies 
aus Rücksicht auf den SPO-Vorsitzenden 
Kreisky geschehe; daher würden die Sozia­
listen bei der Post sicherlich auch in Zukunft 
nur leisetreten. Was wird also mit der Fünf­
tagewoche bei der Post? Und diese Frage, 
schreibt er, ist auch für uns interessant. Sind 
denn die sozialistischen Personalvertreter 
überhaupt noch Dienstnehmervertreter? -
Meine Damen und Herren! So schaut das aus. 

Als di-ese notwendigen Gespräche mit allen 
Stellen geführt wurden, bei denen auf Grund 
ihrer Bedeutung auch unser Bundesminister 
meist persönlich anwesend war, weil er· sich 
sehr wohl über die Tragweite dieser zu tref­
fenden Entscheidung im klaren war, und als 
sich dann überall ein Kompromiß abz,eichnete, 
wurde nach diesen Beratungen in der Mini­
sterratssitzung vom 14. Dezember ein Antrag 
eingebracht, der dann auch die Zustimmung 
des Ministerrates fand. Hierin wurde auszugs­
weise festgelegt, daß die Fünftagewoche im 
Postbetriebsdienst mit 1. 2. 1972 eingeführt 
wird. Es wurde aber da'bei auch darauf hin­
gewiesen, daß dies nur geschehen sei, nach­
dem sich die Kommission für diesen Kom­
promiß ausgesprochen hat, weil bis auf eine 
Forderung der Bundeswirtschaftskammer 
eigentlich alles berücksichtigt wurde, was von 
diesen Stellen verlangt wurde. (Abg. G r a f: 
Warum erfüllen Sie nicht auch die letzte For­
derung der Bundeskammer?) Im habe Ihnen 
schon einmal gesagt, Herr Kollege, lassen Sie 
sich Zeit; es kommt alles, nur nicht hudeln! 
(Abg. G r a f: Dann werden wir einverstanden 
sein!) Schauen Sie, alles werden Sie nie haben. 
Bei einem Komprorniß ist nie alles zu errei­
chen. 

Genau zu dem Zeitpunkt, als Sie dieses Ab diesem 1. Februar 1972 sollen an 
Interview abgegeben haben, hat die Landes- Samstagen nur mehr bei 380 Postämtern Schal­
gruppe SteiermaI1k des OAAlB in der Post- terstunden gehalten werden. Es wurde aber 
gewerkschaft gefordert, daß bei einer neuer- auch auf jene Teile der Bevölkerung Rück-
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Neuhauser 
sicht genommen, die bisher ihre Postgeschäfte 
vor allem an Samstagen abg,ewickelt haben, 
wozu sie jetzt nicht mehr die IMöglichkeit 
hätten, indem jetzt am Vortag, nämlich am 
Freitag, der Dienstschluß beziehungsweise der 
Kassenschluß von 17 Uhr beziehungsweise von 
18 Uhr auf 19 Uhr erstreckt wurde. (Abg. 
Dr. Kr an z 1 m a y r: Von 17 Uhr ist nur bis 
18 Uhr verlängert worden!) Ich habe gesagt, 
von 17 auf 18 beziehungsweise auf 19 Uhr. 

W,eiters wurde gesichert, daß bei den am 
Samstag 'geöffneten Postämtern telegraphische 
und Eilpostanweisungen angenommen werden 
und daß Ein- und Rückzahlungen im Post­
sparverkehr und die Auszahlung von Gehalts­
anweisungen durchzuführen sind. Nur - und 
jetzt komme ich auf Ihre Anregung zurück -
der gewünschten Ausdehnung des Samstag­
dienstes auch auf den Erlagscheinverkehr 
konnte nicht entsprochen werden, weil das 
nach sich gezogen hätte, daß ein Großteil 
des Personals, nämlich das gesamte Personal 
der Amts- und Hauptkassen und der Kon­
trollen, von dieser Fünftageregelung hätte 
ausgeschlossen werden müssen. 

Der entschei1dendste Punkt war die Zustel­
lung der Tageszeitungen. Meine Damen und 
Herrenl Hier wurde vollinhaltlich der Forde­
rung des Zeitungsherausgeberverbandes Rech­
nung getragen, denn die Tageszeitungen wer­
den ebenso wie Eil- und Telegrammzustellun­
gen auch künftighin im vollen Umfange so wie 
bisher aufrechterhalten. 

Auch der Vorschlag der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft wurde dahin gehend 
berücksichtigt, daß die Fachpostsendungenan 
Samstagen bei allen Postämtern abgeholt wer­
d,en können. Allerdings wird für einen Groß­
teil der Personen und 'Firmen, die ihre Post 
an Samstagen unbedingt 'benötigen, die Mög­
licbkeit geschaffen, durch Vermehrung der 
Schließfächer oder aber durch den Einsatz von 
fahrbaren Schließfächern auch während der 
Sperre des Postamtes diese Schließfäch,er von 
außen her zugänglich zu machen. 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirt­
schaftskammern Osterreichs hat angeregt, die 
durch die teilweise Sperre der Postämter an 
Samstagen in ländlichen Bereichen eintr'eten­
den Nachteile zum Teil durch Verbesserung 
der telephonischen Versorgung auszugleichen. 
Hier ist festzuhalten, daß bei den noch nicht 
automatisierten Ämtern Dauerschaltungen be­
stehen. (Abg. G r a f: Meinen Sie, daß ihm da 
der Brief vorgelesen wird, oder wo liegt dann 
der VorteiJ?Der Ausbau des Telephonnetzes 
ist eine Selbstverständlichkeit! Das hat mit 
der Sache nichts zu tun!) Das hat sehr wohl 
damit zu tun, da sind Sie anscheinend nicht 

ganz informiert. Sie sind mit der Materie 
wenig vertraut, muß ich Ihnen sagen. ,( Abg. 
G r a f: Die Verbesserung der Infrastruktur 
war immer ein Anliegen Ihrer Regierung!) Ich 
habe gesagt, bei den Postämtern, die noch 
nicht vollautomatisiert sind, bestehen in den 
Zeiten, wo die Postämter geschlossen sind, 
Dauerverbindungen. Diese Dauerv,erbindun­
gen, diese Schaltungen, bleiben e:ben jetzt auch 
tagsüber bestehen; damit ist die Möglichkeit 
des Telephonierens dort gegeben. (Abg. 
G r a f: Das ist ein ungeheurer Fortschritt für 
das Landvolk!) Der Herr Bundesminister hat 
ja bei der IBehandlung des Fernmeldeinvesti­
tionsgesetzes sehr deutlich zugesagt, daß er 
gerade für die Vel'besserung der telephoni­
schen Möglichkeiten im ländlichen Raum sor­
gen werde. 

Meine Damen und Herrenl Ich weiß nicht, 
wie der heute tagende Gewerkschaftsvorstand 
der Post- und Telegraphenbediensteten diese 
Entscheidung des Ministerrates aufnehmen 
wird. Mir sind jedenfalls Informationen zuge­
gangen, daß die christliche Fraktion diese Ent­
scheidung strikte abl,ehnen wird {Abg. 
Fa c h leu t ne r: Ja/), daß sie fordern wird, 
daß die vollkommene Einstellung der Zei­
tungszustellung an Samstagen zu erfolgen hat. 
Das sind die letzten Informationen, die von 
dem derzeit tagenden Gewerkschaftsvorstand 
zu erfahren waren. 

Wir wissen sehrgenau, daß wir mit di,eser 
nun getroffenen Entscheidung nicht alles 
erreidlt haben. Ich darf als Postler für mich in 
Anspruch nehmen, das zu sagen. Ich glaube, 
es wirkt für mich sicherlich nicht populär, 
wenn ich hier bekenne, daß wir nur einen 
TeHkompromiß erreichen konnten. Aber wir 
sind uns dessen bewußt, daß wir natürlich 
nidlt nur unsere Interessen zu vertreten 
haben, sondern auch auf Ihre und andere Inter­
essen Rücksicht nehmen müssen. 

Im Interesse dieser Gesamtheit ist es zu 
diesen Teillösungen gekommen. Nur, meine 
Damen und Herren der Osterreichischen Volks­
partei, so l,eicht, wie es sich der OAAB gerade 
in dieser Sache wieder macht, so wird es auf 
die Dauer nicht gehenl Für den Herrn Bundes­
obmann des OAAB hat heute die Stunde 
geschlagen: Er soll hier heraustreten und soll 
den Standpunkt des OAAB in dieser Angele­
genheit sehr deutlich ibekanntgeben. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. 0 r t ne r: Wenn es der 
Kollege Graf erlaubtl- Abg. G r a f: Ich werde 
darüber nachdenken! - Präsident Doktor 
Mal eta übernimmt den Vorsitz. - Zwi­
schenruf des Abg. Anton S c h 1 ag er.) 

Daß nun trotzdem dieses - Schlager, jetzt 
sind wir nicht bei der Landwirtschaft - für 
beide Teile tragbare Kompromiß zustande 
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Neuhauser 
gekommen ist, das, glaube ich, können wir 
mit Uberzeugung sagen, war nur durch die 
kluge Ver:harrdlungsführung des zuständigen 
Ressortministers und die Aufgeschlossenheit 
der Bundesregierung möglich, die damit neuer­
lich den Beweis erbracht hat, daß sie nur Ent­
scheidungen trifft, die im Interesse aller Grup­
pen liegen und nicht, so wie es in den Jahren 
1966 bis 1910 häufig vorgekommen ist, wie 
die OVP-Regierung Entscheidungen rein auf 
Interessensverbände abgestimmt hat. 

Die Bevölkerung wird diese Entscheidung 
genauso positiv aufnehmen, wie sie bis jetzt 
die Entscheidungen der Regierung gebilligt 
hat. Den Postbediensteten übermitteln wir aus 
ehrlichem Herzen zu dieser Erleichterung ihres 
schweren Dienstes unsere Glückwünsche, und 
wir versichern ihnen auch, daß wir Verständ­
nis dafür haben, daß dies ein erster Schritt 
war und daß sel'bstverständlich zu geg,ebener 
Zeit ein weiterer Schritt zur vollen Erfüllung 
ihrer Forderung folgen wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident I 
Sehr geehrte Damen und Herren! Uns Frei­
heitlichen ist die Erklärung zu dem heute in 
Behandlung stehenden Kapitel sehr leicht g,e­
macht worden, und zwar insbesondere des­
halb, weil es die Bundesregierung unterlassen 
hat, ein Budget auszuarbeiten, das den tat­
sächlichen Verhältnissen entspricht. Die Preis­
erhöhungen, die vor kurzem beschloss-en wor­
den sind, wurden in diesem Budget nicht ver­
arbeitet. Es entspricht daher nicht den Tat­
sachen, es werden sich durch die Erhöhungen 
der Preise erhebliche Verschiebungen er­
geben. Da also alle diese Ansätze falsch sind, 
kann man unmöglich verlimgen, derartigen 
Ansätzen die Zustimmung zu geben. 

Besonders hervorzuheben ist, daß sich ge­
rade die SPO-Bundesregierung nicht gescheut 
hat, die kleinen Leute zu treffen. Denn wer ist 
denn in erster Linie betroffen von den Tarif­
erhöhungen im Bereich des Personentarifes? 
Jedenfalls in erster Linie Leute, die sich kein 
Auto leisten oder leisten können. Es sind 
also die Kleineren, die Arbeitnehmer, die Sie 
hier in erster Linie zur Kasse bitten. 

Das ist eine Vorgangsweise, die uns nicht 
angemessen erscheint, und auch der Zeitpunkt, 
den Sie für eine derartige Entscheidung ge­
wählt haben, ist etwaseigenarUg. Jedenfalls 
kann man von keiner guten Weihnachtshot­
schaft für weite Bevölkerungskreise sprechen. 

Es kommt dazu, daß Sie neben den direk­
ten Tariferhöhungen natürlich auch indirekt 

Preissteigerungen herbeiführen, indem Sie bei 
etwa gleichen Preisen das Angebot ver­
schlechtern, eine Maßnahme, die Sie im Be­
reich der gewerblichen Wirtschaft aufs schärf­
ste verurteilen würden, wo Sie auch durch 
das Preisregelungs- und Preistreibereigesetz 
versuchen, mehr Einfluß gewinnen zu können, 
obwohl Sie aber selbst durch Ihre Tarifpolitik 
mit schlechtem Beispiel vorangehen und dafür 
sorgen, daß eben wegen dieser erhöhten und 
angestiegenen Tarife manche Preise zwangs­
läufig ebenfalls höher kalkuliert werden müs­
sen. 

Das geringere Angebot ist in erster Linie 
im Bereich der Postverwaltung festzustellen. 
Eine Einschränkung des Dienstes in den Post­
ämtern ist zweifellos vom Standpunkt der Be­
diensteten zu begrüßen. Es ist nichts dagegen 
einzuwenden, daß auch die Postbediensteten 
zu einer Fünftagewoche kommen. Aber in 
der gewerblichen Wirtschaft erkennt man die 
Notwendigkeit, bei einer Verkürzung der 
Arbeitszeit für einen ents.prechenden Aus­
gleich durch Rationalisierung, Automatisie­
rung und Neueinstellungen zu sor,gen. Im 
Postamtshereich bemühen Sie s-ich leider nicht 
ausreichend. 

Wenn Sie nun sagen, Sie benötigen wegen 
der Verkürzung der Arbeitszeit um eine 
Stunde ab Jänner nächsten Jahres allein im 
Bereich der Post 382 Dienstposten mehr, dann 
ist dies ein Zeichen dafür, wie sehr wir Frei­
heitlichen seinerzeit mit unserer Argumenta­
tion zum Arbeitszeitgesetz recht gehabt haben. 
Nun kommen die Belastungen, die wir damals 
bei der Behandlung des Gesetzes bereits auf­
gezeigt haben. Die Belastungen werden sich 
zunehmend in allen jenen Bereichen steigern, 
wo hauptsächlich Dienstleistungen notwendig 
sind, und das betrifft sowO'hl die Post als audl 
die Bahn. Wenn ,Sie heuer schon ankündigen, 
im näChsten Jahr 382 Dienstposten allein bei 
der Post mehr zu benötigen, so muß man 
natürlich befürchten, daß bei der nächsten 
Arbeitszeitverkürzung in zwei Jahren ein 
wesentlich größerer zusätzlicher Bedarf auf­
treten wird und daß dann natürlich eine 
rasante Steigerung der Belastung in diesen 
Betrieben, die Sie, Herr ,Minister, zu verwalten 
haben, eintreten wird. Die Bedeckung wird 
dann natürlich wieder nur durch Tariferhöhun­
gen und durch größere Bundesbeiträge mög­
lich sein. 

Wir Ibefinden uns also in einem Zirkel, der 
sich immer schneller dreht, dessen Fliehkraft 
man leider nicht zur Gänze abschätzen kann. 
Sie haben jedenfalls die WiIllmngen unter­
schätzt. Wir Freiheitlichen waren die einzigen, 
die mit allem Nachdruck und mit größter Sorg,e 
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Melter 
auf derartige 
haben. 

Auswirkungen hingewiesen tungen dafür Vorsorge zu tragen, daß die 
Besduänkungen im personellen Bereich in 

Nun muß man noch etwas festhalten: Die 
Einschränkung des Postdienstes am Samstag 
auf 380 von 2302 Postämtern ist außerordent­
lich radikal. Sie führt dazu, daß in weiten 
Bereichen, die eben nicht so ohne weiteres 
diese 380 noch notdürftig offen g·ehaltenen 
Ämter erreichen können, die ,Postbetreuung 
vollkommen unbefriedigend wird, ein Um­
stand, der umsomehr angekreidet werden 
muß, als ja die Post ein außerordentliches 
Vorrecht hat: ein Monopol. 

Ein Monopol kann aber nicht nur Rechte 
beinhalten, sondern beinhaltet natürlich auch 
entsprechende Verpflichtungen. Wenn man 
also für sich allein das Monopol der Post­
beförderung in Anspruch nimmt, so muß man 
sich auch der Verpflichtung bewußt sein, diese 
Postbeförderung immer dann durchzuführen, 
wenn der Kunde, der Benützer, es wünscht. 

Das heißt, daß die Postzustellung an sieben 
Tagen in der Woche erfolgen müßte. Wenn 
Sie aber dazu nicht bereit und auch nicht 
imstande sind, dann müssen Sie auf Ihr Mono­
pol verzichten und etwa auch zur Kenntnis 
nehmen, daß sich dann vielleicht initiative 
Private darum bemühen, einen Dienst aufzu­
ziehen, der den Bedürfnissen der Bevölkerung 
und der Wirtschaft zur Gänze entspricht. 

etwa ausgeglichen oder sogar verbessert wer­
den können. 

In der Regierungserklärung Bundeskanzlers 
Dr. Kreisky wird unter anderem ausgeführt, 
daß durch einen schnellbahnmäßigen Ausbau 
des Massenverkehrs in den Ballungsräumen 
nicht nur die Funktionstüchtigkeit des Ver­
kehrs erhalten oder wied.erhergestellt, son­
dern auch ein maßgeblicher Beitrag zur Be­
wältigung der Umweltprobleme geleistet wer­
den soll. 

Das ist ein sehr schöner Satz in dieser Er­
klärung. Aber was wird tatsächlich getan, um 
diese Erklärung der Erfüllung zuzuführen? 
Ihrem Budget ist diesbezüglich nichts zu ent­
nehmen. 

In den Ballungsräumen sind die Schienen 
meistens zweigeleisig, sodaß wenigstens theo­
retisch eine Verkehrsabwicklung nach einem 
starren Fahrplan möglich wäre. 

Ein Ballungsgebiet gibt es allerdings, in 
welchem diese Voraussetzung fehlt: das ist 
der Raum des Rheintales und des Wallgaues 
zwischen Bregenz und Bludenz. Da haben Sie 
keine Vorsorge getroffen, obwohl schon seit 
langem Versprechungen gemacht worden sind 
und o'bwOihI dort schon vor 20 Jahren mit 
dem zweigeleisigen Ausbau begonnen wurde. 
Er ist allerdings sehr schnell auf einer Strecke 
von 4 bis 5 Kilometern steckengeblie'ben, und 
20 Jahre lang hat sich praktisch nichts getan. 
Nicht einmal ein sehr großzügiges Angebot 
der Vorarlberger Landesregierung, nämlich 
18 Millionen Schilling für die Finanzierung 

Sie haben, Herr Bundesminister, anläßlich 
der Erhöhung der Tarife darauf hingewiesen, 
daß die dadurch bedingten beziehungsweise 
bewirkten Mehreinnahmen notwendig wären, 
um die allzu optimistisch ermittelten Ansätze 
für die Aufwendungen in Ihrem Bereich tat­
sächlich erreichen zu können. des zweigeleisigen Ausbaues auf der Strecke 

1972 I Feldkirch-Rankweil, haben Sie angenommen 
und I und verwertet. In diesem Jahr wären sie 

bereitgestellt gewesen. Sie haben sie nicht 

Eine Einnahmenerhöhung für das J alu 
in einem Größenbereich zwischen 700 
800 Millionen Schilling muß denn doch eine 
Auswirkung auf die Ansatzposten in Ihrem 
Budget haben. Es ist sehr unwahrscheinlich, 
daß Sie Ihre ursprünglichen Zahlen unter der­
art falschen Annahmen und Voraussetzun­
gen ermittelt haben. 

Es wäre deshalb für die Offentlichkeit und 
auch für die Abgeordneten außerordentlich 
interessant zu erfahren, wie Sie nun diese 
Mehreinnahmen verwerten, ob Sie bereit sind, 
sie in erster Linie so einzusetzen, daß eine 
Rationalisierung möglich ist, die den Dienst­
leistungsbereich verbessert und die es ermög­
licht, den Personalkostenanteil doch etwas zu 
senken; denn gerade in Ihrem Bereich spielen 
ja die Personalkosten eine außerordentlich 
große Rolle. Bei der gegebenen Arbeitsmarkt­
situation und der Kostenentwicklung ist es 
das vordringlichste Anliegen im Bahn- und 
Postbereich, durch Verbesserung der Einrich-

verwendet, obwohl nach der Regierungserklä­
rung dies ein vordringliches Anliegen für Ihr 
Ressort wäre. 

Es ist schon erstaunlich, daß man ein der­
art günstiges Angebot nicht zu verwerten in 
der Lage ist. 

Worauf ist denn das zurückzuführen? 
Offensichtlich auf den Widerspruch zwischen 
Propaganda und den Realitäten. 

Sie von der sozialistischen Fraktion haben 
immer wieder propagiert, wie sehr man vor­
ausplanen und vorausschauen müßte. Voraus­
planen ist gerade im Verkehrsbereich ein be­
sonders dringendes Anliegen, um Fehlinvesti­
tionen zu vermeiden und um dann, wenn eine 
Möglichkeit von der finanziellen Seite her 
besteht, diese Planungen möglichst unverzüg­
lich in die Tat umzusetzen. 
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Melter 
Nun muß man feststellen, daß Sie für die 

Strecke Feldkirch-Rankweil noch nicht ein­
mal die Planung abzuschließen imstande ge­
wesen sind. Ein sehr bedauerliches Zeichen I 

Man muß gar nicht darüber reden, daß Sie 
die weiteren Kilometer zwischen Feldkirch 
und Bludenz oder zwischen Rankweil und 
Lauterach in Planung geben. Das wurde noch 
gar nicht begonnen. Man hat nur darüber ge­
sprochen, 20 Jahre lang ohne Ergebnis! 

Sie haben immer wieder kritisieren können, 
der Herr Finanzminister habe sich geweigert, 
den Bundesbahnen die notw·endigen Investi­
tionsmittel zur Verfügung zu stellen. Seit dem 
Frühjahr 1910 gibt es einen sozialistischen 
Finanzminister, von dem lihrer AuJiifassung 
nach natürlich Verständnis für die immer als 
dringlich bezeichneten Anliegen der Bundes­
bahnen eflWartet werden kann. 

Kollege Ulbrich lächelt freundlich. Auch er 
hat bei seinem Freund Dr. Androsch dies­
bezüglich offensichtlich nicht viel erreichen 
können. 

Das erscheint sehr bedauerlich, insbeson­
dere wenn man bedenkt, daß es ja genauso 
wie im Fernsprechsektor auch im Bereich der 
Bundes'bahnen Investitionsmöglichkeiten gibt, 
die sich relativ schnell amortisieren würden. 
Gerade derartige Möglichkeiten sollte man 
möglichst unverzüglich ausnützen, iWeil sie 
nicht nur den Bundesbahnen, sondern der ge­
samten österreichischen Wirtschaft und der 
Bevölkerung dienen würden. 

Nun möchte ich nochmals zur Arlbergbahn 
zwischen Bregenz und Bludenz zu rüCk:kehren. 
Es werden bald 100 Jahre sein, seit der Eisen­
bahnverkehr zwischen Bludenz und Lindau 
beziehungsweise Sankt Margrethen eröffnet 
worden ist. Das geschah zu Kaisers Zeiten. 
Man hat damals trotz wesentlich geringerer 
technischer Möglichkeiten und einer wesent­
lich schwächeren Volkswirtschaft wesentlich 
schneller und zielführender gebaut. Heutzu­
tage geht das langsam und zähflüssig, sehr 
mühsam, kaum feststellbar. 

Nun sollten Sie doch beweisen, daß Sie 
imstande sind, ein Projekt, das im Prinzipiel­
len schon seit mehr als 20 Jahren besteht, 
endlich der Verwirklichung zuzuführen. 

Dazu kommt, daß ja im Nachbarbereich des 
Bundeslandes Vorarlberg, in der Schweiz und 
in der Bundesrepublik, die Verkehrsverbin­
dungen zielstrebig ausgebaut werden. Es 
dürfte keinem Zweifel unterliegen, daß in 
absehbarer Zeit ,ein Tunnel den Alpenhaupt­
kamm unterführen wird und daß dies zu einem 

ganz erheblichen Anwachsen der Transport­
bedürfnisse und des Transportvolumens füh­
ren wil'd. 

Die Bundesbahnen werden diesem Bedarf 
auch Rechnung tragen müssen, wenn sie nicht 
-genauso wie wir es im Autoverkehr 
sind - ein Hemmschuh im internationalen 
Verkehr bleiben wollen. 

Hier geht auch der Wunsch Vorarlbergs 
dahin, diesen Projekten positiver gegenüber­
zustehen, einerseits, weil sie doch nicht zu 
verhindern sind auf Grund der Entwicklung 
d·er Industrie und der Austauschnotwendig­
keiten zwischen dem süddeutschen und dem 
norditaHenischen Raum, und weil auch die 
Wirtschaft im westUchsten Bundesland darauf 
angewiesen ist, diese besseren Verkehrsver­
bindungen zu erhalten. 

Wir sind ja sonst schon durch die weite 
Entfernung von den industrieUen Ballungs­
gebieten in Ost erreich ibenachteiligt und müs­
sen uns deshalb bemühen, in anderen Berei­
chen einen annähernden Ersatz zu ,b,ekommen. 
Aber gerade auch die Verbindungen zur inner­
österreichischen Wirtschaft sind nicht befriedi­
gend ausgestaltet. Es ist ja bekannt, welche 
Schwierigkeiten die Bergstrecke des Arlbergs 
sowohl für den Straßen- als auch für den 
Bahnverkehr bildet. Gerade im Bereich des 
Arlbergs wäre der Verkehrsplanung vlel mehr 
Augenmerk zuzuwenden, als dies bisher ins­
gesamt geschehen ist. Man müßte seitens der 
Regierung dazu kommen, klar festzulegen, 
welchen Verkehrsbedürfnissen und welchen 
Verkehrsregelungen Prioritäten einzuräumen 
sind. Es wäre Vorsorge zu treffen, daß eben 
in manchen Bereichen die Transporte mehr 
auf die Bahn verlegt werden, als es bisher 
der Fall ist. 

Aber gerade diesbezüglich gibt es größte 
Schwierigkeiten. Insbesondere fehlen bisher 
immer noch die Zusagen, den Huckepack­
Transport wieder aufzunehmen, um so sicher­
zustellen, daß wenigstens die Schwerfahrzeuge 
den Winter über nicht über den Arlberg, son­
dern durch den Arlberg fahren können. 

Dabei ist es zweifellos notwendig, daß diese 
Einrichtung staatlicherseits zu subventionie­
ren ist. ,Man hat dies in diesem Jahr mit dem 
bescheidenen Betrag von 6 Millionen Schilling 
getan, trotzdem aber den Transport mit Ende 
Juli oder im Laufe des Juli eingestellt. Das ist 
eine Maßnahme, die naturgemäß die Vorarl­
berger Wirtschaft, aber auch die Gesamtwirt­
schaft Osterreichs betrifft und die geeignet 
ist, unsere wirtschaftsgeographischen Verhält­
nisse neuerlich als Nachteil herauszustellen 
und zu unterstreichen. 
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Vorarlberg hat ja sc:hon im Bereich der Post­
ge'bühren höhere Belastungen zu tragen. es hat 
höhere Lasten zu tragen durch die weiten 
Transportstrecken. Es wäre Aufgabe einer 
staatlic:hen Verwaltung. für alle Bereiche in 
diesem Staatsgebiet etwa gleiche Vorausset­
zungen zu schaffen. Das ist ein staatspoliti­
sches Erfordernis, das Sie zu berücksichtigen 
haben. und zwar auc:h dann. wenn es Kosten 
verursac:ht. 

Wir anerkennen, daß die Bundesbahnen in 
Voradberg doch. einige Investitionen durch­
führen/ die sowohl vom Bahnstandpunkt aus, 
aber auch vom allgemeinen wirtschaftlichen 
Standpunkt aus dringend notwendig sind. 
Wir stellen allgemein fest, daß immer mehr 
Schwierigkeiten bestehen, den Waggonumlauf 
zu beschleunigen. Dies Hegt vielfac:h dar an, 
daß die geeigneten Verladeeinrichtungen feh­
len. 

In Vorarlberg wird nun nac:h langer Ver­
zögerung endlich darangegangen, einen gro­
ßen Güterbahnhof in Wolfurt zu bauen. Die 
Entscheidung ist leider erst sehr spät gefal­
len. Die Anfangsal"beiten sind nur sehr 
zögernd in Auftrag gegeben worden. Es war 
deshalb sehr schwierig, ohne Sicherheit für 
den Auftrag die planerisc:hen Voraussetzun­
gen seitens der durchführenden Firmen zu 
schaffen und die Einrichtungen anzulegen, die 
notwendig sind, um wirtsc:haftlic:h vernünftig 
bauen zu können. 

Diese Verzögerung hat nun zu zusätzlic:hen 
Schwierigkeiten geführt, weil durCh bestimmte 
Ereignisse die Abbauvorhaben für das Schüt­
tungsmaterial eben in Frage gestellt sind und 
man bisher noch keine Sicherheit hat, woher 
nun das Material genommen werden 5011/ das 
notwendig ist, um den Unterbau für diese 
Bahnanlage zu schaffen. 

Alber nic:ht nur in Vorarlberg hat man Pro­
bleme mit der Verladung der Güter, sondern 
dies trifft mehr oder weniger für alle Indu­
striebereiche in Osterreich . zu. Insbesondere 
ist auffallend, daß etwa in Salzburg die Ver­
hältnisse derart sc:hlecht sind, daß die Bundes­
bahnen des öfteren genötigt sind, die Wag­
gons nach Freilassing zu versc:hieben, um im 
deutschen Bereic:h die Ausladung durchzufüh­
ren. Dies führt natürlic:h zu wesentlic:h höhe­
ren Kosten, zu einem unnötigen Güter,wag­
gonumlauf und zu zeitlic:hen Verzögerungen; 
von der Preissteigerung muß man dann natür­
lic:h gar nic:ht mehr reden. 

Das beweist, daß man wesentlic:h mehr Mit­
tel bereitstellen müßte/· um die Verladung 
dort, wo sie nur mit Verzögerungen möglic:h 
ist, sc:hneller bewerkstelligen zu können. Denn 
dadurch würde man erhebliche Entlastungen 

erreichen können, lindem die nur besc:hränkt 
zur Verfügung stehenden GüteTlWaggons 
sc:hneHer wieder für neue ,Belaldungen !bereit­
gestellt werden können. 

Dem Prob},em der Gestattung von Ansc:hluß­
gleisen sind die Bundesbahnen wieder groß­
zügiger gegenübergetreten. Während es frü­
her nur sehr schwer möglich war, solche An­
sc:hlußgleise zugebilligt zu erhalten, ist man 
jetzt wohl auch deShalb entgegenkommender, 
weil man damit das Geschäft erheblic:h för­
dert/ weil man damit wesentliCh mehr Trans­
portaufträge bekommt und weil damit zweifel­
los auc:h manc:he Ladeeinric:htungen durc:h die 
Wirtsc:haft erstellt werden und nicht durch 
die Bundesbahnen, sodaß also auch im Inve­
stitionsbereich erheblic:he und fühlbare Er­
leic:hterungen für die Bundesbahnen eintreten. 

Ic:h möchte daher wünschen, daß man bei 
Anforderungen von Anschlußgleisen weiter­
hin großzügig vorgeht, um damit sowohl der 
Wirtschaft als auch dem Bahnbetrieb wert­
volle Dienste zu leisten. 

Nun möchte ich noch etwas zum Telephon­
dienst sagen. Wir entnehmen Äußerungen des 
Herrn Bundesministers im Budgetaussc:huß, 
daß im kommenden Jahr mit den bereitgestell­
ten Mitteln etwa 100.000 neue Telephon­
anschlüsse geschaffen werden sollen und daß 
dazu eine ganze Reihe von Bundesländern 
erhebliche Kredithilfen gewähren. 

Das ist außerordentlich erfreulich. 100.000 
ist sic:her keine kleine Zahl für neue Tele­
phonanschlüsse, aber es ist doch eine Zahl, 
die erheblich hinter den Erwartungen zurück­
bleibt/ wenn man sich etwa daran erinnert, 
daß der Herr Bundeskanzler in seiner Regie­
rungserklärung versprochen hat, im Laufe der 
Legislaturperiode würden 645.000 Telephon­
ansChlüsse geschaffen werden. Dies müßte an 
und für sich dann für das nächste Jahr doch 
einen etwas größeren Anteil an Neuanschlüs­
sen betreffen. Die Vorsorge hiefür ist jedoc:h 
offensichtlich nicht getroffen worden. 

Aber es ist vielleicht noch darauf hinzu­
weisen, daß nicht nur das Problem der Scharf­
fung neuer Anschlüsse und der Befriedigung 
der diesbezüglichen Wünsche der Bevölkerung 
im Vordergrund steht, sondern daß man der­
zeit vielleicht noch mehr dafür Vorsorge tref­
fen muß. daß die Vermittlungseinric:htungen 
besser und leistungsfähiger ausgestattet wer­
den/ und daß man in der Projektierung wesent­
lic:h weiter gehen sollte, als dies :bisher ge­
sc:hehen ist. Denn es hat sich in der Ver­
gangenheit gezeigt, daß die Anlagen meistens 
zu klein angelegt worden sind und daher in 
kurzer Frist dem Anfall nicht mehr gewachsen 
waren. Dies fühlt nun dazu, daß man nach 
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der Wahl der Nummer auf Schwierigkeiten Aufgabenstellung des NaduiChtenwesens 
stößt, unverzüglich Anschluß zu bekommen, überhaupt, etwas näher einzugehen. 
und daß man in manChen Verkehrsrelationen 
oft stundenlang warten muß, um den An­
sChluß finden zu können. Es wird hier Aufgabe 
der Postverwaltung sein, diesem Problem be­
sonderes Augenmerk zuzuwenden. 

Nun möchte ich noch zum Abschluß im Be­
reiCh Verkehr ein Thema anschneiden. Es geht 
um die Seilbahnanlagen. Die Kompetenzen 
sind geteilt. Für Kleinanlagen sind die Bundes­
länder zuständig, für größere Anlagen der 
Bund. Nun gibt es einen Bereich, der unver­
ständlicherweise immer noCh vom Bund ver­
waltet wird, nämlich die Doppelsessellift­
anlagen. Für einfache Sessellifte sind die Bun­
desländer zuständig, für Doppelsessellifte das 
Verkehrsministerium. 

Es ist nun nicht einzusehen, daß für Doppel­
sessellifte eine Bundeszentralstelle herange­
zogen werden muß. Dies führt zu Verteue­
rungen und zu verwaltungsmäßigen Schwie­
rigkeiten, die in der Sache seIhst keinerlei 
Begründung haben. Denn die technischen 
Unterschiede für Einsessel- und Doppelsessel­
liftanlagen sind wahrlich nicht so gravierend, 
so schwerwiegend und weitreichend, daß es 
notwendig wäre, hier eine Zentral stelle ein­
zuschalten, damit die erforderlichen Uberprü­
fungen durchgeführt und Sicherlheitsvorschrif­
ten erlassen werden können. 

Es wäre wünschenswert, wenn Sie siCh, Herr 
Bundesminister, entschließen könnten, diese 
Kompetenz möglichst schnell ab~utreten. Es 
würde Ihnen Luft schaffen, um Ihre <Beamten 
für Aufgaben einzusetzen, die dringender und 
notwendiger im Bahn- und Postbereich erledigt 
werden müssen. 

Zusammenfassend darf ich nochmals fest­
stellen, daß wir in den drei Kapiteln sehr 
viele FortsChritte erkennen können, daß aber 
ebenso große Mängel noch feststellbar sind, 
die es uns unmöglich machen, diesen Kapiteln 
unsere Zustimmung zu geben. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Gradinger. Ich er­
teile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Gradinger (OVP): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Meine erste Wortmeldung im Hohen 
Haus gilt beim Kapitel Verkehr speziell den 
Kreditansätzen der OsterreichisChen Post- und 
Telegraphenverwaltung. Als Fernmeldetech­
niker, selbst Bediensteter dieses öffentlichen 
Dienstleistungsbetriebes, ist es mir verständ­
licherw·eise ein gewisses Anliegen, auf die 
besonders gelagerten Probleme, auf die große 

Bevor idl das tue, gestatten Sie mir noch 
eine allgemeine Feststellung. Vor einigen 
Tagen wurde der 'bisherige Verlauf dieser 
Budgetdebatte von bestimmter Seite mit "un­
nützem Palaver" kommentiert. Ich glaube, 
dazu sollte man doch etwas sagen, das sollte 
nicht unwidersprochen bleiben. 

Man hat sich sicherlich bei dieser Gelegen­
heit schon öfters mit einer Reformierung der 
Budgetdebatte beschäftigt. Wenn idl mich ridl­
tig erinnere, hat der Herr Dr. Fisdler in einer 
seiner letzten Wortmeldungen dieses Problem 
ebenso angeschnitten. Ich persönlidl könnte 
mir durdlaus vorstellen, daß man darüber 
reden könnte, daß einiges einer Uberprüfung 
bedarf. Ich könnte mir etwa eine gewisse 
Straffung der Debattenbeiträge vorstellen. 

Darüber hinaus bin ich der Meinung, daß 
ein solcher Vorwurf, auf Grund unseres Be­
mühens, echte Beiträge zu leisten, daß eine 
derartige Zensur - vorsidltig fomuliert -
unangebradlt ist. Man kann von mir aus dar­
über befinden, ob unsere Beiträge mehr oder 
weniger gut sind, aber auch dabei sollte man 
meines Er aChtens berücksiChtigen, daß wir 
auch nichts anderes sind als ein Querschnitt 
der österreiChischen Bevölkerung. 

Wenn es um einen Ausga'benrahmen, wie 
für 1972 vorgesehen, von zirka 120 Milliarden 
Schilling geht, bin ich nach wie vor der Mei­
nung, daß es eine der vornehmsten Aufgaben 
des gewählten Mandatars ist, dazu Stellung 
zu nehmen, Stellung zu nehmen, ab sie ·be­
rechtigt sind oder nicht, in welchem Umfang 
und wohin die Steuergelder fließen. 

Es ist nadl wie vor die Möglichkeit 
für die Opposition, daß man hier die unter­
schiedlichen Auffassungen klar herausstellt, 
ist doch so ein Voransdllag nicht nur bestim­
mend für den Ablauf eines Wirtschaftsjahres 
allein, sondern, sich immer wieder von einem 
Jahr auf das andere überdeckend, auf längere 
Zeiträume wirksam. Damit will ich es ei gent­
lich sChon mit meiner allgemeinen Feststel­
lung bewendet sein lassen. Idl bin der Mei­
nung, daß dies notwendig war und daß eine 
solche Zensur nicht unwidersprochen bleiben 
sollte. 

Bei meinem Beitrag zum Thema Post- und 
Telegraphenverwaltung geht es mir nidlt so 
sehr um eine ziffernmäßige Behandlung dieser 
Budgetansätze, sondern darum, gewisse 
Schwerpunkte dabei herauszustellen. Der eine, 
der bereits hier in der Spezialdebatte ange­
klungen ist, ist der, daß die Verkehrsanforde­
rungen an die Dienste der Post- und Tele­
graphenverwaltung in den letzten Jahren stän-
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dig gestiegen sind. Obwohl die Bediensteten. Mund leben mußte und Jahr für Jahr nicht 
dieser Anstalt, was Einsatzbereitschaft und er- wußte, wie sie dran ist, ist vorbei. 
folgreiche~ Bemü,hen anbelangt, ihr Bestes Außer diesem zweifelsohne guten Finan­
geben, wIrd es m de~ kommenden ~ ahren zierungsmodell, wie wir es im Fernmelde­
gerade a'!-f dem Ge'~let~ des Nach~Ichten- investitionsgesetz gefunden haben, sieht es 
wesens em~ n~ch, sturmischere. EntwIcklung I im übrigen Kapitel Verkehr nicht so rosig 
geben, als WIr sIe bIsher erlebt haben. I aus, wie ~an von se,~ten dieser bestvorberei-

Auf dem Gebiete der Datenübertragung und teten RegIerung bemuht w·ar zu sagen, daß es 
damit verbunden dem Ausbau eines Daten- in Zukunft andere Ansätze geben werde. Um 
übertragungsnetzes stehen wir erst am An- es mit den ,,~alzburger Nachrichten" zu sagen: 
fang einer Entwicklung, die wir, in ihrem Der Anzug 1st dennoch sehr kn~pp bemessen 
Ausmaße bis zum Ende durchdacht, für unser und platzt da und dort aus den Nahten. 
gesellschaftliches Zusammenleben noch gar Hier wird auch die sehr empfindsame 20pro-
nicht abschätzen können, zentige Tariferhöhung, die teilweise auch bei 

der Post eintreten wird, wie vom Herrn Ver-Handgreiflicher sehen wir es bei der Ver-
d 'cht d F ch t '0 t 'ch kehrsminister angekündigt, keine wesentliche 

1 ung es ernspre ne zes m s erre1., " , , 
O Z eh , t h' f l' h d Abhllfe schaffen konnen, sondern da smd WIr 

er uwa s IS nac WIe vor ·er reu IC, enn hl d M' d ß 'ch d ' 
, , A ß 0000 b' wo er emung, a man SI an eres em-

er hat em steIgendes usma von 8 , IS I fallen lassen müßte betriebswirtschaftliche 
90.000 neuen FernsprechstelLen pro Jahr. Aber \' , ' , , . , 

f l'eh d' Z m d d b' Uberlegungen, RatIOnalISIerungen, WIe Immer 
so er reu 1 leser uwa s - un a m 'd . d R dn b "ht d' 0' 
ich bereits bei einem sehr ernsten Problem _ WIe er Je ,er e er emu, war, lese mge 
, " ,anzusmnelden, um auch mIt den Problemen, 
1st, so bedeutet dIes auch emen Zuwachs Jener, d' 't d F Id 't't' t 'cht , " d" Ie ml em ernme elnves 1 lOnsgese z nl 
dIe auf dIe WartelIste gesetzt wer en mussen, b d 'd b R d k 
die wegen Leitungsmangels, wegen voll- ver un en sm " esser zu an e zu o~men 

b ch It t W "hl" t d ch und um berechtigte Forderungen zu erfullen, es a e er a am er 0 er au wegen , , 
einer da und dort vorhandenen knappen Per- Ich denke dabeI ~n fol~endes: ?bwohl m 
sonalsituation - hauptsächlich im technischen den letzten Jahren eme ReIhe stattlIcher neuer 
Dienst - nicht bedient werden können. Postämter gebaut und in Betrieb genommen 

werden konnte, so gibt es doch noch vieler-
Laut Geschäftsbericht der Post- und Tele- orts Postämter, die völlig unzulänglich unter­

graphenverwaltung für das Jahr 1970 waren gebracht sind, 
dies bereits 100,000, Jetzt sind es sicher schon I 1...1.. h b b 't' A ...1.. ß b 'd B 
"b 130000 d' I" d k" Z 't Ul a e erei s 1m USSUlU el er era­
u er, . ',le ang,ere 0 er urzere el tung des Kapitels Verkehr den Herrn Bundes-
auf dIe InstallIerung emes Telephons warten " " 

" f t d' H"lft d ll" W· I mIlllster gefragt, ob es uber den ferneren Aus-
mus sen, a,s, Ie a e avon a eIn In Ien bau der Postämter eine Art von Prioritäten-
Trotz 1 MIllIon oder schon mehr Fernsprech- I' t 'bt W' h b 'ttl 'I t 

11 '0 'ch' t d 'h'l IS e gl, Ir a en ml erwel e e was zu-
ste en In sterrei zelg er von mu ge sc 1 - t Il~ b k b d h b 'ch 'cht 
d t T d f" d' "ch t J h d' E t ges e L e ommen, a er as a e 1 n1 er e ren ur Ie na s en a re - le n - , ~ .' ' 

'ckl d' ch' d t' 11 Z 't gememL, was 1972 neu gebaut oder adaptiert WI ung Ieses na In us ne . en el - d ' d d 'ch h b ' t , wer· en WIr ; son ern 1 a e gemeIn, 
alters -, daß es auf dem GebIete des Nam- Ich P bl uf d' G b' t "b h t , h 't" d' t· d N...1.. I we e ra eme a 'lesern e Ie u er aup 
nc tenwesens eInen s an Ig seIgen enaUl- ...J... I" 'd d ' d' R 'h f I 
h 1'10 d f b 'd 0 't . d t" l'm nOUl zu osen sin un WIe Ie €I eil' 0 ge 

01' e ar ge en WlfI, amI WIr na ur 1 b' , A b d' P" . 
h' t" d' t' d N hh Ib d feIm weiteren us au leser ostamter 1St. 

~uc e!n s an ,lg s el,gen er ac 0 e ar ~n Wenn ich an die Landeshauptstadt in meinem 
offentlIchen DIenstleIstungen verbunden sem. Wahlkreis, an Eisenstadt denke, so ist das 

Mit dem Fernmeldeinvestitionsgesetz, das wirklich eine völlig unzulänglime Same, wie 
heuer im Sommer beschlossen wurde, hat man dort das Postamt untergebracht ist. 
versucht, diesem Umstand Rechnung zu tra- Eine Sorge trotz dieses Fernmeldeinvesti­
gen, indem man für einen längeren Zeitraum, I tionsgesetzes bleibt für meine Kollegen im 
und zwar für 1972 bis 1976, Vorsorge getrof- Post- und Telegraphendienst dennoch beste­
fen hat, daß - wie schon erwähnt - zirka, hen, nämlich die des qualifizierten temnischen 
650.000 neue Fernsprechstellen mit all den I Dienstes, wie man die zur Verfügung gestell­
erforderlichen Baumaßnahmen ausgeführt I ten Mittel so wirtsChaftlich und rationell als 
werden können, Ich möchte hervorheben: mögliCh investiert und verbaut. Hier ein Er­
Nicht nur das, sondern dadurch ist vor allem suchen von mir an den Herrn Bundesminister, 
der österreichismen Wirtschaft, der österrei- in Zukunft sehr sorgfältig zu beobamten, daß 
chischen Smwachstromindustrie ein guter dabei eine vernünftige, gute Arbeitsteilung 
Dienst erwiesen worden, weil eben länger- zwischen der österreichismen Wirtschaft, der 
fristige Planungen und Produktionspro- Schwamstromindustrie einerseits und des 
gramme erstellt werden können, Die Zeit, wie öffentlichen Dienstleistungsbetriebes anderer­
sie früher war, daß diese von der Hand in den seits, beobachtet und verfolgt wird, wenn man 
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mit den gesteckten Zielen und den gesetzten 
Terminen zu Rande kommen will. (Beifall bei 
der OVP.) Man wird also artfremde Arbeiten, 
soweit es nur irgend'wie vertretbar ist, an 
das private Unternehmertum als Auftragneh­
mer abzugeben haben. 

Nun bin ich bereits bei dem zweiten wesent­
lichen, das ich in meinem Debattenbeitrag 
bringen will. Das ist der Umstand, daß Oster­
reich aller Voraussicht nach 1972 vollautomati­
siert sein wird. Dann wird sich also das er­
übrigt haben, was Kollege Neuhauser mit 
Dauerverbindungen gemeint hat. Dann ist 
diese Dauerverbindung hinfälUg. Der Kunden­
kreis wird also in absehbarer Zeit wesentlich 
größer sein, wie ich bere'its erwähnt habe. 

Diese Vollautomatisierung soll den soge­
nannten Sofortverkehr im Fernmeldedienst er­
möglichen. Wie .A!bgeordneter Melter bereits 
erwähnt hat, bahnt sich hier ein neues Pro­
blem an, weil man tatsächlich in bestimmten 
Relationen, auch hier beispielsweise in der 
Stadt Wien, von einem Sofortverkehr kaum 
mehr reden kann. Es ist bekanntlich eine sehr 
mühsame Sache, den Verbindungs aufbau eines 
Ferngespräches zustandezubringen. Das wird 
immer mühsamer. Die Leitungen sind ganz 
einfach überlastet, sie sind durch die ständig 
steigenden Verkehrsfrequenzen blockiert. Es 
ist nicht nur in den Spitzenzeiten des Tages 
der Fall, daß· nach oftmaligen zermürbenden 
Wählversuchen zwölfstelliger Nummernkom­
binationen noch immer das Besetztzeichen da 
ist. Ich brauche das hier nicht näher auszu­
führen, das ist uns allen hinlänglich bekannt. 

Ich möchte nicht mißverstanden werden, 
wenn ich das so ausführlich gebracht habe. 
Es g,eht mir nicht darum, aU'f alle Fälle zu 
diesem Kapitel Kritisches anzubringen, son­
dern ich möchte nur das dringende Ersuchen 
an den Herrn Bundesminister richten, bei der 
Erstellung der Bauprogramme ab jetzt, ab nun, 
der Vergrößerung der Leitungskapazitäten 
den Vorrang zu geben, sodaß dann tatsächlich 
dieser Sofortverkehr ermöglicht ist und daß 
dem Kunden auch in Zukunft gute Dienste 
geboten werden im Geiste .bester Tradition 
österreichischer Post- und TelegrapheD!ver­
waltung. (Beifall bei der OVP.) 

Noch ein drittes zu diesem Thema: Bei der 
Beschlußfassung des Fernmeldeinvestitions­
gesetzes erfolgte im § 1 eine Ergänzung, daß 
bei der Erweiterung und Erneuerung des 
Fernsprechnetzes im Interesse einer möglichst 
gleichen Behandlung aller Interessenten auf 
die Förderung von Anschlußgemeinschaften 
im ländlichen Raum Bedacht zu nehmen und 

gleich dazu in diesem Sinne eine Weisung 
des Herrn Bundesministers ergangen ist, daß 
Kabelauslässe in die Streulagen, in die ent­
legenen Siedlungsgebiete soweit als möglich 
hineingeführt werden sollen, ist denno<h die­
ses zweierlei Maß zwischen Stadt und Land 
nach wie vor gegeben, auf gar keinen Fall 
beseitigt. Die Spanne reicht noch immer von 
einigen hundert bis zu 20.000, 30.000 und noch 
mehr Schilling. Hier wird also die gegebene 
Situation weitere Maßnahmen erfordern. 

Ich darf an einen Initiativantrag der letzten 
Gesetzgebungsperiode betreffend die Errich­
tung und Finanzierung von Telephonanschluß­
gemeinschaften erinnern, der von den Abge­
ordneten Minkowitsch, Glaser und Genossen 
eingebracht wurde. Dieser Antrag würde es 
verdienen, wieder aufgegriffen zu werden, 
weil er sicher wertvolle Ansätze und Hinweise 
in sich hat, die verfolgt werden sollten. Auch 
die SPO, nehme ich an, hat dafür, zumindest 
in ihrer Broschüre, Interesse bekundet. In "Für 
ein modernes Osterreich und seine Menschen'· 
habe ich unter dem Kapitel "Gesundung der 
Landwirtschaft" den Passus gefunden, daß der 
Telephonausbau im ländlichen Gebiet nun­
mehr nach den bereits ergangenen Weisungen 
so vorgenommen wird, daß es hinsichtlich der 
Kosten keine wesentlichen Unterschiede zwi­
schen Stadt und Land gibt. 

Da wir von der Fraktion der Osterreichi­
schen Volkspartei selbstverständlich nach wie 
vor zu unserer alten Forderung stehen, das 
bisher in dieser Frage Veranlaßte aber zu­
wenig ist, dürfte es nicht zu schwierig sein, 
eine brauchbare Lösung auch auf diesem Ge­
biet zu finden, nicht nur für Landwirte allein, 
denn wir wissen heute - ich glaube, das ist 
allgemein anerkannt -, daß der Fernsprecher 
schon lange kein Luxus mehr ist, sondern eine 
unbedingte Notwendigkeit gerade in Gebie­
ten, die abseits der großen Verkehrsströme 
liegen, zum Schutze des Lebens oder zur Er­
gänzung, wenn man von der Förderung des 
Fremdenverkehrs spricht, oder wenn es um 
die bessere Steuerung der landwirtschaftlichen 
Kooperation geht, wie sie immer mehr um 
sich greifen wird. 

Ich darf also zu dieser Sache noch abschlie­
ßend hinzufügen, daß man bei gutem Willen 
auch in dieser Frage Wege finden müßte. Es 
gibt bereits seit langem Finanzierungsmodelle 
auch bei anderen Baumaßnahmen, wo man 
also Beispiele, Vorbilder hätte, um diesen 
gravierenden Unterschied bei der Vorschrei­
bung der erstmaligen Herstellungsgebühren 
zwischen Stadt und Land zu beseitigen. 

dabei den infrastrukturellen Bedürfnissen so- So gesehen, Hohes Haus, beinhaltet auch 
wie der kostenmäßigen Situation beim Orts- dieses Kapitel eine Fülle von Aufgaben, Pro­
netzausbau Augenmerk zu widmen ist. Wenn- blernen, die wir gestern noch nicht hatten 
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und die morgen eine große Bedeutung für uns 
haben werden, die gelöst gehören, die mit 
einem entsprechenden Ernst verfolgt werden 
müssen, die unsere Aufmerksamkeit verdie­
nen und für deren Lösung selbstverständlich 
auch mit unserer Bereitschaft gerechnet wer­
den kann. Sie werden weiterhin den vollen 
Einsatz der Post- und Telegraphenbedienste­
ten erfordern, denen ich von diesem Pult aus 
im Namen meiner Fraktion Dank und Aner­
kennung sagen darf (Beifall bei der aVp), 
Dank und Anerkennung nicht nur für ihre 
Dienstleistungen, sondern auch für die Zu­
sammenarbeit mit der österreichischen Wirt­
schaft, mit der Schwachstromindustrie. 

Ich möchte hier noch eines besonders her­
vorheben: Diese Arbeit bedeutet keine Ver­
mehrung von Schreibtischen, man sollte sie 
nicht abtun mit "Amtskappei", wie man es 
damals unter dem Thema "Privilegienabbau" 
versucht hatte zu tun, sondern es ist eine 
Arbeit, die wesentliche Voraussetzungen bie­
tet für einen geordneten, vor allem für einen 
modernen Gang der Verwaltung, für raschen, 
rationellen Einsatz unserer wirtschaftlichen 
Gegebenheiten überlhaupt. (Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat siCh der Herr Bundesminister Frühbauer. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herrenl Ich darf vorerst allen Red­
nern des heutigen Vormittags reCht herzlich 
für ihre im grundsätzlichen positive Einstel­
lung danken, die sie zu den Leistungen der 
Bundesbetriebe Post- und Telegraphenverwal­
tung und Osterreid:lische Bundesbahnen be­
kundeten. Ich danke auch für das Verständnis, 
das es hinsichtlich der Grundzüge der Ver­
kehrspolitikgiht, und für das Anerkennen der 
Notwendigkeit, ,daß man in der Verkehrspoli­
tik ohne gewisse Ordnungsmaßnahmen das 
Auslangen nicht wird finden können. 

Die Zielsetzung der Bundesregierung im 
großen Kompetenzgesetz, die Verkehrsagen­
ßen in einem Ressort zusammenzufassen, wird 
die Möglichkeit bieten, solche im Verkehrs­
wesen unumgängliche Ordnungsmaßnahmen 
auch zielführend im Sinne einer Zusammen­
arbeit und Kooperation der Verkehrsträger in 
die Wege zu leiten. 

Wir Ibekennen uns - wir haben das in 
unseren Programmen auch festgelegt - zur 
Zusammenarbeit der Verkehrsträger, zur Er­
gänzung, zur Kooperation, und wenn heute die 
Notwendigkeit des Verkehrsverlbundes für die 
Ballungsgebiete betont worden ist, so darf ich 
auf eines hinweisen: So gut selbstverständlich 

das Beispiel von Hamburg ist - in Wirklich­
keit müßten wir Osterreicher doch sto'lrz darauf 
sein, daß den ersten Verkehrsverbund die 
Wiener Verkehrsbetriebe und die Osterreichi­
schen Bundes'ba!hnen mit der gemeinsamen 
BenütZlbarkeit des Fahrscheines auf der 
Schnellbahn und auf allen Linien der Wiener 
Verkehrsbetriebe ermögliCht ha'ben. 

Das war eigentlich der erste SChritt zum 
VeI1kehrsverbund. Das, was in größerem Rah­
men heute in iDeutschland realisiert wird, wird 
aber selbstverständliCh auch die Grundlage 
für ein Zusammenarbeiten in den Ballungs­
gebieten sein, und hier ist eine eigene Kom­
bereich es liegt, die Voraussetzungen für die­
sen Verkehrsverbunrl nidlt nur im innerstäd­
tischen Verkehr von Wien .allein, sondern 
auCh über die Randgebiete hinaus - also ein­
bezogen Niederösterreich und Burgenland -
zu schaffen, was außer Zweifel aber dann nicht 
mehr mit einem !Einheitstarif, sondern nur 
mehr mit einem Staffeltarif durchgeführt wer­
den kann. 

Die Problematik des kombinierten Verkehrs, 
im besonderem des Huckepack-Verkehrs, ist 
zum Teil vom Herrn Abgeordneten Melter 
schon aufgezeigt worden. Der Versuch, der mit 
Hilfe der Osterreichischen Bundesbahnen im 
Vorjahr möglich war, den Huckepack-Verkehr 
über den Arlberg aufzunehmen, ist bisher an 
der zu geringen Frequenz gescheitert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir müs­
sen uns, glaube ich, im klaren darüber sein, 
daß es unmöglich ist, daß eine Gesellschaft 
einen Verkehr der VerkehrswirtsChaft anbie­
tet, der nur innerhalb weniger Tage des J ah­
res frequenzmäßig auch ausgelastet ist. Der 
Kosteneinsatz ist hier viel zu hoch und könnte 
auch durch eine Subventionierung in einem 
bestimmten Ausmaß von vornherein nicht 
ausgeglichen werden. 

Man muß daher in der Frage des Hucke­
pack-Verkehrs eine grundsätzliche Konzeption 
haben, die sowohl von der Tarifseite her 
- also Förderung dieser Verkehrsart - als 
auch durch Ordnungsmaßnahmen - wie zum 
Beispiel Verbot bestimmter Transporte über 
bestimmte Streck.enabschnitte oder zu be­
stimmten Tageszeiten -, wie dies in der 
Schweiz durchgeführt wird, eine zwangsläufige 
Umlenkung auf diese Transportart ermöglicht. 
Es wäre, glaube ich, auch in Ost erreich über­
legenswert, ob man nicht da oder dort, wo 
es zu großen Verdichtungen im Verkehrs­
ablauf kommt, solche zielführendenMaßnah­
men setzen sollte. 

,Im grundsätrzlichen ist auch anerkannt wor­
den, daß es eine Renaissance des Schienen-
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verk~hrs geben wird, weil im Hinblick auf Vergangenheit immer kritisiert, daß zuwenig 
die kommende Vollmotorisierung auch bei Mittel vorhanden sind - sowohl in der Zeit 
noch so zügigem Ausbau der Verkehrswege der Koalitionsregierung als auch in der Zeit 
für den Straßenverkehr nicht mit der Bewälti- der OVP-Alleinregierung und auch jetzt in 
gung des anwachsenden Verkehrs in den Bal- der Zeit der SPO-Alleinregierung. 
lungsräumen gerechnet werden kann. Ich bekenne mich dazu: Jeder Verkehrs-

Es kommt also auf den Schienenverkehr minister - ich selbstverständlich eingeschlos­
eine neue Aufgabe, speziell auch in den Bal- sen - hat nie zu viele Investitionsmittel. Er 
Iungszentren, zu, und in dieser Richtung müs- hat sie in der Vergangen'heit nicht bekommen, 
sen wir auch Prioritäten im Rahmen der uns und ich habe auch nicht alle bekommen, die 
zur Verfügung gestellten Mittel des Budgets ich mir als Verkehrsminister wünschen würde. 
setzen, im beson'deren auch im Hinblick auf (Abg. Dr. W i t h alm: Das war die Ausrede 
die Uberlegung, daß der elektrifizierte Schie- damals! - Abg. Dr. K e i m e 1: Früher war es 
nenverkehr heute die umweltfreundlichste der schwarze Finanzminister! - Abg. Doktor 
Verkehrsart darstellt. W i t haI m: Heute ist keine mehr da!) Herr 

Dr. Withalm! Diese Ausrede brauchen wir 
Es erscheint mir wenig sinnvoll, daß Hun- nicht. :(Abg. Dr. W i t haI m: Sie ist aber 

derte und Aberhunderte Millionen dafür auf- angenehmer!) Warum angenehmer? (Abg. 
gewendet werden, in der Forschung neue G ra f: Eine Ausrede ist nie etwas Schlechtes!) 
Motoren zu finden, die nicht so viele Abgase Wir kommen doch bei der Rückschau in ver­
entwickeln, daß man Hunderte Millionen hin- schiedenen Bereichen darauf, wie aus der Ver­
einsteckt, um neue Verkehrs arten zu finden, gangenheit her wirklich ein so großer Nach­
um die Zukunftsaufgaben 'zu bewältigen, da- halbedarf bei den Osterreichischen Bundes­
bei aber das vergißt, was so nahe liegt: die bahnen besteht, den man unmöglich in eini­
technische Möglichkeit des Schienenverkehrs gen Jahren - wenn Sie jetzt unsere Regie­
mit Elektrifizierung sowohl mit seinen ver- rungstätigkeit nehmen: in zwei Jahren - ab­
kehrsmäßig günstigen Möglichkeiten als bauen kann. (Abg. Dr. W i t haI m: Aber der 
auch im besonderen als umweltfreundliche Weiß hätte es in vier Jahren machen sollen!) 
Beförderungsart voll auszunützen. (Beifall bei 
der SPtJ.) Auch Herr Kollege Weiß hat das nicht be-

wältigen können, obwohl die Erhöhungen auf 
der Tarifseite während der Zeit des Kollegen 
Weiß von Ihnen heute als Sanierung, die von 
uns durchgeführten aber als Preistreiberei 'be­
zeichnet werden. (Zustimmung und Bravo­
rufe bei der SPtJ. - Abg. G r a f: Das war 
eine polemische Bemerkung, die nicht 
stimmt! - Abg. Li b a 1: Man kann nicht ein­
mal so und einmal so sagen! Beim Weiß war 
es egal, und da war es nicht egal! - Weitere 
Zwischenrufe bei der tJVP, Gegenrufe bei der 
SPtJ. - Präsident Dr. Mal eta gibt das 
Glockenzeichen.) 

Ich komme damit zu den Investitionsnot­
wendigkeiten. Wenn man die Budgetdebatte 
seit Anbeginn verfolgt, so hat es noch kein 
Kapitel gegeben, bei dem nicht darauf hinge­
wiesen wurde, daß es notwendig wäre, mehr 
Geld zur Verfügung zu stellen, mehr aufzu­
wenden, und daß die Ansätze, die dem Hohen 
Haus von der Regierung vorgelegt werden, 
eben zu gering seien. Jeder Sprecher hat für 
das von ihm vertretene Kapitel Prioritäten 
verlangt. Gleichzeitig ist vielfach auch davon 
gesprochen worden, daß die Belastungen der 
Bevölkerung zu hoch seien, daß man Ermäßi­
gun gen auf der Steuerseite vornehmen sollte,' 
wodurch aber die Staatseinna1hmen reduziert 
werden würden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist 
natürlich nicht die Möglichkeit gegeben, jedem 
Kapitel mehr Mittel zur Verfügung zu stellen 
und andererseits die Einnahmenseite zu sen­
ken. Das gilt sel'bstverständlich auch für mein 
Ressort. (Abg. G r a i: Herr Minister! Aber 
Sie erinnern sich schon an die oppositionelle 
Vergangenheit?) Ich komme darauf. (Abg. 
G r a f: Dann bin ich zufrieden!) Herr Kollege 
Graf! Ich komme sofort jetzt darauf zu spre­
chen. (Abg. G ra f: Sie erinnern sich daran? 
In Ordnung! Das wollen wir nur feststellen!) 

Ich darf ohne Polemik doch einige Ziffern 
nennen und den Damen und Herren des 
Hohen Hauses in Erinnerung rufen, welche 
Probleme es auch in der Vergangenheit schon 
gegeben hat. 

Es wurde heute nicht zu Unrecht gesagt, 
im Verhältnis auf tausend Streckenkilometer 
gerechnet hätte die Deutsche Bundesbahn, die 
Schweizerische Bundesbahn mehr Güterwag­
gons zur Verfügung als die Osterreichischen 
Bundes'ba1hnen, und es wurde gleichzeitig auch 
das Verhältnis im prozentmäßigen Ausmaß 
der Spezialwaggons aufgezeigt. 

Ich darf doch die Damen und Herren daran 
erinnern: In den Jahren 1964 und 1965 hahen 

Die Investitionsnotwendigkeiten der OBB sich der damalige Verkehrsminister Probst 
sind allgemein anerkannt. Es wurde in der und ein Freund von mir, der Herr Abgeord-
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nete Suchanek, sebr eingehend in diesem 
Hohen Haus mit der Forderung eine's Güter­
wagenbauprogramms auseinandergesetzt. Der 
Vorstand, damals der Generaldir·ektor und 
die verantwortlichen Herren der Osterreichi­
schen Bundesbahnen, 'halben die Voraussetzun­
gen für die Realisierung dieses Programms 
geschaffen, aber es wurde abgelehnt; anschei­
nend nicht aus sachlichen, sondern nur aus 
politischen Gründen. 

Denn etwas später unter VerkehrSllIlinister 
Weiß war es dann möglich, dasselbe Pro­
gramm, das schon vorbereitet in der Tisch­
lade lag, zu realisieren und die Zustimmung 
des Finanzministers zu erreichen. (Abg. 
Hall n: Weil er sich durchgesetzt hat beim 
Finanzminister; zum Unterschied von 
Ihnen! - Heiterkeit.) Das ist eine sehr gute 
Aussage. 

Es hat halt nur den Nachteil, daß dieses 
Programm um zwei oder drei Jahre später 
angelaufen ist, was die Ursache dafür 
ist, daß wir heute zuwenig Güterwagen und 
zuwenig Spezialgüterwagen haben (Zustim­
mung bei der SPO), denn jetzt werden nur 
mehr Spezialgüterwagen gebaut. 

Dazu kommt noch etwas, was ich auch sagen 
darf: daß die Bemühungen der Osterreichi­
schen Bundesbahnen um sonstige Rationalisie­
rung im Transportablauf und auch bei der 
Modernisierung der Rangierbahnhöfe zu einer 
Beschleunigung des Wagenumlaufes beitragen 
sollen, weil ja allein ein Tag der Minderung 
des Wagenumlaufes zusätzlich 5000 Güter­
waggons für die Beladung .freisetzen würde. 

Die Investitionen für das Jahr 1912 sind, 
wie ich schon gesagt hahe, nicht in dem von 
mir gewünschten Ausmaß realisierbar. Aber 
es ist nicht so, wie dies vom Abgeordneten 
Dr. Keimel dargelegt wurde: beim Kollegen 
Weiß war es so gut, und ,bei mir ist es jetzt 
so schlecht. 

Denn wie schaut die Situation wirklich aus? 
In der Zeit von 1966 bis 1969 haben wlir 
auf 1000 Kilometer eine Durchschnittsinvesti­
tionsquote von 240 Millionen Schilling ge­
habt; wir werden 1912 eine solche von 
400 Millionen Schilling haben. 1912 stehen 
im Budget für Investitionen 190,6 bei den An­
lagen, in der außerordentlichen Gebarung 
1020,4 Millionen Schilling zur Verfügung; wir 
haben dazu die Fremdfinanzierung von 
500 Millionen Schilling, die nicht ominös sind, 
sondern die gesichert erscheinen, und es kom­
men dazu die 128,5 Millionen Schillin:g Ausbau 
Wolfurt und damit eine Investitionsquote von 
2439,S Millionen Schilling. 

Es wären - nach unserer zehnjährigen Vor­
schau - 2,1 Milliarden notwendig, weil im 
besonderen die Elektrifizierung ja in stät.ke­
rem Ausmaß durchgeführt werden soll. (Abg. 
Dr. K e i m e 1: Und die Preisentwicklung dazu, 
Herr Minister!) 

Diese Quote, die wir uns vorstellen, haben 
wir in diesem Ausmaß nicht erreicht. Dazu 
darf ich aber sagen, daß die Elektrifizierung 
laut dem Programm fortgesetzt und mit dem 
Zie~e a'bgeschlossen wird, daß im J abre 1916 
alle von der Bundesbalhn als elektrifizierungs­
fähig bezeichneten Streck.enabschnitte auch 
bereits elektrifiziert sind. 

Ich bitte aber dabei nicht zu vergessen, 
daß ja nicht nur die reine Elektrifizierungs­
tätigkeit notwendig ist, sondern daß in der 
Vorbereitung sehr viele Investitionen gemacht 
werden müssen, schon bei der Instandsetzung 
des Oberbaues, der Sanierung der Tunnels, 
der Errichtung der Bahnhofsanlagen, der 
Modernisierung der Sicherungs anlagen, der 
Niveaufreimachung von Eisenbahnkreuzungen 
und alles, was damit zusammenhängt. Das 
müssen Sie auch in diese Arbeiten miteinrech­
nen. 

Selbstverständlich würden Mehreinnahmen, 
die sich aus Tariferhöhungen im Budget 1972 
zu Buche schlagen sollten, für solche Ratio­
nalisierungsinvestitionen, zu denen im beson­
deren die Elektrifizierung, die Modernisierung 
von Sicherungsanlagen, die Fahrparkanschaf­
fung, aber auch der Ausbau von Streck.enab­
schnitten und von Verschubanlagen zählen, 
Verwendung finden. 

Die 'Frage der DDSG ist lbei der Bundes­
regierung im Prüfungsstadium. Das Sanie­
rungskonzept und das Unternehmenskonzept 
waren Gegenstand der Behandlung in einem 
Beamtenkomitee. Morgen wird eine Aus­
sprache mit dem Vorstand und dem Präsidium 
des Aufsichtsrates der DDSG stattfinden mit 
der Zielsetzung, die Donaudampfschiffahrt für 
Osterreich zu erhalten, durch notwendige 
Rationalisierungen den Bestand zu sichern 
und gleichzeitig ein Sanierungskonzept ein­
zuleiten, das die Möglichkeiten der Donau­
dampfschiffahrt vonösterreichischer Sicht aus 
gesehen auch für jenen Zeitraum eröffnet, zu 
dem es zu einer Belebung der Schiffalhrt kom­
men wird, also der Herstellung der Verbin­
dung zwischen der Nordsee und dem Schwar­
zen Meer durch die Fertigstellung des Rhein­
Main-Donau-Kanals. 

Ich wäre aber sehr glücklich, Herr .A:bgeord­
neter Stix, wenn der .Nbgang nur 13,5 Mil­
lionen Schilling betragen würde. Er wird 
wesentlich darüber liegen. (Zwischenruf des 
Abg. Pet e I.) 
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Zur Fünftagewoche bei der Post folgendes: 

Hier ging es letztlich darum, ~ischen den 
Forderungen des Personals und den Notwen­
digkeiten der Wirtschaft und dem Anspruch 
der Bevölkerung auf eine entsprechende Ser­
viceleistung dieses Betriebes ein Komrpromiß 
zu finden. Ich bin mir dessen bewußt, daß 
weder die Wirtschaft noch die Bediensteten 
bei der Post- und Telegraphenverwaltung mit 
diesem Kompromiß voll einverstanden sein 
werden, aber letztlich liegt es eben be~üglich 
einer solchen Entscheidung in der Natur der 
Sache, daß für jeden nur ein Teil seiner Forde­
rung realisiert wel1den kann. 

Ich möchte aber festhalten, daß diese Einfüh­
rung in der Form, daß es einen verlängerten 
Freitagsdienst in allen Ämtern gilbt, in der 
Form, daß in 380 Bereichsämtern postalischer 
Dienst gelei'stet wird, und in der Form, daß 
Eilpost, Telegramme und Zeitungen auch an 
Samstagen zugestellt werden, nicht allein in 
Osterreich ein Schritt zur Realisierung der 
Fünftagewoche ist. Es gicbt auch andere euro­
päische Verwaltungen, die bereits in dieser 
Richtung vorgegangen sind. 

In Belgien hat zum Beispiel an Samstagen 
von insgesamt 52 Samstagen pro Jahr die Post 
nur mehr an 16 Samstagen geöffnet. 

In Dänemark kommt es zu einer starken 
Reduzierung der Postämter, die an Samstagen 
offenhalten. 

In Luxemburg sind an Samstagen die Post­
ämter geschlossen. 

In den Niederlanden sind von 2300 Post­
ämtern nur 265 an Samstagen geöffnet. 

Eine Reihe anderer Postverwaltungen prüft 
im gegenwärtigen Zeitpunkt ebenfalls die 
Möglichkeit, der Forderung des Personals in 
einem bestimmten Ausmaß entgegenzukom­
men und zu entsprechen. 

In diesem Sinne, sehr geehrte Damen und 
Herren, bitte ich auch meine Entscheidung 
aufzufassen, die ich hinsichtlich der Einfüh­
rung einer Fünftagewoche im -Postdienst mit 
Wirkung vom 1. Februar 1972 getroffen habe, 
mit der rund 75 Prozent der Postbediensteten 
in den Genuß einer Fünftagewoche kommen; 
der Rest hat selbstverständlich so wie in allen 
kontinuierlichen Betrieben und wie bei den 
Osterreichischen Bundesbahnen seinen Dienst 
im Interesse der österreichischen Bevölkerung 
und der Wirtschaft auch an Sonn- und Feier­
tagen und an Samstagen zu leisten. 

gung, die im ,besonderen im Lande Vorarlberg 
angestellt wurde, nur im vollen Einvernehmen 
mit dem Fachverband der SeHbahnen näher­
treten werde. Es gibt dabei nämlich eine 
etwas unterschiedliche Auffassung zwischen 
Ihnen, Herr A:bgeordneter, und einer Reihe 
von Vertretern der Seilbahnwirtschaft hin­
sichtlich der Zweckmäßigkeit, die jetzt beim 
Bund liegende Kompetenz für Doppelsessel­
lifte den Ländern zu übertragen, und zwar 
sind das rein wirtschaftliche Uberlegungen 
hinsichtlich einer unterschiedlichen Ausle­
gungspraxis. Auch in der technischen Konzep~ 
tion werden Schwierigkeiten befürchtet, die 
daraus für die Wirtschaft entstehen, aber auch 
in der Frage der Konkurrenzierung, die heute 
eine immer größere Rolle spielt. 

Zurzeit wird eine eingehende Dislkus-sion 
darÜlber abgeführt, und ich werde eine Ent­
scheidung treffen, die der mehrheitlichen Auf­
fassung des Fachverbandes der Seilbahnen 
entspricht. Ob das in Ihrem Sinne ausfallen 
wird, Herr Abgeordneter, vermag ich zurzeit 
noch nicht zu sagen. 

Der Herr Abgeordnete Melter, der Herr 
Abgeordnete Ing. Gradinger und der Herr 
Abgeordnete Dr. Stix haben auch eine Reihe 
von Fragen der Fernmeldewirtschaft behan­
delt. Ich darf noch ganz kurz darauf eingehen. 

Die Anstrengungen, die unternommen wer­
den, durch verstärkten Ausbau die Warteliste 
zu reduzieren, mögen Sie daraus ersehen, daß 
wir zum Beispiel im Jahre 1970 bis Ende 
Oktober 72.610 Neuherstellungen von Tele­
phonanschlüssen durchführten und daß wir im 
heurigen Jahr 'bereits auf 82.865 Neu­
anschlüsse hinweisen können. Ein forcierter 
Ausbau im gesamten Land trägt wohl dazu 
bei, daß unsere Aufga:ben in der Vollautoma­
tisierung langsam abnehmen. Wir werden im 
heurigen J a!hr in Oberösterreich fertig werden, 
und ich hoffe, daß wir bis Mitte des kommen­
den Jahres auch in dem restlichen Gebiet in 
Niederösterreich fertig sein werden, sodaß wir 
dann alle Kräfte für die Herstellung von neuen 
Anschlüssen einsetzen können. 

Alber, meine Herren, Sie haben völlig recht, 
wenn Sie darauf hinweisen, daß es nicht das 
Um und Auf ist, nur neue Anschlüsse herzu­
stellen, sondern daß auch die entsprechenden 
Wählamtseinrichtungen dazugeltören und daß 
zusätzlich entsprechende Sprechverbindungen 
aufgebaut werden müssen, will man nicht nur 
der Besitzer eines Te'lephonapparates sein, 
sondern auch sprechen können. 

Ich komme zur Frage der Kompetenzbereini- Ursprünglich hat man zweifellos in der 
gung bei Doppelsesselliften. Herr Abgeord- Planung und Entwicklung den automatischen 
neter Melter! Ich habe bei der Seilbaihntagung Fernsprechverkehr nicht in seiner gesamten 
darauf hingewiesen, daß ich dieser Uberle- Bedeutung erkannt. Dort, wo man mit der 
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Automatisierung begonnen hat, hat man die 
Amtseinrichtungen, aber aum die Verkehrs­
einrichtungen in ihrem Ausmaß nicht schon 
dem jetzt gege'benen Spredrbedürfnis entspre­
chend gebaut. Das trifft im besonderen für 
Vorarlberg, für Tirol, für Kärnten und Salz­
burg zu. Daher machen wir jetzt verstärkte 
Anstrengungen, diese Ubertragungseinrichtun­
gen zu verbessern. 

Im habe schon im Ausschuß sehr im Detail 
daruber berichtet, ich darf es mir daher jetzt 
vielleicht ersparen, die neuen Spremverbin­
dungen, die aufgebaut werden, noch einmal 
aufzuzählen. 

In diesem Zusammenhang nochmals zur 
Frage der Versorgung im läntllichen Gebiet. 
Wie bei der Behandlung des FMIG von mir 
zugesagt wurde, halbe im eine dieSbezügliche 
Weisung erteilt, daß ·beim Ausbau von Orts­
netzen möglidlsl nah in die Streusiedlung 
hineingefahren werden muß, um damit smon 
eine gewisse Angleimungbei den Herstel­
lungskosten für den einzelnen Teilnehmer zu 
erreichen. Selbstverständlim reicht diese Wei­
sung nom nicht aus, eine absolute Gleichheit 
zu erzielen, die aber auch - im darf das 
aussprechen - im städtischen Bereich k.eines­
wegs 'gegeben ist. Uberall dort jedoch, wo es 
zu besonders krassen Unterschiedlichkeiten 
kommt, wird man im Sinne der angelaufenen 
und zum Teil abgesch:lossenen Versuche und 
der dabei gewonnenen Erfahrungen mit den 
Maschinenringen und den Ansdllußgemein­
schaften jetzt zu überlegen haben, welche 
Lösungsmöglichkeit zu erzielen ist. 

Der Herr Landwirtsmaftsminister ist bereit, 
aus den ihm zur Verfügung stehenden. Mit­
teln Zuschüsse in bestimmter Höhe zu gewäh­
ren. Ich lade die Damen und Herren ein, daß 
wir uns mit der Präsidentenkonferenz der 
Landwirtschaftskammern und mit der Vertre­
tung der Interessenorganisationen wieder zu­
sammensetzen und aus den jetzt gewonnenen 
Erfahrungen Uberlegungen anstellen, welche 
Möglichkeiten es für die Zukunft gibt, um die­
sem berechtigten Bedürfnis auch entsprechen 
zu können. (Beifall bei der Spö.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Frod!. Ich erteile es ihm. 

Albgeordneter Frodl (OVP) : Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herrenl 
Wenn ich mich beim Kapitel Verkehr zu 
Worte melde, dann möchte im hier zwei 
Probleme ganz besonders aufzeigen, und zwar 
ist das der Telephonanschluß des ländlichen 
Raumes, welchen eben der Herr Minister hier 
besprochen hat, und auch die Nebenbahn 
Spielfeld-Str aß-Radkersburg. 

Ich darf vorweg aber kurz zwei Probleme 
des Bezirkes Leibnitz aufzeigen. Herr Mini­
sterl Der Bahnübergang in Wildon ist kata­
strophal. Ich glaube, es sind da schon Wünsche 
geäußert worden, aber es hat sich wen1ig ge­
ändert. 

Ich darf weiter aufzeigen, daß ich der Mei­
nung bin, daß in der südlichen Steiermark 
die schlechtesten Eisenbahnwaggons einge­
setzt sind. Ich glaube, das hat dieses Gebiet 
wirklich ndcht notwendig. Ich bitte daher, auch 
dort für ein bißdlen Gleichheit zu sorgen. 

Der Telephonanschluß im ländlichen Raum 
ist praktisch hinlänglich besprochen worden. 
Es ist oftmals darüber diskutiert worden. Sie, 
Herr Minister, halben heute aufgezeigt, daß 
auf diesem Gebiet etwas getan wird. Ich muß 
aber als .A:bgeordneter eines ländlichen Rau­
mes fest!halten, daß es ,wil'lklich 'höchst an der 
Zeit ist, den ländlichen Raum an das 'öster­
reichische Telephonnetz anzusdlließen. Die 
Gründe und die Notwendigkeiten sind hin­
länglim bekannt, ich will sie aber gerne noch­
mals aufzeigen, um hier klarzulegen, in wel­
cher Situation letzthin der ländliche Raum ist 
beziehungsweise welche Probleme er 'heute 
hat. 

Der ländliche Raum wird immer dünner be­
siedelt, und schon deshatb ist die ganze Ver­
sorgung viel, viel schwieriger. Die Sicherheit 
der ärztlichen Betreuung ist bei uns echt 
problematisch geworden. Mit dem zunehmen­
den Ärztemangel - das Wissen Sie ebenfalls, 
meine sehr geehrten Damen und Herren -
stehen wir oft in einer hoffnungslosen Situa­
tion. Weite Strecken müssen von Leuten 
zurückgelegt werden, um zu einem Arzt zu 
kommen. Die Wege ·sind nicht immer so er­
schlossen, daß man Fahrzeuge einsetzen kann, 
und Fahrzeuge sind auch nicht immer vo~han­
den. Ich glaube, das ist ein Problem, das hier 
ernstlich aufgezeigt werden muß und worüber 
man auch wirklich nachdenken soU. 

Ich möchte hier auch die tierärztlime Ver­
sorgung aufzeigen. Bei der modemen Agrar­
wirtschaft wird eine zunehmende Konzentra­
tion in der Tierhaltung angestrebt, und durch 
diese Konzentration wird sie natürlich viel 
seuchenanfälliger. ,Ich glaube, wenn da irgend 
etwas ist, ist es nicht anders als bei einer 
ärztlichen Versorgung: Dringend, sdton in 
kürzester Zeit muß der Tierarzt herbeigerufen 
werden, wenn nicht lirgendwie größere Schä­
den eintreten sollen, durch welche letzt!hin 
auch die Konsumenten zu Schaden kommen 
würden. 

Die überbetrieblich·e Zusammenarbeit wird 
ebenfalls von der Landwirtschaft sehr stark 
propagiert. Die Masdtinenringe sind schon er-
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wähnt worden. Die Maschinenringe haben ja 
gar keinen Wert, wenn man sie nicht praktisch 
durch telephonische Verbindungen zum Ein­
satz bringen kann. Man will ja dadurdl mit 
weniger landwirtsdlaftlichen Maschinen prak­
tisch viel erreimen; der Einsatz ist aber nur 
möglim, wenn eben durm gute Zusammen­
arbeit und schnelle telephonische Verbindung 
das getan werden kann. 

Aum der Mangel an AI1beitSkräiften muß 
hier aufgezeigt werden. Es ist hinlänglim be­
kannt, daß jährlich 20.000 von der Landwirt­
smaft abwandern, und die Besmaffung von 
Betriebserfordernissen ist nicht immer sehr 
leicht. Meistens sind heute nur mehr zwei 
Leute in einer Landwirtschaft tätig, und wenn 
einer dann nom unterwegs ist, um Sachen 
zu holen, dann ist das ein zu großer Zeitauf­
wand. Aus diesem Grund wäre das Telephon 
dring·end notwendig, um Futtermittel, Han­
deisdünger, mechanisdle Einrichtungen blitz­
artig herbeizuschaffen. 

Den Fremdenverkehr mödüe im aum nom­
ma'ls aufzeigen, um die Dringlidllkeit von Tele­
phonanschlüssen im ländlidlen Raum ganz 
klarzustellen. Das ist ja ein Betriebszweig, 
welcher heute jäihrlim 25 'Milliarden Schilldng 
.und noch mehr dem Staate bringt, und der 
Staat ist aJbsolut nicht mehr in der Lage, auf 
diese Einnahmequel,le zu verzichten. Aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren I nie 
Urlauber un~ die Fremden kommen ja nidlt in 
die Industriegebiete und in die BaHungszen­
tren, sondern in erster Linie heute in den länd­
lichen Raum, wo sie Ruhe finden. Ich glaube, 
aus diesem Grunde ist ebenfalls die Herstel­
lung von Fernsprech'anschlüssen dringend not­
wendig. Die Urlauber selbst wollen heute mit 
ihren Betrieben, mit lihrem Standort in Ver­
bindung' sein. nas ist ebenfalls eine Begrün­
dung. Aus diesem Grunde, glaube ich, sehr ge­
ehrter Herr Minister, ist es dringend an der 
Zeit, sich wirkHch darüber 'Getdanken zu 
machen, wie man praktisch noch schneller zum 
Telephon im ländlichen Raum kommt. 

Ing. Gradinger hat schon vom Fernsprech­
investitionsgesetlZ gesprochen. Die Notwen­
digkeit des sozialen Ausgleiches in der Tarif­
gestaltung muß ebenfalls 'hier angemeldet 
werden. Heute sind die Untersdliede be'i den 
AnschlußgebÜ!hren so groß, daß die Telephon­
versorgung im 'Bauernhaus an den weiten Ent­
fernungen und an der Kostenfrage scheitert. 

Tarife der öffentlichen Hand - sie wurden 
hier ebenfalls schon exwähnt - müssen 
herangezogen werden. Als VOJ1bild möchte 
ich ,hier die Elektrizitätswirtschaft aufzeigen, 
dort sind ziemlidl einheitlime Preise. In der 
Bundesrepublik Deutschland war man auch in 

der Lage, mit einer Anschlußgebühr von un­
gefahr 90 DM die Anschlüsse zu tätigen; in 
Schweden sind ähnliche Verhältnisse. 

Herr Ministerl Bei uns ist die Situation so, 
daß viele Bürgermeister in Landgemeinden 
keinen Telephonansdlluß haben. Ich darf 
ebenfalls sagen: Das ist problematisdl. Es bie­
ten sich heute nicht mehr sehr viele geeignete 
Leute als Bürgermeister an. Und wenn einer 
noch dazu ohne Telephonansdlluß dasteht, ist 
er praktisch wirklich nicht in der Lage, sein 
Amt, welches ihm ja vom Volk aufgetragen 
wird, auszufüllen. 

Herr Ministerl Wir freuen uns darüber, daß 
das Fernsprechnetz und auch die Wählämter 
in der Stadt ziemlidl ausgebaut sind. Wenn 
Sie aber mit Ihrer Politik audl dem länd­
lidlen Raum Lebensdlancen geben wollen, 
dann tragen Sie bitte Sorge dafür, daß dieser 
ländlidle Raum ehestens an das österreidlisdle 
Telephonnetz angeschlossen wird. (Beifall bei 
der OVP.) 

Zur EisenbahnIinie Spielfeld-Radkersburg 
- das ist auch ein Problem des südlichen 
Raumes - sei folgendes gesagt: Im Neben­
bahnenbericht der Osterreichischen Bundes­
bahnen scheint die Linie Spielfeld-Straß-Rad­
kerslburg als eine der Linien auf, welche in 
Kür;ze aufgelassen werden soll. Uber diese 
Eisenbahnstrecke ist sdlon öfter diskutiert 
woroen, aus wirtsdlaftlidlen El1wägungen hat 
man aher immer von einer Auiflassung Ab­
stand ·genommen. 

Als die Pressemeldun'g und auch der Neben­
bahnenlberidlt ,in diesem 'Bezivk .bekannt wur­
den, ist dort natürlich eine riesige Unruhe 
eingetreten und Resolutionen sind praktisch 
am laufenden Band von Stapel gelassen wor­
den. Auch an Sie selbst, Herr 'Minister, ist 
eine Resolution ·ergangen, in welcher - ich 
habe sie hier - alle 20 Bürgermeister dieses 
BeziI'lkes ihre Sorge zum Ausdruck bringen, 
daß die Eisenbahnlinie Spielfeld-Straß-Rad­
kersburg eingestellt wird. niese Eisenbahn­
linie ist praktisch ein echtes Rückgrat dieses 
Gebietes, und idl könnte mir wirklidl nicht 
vorstellen, wi'e der Bezirk Radkerslburg ohne 
diese Eisenbahn in Zukunft bestehen soll. Der 
Bezirk als solcher hat ohnedies lange Zeit 
wirtsdlaftliche Schwierigkeiten gehabt, weil 
er ja ein Grenzbezirk im südöstlichen Raum 
ist, und es hat dort, wie Sie ja wissen, eine 
,starre und 'harte Grenze gegeben. Erst in 
den letzten Jahren hat dort eine Auflockerung 
stattgefunden. Die Jugoslawen bauen auf der 
anderen Seite jetzt redlt stark das ganze 
Verkehrsnetz aus. Idl glaube, daß es wirklich 
falsch wäre, wenn wir da etwas abbauten, was 
auf der anderen Seite forciert wird, um den 

15. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 134

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 15. Sitzung - 16. Dezember 1971 1161 

Frodl 
Anschluß besser bewerkstelligen zu können. 
Ich denke an die vielen Pendler, die in diesem 
Gebiet die Eisenbahn benutzen. Ich denke aber 
auch an den Fremdenverkehr, der in diesem 
Gebiet hoffnungsvoll in Erscheinung tritt. Ich 
glaube, dorthin kommen nicht nur junge, son­
dern meist alte Leute, die sehr gerne die 
Eisenbahn benützen. Aus diesem Grund wäre 
es wohl zu überlegen, die Linie nicht aufzu­
lassen. 

Die Aufla'ssung dieser Eisenbahnlinie, Herr 
Minister, wäre vielleicht genauso falsch wie 
seinerzeit der Abbau des zweiten Schienen­
stranges von Gmz nach SpieLfeld, welcher da­
mals unter Minister Probst trotz heftigstem 
Protest durchgeführt wurde. Man hat gesagt, 
man komme leicht ohne den zweiten Schienen­
strang aus. Die Situation war dann so, daß 
in Wildon die Pendler oft eine ha~be Stunde 
in dem Zug warten mußten, bis der Gegenzug 
von Jugoslawien heraufgekommen ist. 

Man hat gemerkt, daß man hier einen Feh­
ler gemacht hat, und so versucht man nun, 
'das Problem so zu lösen, daß man in Till­
mitsch eine Ausweiche baut. Herr Minister, 
ich glaube, diese Ausweiche kostet mindestens 
so viel Geld, als damals die Schienen brach­
ten, welche dadurch eingespart wurden. 

Der geplante LKW -Ersatzverkehr in die­
sem Raume Radkersburg, Herr Minister, wäre 
nicht in der Lage, die 400 Tonnen Güter, 
welche dort täglich transportiert werden, zu 
bewältigen. Die Grenzland-Bundesstraße von 
Gosdorf nach Radkersburg ist äußerst schmal 
und dann durch den Jugoslawienverkehr doch 
schon sehr stark frequentiert. Ich glaube, die 
Einstellung der Eisenbahn wäre eine ernste 
Gefährdung des Verkehrsnetzes in diesem 
Gebiet. 

Um die Bahnlinie aktiv zu gestalten, stellen 
wir uns vor, wäre ein Einsatz von schnell­
fahrenden Schienenbussen, wie sie die Graz­
Köflacher EisenbaJhn-GeseUschaft auf :der 
Strecke nach Eilbiswald und auch nach Köflach 
einsetzt, angebracht. nurch solch eine Lösung 
könnten von den 'derzeit verkehrenden 
18 Omnibussen - so sagen Fachleute -
14 eingestellt werden, und ich meine, dies 
wäre eine schöne Sache. Die Straße wäre dort 
entlastet. Wir wissen auch, daß so ein Schie­
nenbus einen verbilligten Betr,ieb ermöglicht 
und daß letzten Endes auch die Erhaltung 
des Bahnkörpers vielleicht nicht so teuer 
kommt wie ein großzügiger Ausbau dieser 

Herr Ministerl Ich bin schon am Schlusse: 
Sollte diese Eisenbahn eingestellt werden, 
wäre diese Handlung wieder typisch für diese 
Regierung, nämlich zu reden, den Armen und 
den armen Gebieten zu helfen, ihnen aber 
auf der anderen Seite den Lebensnerv abzu­
schneiden. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Hahn. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Hahn (OVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Am 24. November 
des vergangenen Jahres hat bei der Arbeits­
gemeinschaft der Osterreichischen Gemein­
wirtschaft der Herr Minister Frühbauer einen 
Vortrag gehalten: "Die Renaissance des 
öffentlichen Verkehrs". Am Schluß des 
Referates hat der Herr 'Minister die Wichtig­
keit eines Tarifverbundes betont und Lösun­
gen angekündigt. Wir haben am heutigen Tag, 
Herr Minister, auch nur wieder Ankündigun­
gen gehört, aber überhaupt noch keine Lö­
sungsvorschläge, und ich werde im Laufe 
meines Debattenbeitrages darauf zurück­
kommen. 

Ich möchte aber gleich eingangs, wenn Sie 
gestatten, Herr Minister, Ihrer Behauptung 
widersprechen, daß Wien als erste euro­
päische Stadt einen Verkehrsverbund einge­
führt hat. Ich darf daran erinnern, daß im 
Novem'ber 1961, also vor ,zehn Jalhren, bei der 
großen Wiener Stadtplanungsdebatte unter 
Professor Roland Rainer die OVP damals nicht 
nur zum x-tenMal den U-tBahn-Bau verlangt 
hat, sondern auch einen Schnellbahnaus'bau mit 
ganz bestimmten Linien. Wir haben uns da­
mals auf Hamburg bezogen, und ich konnte 
auch später mit einer Delegation mit dem 
Direktor des Hamburger Verkehrsverbundes 
Maximilian Mroz darüber sprechen, denn 
Hamburg und Mroz waren das Mekka sämt­
licher europäischer Verkehrsldirektoren, denn 
Hamburg war damals die einzige europäische 
Stadt ohne Defizit, Hamburg war die einzige 
europäische Stadt, wo U-Bahn, S-Bahn, Auto­
bus und sogar die Schiffahrt einen Tarif hatten, 
der sowohl die Verkehrsteilnehmer als auch 
das Unternehmen befriedigte. Es wird ja 
sicherlich nicht von ungefähr sein, wenn man 
jetzt wieder einen Fachmann aus Hamburg, 
nämlich den Herrn Direktor P~mpel, nach Wien 
hat kommen lassen, um zum Verkehrsverbund 
Stellung zu nehmen. 

Straße. Aus diesem Grund, Herr Minister, Meine Damen und Herren I Dieser Verkehrs­
ist sehr wohl zu überlegen, ob diese Eisen- und Tarifverbund ist ja nicht nur in Wien, 
bahn wirklich eingestellt werden soll. Die von wo täglich laut Arbeiterkammer 100.000 
mir vorgeschlagene Lösung würde auch dem Arbeitnehmer einpendeln, sondern auch in 
Motto der Osterreichischen Bundesbahnen ent- anderen Landeshauptstädten und Ballungs­
sprechen: "Nimm Abschied vom Auto und zentren eine sehr, selhr widltige Sache. Denn 
fahr mit der Eisenbahn". I dies'e Hunderttausenide von Arbeitnehmern 
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müssen ja <zweimal Tarif bezahlen, und sie 
müssen in den kommenden Wochen und 
Monaten zweimal Tariferhöhungen schlucken, 
das heißt, sie haben nicht nur einen Verlust 
an Freizeit - man könnte ja diese Beispiele 
hier alle vorrechnen -, sondern sie müssen 
im Verlaufe des nächsten Jahres, das heißt 
also ab März 1972 - einen Teil werden sie ja 
bereits ab Jänner 1972 mehr berappen müssen, 
denn morgen wird ja auch der Wiener Ge­
meinderat eine Erhöhung der Tarife beschlie­
ßen -, pro Manat um mindestens 100 S, das 
ist ganz vorS!ichtiggesa.gt, mehr bezahlen. Es 
ist klar, daß diese Arbeitnehmer dann ihre 
Lohnforderungen erihöhen werden müssen, und 
damit beginnt sich die Lohn- und Preisspirale 
noch rascher zu drehen. Denn es gibt natürlich 
nicht lauter Unternehmen wie ein sehr großes 
Unternehmen in Wien, das es sich leisten 
kann, täglich 17 Autobusse zu führen, die die 
Arbeitnehmer nach Wien transportieren. 
Dieses Unternehmen wendet im Jahr 3 Mil­
lionen Schilling aus Eigenmitteln dafür auf, 
um diese Arbeitnehmer nach Wien zu trans­
portieren. Ich glaube, das kann man sicherlich 
nicht von allen Unternehmen, auch nicht von 
allen großen Unternehmen verlangen. Die 
Schnellbahnregelung, die Sie, sehr geehrter 
Herr Minister, hier angeführt haben, war also 
sicherlich für Wien eine sehr vorteilhafte 
Sache. 

Wir müssen also zugeben, wenn nicht 
wenigstens dieser eine Teil, den - wohl­
gemerkt - die Osterreichische Volkspartei 
im Wiener Gemeinderat im Jahr 1961 schon 
verlangt hatte, erfüllt worden wäre, würde 
heute in Wien der Massenverkehr total zu­
sammengebrochen sein. Das muß man hier, 
gl'aube ich, klipp und klar aussprechen. 

Es gtbt aber zahlreiche Verbindungen, die 
von diesem Verbund noch ausgeschlossen 
sind. Auch an Wien angrenzende Teile - ich 
nenne also jetzt nur Klosterneuburg, Haders­
dorf, Weidlingau, Schwechat - müßten in 
diesen Tarifverbund einbezogen werden. Er 
müßte bis Wr. Neustadt und St. Pölten reichen. 

Ich darf hier die Kombination mit dem 
Wiener Gemeinderat, wie ich glaube, schon 
anführen. Ich werde das auch bei einzelnen 
anderen Beispielen sagen, weil die Parallelen 
immer wieder gegeben erscheinen. Wir haben 
deshalb auch im Juni 1971 im Gemeinderat 
einen Antrag eingebracht. Die Direktion der 
Verkehrsbetriebe hat diesen Antra.g mit der 
Begründung abgelehnt, 'die Osterreichischen 
Bundes,bahnen bekämen jetzt schon zuviel, 
nämlich bei der Einnalhmente'iJung von der 
Schnellbahn 65 Prozent, das sind zirka 45 Mil­
liionen Schilling. Ich frage Sie also, sehr geehr­
ter Herr Minister, wie weit sind jetzt diese 

Verhandlungen wirlklich mit dem Tarifver,bund 
in Wien gediehen beziehungsweise auch mit 
anderen Landeshauptstädten ? Ich glaube aber 
doch bei dieser Frage feststellen zu müssen, 
daß nunmehr die Sozialistische Partei, die die 
alleinige Verantwortung, die alleinige poli­
tische Verantwortung sowohl bei den Oster­
reichischen Bundesbahnen als auch bei den 
Wiener Verkehrsbetrieben trägt, hier in dieser 
für Hunderttausende Arbeitnehmer so wich­
tigen Frage eine Lösung wird finden mÜs,sen. 

Wenn Sie, sehr geehrter Herr Minister, im 
Ausschuß erklärten, sowohl die Bundesbahnen 
als auch d.ie Wiener Verkehrsbetriebe be­
haupten jeweils, daß der andere Teil zuviel 
bekomme (Abg. Mi n k 0 w i t sc h: Jetzt 
haben wir's!), so ist es doch Ihre und des 
Stadtrates Nekula Aufgabe, hier eine klare 
politische Entscheidung zu treffen. (Zustim­
mung bei der OVP.) Denn gerade bei den 
Wiener Verkehrsbetrieben gelang es zu einer 
Zeit, wo sie also noch unter Führung eines 
OVP-Stadtrates waren, jeweils bei Tarif­
erhöhungen, nämlich im Jahre 1963 und im 
Jahre 1967, doch auch wesentliche finanziel'le 
Veribesserungen für A:r'beitnehmer, teils durch 
die Einbeziehung der Schnellbahnlinien in das 
Verkehrssystem, teils durch Einbeziehung pri­
vater Autobuslinien in die Randgebiete, zu 
erreichen. Das heißt, man hat nicht nur mehr 
von dem Verkehrsteilnehmer verlangt, son­
dern man hat auch einer gewissen Gruppe von 
Verkehrsteilnehmern zusätzliche Leistungen 
geboten. (Abg. S k r i t e k: Geschieht jetzt 
auch noch, Herr Kollege!) Das 'ist der Unter­
schied zwischen den Tariferhöhungen der 
Jahre 1963, 1967 und 1971. (Beifall bei der 
avp .- Abg. S k r i t e k: Erzählen Sie nichts! 
Das geschieht jetzt auch!) Denn Sie sind uns 
bis jetzt den Beweis schuldig geblieben, daß 
Sie bei den Tariferhö'hungen auch Ver­
besserungen für die VelikehrsteiInehmer brin­
gen werden. (Abg. S k r i t e k: Das geschieht 
jetzt auch, nur wollen Sie es nicht wissen! 
Stellen Sie sich nicht so, als ob Sie nichts 
wissen!) Ich weiß sehr viel, Herr Nationalrat 
Skritek! Ich hatte die Ehre, seit dem Jahre 
1960 zwölfmal im Wiener Gemeinderat zu 
Verkehrs- und Tariffragen zu sprechen. Ich 
weiß wahrscheinlich mehr, als Ihnen lieb ist, 
Herr Nationalrat. 

Aber weil wir schon bei dem Thema Ver­
kehrsbetriebe sind: Es ist vie'lJekht nicht 
der richtige Ort, hier über die Forderungen 
der Wiener OV'P zur teilweisen Sanierung 
der Verkehrsbetriebe zu sprechen. Aber mor­
gen werden im Wiener Gemeinderat auch 
wieder die Tarife erhöht, wobei sogar Par­
teiengespräche stattfanden, die insofern eine 
reine Farce waren, als zu dem Zeitpunkt, wo 
die Osterreichische Volkspartei ihre Forderun-
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gen überreichte, bereits die neuen Fahrscheine 
gedruckt wurden. Ich glaube, das muß man 
auch hier mit aller Deutlichkeit sagen. Uber 
eine solche Kooperation kann man sich selber 
ein Urteil bilden. 

Aber ich darf doch, so wie es bereits mein 
Kollege Dr. Keimel getan hat, auf den Minder­
heitsbericht, den die SPO-Abgeordneten 
Ulbrich und Frühbauer am 11. Februar 1969 
anläßlich der Verabschiedung des Bundes­
bahngesetzes einge'bracht haben, eingehen, 
wobei ich vielleicht eines zu Ihnen sagen darf, 
Herr Kollege Ulbrich: Sie sind mir als Neu­
ling als sehr rauher und harter Geselle ge­
schildert worden, einer, der einen rauhen Ton 
hat. Nach Ihrem gestrigen Debattenbeitrag 
würde ich sagen: Sie sind ein Sängerknabe 
geworden. Und wenn sich früher bei Ihnen 
die Haare gesträubt haben, die kurzen Haare 
- ich habe in einern Protokoll nachgelesen, es 
sträuben sich Ihre kurzen Haare über die 
Reden der OVP-Abgeordneten -, so muß ich 
sagen, Sie haben heute eine Hofratsfrisur. 
(Abg. PeteI: Ich bin neugierig, wer dem 
Hahn jetzt die Haare schneiden wird!) 

Präsident Dr. Maleta: Also wir sind aber 
jetzt nicht beim Friseur! (Heiterkeit. - Abg. 
U 1 b I ich: Meine Haare werden sich jetzt 
auch sträuben!) 

A'bgeordneter Hahn (fortsetzend): Ein we­
sentlicher Unterschied zwischen der Bundes­
bahn und den Verkehrsbetrieben besteht aber 
auf jeden Fall, weil bei den Wiener Verkehrs­
betrieben das Defizit nie der Steuerzahler ge­
tragen hat - so wie das bei den Bundes­
bahnen in den abgelaufenen 25 Jahren mit 
Dutzenden :Milliarden Schilling der Fall 
war -, sondern weil das Defizit der Ver­
kehrsbetriebe zum Teil die Gaswerke und die 
E-Werke getragen haben und, was noch der 
härtere Umstand für die Verkehrsbetriebe 
war, weil der Eigentümer der Vel1kehrs­
betriebe, das ist die Gemeinde Wien, ihnen 
niemals genügend Eigenkapital zur Verfügung 
stellte, um die Investitionen durchzuführen, 
sodaß zum Unterschied von den Bundes­
bahnen die Verkehrsbetriebe immer noch mit 
gigantischen Zinsen belastet waren. (Abg. 
Pet e r: Herr Kollege, wir sind aber nicht im 
Gemeinderat! Verwechseln Sie das nicht!) Das 
macht im Laufe von Jahren Milliarden aus; im 
Jahre 1972 zum Beispiel 500 Millionen Schil­
ling. 

1700 Millionen Schilling eben um 2,8 Mil­
liarden mehr werden. Aber voriges Jahr, als 
Sie Minister waren, haben Sie schon weniger 
getan. Da haben Sie gesagt, bezüglich der 
A'bgeltung von Pensions lasten und der Ver­
gütung von Fremdlasten in Subventions­
tarifen werde eine Novellierung erforderlich 
sein; wünschenswert wäre eine ungefähr 
50prozentige Abgeltung des tatsächlichen Ein­
nahmenentfalles. 

Also auch hier dürfte ein größerer Brocken 
fehlen. Ich glaube, die OV~ würde Sie nicht 
hindern, zumindest einzelne Teile dessen, was 
Sie im Jahre 1969 so massiv verlangt haben 
und was Sie 1970 in abgeschwächter Form 
wiederholt haben, durmzufüJhren. 

Zu den Tariferhöhungen der Verkehrs­
betriebe, die also morgen im Gemeinderat 
beschlossen werden und die ja sehr hoch sind, 
höher als bei den Osterreichisch:en Bundesbah­
nen - das soU jetzt beileibe kein Kompliment 
Ihnen gegenüber. Herr Minister, sein; das 
dürfen Sie nicht mißverstehen -, möchte ich 
a·lso doch folgendes sagen. Die Preiserhö'hung 
des Tagesfahrscheines von 5 auf 6 S beträgt 
20 Prozent, also ungefähr wie bei der Bundes­
bahn. Das ist ja eigentlich gering gegenüber 
der Wochenkarte, denn am meisten trifft den 
Arbeiter die Erhöhung der Wochenkarte von 
immerhin 25 auf 36 S, das sind 40 Prozent. Die 
Studentenkarte wurde von 70 auf 105 S, das 
sind 50 Prozent, erhöht. (Abg. M ü h 1-
ba ehe r: Wir sind aber nicht im Gemeinde­
rat!) Ich habe eingangs den Zusammenhang 
geschildert, Herr Kollege Mühlbacher. Ja. es 
kommt schon etwas - ich bin schon datbei -, 
wo also das Parlament eine Rolile spielt. Sie 
hätten crnich nicht dazu auffordern brauchen. 
Der Kinderfalhrschein erfulhr eine Erhöhung 
von 1 auf 2 S. 

Und nun, meine Damen und Herren, habe ich 
mir berichten lassen. daß die Frau Staats­
sekretär Karl - sie ist heute leider nicht 
hier - in Vertretung des Herrn Bundes­
kanzlers am 13. dieses Monates im Familien­
beirat erklärt hat, der Herr Bundeskanzler 
werde beim Herrn Bürgermeister Slavik inter­
venieren, daß audl der Kinderfahrschein nur 
in dem gleichen Prozentausmaß erhöht werden 
darf wie die anderen Tarife. Also bitte, es sind 
noch genau 20 Stunden Zeit. damit Sie zumin­
dest das eine Versprechen des Herrn Bundes­
kanzlers im Wiener Gemeinderat wahrmachen 

Aber ich wollte ja kurz über den Minder- können, obwohl ich weiß, daß auch in anderen 
heitsbericht sprechen. Ich zitiere hier nur zwei Fragen der Herr Bür·germei.ster Slavik nicht 
Punkte. Die vollständige Abgeltung der be- immer auf das hört, was der Herr Partei­
triebsfremden Pensionslast haben Sie, Herr vorsitzende Dr. Keisky von ihm will. (Abg. 
Minister, und der Kollege Ulbrich damals ver-j DI. Sc h m i d t: Er wird genausowenig Erfolg 
langt. Das würde heute bei 41/2 Milliarden haben wie seinerzeit Klaus bei deI Frau 
Schilling also bedeuten, daß das statt Schaumayer! - Ruf .bei der OVP: Die Fahr-
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wieder!), wo das morgen schon über die 
Bühne gehen wird. Hier haben Sie also noch 
Zeit daruber nachzudenken, wie man in den 
Ballungszentren Hunderttausenden Arbeit­
nehmern doppeHe Fahrtkosten zumindest 
vermindert. Führen Sie rasche Verhandlungen, 
um die kommende drohende Tariferhöhung 
etwas zu entschärfen! Folgen Sie dem Beispiel, 
das Ihnen die OVP in früheren Jahren zum 
Wohle der Arbeitnehmer gegeben hat! (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ing. Scheibengraf. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Ing. Sdleibengraf (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Bei den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Hahn habe ich 
eigentlich das Gefühl bekommen, daß die 
Osterreichische Volkspartei im Wiener Ge­
meinderat einen großen Verlust erlitten hat. 
(Heiterkeit bei der SPO. - Abg. Dkfm. 
Gor ton: Sicherlich!) An und für sich will 
ich aber zum Kapitel 78: Post- und Tele­
graphenanstalt, im besonderen zum Fern­
meldedienst Stellung nehmen. 

Für das Jahr 1972 ist ein kassenmäßiger 
A:bgang von 1167 Millionen vorgesehen. 
Wenn der Konjunkturausgleich-Voranschlag 
zum Tragen kommt, sind weitere Ausgaben 
von 68,5 Millionen präliminiert. 

Ich bin dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Schmidt für seinen Debattenbeitrag sehr dank­
bar, wenn er festgestellt hat, daß das soge­
nannte Defizit der PT A eigentliCh kein !Defizit 
ist, weil es, nach kommerziellen Uherlegungen 
gesehen, tatsächlich einen Uberschuß geben 
kann. 

Abgesehen von diesem Debattenbeitrag hat 
mich aber der Debattenbeitrag des Herrn 
Dr. Keimel sehr unangenehm berührt, nachdem 
er von sich aus hier festgestellt hat, daß die 
Abgänge der beiden Betriebe, die hier zur 
Debatte stehen, an die 7 Milliarden Schilling 
betragen. Er hat also gegen besseres Wissen 
hier einfach etwas zusammengeworfen, was 
man nicht vermengen konnte. 

Wenn wir Sozialisten in der Oppositions­
stellung zu dieser Frage Stellung genommen 
haben, dann so, d'aß wir die Budgetunwahrheit 
einer Kritik unterzogen haben, die damals bei 
dieser Post immer wieder in Erscheinung ge­
treten ist. Der damalige Bundesminister 
konnte nämlich von Haus aus die Zustimmung 
seines Herrn Finanzministers nicht erreichen, 
und es mußten immer erst die Zahlungs­
abschlüsse, die Redlnungsabschlüsse das 
wahre Bild ergeben. 

Der Post- und Omnibus dienst ist passiv. 
Wenn wir 1970 als Vergleich, nachdem der 
Rechnungsabschluß darüber vorliegt, nehmen, 
sehen wir, daß der Fernmeldedienst hier nidlt 
nur ausgleichen könnte, son'dern, wie das 
heute schon gesagt worden ist, auch nodl 
für das Gesamtkapitel einen Uberschuß er­
bringen würde. 

Der Abgang ist also die Vorfinanzierung 
für die Durchführung der Vollautomatisierung 
des Fernmeldedienstes gewesen und wird ab 
1973 den weiteren Um- und Ausbau unseres 
Fernmeldewesens ermöglichen. In beiden 
Fällen wird aber diese Vorfinanzierung auf 
lange Sidlt vom Fernmeldedienst selbst abge­
deckt werden. 

Die Ausgaben für den Anlagenbau und die 
Amortisierung bereits durchge~ührter Bauten 
nach den zweckgebundenen Fernmelde­
gebühren betragen für 1972 2238 MilHonen 
SdliUing. Die Frage, ob ein konzeptiver wei­
terer Ausbau und eine Erneuerung unserer 
Fernmeldebetriebsanlagen vorgesehen ist, 
kann idl mH einem überzeugenden Ja beant­
worten. Die Automatisation des lFernsprech­
verkehrs wird 1972 a:bgeschlossen sein. 

Diese Anlagen sind diezweitgrößten ihrer 
Art unserer Infrastruktur. Die beiden FBIG -
die Abkürzung für Fernmeldebetriebs­
Investitionsgesetz - \Waren eine segensreiche 
Einrichtung. Und wäre es möglich gewesen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, mit Ihnen ebenso 
in den Jahren 1963 und 1964 ein ährrlidles 
Finanzierungsa:bkommen für unsere Bundes­
bahnen zu erreichen, würde sich dort heute ein 
wesentlich anderes Bild ergeben. Vorge­
schlagen wurde es Ihnen von Jahr zu Jahr. 

Das erste FBIG brachte die Intensivierung 
der Vollautomatisierung unseres Fernsprech­
verkehrs, das zweite die Weiterfülbrung und 
nunmehr den Abschluß dieses Vorhabens. 1964 
bis 1912 sind des weiteren aber auch 568.000 
Teilnehmer angeschlossen worden. Wir neh­
men sogar an, daß sich diese Zahl noch 
erhöhen wird. 

Die Bestellermächti,gung für den Bundes­
minister für Verkehr für 1964 bis 1967 war 
3,7 Milliarden, für die Zeit von 1968 bis 1972 
7,3 Milliarden. Und im neuen FMIG - Fern­
meldeinvestitionsgesetz - wird für die Zeit 
1973 :bis 1976 die Bestellermächtigung ;für den 
Bundesminister für Verkehr 13,7 Milliarden 
Schilling umfassen. In diesem Betrag ist auch 
jener Fehlbetrag für 1972 in der Höhe von 
326 Millionen Schilling eingeschlossen, der 
nötig war, um eine entsprechende Planung für 
1972 zur Durchführung zu bringen. (Der 
Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) 
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Eine Unterlassung dieser Aufstockung für 

1972 würde die Warteliste der Bewerber ver­
längern und würde Baumaßnahmen gerade für 
die Vermittlungsanlagen empfindlich kürzen. 
Nach dem FBIG stand 1972 auf Grund der Vor­
griffe nur me'hr ein Betrag von 1620 Mil­
lionen Schilling zur Verfügung. Die Auf­
stockung erfolgte auf 1946 Millionen Schilling 
Bestellermächtigung für 1912. 

In der dritten Periode des vierjährigen 
Bestellermächtigungsgesetzes steht ein Betrag 
von 13,6 Milliarden zur Verfügung; das ist 
dreieinha~bmal soviel wie für 1964 bis 1968 
und fast doppelt soviel wie für 1968 bis 1972. 

Das Investitionsprogramm 1973/76 umfaßt 
nicht nur die Erweiterungs- und Erneuerungs­
investitionen des Fernsprechsektors ein­
schließlich des dazugehörigen Hochbaues, son­
dern folgende weitere Femmelde-Investitions­
vorhaben: den Aufbau eines österreichischen 
Datenvermittlungsnetzes - dies wurde heute 
hier bereits mitgeteilt -, die Erweiterung und 
Erneuerung des österreichischen Fernschreih­
und Funknetzes sowie die Beschaffung von 
Kraftfahrzeugen, von Meßgeräten und Werk­
zeugen. 

Die Jetztgenannte IInvestition ist eine von 
uns seit 1964 gestellte Forderung, die nun­
mehr die Regierung Kreisky erfüllen wird. 
Die vorgesehene zeitliche, tedmische und 
finanzielle Abwicklung des in Aussicht ge­
nommenen Fernmelde-Investitionsprogramms 
ist den Erläuterungen des FMIG, vor allem 
aber der hiefür notwendigen Regierungs­
vorlage zu entnehmen. Es umfaßt das voll­
ständige Finanz- und Arbeitsprogramm für die 
Zeit von 1973 bis 1976. 

Ich darf feststellen, daß der Anschluß an 
die zwei vorangegangenen Vierjahrespro­
gramme durch die rechtzeitige Vorlage und 
Verabschiedung des FMIG fri:ktionsfrei ver­
laufen kann. Die Schwachstromindustrie und 
Bauwirtschaft können also disponieren. Dies 
ist aber auch ein Beweis, daß die Arbeiten 
im Bundesministerium für Verkehr planvoll 
und gewissenhaftest erfolgen. 

Im Zeitraum 1973/76 sollen demnach wei­
tere 563.000 Hauptansdllüsse hergestellt wer­
den, also die gleiche Zahl wie vorher in acht 
Jahren. Damit wird der Versuch unternommen, 
die Wartezeit der Anschlußwerber wesentlich 
zu verkürzen. 

Der rasdlere Abbau der Warteliste hat aber 
nicht nur eine finanzielle Seite; das wurde 
auch hier heute bereits betont. Die Behin­
derungen im Leitungsbau und bei der Ka1;>el­
verlegung haben in den vergangenen Jahren 
Schwierigkeiten bereitet. nie Einlführung 
eines Prämiensystems durch den derzeitigen 

Minister für die Spleißer und für die Ver­
legung der Kabel sowie die Anwendung 
mechanischer Spleißungsbehelfe haben nach 
der Ansicht der Fachleute jetzt doch den Eng­
paß behoben. Wie ich annehme, kann mir 
hier auch Kollege Gradinger zustimmen. 

Die bisherige tatsächliche Blockierung der 
Möglichkeit, weitere Anschlüsse herzustellen, 
bestand im Finanzierungsgesetz selbst, das ja 
lediglich auf die Durchführung der Vollauto-
matisierung abgestellt war. . 

Dies gilt natürlich auch für 'die Anschluß­
werber im ländlichen Raum. Es wird für uns 
ein wirkliches Unterfangen sein, hier alle An­
strengungen zu machen, eine 'größtmögliche 
Zahl von Ansdllüssen im ländlichen Raum zu 
tragbaren Kosten für die Ansdllußwerber zu 
erwirken. Diese Kostensenkung soll so erwirkt 
werden, daß im Flachland die Kabelköpfe be­
ziehungsweise Auslässe bis in die Ortschaften 
vorverlegt werden. Das wurde vom Herrn 
Bundesminister hier bestätigt und wird also 
so gehandhabt. Im Bergland sollen über das 
Bergbauernprogramm der Bundesregierung 
Kredite und Zuschüsse erfolgen. Auch das ist 
bereits ein Vorha:ben, das zur Kenntnis ge­
bracht worden ist. Aber auch die Bundesländer 
werden wie im Falle von Oberösterreich, 
Niederösterreidl, Vorarlberg, Tirol und Wien 
ihre Hilfeleistung hiezu nicht versagen 
können. 

Die Voraussetzung ,für die Zuschaltung 
von 563.000 neuen Hauptanschlüssen ist aber 
der weitere großzügige Ausbau der Vermitt­
lungs- und bestehenden Ubertragungsanlagen 
1n zeitlich g,leicher Folge. Besetztzeichen und 
"Bitte warten" behindern heute' den Fern­
sprechverkehr bereits sehr empfindlich. Also 
auch im Ballungsraum müssen große Investi­
tionen durchgeführt werden, um den Fern­
sprechverkehr normal ablaufen zu lassen. Es 
hätte auch der Teilnehmer im ländlichen Raum 
nicht viel von seinem Anschluß, wenn er 
schließlich im Ballungsraum selbst nicht 
durchkommt. 

1976 werden wir um 50 Prozent mehr Fern­
sprechteilnehmer haben. Das wird aber zumin­
dest die Verdoppelung der Summe der Sprech­
minuten bringen. Deshalb müssen die Uber­
tragungs- und Vermittlungsanlagen in dem 
geplanten Umfang erweitert und erneuert 
werden, damit sie den vorauszusehenden Lei­
stungsanfall ohne besondere Störungen be­
wältigen können. 

In der letzten Zeit mehren sich die Lei­
tungsschäden durch Bauarbeiten. Von 3500 ge­
meldeten Schäden im Jahr 1970 waren 40 Pro­
zent durch Baumaßnahmen herbeigeführt. 
Eine bessere Verhinderung 'beziehungsweise 
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Abstellung dieser Schäden konnte bisher nicht 
erreicht werden. Leider kann nur der Tech­
niker den ganzen Umfang dieser Vorhaben 
richtig erkennen. 

Daher ein paar Hinweise auf das Arbeits­
programm, das nach diesem neuen FMIG zur 
Durchführung gelangen soll: Es müssen über 
20.000 km Netzgruppen- und OrtSkabel verlegt 
werden, es müssen 45.000 km o'berirdische Lei­
tungen aller Art verlegt werden; weiters muß 
der umfangreiche Ausbau des Richtfunk­
Streckensystems und 'der Weitfernverkehrs­
Sprechkreise, der Bau der österreichischen 
Satelliten-Erdfunkstelle und des europäischen 
Funkrufdienstes in der gleichen Zeit erfolgen. 
Des weiteren die Erneuerung der Rundfunk­
übertragungsstellen sowie der Austausch aller 
veralteten Wählamtseinrichtungen im ganzen 
Bundesgebiet. Die damit verbundenen Hoch­
bauten sind im Programm 1973/76 enthalten. 
Auch hiezu ein Wort: 

Zu den Fragen der Durchführung der Hoch­
bauten gesellt sich eine sehr, sehr unange­
nehme sach'bezogene Gegebenheit, nämlich der 
Erwerb der notwendigen Gründe, die eine 
solche Errichtung möglich machen. Hier stellen 
sich manchmal gerade nicht so ohne weiteres 
zu überwindende Schwierigkeiten entgegen. 
Gerade die Postämter sind örtlich gebunden, 
eine Spaltung dieser örtlichen Stellen wäre 
schon aus betriebswirtschattlichen Gründen 
nicht immer zu empfehlen. Es wird also sehr 
wesentlich darauf ankommen, daß hier alle 
Stellen, sowohl 'die Gemeinden als auch die 
privaten Grundbesitzer, das notwendige Ver­
ständnis aufbringen, um die großen Bauvor­
haben einer wirklichen Erledigung zuführen 
zu können. 

Wir begrüßen aber auch die Anschaffung 
von mehr als 1000 Kraftwagen sowie der 
längst geforderten Meßgeräte und Werkzeuge, 
deren Fehlen jetzt die Wartung der Anlagen 
des Fernsprechverkehrs in vielen Gebieten 
bereits in Frage gestellt hat. Diese Anschaf­
fungen werden einen besseren Einsatz der 
Bediensteten ermöglichen, die Tätigkeit des 
Entstördienstes vereinfachen und erleichtern. 

Voraussetzung für das FMIG war die Her­
beiführung der Ubereinstimmung mit dem 
Finanzministerium. Der Herr Finanzminister 
hat dadurch einen weit größeren Einna:hme­
verzicht konzediert, als dies je ein Finanz­
minister der OVP zu tun bereit war. (Beifall 
bei der SPO.) Nur dadurch wird der kommende 
großzügige Ausbau des Fernsprechverkehrs 
in Osterreich möglich und die völlige Aus­
schöpfung der sich daraus ergebenden 
kommerziellen Gegebenheiten erst durchführ­
bar sein. 

Man möge das, was ich jetzt gesagt habe, 
in vollem Umfange aufnehmen, denn es hat 
keinen Sinn, hier auf der einen Seite zu for­
dern, die Warte liste in den Ballungsräumen 
soll abgebaut werden, der Leitungsbau im 
ländlichen Raum muß forciert werden, zugleich 
aber auch die Forderung zu erheben, daß die 
Sprechstörungen behoben sein müssen. Dazu 
gehören finanzielle Mittel, Geld und wieder 
Geld, in einem Ausmaß, wie dies durch die 
Regierung Kreisky erreicht worden ist. 

Für das Jahr 1972 ergibt sich ~ür den Fern­
meldedienst ein betrieblicher Mehraufwand 
von 202,5 Millionen, für Tilgung und Zinsen­
dienst stehen 292 Millionen Schilling zur Ver­
fügung. Die Personalerhöhung, die längst not­
wendig war, beträgt für 1972 596 Bedienstete. 

Erlauben Sie mir, daß ich hier noch einmal 
auf die Frage der Fünftagewoche zurück­
komme, die eine Forderung der Postbedien­
steten ist. Sie kommt nicht von ungefähr, weil 
der Benützer, sowohl der einfache Bundes­
bürger alos auch der Gewerbetreibende, 'schon 
angeze'igt hat, daß er ei,gentlich von der Be­
nützung am Samstag bereits selbst Abstand 
genommen hat. Wenn man also in eine Tages­
leistung zum Wochenleistungszeitraum 11. 10. 
bis 16. 10. 1971 Einblick nimmt, dann erkennt 
man, daß die Zahl der angenommenen Erlag­
scheine und sonstigen Einzahlungen von 
10 Prozent im Jahre 1969 auf "1 Prozent im 
Jahre 1971 abgenommen hat. Die Rückzahlung 
aus Postspafkassen1büchern ist von 17 im Jahre 
1969 auf 12 Prozent im Jahre 1971 zurück­
gegangen. Die Zahl der angenommenen Pakete 
hat von 4 Prozent im Jahre 1969 auf 2,2 Pro­
zent im Jahre 1971 abgenommen. Die Zu­
stellung von Paketen ist von 13 auf 9, die der 
abgeholten Pakete von 14 auf 9 Prozent 
zurück.geg augen. 

Man sieht also, daß es kein unbilliges Ver­
langen der Postbediensteten ist und daß mit 
der entsprechenden Regelung des Herrn 
Bundesministers auch den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten wirklich Rechnung getragen 
worden ist. 

Wir Sozialisten beglückwünschen das 
Bundesministerium für Verkehr zu dieser 
zukunftsweisenden Planung. Sie gibt den Weg 
frei zu einer praktizierten Industriepolitik, 
meine Herren von der Osterreidlischen Volks­
partei, zu einer großzügigen Erweiterung und 
Verbesserung unserer Infrastruktur und zu 
einer konzeptiven Arbeitsleistung des Fern­
meldedienstes in unserer PTA selbst. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit 'den Pla­
nungsstellen der PT A im besonderen, aber 
auch allen Bediensteten der Postverwaltung 
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des Fernmeldedienstes Dank und Aner- halten. (Beifall bei der OVP.) leb. muß fe.st­
kennung für ihre stets erbramten Leistungen stellen, Herr Kollege Ubal kann den morgigen 
aussprechen. (Erneuter Beifall bei der SPO.) Tag wirlklim nicht erwarten. 

Wir Sozialisten stimmen gerne dem Sie haben daraufhin ein aus fünf Herren des 
Kapitel 78: Post- und Te'legraplhenanstalt, zu. Bundesministeriums für Verkehr und des Bun­
(Beifall bei der SPO.) desministeriums für Finanzen zusammen­

gesetztes Komitee mit der Prüfung dieses Kon­
Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet z,eptes betraut. Der Endbericht ist Ihnen am 

ist der Herr Abgeordnete Hietl. 9. September 1971 übermittelt worden. 

Abgeordneter BieU (OVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Kol­
lege Stix als erster Redner" heute erklärt hat, 
obwohl er aus den Bergen komme, möchte er 
gerne einige Sätze zur Donauschiffahrt sagen, 
glaube ich, daß ich als Niederösterreicher, noch 
dazu knapp neben dem großen Wasser woh­
nend, in jenem Lande, das unsere Schiffahrt 
durchquert, einige Sätze zu diesem Thema 
sagen darf, denn die Donauschif.fahrt stellt ja 
die Verbindung vom Westen zu den Balkan­
Iändern, kurz gesagt von der Nordsee bis zum 
Schwarzen Meer her. 

Sie haben, Herr Bundesminister, stets kei­
nen Zweifel daran gelassen, daß Sie in der 
DDSG einen außerordentlich wichtigen Faktor 
der österreichischen Verkehrswirtschaft sehen, 
dem in Zukunft, nach Fertigstellung des 
Rhein-'Main-Donau-Kanals, erhöhte Bedeutung 
'zukommen wird. Sie halben daher zu wieder", 
holten Malen erklärt, daß eine Sanierung die­
ses Unternehmens unerläßlich sei, daß die 
DDSG auf eine gesicherte Basis gestellt wer­
den müsse und daßdJie zur Bewältigung der 
gegenwärtigen und kommenden Aufgaben 
notwendigen Investitionen gewährleistet wer­
den müssen. Sie haben angekündigt, daß diese 
Maßnahmen unmittelbar nach Vorliegen des 
Berichtes des Beamtenkomitees in die Wege 
geleitet werden. 

Wir verweisen auf Ihre Erklärungen in den 
verschiedenen Tageszeitungen, darunter die 
"Presse", Ihre ,;Arbeiter-Zeitung" und die 
"Wochenpresse" vom September und Okto'ber 
dieses Jahres. 

Wir stimmen mit den dort geäußerten Mei­

Diese Lage ist nicht überraschend eingetre- nun gen im wesentlichen überein und haben 
ten, sie wurde von allen EJGPerten schon vor- nach Ihren EJ.1klärungen erwartet, daß Sie im 

BundeshauS'halt 1972 die erforderlichen Vor­

Der Herr Minister hat schon eI!Wähnt, daß 
eine Besprechung mit der DDSG stattfinden 
wird, bei der er mithelfen werde,dieseDDSGzu 
sanieren und die Schiffahrt in Osterreich echt 
le'bendig zu machen. Darf ich den Herrn Mini­
ster vielleicht noch an einiges erinnern: Die 
Lage der ODSG ist tatsächlich ernster, als es 
vielleicht angenommen wird, und vielleicht 
wurde diesem Problem auch zuwenig Raum 
hier gewidmet. 

ausgesehen. In richtiger EJ.'lkenntnis dieser 
Umstände forderte bereits das Gesamtver­
kehrskonzept der OVP-Regierung eine sofor­
tige Uberprüfung der Gesellschaft durch eine 
neutrale Unternehmensberatung, welche Maß­
nahme vom damaligen Bundesminister für 
Verkehr Dr. Weiß umgehend veranlaßt 
wurde. Der Bericht dieser Unternehmensbera-

kehrungen treffen werden. Nun mußten wir 
mit umso größerer Verwunderung und Be­
stürzung feststellen, daß für die Konsolidie­
rung der DDSG im vorliegenden Bundeshaus­
halt keinerlei wie immer geartete Ansätze 
enthalten sind. Die ausgewiese:Q,e Post von 
13 Millionen deckt kaum den laufenden Ab-

tung "Ratio" wurde im Sommer 1970 fertig- gang. 
gestellt, also zu einer Zeit, zu der Sie, Herr Sie haben bereits, Herr Minister, in einer 
Bundesminister, bereits die Amtsgeschäfte Fragebeantwortung dem Dr. Stix erklärt, das 
übernommen hatten. Defizit sei wesentlich höher. Es können also 

In Ihren Äußerungen in der Offentlichkeit 
vom Juni und Juli 1970 im ORF und in ver­
schiedenen Tageszeitungen haben Sie sich 
sofort sehr eingehend mit dem Problem der 
DOSG beschäftigt. Zunächst haben Sie in An­
lehnung an das "Ratio"-Gutachten vom Vor­
stand der ODSG ein Unternehmenskonzept ge­
fordert, welches Ihnen noch am 28. Juli dieses 
Jahres zugeleitet wurde. (Abg. Li b a 1: Land­
wirtschaftskammer!) Entschulidigung: Einen 
Tag Geduld! Morgen, Herr Kollege Libal, kön­
nen wir uns darüber sehr aus'führlich unter-

diese 13 Millionen den laufenden Abgang der 
Personenschiffahrt und die Aufwendungen für 
gewisse Kategorien von Ruhegenüssen über­
haupt nicht decken. 

Da Sie nun keine Mittel zur Sanierung der 
nOSG vorgesehen haben, Herr Minister, muß 
ich fragen: Haben Sie Ihre Meinung seit Ende 
September dieses Jahres geändert? Sind Sie 
trotz eingehender Vorarbeiten und einein­
halhjährigen Studiums der Probleme noch 
immer zu keiner Entscheidung gelangt oder 
glauben Sie eine solche aufschieben zu kön-
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nen? Wir sind jedenfalls der Meinung, daß 
alle Aspekte erschöpfend b,eleuchtet wurden 
und eine Entscheidung nicht länger hinaus­
gezögert werden kann, wenn die weitere Ent­
wiCklung der österreichischen Sdüffahrt nicht 
ernstest gefährde,t werden ·soll. 

Im gleichen Zusammenhang, Herr Minister, 
stehen neben Sachfragen a:ber auch Personal­
fragen zur Debatte. 

Wenn die von Ihnen so oft in Aussicht 
gestellte Sanierung der DDSG sinnvoll in An­
griff genommen werden soll, wird es eben 
nicht unbeträchtlicher Mittel des Bundes, einer 
fähigen und entschlußfreudigen Unterneh­
mungsleistung bedürfen, um den angestrebten 
Erfolg zu garantieren. 

Derartige Operationen können erfahrungs­
gemäß nicht in wenigen Monaten zum Arb­
schluß gebracht werden. Der Geschäftsleitung 
muß daher ein längerer Zeitraum eingeräumt 
werden. Wie Sie wissen, wurde die Bestellung 
des derzeitigen Vorstandes der DDSG im ver­
gangenen Herbst nur auf zwei Jahre, also bis 
Ende 1972, vorgenommen. Sie selbst haben im 
Sommer dieses Jahres erklärt, die Verträge 
allenfalls zum Jahresende aufkündigen zu 
wollen. 

Zusammen mit di'eser Entscheidung über die 
Art und Weise der Sanierung der DDSG wer­
den wir von Ihnen, Herr Minister, daher auch 
die Entscheidung darüber erwarten, ob Sie die 
gegenwärtige Unternehmensleitung der DDSG, 
die immerhin seit 1961 diese Geschäfte führt, 
für befähigt halten, mit Hilfe des Aktionärs 
eine Wendung zum Besseren in der EntwiCk­
lung der Gesellschaft herbeizuführen. 

Alle Erfahrungen zeigen nämlich, daß die 
Führungsfrage doch eine der wichtigsten Kom­
ponenten der Sanierung eines Betriebes dar­
stellt. Eine falsche Entscheidung in diesem 
Punkte stellt daher den Erfolg eines noch so 
wohlüberlegten Sanierungsplanes in Frage 
und läßt daher den Einsatz erheblicher öffent­
licher Mittel wenig sinnvoll erscheinen. 

Ich darf dazu, bevor ich zur Bundesbahn 
übergehe, noch aus Ihrer "Arbeiter-Zeitung" 
vom 26. September zitieren, in der es, zwei 
Wochen vor der Wahl, hieß: 

rr Verkehrsminister Frühbauer kam in diesem 
Zusammenhang auch auf die Behauptungen 
der OVP zu sprechen, wonach die DDSG und 
die Nebenbahnen eingestellt werden sollen. 
Diese Behauptungen seien völlig aus der Luft 
gegriffen und offenbar der wachsenden Hyste­
rie der OV:P über ihre eigene Konzeptlosigkeit 
zuzusch.reiben, sagte Frühbauer. Das Verkehrs­
ministerium hätte wohl kaum in monatelanger 
intensiver Arbeit den Entwurf eines Donau-

ausbaugesetzes fertiggestellt, wenn an der 
Schauernachricht über eine geplante liquidie­
rung der DDSG nur das geringste wahr wäre." 

Nun, wenn man das Budget 1972 ansch.aut, 
dann merkt man: An dieser Aussage ist irgend 
etwas faull 

Es heißt hier weiter: 

"Zu der Behauptung der OVP, die Einstel­
lung von Nebenbahnen sei sch.on beschlossene 
Sach.e, sagte Frühbauer, bis jetzt liege der 
Eisenbahnbehörde kein einziger Antrag auf 
Einstellung einer Neberrbahnlinie vor. Sollte 
einer einlangen, werden nicht nur die betriebs­
wirtschaftlichen Aspekte, sondern mit allen 
betroffenen lokalen Interessenten gemeinsam 
auch die volkswirtschaftlichen und sozialen 
Momente beraten werden." 

Und wie schauen heute die Tatsachen aus? 
Wo wurde wirklich viel und mit wem darüber 
beraten? Wir hören davon, daß verschiedene 
Gruppen von Nebenbahnen eingestellt wer­
den sollen, doch von den Beratungen vorher 
haben wir sehr wenig gehört. 

Ich weiß schon, daß heute dieses Thema 
wahrsch.einlich mehrmals von Rednern ange­
zogen wer.den wird; es ist eben aktuell, und 
daher ist es notwendig, daß sich die einzelnen 
Abgeordneten damit beschäftigen. (Abg. 
Ha a s: Das schreibt doch nur das "Nieder­
österreichische Volksblatt" !) Herr Abgeordne­
ter Haas, Sie hätten genug Gelegenheit: Küm­
mern Sie sidl in lohrer eigenen Umgebung, 
dort, wo Sie zu Hause sind (Abg. Ha a s: 
Das überlassen Sie mir! Das werde ich zur 
richtigen Zeit tun!), und fragen Sie nicht nur 
unsere Leute, sondern auch Ihre Genossen, 
was diese dazu zu s'agen haben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Es ist ja eine bekannte Tatsache, daß unsere 
Bundesbahnen ständig wirtschaftliche Schwie­
rigkeiten haben und man daher immer wieder 
Ansätze sucht, dieses Dilemma in irgendeiner 
Form zu lösen, um das ständige Defizit zu 
mildern, denn von ·einer Wirtschaftlichlkeit, 
meine Herren, ist derzeit weit und breit nichts 
zu sehenl 

Da kommt nun wieder einmal der Vor­
schlag - dies, obwohl noch im September 
erklärt wurde, es gebe da eine Hysterie der 
OVP -, durch Stillegung von Nebenbahnen­
laut einer Untersuchung von Ihnen sollen es 
42 Strecken 's·ein - größere Einsparungen zu 
tätigen. 

Es ist sicherlich möglich, daß einige Linien 
dieser 42 angeführten und angeblich unter­
suchten Nebenbahnen in ihrer Frequenz nicht 
den wirtschaftlichen Erwartungen entsprechen. 
- Herr Kollege Ulbrich! Sie ha:ben sicherlich 
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heute noch Gelegenheit, mir zu erwidern, Seltenheit sind? In einer Zeit der ständigen 
um den Tatsachen Rechnung zu tragen. - Arbeitszeitverkürzung und immer rascher wer­
Doch ist dabei vor allem zu bedenken, daß so denden Verkehrs sind solche Schranlken ein 
manche Bahnlinien trotz- all dem erhaUen wer- echtes Hindernis des Verkehrs auf den Straßen 
den müssen, und zwar deshalb, weil dies aus und führen selbst zu Wettbewerbsverzerrun­
wirtschaftspolitischen Uberlegungen einfach gen, sodaß es oft schwer ist, in Orten, die 
notwendig ist. auf diese Weise umschlossen sind, einen Indu­

,Es geht doch heute nicht mehr darum, daß 
das Prestige eines Ortes oder Marktes oder 
gar einer Kleinstadt von einem Bahnhof abhän­
gig ist, sondern man muß infolge des wirt­
schaftlichen Umstellungsprozesses den vielen 
kleinen landwirtschaftlichen Betrieben eine 
Nebenerwerbsmöglichkeit geben, wozu aber 
die erste Voraussetzung ein Arbeitsplatz ist. 
Und da dieser Arbeitsplatz, meine Damen und 
Herren, aber nicht an der Grenze eines kommu­
nistischen Staates zu finden ist, da sich dort 
trotz aller Bemühungen der betreffenden Stel­
len eben keine Industrie ansiedeln wird, ist es 
notwendig, daß diese Arbeitskräfte Verkehrs­
möglichkeiten vorfinden, die ihnen erlauben, 
zu einem Arbeitsplatz in der Großstadt oder in 
der Nähe der Großstadt zu kommen, und dazu 
sind eben die verschiedenen Nebenbahnen 
erforderlich. Bedenken wir doch, daß heute 
durch. eine hervorgerufene Infrastruktur selbst 
die Experten von der Raumordnung, Industri­
elle und, meine Herren, sogar die Gewerk­
schaftsfunktionäre für die Erhaltung verschie­
dener Nebenba:hnen eintreten. 

Es wäre da:her zweckmäßig, sich vor der 
Einstel1ung solcher Linien jenes Stirls zu 
befleißigen, dessen sich in der OVP-Allein­
regierung der damalige OVP-Verk~hrsminister 
Dr. Weiß befleißigt hat. Wie wir hier laut 
"Arbeiter-Zeitung" feststellen, sollte das auch 
so geschehen. Nur wird eben jetzt, nach dem 
10. Oktober, von Ihnen anders gesprochen als 
vorher. (Rufe bei der SPO: Besser! - Abg. 
Ha a s: Lesen Sie auch andere Zeitungen!) 
Eine ganze Reihe könnte ich Ihnen zitieren, 
wenn Sie meine Zeit hier länger in Anspruch 
nehmen wollen. 

Wenn ich schon bei der Bundesbahn bin 
und man von Rationalisierungsmaßnahmen 
spricht, dann,glaube ich, muß auch davon 
gesprochen wer-den, daß es endlich an der Zeit 
wäre, einerseits für die Sicherheit an schienen­
gleichen Bahnübergängen zu sorgen und dabei 
andererseits die Verkehrsstauungen zu bewäl­
tigen. Es wurde in den Budgetberatungen ja 
davon gesprochen, daß wieder eine ganze 
Reihe von Bahnübergängen den modernen Er­
fordernissen angepaßt werden sollen. 

Nun darf ich fragen, Herr Minister, wie 
sieht das in Niederösterreich aus, wo es eine 
Unzahl beschrankter Bahnübergänge gibt, wo 
Wartezeiten von 15 bis 20 Minuten keine 

striebetrieb zu bekommen. 

Hier wäre es höchst an der Zeit, sei es 
durch automatische Halbschranken oder 
- wenn schon nicht überall und nicht immer 
möglich - durch ,Blinkanlagen, für eine Be­
schleunigung des Verkehrs zu sorgen. 

Es ist mir zum Beispiel bekannt, meine 
Herren, daß von Leuten Ihrer Fraktion Aus­
sagen gemacht wurden, daß der Bahnschran­
ken in der Gemeinde Etsdorf am Kamp, wo er 
ein besonderes Problem ist, in einem halben 
Jahr durch eine Blinkanlage ersetzt werde. 
Diese Aussage 'Wurde fast vor einem Jahr 
gemacht. Bis heute ist - außer den Bahn­
schranken, die noch immer dort sind - nichts 
geschehen. Hier wäre für echte Abhilfe zu 
sorgen. Wenn man schon mir dafür kein Ver­
ständnis entgegengebracht hat, dann,glaube 
ich, hätte man annehmen können, daß den 
Kollegen Ihrer eigenen Fraktion, Herr Mini­
ster, Gehör geschenkt wird. Doch auch das war 
nicht der Fall. 

Nachdem ich schon von dem Defizit und 
der Unwirtschaftlichkeit der Bundesbahnen auf 
diese Art hier gesprochen ha:be, muß ich auch 
noch auf eine Frage zu sprechen kommen, die 
die österreichische Bevölkerung allgemein 
sicherlich sehr interessiert. Wir 'haben ja 
bereits darüber des öfteren gesprochen. 

Es wurde eine Erhöhung der Tarife unter 
Ausschaltung des Parlaments vorgenommen, 
wobei ich neben dem Personenverkehr auch 
auf den Güterverkehr zu sprechen kommen 
darf. Hier muß ich feststellen, daß mit einer 
fast 9prozentigen Erhöhung bei den Güter­
tarifen der Plafond im europäischen Güter­
verkehr erreicht worden ist. Besonders betrof­
fen ist damit unsere gesamte Wirtschaft. Durch 
die Erhöhung der Tarife im Personenverkehr 
sind auch alle jene betroffen, die gezwungen 
sind, täglich die Bahn zu benützen. 

Im Sommer dieses Jahres wurden die Schü­
lerfreifahrten von Ihnen beschlossen. Nicht 
alle unsere Schüler können mit der Bundes­
bahn fahren (Zwischenruf des Abg. Ha a s), 
sondern wir ha'ben sehr viele Schüler, die 
täglich Autobusse, soweit sie vorhanden sind, 
benützen müssen. Jetzt darf ich Ihnen dazu 
etwas sa:gen (Zwischenrufe bei der SPO) -
und das ist Ihnen sicherlich sehr unange­
nehm -; Sie haben ein Mordsgeschrei hier 
aufgezogen, als wir zu den Schülerfreifahrten 
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Stellung genommen haben. Jetzt sdlauen Sie daß hier die Massenverkehrsmittel eine ganz 
sich dieses Chaos draußen an! Fragen Sie die entsdleidende Aufgabe erhalten. 
Chauffeure dieser Autobusse. 120 Kinder und 
mehr haben sie täglich mit einem Autobus zu 
transportieren. Wenn hier Verletzungen auf­
treten - und solche sind bereits aufgetre­
ten -, dann tragen Sie, meine Damen und 
Herren, dafür heute die Verantwortung! (Zwi­
schenrufe bei der SPo.) Sie wollen das nicht 
zur Kenntnis nehmen. Sorgen Sie dafür - vor 
allem Sie, Herr Minister -, daß hier auf die­
sem Gebiete Abhilfe geschaffen wird, denn 
Sie sind dafür verantwortlich! (Zustimmung 
bei der avp.) 

Ich wünsche nur, Herr Minister, daß Sie 
Gelegenheit haben, diese Zustände, von denen 
man nicht gerne hier spricht, draußen zu über­
prüfen. Man kann Gesetze beschließen, meine 
Damen und Herren, man muß aber auch dafür 
vorher die Voraussetzungen schaffen. Das ist 
bei der Schülerfreifahrt nicht geschehen, son­
dern Sie wollten damit die Sanierung der 
Osterreichischen Bundesbahnen erreichen I 
(Beifall bei Ider OVP. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Blenk. 

Abgeordneter Dr. Blenk (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Sie gestatten, Herr Bundesminister, daß 
ich nur zu zwei ganz konkreten Problemen 
Stellung nehme. Es sind zwei Probleme, die 
sich auf den Raum Vorarlberg beziehen. 

Ich wage das, obwohl ich der Meinung bin, 
daß es nicht Gegenstand der Budgetde'batte 
sein sollte, jedes Einzelproblem im Detail zu 
behandeln. Ich wage das deshalb, weil ich 
davon ausgehe, daß der Bereich speziell des 
Vorarlberger Rheintales in verkehrsmäßiger 
Hinsicht zu den Sorgenkindern der österrei­
chischen Verkehrspolitik schlechthin zählt. 

Ich komme nun zu dem Problem des zwei-
gleisigen Ausbaues der Bahnstrecke im Rhein­
tal. Es ist das ein Anliegen, das seit zehn 
Jahren, seit zwanzig Jahren und seit noch 
mehr Jahren immer wieder an der Spitze der 
Uberlegungen steht. Es ist ein Anliegen, Herr 
Bundesminister, von dem wir Vorarlberger ge­
hofft .haben, daß es im Laufe dieses Jahres 
endlich in eine reale Veuwirk.Jichungssituation 
kommt. 

Ich darf darauf verweisen, daß Sie, Herr 
Minister, am 25. Jänner dieses Jahres anläß­
lich einer Verkehrstagung in Bregenz dezidiert 
erklärt haben, daß im Laufe des Jahres die 
Strecke Feldkirch--;Ran~w.eil 'baumäßig in An­
griff genommen werde. Es sind dann in der 
Folge einige Zweifel an dieser Aussage auf­
getaucht, die Sie dann mit einem Telegramm 
beseitigten, in dem Sie ausdrücklich noch ein­
mal mitteilten, es sei so, daß alle diese in 
Umlauf gesetzten Gerüchte, wonach etwa Ver­
zögerungen eintreten, jeder Grundlage ent­
behren. 

Die Folge war die, Herr Minister, daß das 
Land Vorarlberg zur Erleichterung der Situa­
tion des Bundes den schon erwähnten Kredit 
von 18 Millionen Schilling zur Verfügung stel­
len wollte, und zwar zu Bedingungen - das 
sei hier auch gesagt -, die an sich gewisse 
Kommentare zur Folge hatten. Es waren 
7 Prozent Zinsen per anno. 

Unabhängig davon wurde die Projektierung 
des Teilabschnittes Rankweil-Feldkirch im 
Sinne Ihrer Zusage in Auftrag gegeben, es 
wurde der Unterbau ausgeschrieben, und es 
wurde dann - zur allgemeinen Uber­
raschung - die Ausschreibung wieder aufge­
hoben. 

Herr Bundesminister! Ich möchte Sie schon 
Diese Behauptung mödlte idl darauf grün- um eine Antwort bitten: Es wurde ver­

den, daß sämtliche Verkehrszählungen der sdliedentlich gesagt, wie man hörte, die Kon­
letzten Jahre immer wieder ergeben haben, ditionen des Kredites seien für den Bund nicht 
daß die Verkehrsdichte im Bereiche des Vor- akzeptabel. Zur Steuerung der Wahrheit darf 
arlberger Rheintales an der Spitze aller Ver- ich darauf verweisen, daß das Bundesministe­
gleichswerte steht. Allein in den Jahren 1955 rium für Finanz·en im Anschluß an das Ange­
bis 1910 hat sich der Verkehr im Bereiche Bre- bot der Vorarlberger Landesregierung nicht 
genz~Dornbirn-Feldkirch vervierfacht. Ich wie erwartet und wie auch schriftlich befragt 
will hier nicht weitere Zahlen nennen, aber und gewünscht, die Verhandlungsdelegation 
ich möchte Ihnen nur eines sagen: An der über die Konditionen bekanntgegeben . hat, 
Südausfahrt von Bregenz ist beispielsweise sondern in einem Schreiben an die Bundes­
im Jahre 1970 - das ist Ihnen, Herr Minister, bahn-Generaldirektion nur mitgeteilt hat, daß 
bekannt - die Tagesspitze bei 23.000 Fahr- mangels einer entsprechenden Ermächtigung 
zeugen gewesen, während die Sdlnittdichte im Bundesfinanzgesetz eine entsprechende 
pro Tag im ganzen Jahr bei 16.300 Fahrzeugen Berücksichtigung dieses Angebotes nicht mög­
lag. Damit ist naturgemäß das im Vorder- lich sei. Abgesehen von diesen Bedenken 
grund, was Sie schon erwähnt haben, nämlidl I möchte man auch darauf hinweisen, daß die 
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Dr. Blenk 
Konditionen als nicht vorteilhaft bezeichnet 
werden könnten. 

Das ist an sich eine interne Mitteilung ge­
wesen. Ich darf festhalten, daß das Amt der 
Landesregierung bis heute seitens Ihres Res­
sorts oder seitens des Finanzressorts über­
haupt keine Antwort erhalten hat. Wir haben 
das nur mittelbar über ein Rundschreiben er­
fahren, das von der Bundesbahndirektion Inns­
bruck. an die an der Ausschreibung teilge­
nommen habenden Firmen erging. Darin 
wurde schlicht und einfach gesagt: Wir teilen 
Ihnen mit, daß die Unterbauarbeiten, die sei­
nerz·eit ausgeschrieben wurden, auf Grund 
des Standes der derzeitigen Finanzierungs­
möglichkeiten nicht realisiert werden können. 
Die Ausschreibung wird daher aufgehoben. 

Herr Bundesministerl Soviel zu dieser 
Frage. Ich möchte Sie bitten, aufzuklären, wie 
sich diese ganz klaren Fakten zu Ihren de~i­
dierten mündlichen und fernschriftlichen Aus­
sagen verhalten. 

Thema zwei ist der Huckepack-Verkehr. Der 
Kollege Melter hat ihn schon kurz angezogen. 
Ich darf nur kurz in Erinnerung rufen, daß 
am 29. Dezember 1970 - also kurz vor Jahres­
ende - in solenner Form der Huck.etransver­
kehr zwischen Bludenz und Schönwies aufge­
nommen wurde, dann allerdings in weit weni­
ger solenner Form am 15. Juli 1911 still und 
klammheimlich aufgehoben wurde. Still und 
klammheimlich sage ich deswegen, weil an 
sich weder die verladende Wirtschaft noch 

die Fahrpläne schlecht waren und daß schluß­
endlich - auch das ist Ihnen bekannt, Herr 
Bundesminister - auch gewisse technische 
Schwierigkeiten bestanden haben. Im erinnere 
nur an das Problem der Bremsen, die hier 
einige Male Anlaß zu Sorgen gegeben haben. 

Bevor man den Hucketransverkehr aufge­
nommen hat, war schon in 'Expertenkreisen 
klar, daß eine solche Strecke nur ein Zuschuß­
betrieb bleilben kann, weil nach internationa­
len Erfahrungen der Huck.etransverkehr ja erst 
ab etwa 300 bis 800 km überhaupt interessant 
ist. Auf der anderen Seite oder gerade des­
wegen mußte man das gewußt haben. 

Herr Bundesministerl Im möchte Sie daher 
fragen: Wie schaut es mit der angeblim nur 
vorübergehenden Einstellung aus? Sie haben 
vor kurzem eine Delegation der Fremdenver­
kehrsgebiete des Arlbergs hier gehabt. Ich 
glaube, daß dabei das Problem des sogenann­
ten weißen Adbergs, das Problem des Winter­
fremdenverkehrs über den Arlber,g, aum sehr 
wesentlich mit der Frage der Smaffung einer 
befriedigenden Regelung für den Gütertrans­
port auf der Straße im Sinne des Huck.etrans­
verkehrs zusammenhängt. Daher möchte ich 
Sie noch einmal bitten, daß Sie, Herr Bundes­
minister, diese beiden Fragen beantworten. 

Wir sind uns klar darüber, daß die länger­
fristige Lösung nur darin bestehen kann, daß 
der nun Gott sei Dank von den bei den Landes­
regierungen Tirol und Voradberg einmütig 
ver,fochtene Arlbergstraßentunnel realisiert 

die Offentlichkeit über die Gründe informiert wird. Das ist eine Tatsache - und damit 
wurden. Man hat damals so getan, als würde 
die Einstellung nur vorübergehend eIifolgen. 
Leider wissen wir heute, daß das offensicht­
lich - und das wurde in Namgesprächen 
auch ganz offen gesagt - eine endgültige 
Einstellung sein soll. 

Die Bedeutung des Hucketransverke1hrs ge­
rade für den Winterverkehr über den Arlberg 
ist hier nicht näher zu erläutern. Sie ist Ihnen 
bekannt und simerlich auch allgemein nicht 
fremd. Ich möchte aber nur eines sagen: Es ist 
nicht nur so, Herr Minister - das Faktum 
stimmt zwar -, daß der Hucketransverkehr 
nicht entsprechend ausgelastet war. Wir wis­
sen, daß die Auslastung - wenn man sie nach 
einer vorgenommenen Berechnung wieder­
holt - etwa 18 Prozent betrug. Es war so, daß 
man die Frage zu stellen hat: Warum wurde 
der Verkehr nicht aufgenommen? 

Hier möchte ich eines festhalten, was in 
Fachkreisen Allgemeingut ist, daß zunächst 
einmal der ganze Huckepack-Verkehr in der 
Vorbereitung schlechthin höchst ungenügend, 
um nicht zu sagen, miserabel dargeboten 
wurde, daß die Tarife zu teuer waren, daß 

möchte ich schließen -, die immerhin zeigt, 
daß der alte Spruch, wonach der liebe Gott 
etwas getrennt habe, was die Menschen nicht 
durch ein Loch verbinden sollen, diesseits und 
jenseits des Arlbergs nicht mehr so ernst ge­
nommen wird, weil einfach di'e Probleme zu 
ernst sind, als daß man nicht alles tun müßte, 
was einer baldigen Lösung dient. - Ich 
danke. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Vetter das Wort. 

Abgeordneter Vetter (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich glaube, daß es zu er­
warten war, daß im als Mandatar, der in 
Gmünd - an der Grenze - beheimatet ist. 
auch zu der Frage der Nebenbahnen Stellung 
nehmen werde. Ich weiß, daß die Frage der 
Stmegung der Nehenbahnen immer wieder 
von Zeit zu Zeit in den Vordergrund gerückt 
wird. Dies war zum letzten Mal im Jahre 1968 
der Fall. 

Soweit es Niederösterreich betrifft, kann ich 
feststellen, daß auf Grund der vehementen 
Forderungen und auf Grund des vehementen 
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Vetter 
Widerstandes der Gemeinden, des Landes, der 
Kammern, des Gewerkschaftsbundes und der 
gesamten betroffenen Bevölkerung am 16.Juli 
1968 ein Ministerratsbeschluß gelaßt wurde, 
der diese Frage zurückstellte. Seither war es 
ruhig und still. Die betroffenen Bewohner die­
ses Grenzgebietes waren der Meinung, daß 
diese Fra·ge damit erledigt wäre. Auch Sie, 
Herr Minister, haben wenige Tage vor der 
Wahl diese Frage als nicht existent bezeidl­
net. 

Am 8. Oktober 1971 - also zwei Tage vor 
dem Wahlsonntag - wurde jedoch bekannt, 
daß der VerwaItungsrat der Osterreidlisdlen 
Bundesbahnen ein Memorandum erstellt habe, 
nach welchem allein in Niederösterreich zehn 
Nebenlinien von der Einstellung betroff·en 
sind. Das war für die betroffenen Landesteile 
eine arge Uberraschung! Ich kann jedoch ohne 
Ubertreibung sagen, daß der nordwestliche 
Raum - ich meine den Raum um Gmünd, 
wo drei Neberrbaihnen von Gmünd aus nach 
Norden und Süden gehen - am allerärgsten 
davon betroff,en ist. 

Dieses Gebiet wird von den hiefür zustän­
digen Stellen als wirtschaftlich unterentwickelt 
anerkannt, als Notstandsgebiet bezeichnet und 
für besonders unterstützungswürdig gehalten. 
Man versucht, diesem Mißzustand zu entkom­
men und durch verschiedene Taten, durch Auf­
wendung großer Mittel ein positives Ziel zu 
erreichen. Durch Neugründung von Mittel­
und Kleinbetrieben, durch Verbesserung der 
Infrastruktur, durch Verbesserung der Stand­
ortvoraussetzungen versuchen die Gemeinden 
mit enormen finanzieHem Aufwand, der oft­
mals bis nahe an die Belastungsgrenze reicht, 
der Situation Herr zu werden. Die intensivsten 
Anstrengungen, den Fremdenverkehrsstrom in 
diese Gegend zu leiten, dienen gleichfalls dem 
oben angeführten Ziele, dem Fremdenverkehr, 
der gerade in unserer Gegend nodl große 
Chancen hat, weil es sich um eine Gegend 
handelt, wo tatsächlich reine Luft ist, wo große 
Wälder die Menschen zu Spaziergängen ein­
laden, um sich zu erholen. 

Wir wissen aber, daß, um alle diese Voraus­
setzungen nützen zu können, gleichfalls noch 
viel an finanziellem Aufwand notwendig ist. 
Ich kann audl darauf hinweisen, daß sich, wie 
schon erwähnt, die Gemeinden, die Privat­
wirtschaft, Private und auch das Land Nieder­
österreidl bereit gefunden haben, zur Minde­
rung der A:bwanderung, zur Hebung des 
Volkseinkommens und des Lebensstandards 
in diesem Grenzgebiet ihren Beitrag zu leisten 
und diese Lasten auf sich zu nehmen. 

nicht überall den Anforderungen der Bevölke­
rung, vor allem nicht den Anford.erungen der 
Wirtschaft. Idl glaube daher, der Meinung 
AusdruCk geben zu können, daß eine Umstel­
lung und Verlegung des Personen- und Lasten­
transportes von der Bahn auf die Straße der­
zeit unmöglich erscheint, da der Ausbauzu­
stand der Straßen im allgemeinen und im Ibe­
sonderen der Straßen von GIDJÜnd nach 
Litschau, nach Großgerungs und nach Heiden­
reidlstein - dort, wO'hin eben die Nebenbah­
nen fü'hren - nicht einmal den jetzigen An­
forderungen gerecht werden kann. 

Zahlreiche Betriebe sind in dem Gebiet zwi­
schen Großgerungs und Litsdlau - also in 
diesem nordwestlichen Teil des Waldvier­
tels - aus den angeführten Gründen auf den 
Bahntransport angewiesen. Dieses Gebiet be­
nötigt zur Erhaltung der bestehenden und zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze - ich verweise 
nochmals auf die Albwanderungsbewegung -
nicht nur die uneingeschränkte Förderung der 
bestehenden Betriebe, sondern auch die Bei­
behaltung und die Schaffung aller die Be­
triebsgründungen beeinflussenden Vorausset­
zungen. Dazu gehört nun einmal die Mö'glich­
keit des Güter- und Personentransports auf 
der Bahn. Ich möchte nochmals zum Ausdruck 
bringen, daß es meiner Meinung nach unmög­
lich erscheint, derzeit zufriedenstellende Er­
satzlösungen zu finden. 

Auch der Schüler- und Arbeitnehmerver­
kehr und die bereits erwähnten großen An­
strengungen hinsichtlich des Fremdenverkehrs 
berechtigen zur Forderung auf WeiterfÜ'hrung 
dieser Neben'ba:hnen. In diesem Sinne, bin ich 
der Meinung, erfüllen diese drei Nebenbahnen 
heute noch denselben Zweck wie vor 10, 20 
oder 30 Jahren. Es ist ungerecht den berechtig­
ten Erfordernissen der Bevölkerung dieses 
Notstandsgebietes gegenüber, für den Lei­
stungserfolg im Reiseverkehr nur die Anzahl 
der beförderten Personen und im Güterver­
kehr nur die beförderten Tonnen heranzmzie­
hen, für den WirtschaftseIifolg nur die Höhe 
des jährlidlen Betriebsa:bganges zu berück­
sidltigen und für den Einsparungserfolg nur 
die Höhe der möglichen Einsparungen im Falle 
der Realisierung der geforderten Maßnahmen 
heranzuziehen. 

Abgeordneter Ulbrich hat dies bereits im 
Ausschuß getan, ich hoffe, er wird es auch 
heute tun. Auch im Memorandum findet sich 
ein ähnlicher Hinweis. Ich kann mich diesen 
Empfehlungen nur anschließen und hoffen, daß 
sie bei der endgültigen Entscheidung dement­
sprechend berücksichtigt werden. 

Die vorhandenen Verkehrseinrichtungen Herr Bundesminister! Ich appelliere an Sie, 
entsprechen im derzeitigen Ausbau jedoch diese meine heute nur sehr kurz skizzierten 
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Vetter 
Argumente bei Ihrer Entscheidung zu berück­
sichtigen. Gleichgültig, ob Sie diese Frage als 
Bundesminister für Verkehr oder als oberster 
Chef der Osterreichischen Buntiesbahnen be­
trachten. Selbst die Vorlage eines Berichtes 
an das Parlament enthebt Sie nicht der Ver­
antwortung. Um diese Entscheidung kommen 
Sie einfach nicht herum. 

Sie werden auch nicht der Frage ausweichen 
können, welchen Ersatz die OBB anbieten 
können und wie weit diese Ersatz,lösungen den 
berechtigten lebensnotwendigen, existenznot­
wendigen Anfo~derungen des Grenzgebietes 
und seiner gesamten Bevölkerung entspre­
chen. 

Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Auch im Jahre 1968 hat sich tatsäch­
lich die gesamte Bevölkerung zur Wehr ge­
setzt. Abgeordnete 'heider Parteien sprachen 
zum Beispiel auf einer Protestkundgebung in 
GmÜnd. Die Gewerkschaftsjugend trug damals 
Transparente mit der Aufschrift "Durch Ein­
stellung erhöhte Abwanderung" oder "Heute 
die Bahn - morgen die Lebensbasis". Sicher­
lich, man demonstrierte damals gegen Bestre­
bungen einer OVP-Regierung. Aber ich nehme 
an, die Transparente sind noch nicht vergilbt, 
man braucht sie nur hervorzuholen. 

Ich habe auch den Einspruch und den Ein­
wurf des Abgeordnetenkollegen Haas gehört, 
und ich vertraue ihm. Ich hoffe, daß er sein 
Wort halten wird, siCh. dafür einzusetzen. 
Wenn es gilt, die lebensnotwendigen Inter­
essen eines Grenzbezirkes, also der Bevölke­
rung eines Bezirkes zu vertreten, wäre es 
traurig, wenn Parteidisziplin im Vordergrund 
stehen würde. Bei aller Unterstützung der 
jeweiligen Regierungspolitik darf es nicht pas­
sieren, daß die Interessen der Regionalpolitik 
in den Hintergrund gedrängt werden. (Beifall 
bei der OVP.) 

Herr Bundesminister! Ich bin auch selbst­
verständlich der Meinung, daß - entgegen 
einigen Pressemeldungen, die meines Erach­
tens sicherlich voreilig waren - Sie sich, und 
es ist ja noch Zeit dazu, die Stellungnahmen 
des Landes, der Gemeinden, der Kammern, des 
Gewerkschaftsbundes und aller betroffenen 
Stellen sicherlich noch anhören werden. Ich 
möchte Sie ersuchen, 'im Interesse und auf 
Grund dieser Stellungnahmen dann die Ent­
scheidung zu treffen. Ich wollte heute nur das 
Problem ganz kurz anziehen und zum Aus­
druck. bringen, daß die Bevölkerung beunru­
higt ist, daß sie Ihre Entscheidung erwartet. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster, kommt zum Wort 
der Herr Abgeordnete Ulbrich. 

Abgeordneter Ulbrich (SPü): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Vielleicht darf ich bei mei­
nen Ausführungen sogleich bei den letzten 
Darstellungen in bezug auf die Nebenbahnen 
anschließen. Ich möchte, um der Wahrheit die 
Ehre zu geben, einmal klarstellen, wer als 
erster in der Frage der Nebenbahnen aktiv 
für sie eingetreten ist. Und ich möchte auch 
klarstellen, von wo die ersten Uberlegungen 
zur Einstellung gekommen sind. 

Es war Ihr Memorandum, das Memorandum 
der Osterreichischen Volkspartei vom Feber 
1966. Wie saniert man die OBB? Wo findet 
man Möglichkeiten der Ersparnisse? Lesen Sie 
in Ihrem Memorandum nach, was da steht! 
Das ist einmal das erste. 

Aber Ihr Memorandum hat ja einen Vor­
gänger gehabt. Und der Offene Brief, den der 
damalige Herr Finanzminister Schmitz an die 
Gewerkschaft der Eisenbahner geschrieben 
hat, vom Oktober 1965, glaube ich, hat sich 
ebenfalls worauf gestützt? Einsparung bei der 
Bundesbahn, Auflösung der Bahnhöfe, Ein­
stellung der Nebenbahnen. 

Und siehe da, heute stehen Ihre Vertreter 
hier und sagen: Herr Minister! Stellen Sie 
doch die Eisenbahn nicht ein. Wir brauchen 
sie. 

Woher nehmen Sie die Berechtigung zu be­
haupten, daß Herr Minister Frühbauer über­
haupt erklärt hat, daß eingestellt wird? (Abg. 
Ve t te r: Das habe ich nicht behauptet!) Das 
beihaupten Sie schon. Und jetzt glaube [ch, ist 
es Zeit, daß wir einen Weg finden. 

Sie sagen: nein, aber ich glaube, Sie haben 
doch bei der Wahl den Grundsatz aufgestellt: 
Ehrlichkeit der Politik. 

Kennen Sie diese Zeitung? Können Sie von 
dort lesen, was da steht? (Abg. U 1 b r ich 
zeigt OVP-Abgeordneten eine Zeitung.) 

Ich erlaube mir, die Zusage des Herrn 
Präsidenten vorausgesetzt, jetzt einmal vor­
zulesen: 

"Niederösterreichs verantwortliche Landes­
politiker sind wie vor dem Kopf geschlagen: 
Verke'hrsminister Frühbauer hat kürzlich im 
Budgetausschuß des Nationalrates unumwun­
den erklärt, daß 16 Nebenbahnen in Oster­
reich zur Gänze eingestellt werden." (Abg. 
Dr. W i t h alm: Unumwunden!) 

Ich bitte die Mitglieder des Finanz- und 
Budgetausschusses der OVP-Fraktion, hier zu 
sagen, daß Bundesminister Frühbauer erklärt 
hat, daß sie eingestellt werden. - Kein Echo. 
Keine Antwort da. Aber Sie steuern zur Wahr­
heit bei. Dann heißt es weiter: 
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Ulbridl 

" ,Während wir uns bemühen, diesem Raum klärt, daß 42 Bahnen untersuCht wurden, wo­
tatkräftigst zu helfen und uns darüber hinaus von im Memorandum 17 Bahnen zur Gesamt­
Unterstützung durCh den Bund erhofft haben, auflassung vorgeschlagen werden, bei 15 nur 
fällt uns nun trotz aller Ersuchen der Ver- der GüterveI"kehr, bei 8 der Personenverkehr, 
kehrsminister in den Rücken und verfügt ein- bei einer Bahn ist eine gemischte Auflassung 
fach - ohne Absprache mit niederösterreichi- vorgeschlagen und bei der nächsten Bahn ist 
schen Stellen - eine Maßnahme, die für unser es mit dem Streckenbereich abgestimmt. Das 
Land eine Schädigung darstellt, die ohne Bei- sind Erhebungen, das sind Ermittlungen, die 
spiel ist', erklärte spontan Landeshauptmann man ja der BundesbahnverwaItung letzten 
Andreas Maurer." Endes nicht verbieten kann. Und dann meint 

Wo haben Sie die Verfügung der Einstel­
lung'? Dort haben Sie zwei Herren des Vor­
standes sitzen. Der eine ist ein Schwarzer, der 
zweite ist ein Roter. (Heiterkeit.) Keiner von 
ihnen könnte, selbst wenn Sie es ihm gestat­
ten, sagen, wir haben die Verfügung. Wir 
haben keine. Was wir in der Hand haben, 
ist ein Memorandum der Bundesbahnverwal­
tung mit einer Untersuchung der gesamten 
Nebenbahnen, aber die wurde auch nicht 
- und das möchte ich gleich klarstellen -
unter dem Minister Frühbauer, sagen wir, neu­
gestaltet oder geschaffen. Die Untersuchungen 
der Nebenbahnen wurden unter Bundesmini­
ster Weiß beantragt. Und jetzt, weil man also 
in dem Dilemma der Frage, was macht man mit 
der Nebenbahn, drinnensteckt, hat man sie, 
nach EDV schön gesagt, aufgeschaukelt. 

Wir lehnen die Einstellung auch ab. Wir 
aneJikennen die Untersuchung auf der be­
triebswirtschaftlichen Basis .für die Lösungen 
der Nebenbahnen nicht. Ich glaube, das haben 
wir schon einige Male erklärt. 

Aber dann muß ich Sie um eines ersuchen: 
Dann darf man so nicht schreiben. Und dann 
darf man sich auch nicht wundern, wenn die 
Bevölkerung in Niederösterreich beunruhigt 
wird. Sie haben doch dort die große politische 
Mehrheit. (Rufe bei der tJVP: Wo?) Damit 
zünden Sie ein Feuer an, das Sie vielleicht 
gar nicht wollten. In Niederösterreich haben 
Sie sie doch. Oder sagen Sie nein? Das wäre 
wirklich interessant. 

Hernach sdlreibt man dann "Frustrierte 
Rachejustiz" . Und da hat man dann eine Ab­
handlung über die Notwendigkeit, den Mini­
ster in ;die SChranken zu weisen, weil er keine 
dementspreChende demokratische Verhaltens­
weise an den Tag le·gt. Na, Erwin, diktieren 
kannst du noch bei der Gewerkschaft der 
Eisenbahner, das weißt du als unser Obmann. 
Wir glauben noch an dich. Aber das könntest 
du dir nicht erlauben. (Beifall bei der SPtJ. -
Heiterkeit.) 

Minister Frühbauer: 

"Dies entspräChe allerdings nicht den vom 
Verwaltungsrat, von Abgeondneten, Landes­
regierungen und Interessenvertretungen dar­
gelegten Äußerungen. Daher wird das Memo­
randum jetzt die Grundlage der Verhandlun­
gen sein, ohne daß es schon einen Einstel­
lungsantrag gibt. Ein Bericht an das Parlament 
soll den Nationalrat in die Lage versetzen, 
den Willen des Gesetzgebers in der Inter­
pretation von Bundesbahngesetz und Eisen­
bahngesetz auszudrücken." 

Aber dann muß man auch eines sagen: Sie 
sprechen immer von der Wirtschaftlichkeit und 
von der kommerzi'ellen Geschäftsführung der 
OBB, verlangen aber von der OBB, daß sie 
die Nebenbahnen erhalten. Und, wie idl heute 
gehört habe, mein Eisen:bahn-Hilfsdienstler 
Melter da oben hat gesagt: Den Huckepack­
Verkehr, den müßten wir ein bisserl subven­
tionieren. - Ist ja nichts dabei, die Bundes­
bahnen können doch überall zahlen, eine bes­
sere Kuh zum Melken als die OBB gibt es 
ja gar nicht. - Aber nachher schimpfen, wenn 
die Milch sauer wird oder dünn - das 
gefällt euch. (Heiterkeit bei der SPO.) So geht 
es nicht, meine Herrschaften. 

Wenn wir diese Fragen lösen wollen - und 
wir sind bereit zu einer sauberen Lösung -, 
dann soll der Bericht an den Nationalrat kom­
men, und Sie haben dann die 'Möglichkeit, 
mit Ihren Genossen - wenn ich so sagen darf, 
im üblichen Sprachgebrauch - dort mitzuent­
scheiden. Aber dann müssen wir uns auch über 
eines klar sein: Wenn das geschieht, dann 
kann man sie nicht so bestehen lassen, wie 
sie jetzt sind, dann muß man den Wagenpark, 
den Triebfahrzeugpark, die HaltesteUen und 
den Oberbau ebenfalls sanieren. 

Ich glaube also, zur Beunruhigung wäre 
grundsätzlich kein Anlaß, wenn Sie nicht die 
Propagandatrommel-gerührt hätten. 

Ich habe die Regierungserklärung da. (Abg. 
Und jetzt sage ich Ihnen noch etwas. Ich Dr. W i t haI m: Können Sie mich beruhigen, 

habe die "Parlamentskorrespondenz" vom was die Stammersdorfer Bahn anbelangt?) Die 
1. Dezember, wo also ganz gen au steht, was fahren wir, weil Sie müssen ja auch irgendwie 
Herr Minister Frühbauer im Finanz- und nach Hause kommen. (Allgemeine Heiterkeit 
Budgetausschuß el'klärte. Frühbauer hat er- 1 und Beifall bei der SPtJ.) 
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Ulbridl 
Ich zitiere aus der Regierungserklärung von 

Herrn Bundeskanzler Dr. Kreisky vom 5. No­
vember: 

"In der Frage des vom Vorstand der Oster­
rekhischen Bundesbahnen erarbeiteten Me­
morandums über die Nebenbahnen steht die 
Bundesregierung auf dem Standpunkt, daß bei 
einer Analyse von Nebenstrelli.en auch auf 
den gesamtwirtschaftlichen Nutzen solcher 
Linien Bedacht genommen und eine soziale 
und wirtschaftliche Benachteiligung der betrof­
fenen Bevölkerungsschichten soweit wie mög­
lich vermieden werden soll." 

Der Verwaltungs rat der Osterreichischen 
Bundesbahnen - ich glaube, gestern hat unser 
Minister Ihnen ja die Zusammensetzung er­
klärt: der Vorsitzende ist kein Eisenbahner, 
ich darf Sie beruhigen, er ist ein wirklich ein­
maliger Präsident, und die Zusammensetzung 
ist politisch (Abg. G r a i: Das wird wieder ihn 
beruhigen, wenn Sie das sagen!) in Ihrer Rich­
tung, Herr Graf, nicht in unserer ... Aber 
wir werden es zeitgerecht nom ändern. (Abg. 
G r a i: Da schau, also davon bin ich über­
zeugt!) Da sind wir ja audl wieder nur Nach­
ahmer. Erinnern Sie sich, was Sie alles nach 
1966 geändert haben. (Abg. G r a i: Zuwenig! 
Viel zuwenig!) Viel zu viel! Sie hätten es 
wesentlich leichter gehabt. (Abg. G r a i: Das 
unterschreibe ich Ihnen: viel zuwenig! - Abg. 
Dr. Fis c her: Bitte ins Protokoll! - Zwi­
schenrui des Abg. Dr. W i t haI m.) Den erhal­
ten wir, klar, wir brauchen solche Leute auch. 
(Abg. G r a f: Bitte sehr, ins Protokoll: viel 
zuwenig geändertJ) 

Wie heißt es nun in der sogenannten Reso­
lution des Verwaltungsrates: 

"Sehr geehrter Herr Bundesminister! 

Ich erlaube mir Ihnen mitzuteilen, daß in 
der 14. Plenarsitzung des Verwaltungsrates 
dieser folgende weitere Besdllüsse gefaßt hat: 

a) betreffend Nebenbahnen. 

Der Verwaltungsrat hat in mehreren Sit­
zungen das Problem der Schließung von 
Nebenbahnen eingehend erörtert. Der Verwal­
tungsrat hat zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß zur Herstellung eines zeitgemäßen Eisen­
bahnbetriebes auf den in Frage kommenden 
Nebenbahnen für Investitionen, Großrepara­
turen und sonstige Instandhaltungsarbeiten 
rund 2 Milliarden Schilling aufzuwenden 
wären. Da aber dadurch die Rentabilität der 
in Frage kommenden Nebenbahnen nicht ver­
bessert wird, sondern die Verluste weiterhin 
anstehen, empfiehlt der Verwaltungsrat dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr, die beab­
sichtigte Schließung der in Frage stehenden 
Nebenbahnen weiterzuverfolgen. Es mögen in 

jedem einzelnen Fall im Wege über das Ver­
kehrsministerium Untersumungen mit allen 
interessierten und betroffenen Stellen, insbe­
sondere mit Interessenvertretungen und 
Getbietskörpersmaften, ang·estellt werden, ob 
diesen SchIießungen nicht volkswirtschaftliche, 
politisme und infrastrukturelle Notwendigkei­
ten entgegenstehen. Im Falle der beabsichtig­
ten Smließung einer Nebenbahn möge weiters 
untersucht werden, ob es nicht möglich ist, 
einen Ersatzverkehr einzurichten, oder mit den 
betroffenen und interessierten Stellen eine 
einvernehmliche Klärung unter Einschluß einer 
Klärung der Kostenbedeckung herbeizufüh­
ren." 

Einverstanden! Wissen Sie, wann da über­
haupt eine Nebenbahn zugesperrt wird, wenn 
das alles gemacht wird? - In Ihrem Leben 
nicht mehr, in dem Ihrer Kindeskinder auch 
nicht, das kann im. Ihnen sagen, weil wir, da 
wir nun daran sind, diese Fragen zu lösen, 
jetzt erkennen, welche Schwierigkeiten es 
gibt. Ich werde Ihnen dann in bezug auf die 
Nebenbahnen einiges zeigen. 

Ich darf aber noch etwas sagen: Auch wir 
als Interessenvertretung der Eisenbahner, und 
da die in diesen Bereichen wohnenden Men­
schen auch zu uns Eisenbahnern zählen, haben 
uns auf unserem Gewerkschaftstag damit 
beschäftigt und am 9. Gewerkschaftstag in 
der Resolution III folgendes festgelegt: 

"Der 9. Gewerkschaftstag verlangt, daß bei 
der Behandlung der Frage der österreichischen 
Nebenbahnen mit besonderer Sorgfalt vorge­
gangen wird. 

Grundsätzlich sei festgestellt, daß bei den 
mit diesem Problem im Zusammenhang ste­
henden Erhebungen volkswirtschaftliche und 
raumordnungspolitische Aspekte zu beachten 
sind. Die Gewerkschaft der Eisenbahner lehnt 
es ab, daß nur auf Grund betriebswirtschaft­
lieher Untersuchungen allein eine Lösung die­
ser Frage herbeigeführt wird. 

Die Gewerkschaft der Eisenbahner stellt sich 
einer ernten Rationalisierung aueh bei den 
Ne:benbahnen nicht entgeg·en - sie verwahrt 
sich aber ganz entschieden gegen Maßnahmen 
und Entscheidungen, die zwar geringfügige 
Ersparnisse zeitigen, andererseits aber 
unwiederhring.Jiche Verluste für den Betrielb 

. und die österreichische Bevölkerung mit sich 
bringen." 

Somit, glaube ich, besteht in der Verteidi­
gung der Ne!benbahnen, in der Erlkenntnis um 
die Notwendigkeit dieser Betriebe ja gar keine 
Differenz. Wir sind uns ja alle darüber klar, 
ob die Nebenbahn in der Steiermark ist,' 
ob sie in Tirol list oder im niederösterreichi-
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schen Raum, man muß sie untersuchen und 
klarstellen, um was es da ·geht. 

Aber wenn man dann zum Beispiel den 
"Osterreichischen Volkswirt" in die Hand 
kriegt - ich kann nicht die Fähigkeiten der 
Fachleute dieser Zeitung kritisieren, ich kann 
nur die Aussage kritisieren, die dort getätigt 
wird -, wo es heißt "Zur Frage des vom 
Vorstand der OBB erarbeiteten Memorandum 
über die Nebenbahnen .. ,", so kann man dort 
lesen, man könne den Bundesbahnen helfen, 
aber die prekäre Finanzlage ·der OBB wäre 
einzig und allein dadurch zu sanieren, daß 
man die Nebenbahnen auflöst. 

Aus dem Memorandum der OBB, re'in 
betriebswirtschaftlich errechnet, ergibt sich für 
den Fall, daß man den Verkehr auf den Neben­
bahnen einstellt, ein Betrag von 262 Mil­
lionen Schilling. Damit können Sie die OBB 
auch nicht retten. 

Ich glaube also, man darf so eine Argumen­
tation nicht in die Offentlichkeit tragen, denn 
das bringt dann gewisse Uberlegungen ins 
Volk, und wer ist nachher schuld? - Nicht der, 
der es geschrieben, nicht der, der irgendwo 
geredet hat oder in der Zeitung Erklärungen 
abgibt - die schlechten Leute sind dann die 
Politiker, weil die dann immer falsche Ent­
scheidungen treffen, die nicht mit den Kon­
zeptionen bestimmter Leute zusammenpassen. 

Nun möchte ich Ihnen etwas zeigen (der 
Redner entfaltet ein Diagramm - Zwischen­
ruf des Abg. Li baI - Abg. G r a f: Ich nehme 
ja dauernd Anteil, Herr Libal, aufmerksamer 
als ich kann ja keiner mehr sein/) - darf ich 
Sie bitten, Herr Graf -: Das ist ein Streu­
ungsdiagramm über 894 Abfertigungsstellen 
der OBB, das heißt, eine Untersuchung über 
die Wertigkeit der einzelnen Bahnhöfe. 

Das unter A Ausg.esagte ist von jeder Dis­
kussion ausgeschaltet, weil es auf der ertrag­
reichen Ebene liegt. Das unter B ist noch 
immer so viel wert, daß man es verwerten 
kann. Das ist das, was in den dunklen Streifen 
aufscheint, Und dann verbleiben, wenn man 
das hier genau analysiert ... (Abg. Se k a­
n i n a: Alles, was tief unten ist, ist schwarz! -
Abg. Dr. Kor e n: Unten ist es ja gutl) Nein, 
nein, oben. (Abg. Dr. W i t haI m: Je schwär­
zer, desto besser!) Bitte, wir wollen nicht dar­
über streiten: Schwarz kann bald etwas sein, 
deswegen muß es nicht imm.er gut sein. -
Der Rest hier unter C sind 10 Prozent der 
untersuchten Bahnhöfe, wo wir der Meinung 
sind: Hier muß man prüfen. 

Aber ich möchte feststeHen: Das ist neben 
dem OBB-Memorandum der erste Schritt zur 
Untersuchung von Nebenbahnen. Auf Grund 

dessen können Sie immer noch nicht sagen, 
ob eine Nebenbahn aufgelöst werden kann 
oder nicht. Sie müssen nun noch separate, 
sagen wir, spezifische Werte herausholen, Sie 
müssen die gesamte Bevölkerungsstreuung auf 
dieser Nebenbahn untersuchen und damit den 
Kartenverkauf und die Aufgaben im Güter­
verkehr vergleichen. All das verlangt sehr 
viel vorbereitende Arbeit, und wenn wir 
sagen: Güterverkehr, dann müssen Sie den 
ProdukNonsausstoß aus der Industrie, aus der 
Landwirtschaft, aus der Forstwirtschaft und 
aus dem Bergbau untersuchen. 

Und das ist erst die Hälfte der Vorausset­
zungen zur Analyse. Denn dann - das sage 
ich ganz klar und deutlich - sind wir zum 
Beispiel nom gar nicht imstande, unter­
suchungsmäßig klarzustellen, was vorteil­
hafter ist: der Straßenverkehr oder der 
Schienenverkehr. Eine derartige Untersuchung, 
die institutsmäßig durmgeführt werden muß, 
dauert auf diesem Gebiet allein mindestens 
ein bis eineinhalb Jahre. 

So schaut die Problematik Nebenbahnen 
aus. Ich glaube, daß dieser Frage keinesfalls 
vorteilhaft gedient wird, wenn man in dieser 
Art vorgeht, wie Sie es uns im "Niederöster­
reichischen Volksblatt" zeigen. 

Aber wenn eine solme Debatte, die wir 
hier haben, vielleicht nutzbringend ist und 
man die Meinung darüber ändert, dann hat 
es einen Zweck gehabt, daß wir uns im Hause 
damit -beschäftigten. 

Noch einmal sei klargestellt: Dem Minister 
kann die Verantwortung niemand abnehmen, 
aber wir können über den Nationalrat in 
gesetzgebenden Beschlüssen den Minister bei 
seiner Entscheidung unterstützen und die 
Frage der Erhaltung der Nebenbahnen lösen. 
Das ist unsere Auffassung in bezug auf die 
Nebenbahnen. Ich darf mich etwas anderem 
zuwenden. (Zwischenruf des Abg. Dr. W i t­
haI m.) Jetzt kommen wir zu den Feinheiten. 
(Heiterkeit.) 

Ich habe das Glück gehabt, daß mich Herr 
Dr. Keimel einige Male apostrophiert hat: in 
Fragen der Arbeitszeitverkürzung, in einer 
Aussage bezüglich des unterdeckten Arbeitens 
und daß ich Herrn Minister Weiß einmal er­
klärt ha-be: Das ist die Ausbeutung der 
Arbeitskraft am Arbeitsplatz. (Abg. Doktor 
K e i m e 1: Es gibt noch mehr Zitate von 
Ihnen!) Ja, Herr Dr. Keimel! Lesen Sie sie 
gut durch, vielleicht lernen Sie dann, wie man 
Opposition macht. (Heiterkeit.) Es ist ja nichts 
dabei. Ich hoffe ja, daß Sie mir keine Vorhalte 
wegen der Änderung meiner Meinung machen. 
Oder tun Sie das? (Abg. Dr. K e i m e 1: 

83 
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Kommt darauf an! Ich warte noch ab, was 
Sie sagen!) 

Zur Änderung der Meinung gibt es ver­
schiedene Spruche. Ich habe einen orientali­
schen Spruch im Sack. Darf ich Ihnen den 
sagen. Ich will Sie nicht beleidigen, ich möchte 
ihn nur aussprechen, er ist wirkHch lieb: "Nur 
ein Esel ändert nie seine Meinung." -
Bismanx sagt das besser: "Die Meinung 
ändern ist wesentlich schwieriger, als sie zu 
behalten." Daher werden Sie mir zugestehen, 
daß ich, wenn ich als Regierungssprecher 
spreche, andere Uberlegungen geltend machen 
muß als als Oppositionssprecher. Als Dpposi­
tionssprecher ·bekämpfe ich Sie bis zum 
Schluß, damit ich zum Erfolg komme. Nehmen 
Sie das entgegen. Dasselbe Recht haben Sie. 
(Abg. Dr. K e i me 1: Die Frage rührt mich 
nicht, sondern nur der Ton!) Ich komme gleich 
dazu. (Abg. Dr. K ei m e 1: Sie haben von 
Ausbeuterpolitik gesprochen und gesagt, daß 
man das Ihrem Minister nicht vorwerfen kann!) 
Ja. Und ich habe recht gehabt, das kommt 
auch nicht vor. Ich sage es I1hnengleich. 

Wenn wir also heute in der Vertretung 
dieses Budgets einen anderen Standpunkt ein­
nehmen als Sie, so deshalb, Herr Doktor 
Keimei, weil Forderungen und Fragen, die 
unter Ihrer Regierungszeit mit Unterstützung 
Ihrer Funktionäre herangetragen wurden, 
nicht gelöst worden sind. Man hat sie glatt 
abgelehnt. Wenn wir heute sagen, daß wir 
einer Personalsenkung um 2000 Posten zu­
stimmen, so aus einer Uberlegung: Wir haben 
in unserem Besoldungsrecht im Einvernehmen 
mit Ihren Freunden eine Neuordnung herbei­
geführt, die es im Dienst der Osterreichischen 
Bundesbahnen ermöglicht, eine wesentlich 
günstigere Auswertung der Arbeitskraft her­
beizuführen und dafür auch einen entsprechend 
günstigeren Gehalt zu bezahlen. Das ist die 
9. BO-Novelle, die ja auch bereits im Haupt­
ausschuß beschlossen wurde. Auch haben wir 
Änderungen in der Prüfungsvorschrift herbei­
geführt und somit Wesentliches dazu beige­
tragen, daß der Eisenbahner für seine Arbeits­
belastung auch ein wesentlich besseres Gehalt 
erhält als vorher. (Beifall bei der SPO. -
Zwischenruf des Abg. Ha h n. - Abg. Li b a 1: 
Der Kollege Hahn möchte eine Auskunft! -
Abg. Ha h n: Ich habe nur gesagt, er ist ein 
besserer Oppositionssprecherl Aber hoffent­
lich wird er es wiede:r, habe ich gesagt!) 

und Lohnordnung neu formuliert. Wir haben 
also hier in einer echten Verhandlung mit 
den Ministern, mit dem Vorstand der. Oster­
reichischen BundeS'bahnen und unter Zur­
kenntnisnahme durch den Vel1Waltungsrat in 
diesen eineinhalb oder zwei Jahren sozialisti­
scher Regierung all das efofüllt, was Sie zwar 
mit uns gefordert haben, aber nie halben reali­
sieren können. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Herr Dr. Keimel hier von den soge­
nannten sanierenden Maßnahmen der OVP­
Regierung sprkht, dann gebe ich das zu. Aber 
was haben Sie saniert: Die Bundesbahnen -
oder Ihre Schuldenpolitik, Herr Dr. Keimel? 
(Abg. Dr. K e i me 1: Die Bundesbahnen 
natürlich!) Die Bundeshaftlnen halben Sie mit 
keinem einzigen Schilling saniert. Ich werde 
Ihnen dann die Investitionsquoten zeigen, die 
seit zehn Jahren laufen, aber erst in den 
letzten zwei Jahr,en etwas angezogen werden 
konnten, nachdem ein sozialistischer Finanz­
minister da ist. 

Ich möchte klar und deutlich eines aus­
sprechen: Was das Entgelt für das Personal 
betrifft, sind wir Eisenbahner dem Finanz­
minister Androsch und dem Finanzminister 
Frühlbauer zu ehrlichstem Dank verpflichtet, 
egal, welcher politischen Meinungl (Beifall bei 
der SP.O. - Abg. H ah n: Das war eine 
Freudsche Fehlleistung! Der Herr Verkehrs­
minister ist noch nicht Finanzminister! -
Zwischenruf des Abg. Dr. K e i m e 1.) Wir 
'haben um 1 Milliarde mehr Einkommen bei 
den Eisenbahnern, und Sie müssen zur Kennt­
nis nehmen: Wenn 80.000 Menschen fahren 
müssen, damit sie Samstag, Sonntag ihrer 
Ar.beit und ihren Notwendigkeiten nachkom­
men können, so müssen sie es auch bezahlen. 
Denn aus Liebe arbeiten Sie nicht und ich 
auch nicht! (Abg. Dr. K e i m e 1: So kann 
man es auch bringen!) 

Sie reden von Rationalisieren und Moderni­
sieren. Sie sind ein Privatmann. Jetzt frage 
ich Sie: Wenn Sie investieren wollen, was 
brauchen Sie? (Ruf bei der SPO: Geld!) Na 
Geld brauchen Sie! Wann -hat die Eisenbahn 
jemals das Geld gehabt, das sie gebraucht hat? 
(Abg. Dr. Keime1: Jetzt haben Sie zwei 
Jahre den Finanzminister!) 

Darf ich Ihnen etwas sagen - ich habe da 
einen kleinen Schein -: Bruttoinvestitionen 
in Millionen Schilling vom Jahre 1962 bis 
zum Jahr 1972 zusammengefaßt. Das Erforder­
nis für den Voranschlag - 26 Milliarden; er­
halten rund 18 Mil'liarden, Fehlbetrag 8 Mil­
liarden. 

Lieber Hahn! Eines muß ich dir schon mit­
teilen: Mit deiner Argumentation werdet ihr 
nie eine Mehrheit bekommen. (Heiterkeit und 
Beifall bei der SPO.j 

Wenn Sie derartig·e Verhältnisse in der 
Wir haben neben unserem Besoldungsrecht Privatwirtschaft haben, dann können Sie eben­

das Pauschalbedienstetenrecht und die Dienst- falls nicht die Investitionen durchführen, die 
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Sie benötigen. Wir haben uns schon des 
öfteren darüber unterhalten. 

Auch Herr Stix hat die Frage wegen der 
Personalkostenexplosion angeschnitten. (Zwi­
schenruf des Abg. A. Sc h 1 a ger.) Bitte, 
untersuchen Sie die Eisenbahnen von der 
Moncharie bis in die Jetztzeit und zeigen Sie 
uns auf, wann einmal die Lohntangente !bei 
den Bundesbahnen unter 10 Prozent gelegen 
ist. (Abg. S e k an i n a: Auch in diesem Be­
reich müssen wir die Fehlleistungen der avp 
in Ordnung bringen, Kollege Schlager, wie 
überall! - Zustimmung bei der SPtJ.) 

Es hat zwar der Herr Bundeskanzler Doktor 
Klaus in se'iner Rede am 20. April 1966 er­
klärt, einer der dringlichsten Punkte seiner 
Politik und seiner Regierung sei die Sanierung 
der OBB. Ich brauche doch nicht zu erzählen, 
wie es Herrn Bundesminister Weiß bei den 
Verhandlungen in Ihr,er Regierung ergangen 
ist. Da weiß ich zuviel darüber, aber da 
bin ich Kavalier und schweige. So schaut es 
doCh aus. Und heute fällt es meinem Freund 
ebenfalls schwer, weil Teile von Forderungen 
erfüllt werden müssen, die nun dringliCher 
sind als die unseren. 

Da auf dem Etat des Budgets aBB die 
Hauptforderungen des Personals erfüllt sind, 
sind auch wir bereit, diese Frage des Fehlens 
auf dem Investitionssektor zur Kenntnis zu 
nehmen. Eine Tuchent, die zu klein ist, ist 
zu klein. Wenn Sie sie heraufziehen, ver­
kühlen Sie sich die Füße, und deCken Sie 
die Füße zu, dann bekommen Sie Angina, 
Herr Dr. Keimel. (Hei(erkeit.) Da hilft nichts, 
wo der Gin fehlt, ist ka Musi. 

Wenn Sie so li~b sind, zu mir zu sagen 
"die Reformen unter den OVP-Ministern" -
ich ,bitte Sie: Nennen Sie mir welche, Herr 
Dr. KeimeIl Sagen Sie uns, welche Re'formen 
unter den OVP-Ministern vorgenommen wur­
den. (Abg. Dr. K e i me 1: Sie sollten's halt 
wissen!) Es gibt keine! Ich gestehe Ihnen 
etwas zu: daß die Erhebungen, die im Gesamt­
verkehrskonzept zum Ausdruck kommen, eine 
Bestandsaufnahme saJuberster Ordnung sind. 
Aber Folgewirkung hat sie bis heute keine 
zeigen können. Nicht deswegen, weil vielleiCht 
die Aussage zu schwach ist, sondern wenn 
Sie nicht hergehen und die Kompetenz.frage 
unter den Bundesministerien klären, das heißt, 
wenn Sie nicht die Ordnung in der Bundes­
verwaltung hinsichtlich der Zuständigkeit der 
einzelnen Ministerien richtig 'herstellen, dann 
können Sie in der Frage der Verkehrspolitik 
zu keinem Erfolg kommen. nas ist das 
Tragische. Wenn Sie vielleicht meinen, das 
Bundesbahngesetz 1969 sei ein besonderer 
Erfolg gewesen, dann stehe ich nach wie vor 

auf dem Standpunkt, daß damals nur ein 
Scheingesetz beschlossen wrurde, um Ihre poli­
tische Aufforderung, für die BundeSbahn etwas 
zu tun. irgendwie zu decken. 

Ich glaube, Sie halben hier von 250(} Mil­
lionen gesprochen; es sind nur 2050 Millionen, 
die aus dem § 11 des Bundesbahngesetzes 
zum Tragen kommen. Ohneweiters ist man 
nicht imstande, hier eine Lösung herbeizu­
führen. Hier wird es notwendig sein, eine 
echte Novelle des Bundesbahngesetzes zu er­
stellen, um den Erfordernissen des Betriebes 
nach Abgeltung von Belastungen, die ihn 
letzten Endes nicht zu treffen haben, nachzu­
kommen. 

Und dann haben Sie - ich glaube, es waren 
ebenfalls Sie - festgestellt, der Betrieb sei 
unter sozialistischer Führung eigentlich immer 
mehr und mehr in diese Defizitwirtschaft hin­
eingeschlittert. Da sind Sie nicht unschuldig. 
Das nehme ich Ihnen nicht ab. 

Man hat dem Unternehmen finanziell alles 
versagt, was von Notwendigkeit ist. Ich habe 
in meinen BU'dgetreden diese Dinge immer 
wieder aufgezeigt, ich bin mein eigenes 
Steckenpferd geritten, und zwar die Frage mit 
dem Oberbau, von der ich auch heute nicht 
abgehe, weil ich glaube, daß das eine Not­
wendigkeit ist. Aber so leichtfertig Anschuldi­
gungen aussprechen, das würde ich von Ihnen 
als Volkswirtschaftler und Betriebswirtschaft­
Ier niCht erwarten. 

Ist es billig, den Redmungshofberich.t mit 
den offenen Bahnschranken zu zitieren? Oder 
zu sagen, schuld an jedem Eisenbahnunglück 
bei einem Bahnschranken ist nur die Eisen­
bahn? Was steht denn in der Eisenbahn­
kreuzungsverordnung, was steht denn in der 
Straßenverkehrsordnung? Lesen Sie, was dort 
steht! Die Straßenverkehrsordnung sagt, daß 
die Eisen'bahnkreuzungsverordnung zuständig 
ist. In der Eisenbahnkreuzungsverordnung 
steht, ich glaube im § 16 Abs. 1: Bei An­
näherung an eine schienengleiche Kreuzung 
hat sich der Lenker so zu verhalten, daß er 
jederzeit imstande ist, rechtzeitig anzuhalten. 
Aber wenn man dann liest, daß einer mit 
einem Puch 500 eine 1042er in voller Geschwin­
digkeit überholen will, dann ist es zu spät. 
Nehmen Sie das zur Kenntnis. Wenn diese 
Bestimmungen der Eisenbahnkreuzungsver­
ordnung von den Kraftfahrern eingehalten 
würden, dann gäbe es an den Kreuzungen 
weit weniger Unfälle. Also nicht nur sagen. 
die Bundesbahn ist schuld, und die anderen 
sind immer die Ordentlichenl 

Wir sind dafür, daß diese Sicherungsfragen 
gelöst werden. Aber Sie dürfen nicht ver­
gessen, daß zum Beispiel manche Unterführun-
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gen an die 10, 15 oder 20 Millionen Schilling 
kosten und daß rüber IBlinkanlag,en und 
Schrankenanla-gen alles so schön gesprochen 
ist. Aber es muß bezahlt werden. Die öster­
reichische Industrie liefert uns keines der 
Geräte umsonst, nur weil die Bundesbahnen 
es wünschen. Mit so einer Argumentation 
kann man natürlich nicht Staat machen, wenn 
man das andere alles ausschließt. 

Den Rang 1 in der Liste der Preistreiber! 
- Nun, da müßte man die ganze Diskussion 
von gestern aufrollen, und dann müßte man 
Ihnen sagen, daß ein Vorrang 'bei der OVP­
Regierung bestanden hat, die sich selbst um 
diese Zeit immer wieder engagiert in den 
Vordergrund geschoben hat. Ja, wir sind dafür, 
einverstanden, und ich gehe mit Ihnen bei 
jeder Kritik sachlicher, fachlicher Art. Wir 
lehnen aber jede Kritik nur um der Politik 
willen ab. Es würde uns auch freuen, wenn 
hie und da auch ein Lob von der anderen 
Seite für diese Bundesbahnen käme, denn ich 
wage zu sagen, daß es eines jener Unter­
nehmungen ist, die am schwersten zu führen 
sind. 

Und nun hat mein Freund Melter erklärt: 
Der Ulbrich ist aber bei dem Androsch gar 
nicht erfolgreich gewesen. Ich möchte ihm 
freundlichst mitteilen, ich bin mlit dem Erfolg 
beim Finanzminister Androsch als Gewerk­
schafter vollkommen zufrieden. Was die 
Fragen der Sozial- und Personalpolitik be­
trifft, glaube ich, dürfen wir behaupten, daß 
wir hier alles erreicht haben, was notwendig 
war. 

Und nun steigen wir einmal um. Jetzt er­
leben wir doch hier etwas, wo ich irgendwie 
im ersten Moment überrascht war. Mein 
Freund Hahn! Mein lieber Mann! Zwischen 
Gemeindepolitik und Bundespolitik i'st ein 
Unterschied. Kein Vorhalt über deinen 
Diskurs, der war herrlich: nämlich die Be­
stätigung, daß der Gedanke, ,eine Schnellbahn 
zu bauen, vom ehemaligen Präsidenten Wald­
brunner kommt, der sie ja auch verwirklicht 
hat. Das 'ist doch einmalig von dir. Präsident 
Waldbrunner war es, der gegen den Wider­
stand der OVP in diesem Haus diese Frage 
vertreten hat und durchsetzen mußte. Und 
wenn Sie da hinten, lieber Freund Wedenig, 
sagen, das stimmt nicht, dann wäre es vorteil­
haft, in den Protokollen der Debatte über die 
SchneUbahn zu lesen, was der ehemalige 
Bundesminister Weiß gesagt hat: Wie kann 
man denn den Wienern eine Schnellbahn 
bauen? Das gibt es doch nicht auf Kosten 
der Länder! - Und heute stellt sich mein 
Freund Hahn her und kräht in die Gegend 
das Lob für unseren Waldbrunner. Danke 
schön. (Bei/all bei der SPO.) 

Ich sage noch einmal: Ohne Waldbrunner, 
ohne Bunde sb ahnverwaltung, ohne unsere 
Techniker und Ingenieure wäre es noch ,ein 
weHer Weg zur Lösung der SchneHbahn­
probleme. Heute haben wir die Schnellbahn! 
Aber wo wir hinkommen, ein Palaver: Ja 
warum fahrt ihr nicht noch um ein paar Kilo­
meter weiter nach dem Süden, nach dem Nor­
den, nach dem W,esten? - Das kostet viel 
Geld. Das kostet Millionen Schilling; die 
müßte man ha-ben. Sie wehren siCh immer 
wieder dagegen. (Abg. Ha h n: Das habe ich 
anerkannt! Aber den damaligen Vizebürger­
meister Slavik kann ich euch nicht ersparen!) 
Bitte, wir wollen eines feststellen, ihr müßt 
euch ja darüber nicht kränken, auf jeden Fall 
ist er immer noch so gut, daß er in Wien 
Bürgermeister geworden ist. Ihr habt nieman­
den, der dorthin paßt. 

Ich stelle nur fest, daß die Osterreimische 
Volkspartei und ihre Diskussionsredner in 
der Frage der Schnellbahn hier dagegen ge­
sprochen haben. Und wenn Sie schon Proto­
kolle nachlesen, wo Sie über :uns Ihr Urteil 
finden, so lesen Sie einmal die Protokolle 
über sich selbst, da wird es noch viel interes­
santer werden. (Beifall bei der SPO.) 

Mein Fr,eund Bietl; er ist nicht da. Schade. 
Zur Frage Schülerfreikartengroße Diskussion: 
Es ist doch nichts dran! Es ist dom ein Stuß, 
daß man die Schülerfreikarte gemacht hatl Wie 
kann man denn jetzt behaupten, daß diese 
Schülerfreikarte vielleicht gar eine Entlastung 
für die Familien sei? Und - stellen Sie sich 
vor - aus dem Familienfonds kommen 
40 Millionen für die OBB, und unsere Frau 
Kollegin Hubinek und einige Ihrer Herren 
haben erklärt, das ist für die Sanierung der 
Osterreimischen Bundesbahnen! 

Das ist eben ein bisserl ein Spaß. Aber 
ich glaube schon, daß, wenn man es umremnet, 
der Vorteil aus der Schülerfreifahrt wesentlich 
größer ist als jener, der sich aus dem Vor­
schlag ergä!be, den Sie gemacht haben, die 
Familienbeihilfen zu erhöhen. nas remnen Sie 
einmal um, und dann 'behaupten Sie das 
andere I 

Und wenn man 'heute sagt: Das hättet ihr 
doch alles vorher wissen müssen mit den 
Autobussen, mit der Eisenbahn, dann hat 
Ihnen Kollege Schlegel von der Post in einem 
Fernsehbericht klar und deutlich die Situation 
aufgezeigt. Glauben Sie uns eines: Es braucht 
Zeit, Ibis AutO'busse oder Eisenbahnwaggons 
fertig werden. Spielen ,Sie nicht Dinge in die 
Höhe, wo Sie politisch 'in den Hintergrund 
oder in den Nachteil geraten sind. Dafür 
können Sie leider nichts, das ist geschehen, 
aber 'So schaut das aus. (Abg. Ha h n: Wir 
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sind gegen das vorschriftswidrige Befördern 
der Kinder! Es ist doch schon eines gestorben!) 
Das spielt ihr ja politisdl in die Höhe. (Abg. 
Ha h n: Was heißt in die Höhe spielen? -
Weitere Zwischenrufe.) 

Nun zu den Fragen des Bundesvoran­
schlages im grundsätzlidlen. Sie haben hier 
einige Erklärungen abgegeben und gesagt, 
dieses Budget sei im wesentlichen schleChter 
als das des Vorjahres; das könne man nicht 
zustimmend annehmen. Stellen wir also fest, 
wie es in der Budgetrede des Finanzministers 
klar und deutlich ausgesagt wird. Wenn Sie 
es nicht glau:ben, dann müßten Sie eigentlich 
sagen, der Herr Finanzminister hat hier im 
Haus das Parlament angelogen. Er hat also 
gesagt: 1,1 Milliarden SchiUing ist es höher 
im Gesamtausgabenrahmen als im Jahre 1911, 
für Bruttoinvestitionen sind es um 225 Mil­
lionen Schilling mehr. Es ist darin der Güter­
bahnhof Wolfurt enthalten, eine ganze Anzahl 
von notwendigen Ausbauten, von Verschub­
anlagen und dergleichen. 

Wir stellen fest: Wenn diese 500 Millionen 
Schilling, wie das in der Budgetrede des 
Finanzministers erklärt wurde, gewährt und 
erreicht werden, dann beträgt die Investitions­
summe der Osterreichischen Bundesbahnen 
2,4 Milliarden Schilling! 

Sie sprechen vom Güterwagenproblem. Wir 
haben uns mit der Frage des Güterwagen­
umlaufes sehr ,ernsthaft beschäftigt, vielleicht 
mehr, als Sie annehmen können. Wir haben 
eine Untersuchung, wie man die Frage des 
Güterwagenumlaufes auf die elektronische 
Datenverarbeitung umstellen kann. Man karm 
nicht nur die Aufzeichnung führen, wo ein 
Wagen steht, sondern man kann mit den 
modernen Rechenmaschinen und Computern 
sogar Züge so arrangieren, daß von vorn­
herein bestimmte Unfall gefahren ausgeschaltet 
sind. 

Einverstanden damit. Aber Sie müs'sen wis­
sen: Wenn man so etwas macht, dann kostet 
das immenses Geld. Die Anlage für die elek­
tronische Datenverarbeitung im Hinblick auf 
Güterwagen kostet, wenn man sie kauft, rund 
80 Millionen Schilling, und wenn man sie ins 
Mietverhältnis nimmt, dann beträgt zwar der 
Anschaffungssat'z etwa rund 50 Millionen 
Schilling, aber dafür zahlen Sie nachher aus 
dem Mietvertrag nahezu das Doppelte an 
Kosten gegenüber dem Eigenvertrag. 

Erwarten Sie doch nicht, wenn man das 
durchführt, wenn diese modernen Anlagen 
Schritt für Schritt eingesetzt werden, daß in 
einem Jahr darauf alles funktioniert! Es dauert 
in der Güterwagensteuerung auf der modernen 

Grundlage der Computertechnik rund fünf 
Jahre, bis das zum Tragen kommt. Im fünften 
Jahr deckt der Erfolg aus der modernen Len­
kung den gesamten Kostenaufwand der Ver­
gangenheit, und weitere ,fünf Jahre später 
können Sie sagen, daß der Ertrag, den die 
Eisenbahnen aus diesem modernen Instrumen­
tarium der Betriehs- und Geschäftsführung 
ziehen, 200 Millionen Schilling pro Jahr aus­
macht. 

Wenn man derartige Dinge vorhat, dann 
bedeutet das doch, daß immense Kosten auf­
treten. 

Wir haben ein zweites Problem, das ich 
sehr ernsthaft in den Vordergrund stelle, weil 
es auch eine finanzielle Frage ist, und das ist 
das Problem der automatischen Kupplungen. 
Wir haben im Finanz- und Budgetausschuß 
gehört, daß die automatische Kupplung um 
Ostern 1919 bis 1980 fertiggestellt werden soll. 
Herr Minister I Meine Herren vom Vorstand! 
Meine dringliche Bitte an Sie geht dahin, den 
Termin Ostern 1979 nicht als Anfangsstadium, 
sondern als Abschluß zu sehen, denn an­
sonsten müßte man' in diesem Zeitraum, 
Ostern 1919 bis Ostern 1980, bei den Eisen­
bahnen unter wesentlich gefährlicheren Ver­
hältnissen Dienst leisten. In Japan hat man 
das in 24 Stunden umgestellt! !Das bedeutet 
also von vornherein, daß man mit der finan­
ziellen Planung, mit der technischen Planung, 
mit der Durchführungsplanung bereits jetzt 
beginnt, damit zum betreffenden Zeitpunkt auf 
einen Schlag von der manuellen Kupplung auf 
die automatische Kupplung übergegangen 
wird, denn Isonst engt man den Raum des 
Verschiebers bei der Arbeit zwischen den 
Puffern um mehr als ein Drittel des gegen­
wärtigen Arbeitsraumes ein! Denken Sie nach, 
was das heißt. 

Herr Minister! Ich bitte Sie und die Herren 
vom Vorstand darum: Schieben Sie das nicht 
weg mit dem Gedanken, "im 1ger-Jahr sind 
wir sowieso Ischon in Pension"! Das geht 
nicht! Sie müssen heute alle Voraussetzungen 
treffen, Sie tragen die Verantwortung für das, 
was dann geschieht. (Abg. Dr. W i t ha 1 m: 
Jetzt haben Sie Frühbauer gemeint und die 
drei Herren vom Vorstand!) Ich meine alle 
drei. (Abg. GI a f: Wegen deI Pension wollen 
wir das wissen!) Nein, das mit der Pension 
kommt freundlicherweise von Ihnen, das 
andere mit der Vorbereitung zur Arbeit 
kommt von mir. (Abg. Dr. W i t h alm: 
Pensionen haben Sie gesagt!) Wird schon 
werden. (Bundesminister Fr ü h bau e r: Er 
hat recht, ich bin nämlich bis dahin auch leicht 
ausgedient! - Abg. G r a f: SozialoHensive: 
Subvention für den Minister!) 
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Es ist nun so, Herr Minister, daß auch bei 
den Verschubanlagen noch einiges offen ist. 
Es wäre notwendig, wenn man von dem 
GüterwagenprOlblem spricht und wenn man 
sich die Frage vorlegt, wie es zu einer Lösung 
kommen kann, daß man sich darüber klar 
ist: Wenn wir die Frage der Verschubanlagen, 
der Gleisanlagen in den Bahnhöfen nicht be­
reinigen, dann nützt es uns auch nichts, Güter­
wagen ZJU kaufen, weil die Güterwagen uns 
dann den gesamten Verkehr verstellen. 

Es müßte wohl überlegt werden, db nicht 
irgendwo eine Möglichkeit gege'ben ist, end­
lich einmal zur Lösung der Frage Zentral­
verschiebebahnhof Wien zu kommen. Ich 
habe das schon einmal ausgeführt, welche 
Möglichkeiten an Fahrzeitersparnis es schon 
bei reinen Gleisverlegungen gibt. Aber ich 
bin doch der Auffassung, daß wir in dieser 
Angelegenheit zu einer Lösung kommen 
müßten. Herr Minister, denken Sie also bitte 
wirklich ernstlich darüber nach! 

Und letzten Endes muß ich sagen: Ich kann 
wirklich nicht meine vollste Zufrieden:heit mit 
der Oberbausituation 'erklären. Wenn man uns 
für das Jahr 1972 453 Millionen Schilling 
für Erneuerung und Erhaltung aus der ordent­
lichen und der außerordentlichen Gebarung 
auch zur Verfügung stellt, so muß ich doch 
ersuchen, wenn dieses Konjunkturausgleichs­
budget zum Tragen kommt, von dort her 
Investitionsmittel für den Oberbau zur Ver­
fügung zu stellen. Wir versprechen der Be­
völkerung, schneller zu fahren. Wir erklären, 
auf der Südbahn und auf der Westbahn not­
wendig.e Arbeiten durchzuführen. Wir gehen 
mit dem Gedanken schwanger, Geschwindig­
keiten von 200 Kilometer in Osterreich zu er­
reichen; ich glaube, topographisch gesehen 
werden wir bei 160 Kilometer unser Halt 
finden. Aber schaffen wir die Voraussetzungen 
am Oberbau, schaffen wir die Voraussetzun­
gen am Unterbau! Es ist notwendig, damit 
man überhaupt ZIU diesen Ergebnissen kommt. 
Wir ersuchen Sie, bei der Lösung der Pro­
bleme, die eventuel'l mit dem Konjunkturaus­
gleichsbudget noch möglich sein kann, wirk­
lich dem Erfordernis nachzukommen. 

Nun darf ich doch noch etwas im allgemei­
nen aussprechen. Das Budget .der Osterreichi­
schen Bundesbahnen erfüllt vollkommen das 
Erfordernis des Personals, es erbringt also 
nunmehr eine Lösung von Fragen und auf­
gestauten Notwendigkeiten, um überhaupt die 
Dienstleistungen noch garantieren zu können. 
Der Mann, der ordentlich bezahlt ist, ist auch 
bereit, einwandfrei und ordentlich seinen 
Dienst zu versehen. Wer unterbezahlt wird, 
der versucht, auf andere Art und Weise seine 
Erfüllung zu finden. 

Das also ist erfüllt. Der Herr Finanzminister 
Androsch und Bundesminister Frühbauer 
haben eine wirklich schwere Arbeit geleistet, 
sie haben vorteilhaft für diesen großen Betrieb 
gewirkt. Unsere Bitte geht dahin, mit Rück­
sicht auf kommende Zeiten bei kommenden 
Budgetauseinandersetzungen den Betrieb 
Osterreichische Bunde sb ahnen mit jenen 
finanziellen Mitteln so auszugestalten, wie es 
erforderlich ist, um alle Arbeiten und Dienst­
leistungen erfüllen zu können. Danke schön. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Marwan-Schlosser. 
Bitte. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser (OVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich halte es für 
richtig, daß ich einige Worte über das Spezial­
thema Luftfahrt in Osterreich aussage. Es gibt 
eine Fülle von Problemen. Ich möchte nur 
einige wenige herausgreifen. Ich möchte mich 
angesichts der fortgeschrittenen Zeit kurz 
fassen und im Düsenflug diese wenigen 
Punkte bel'euchten. 

Die Luftfahrt ist ein weitverästelter Wirt­
schaftszweig, der in Osterreich noch stark ent­
wicklungsfähig ist. Der Luftverkehr wächst 
rasch, und das Verkehrsministerium ist die 
oberste zivile Luftfahrtbehörde in Osterreich. 

Die Zuwachsrate in der Luftfahrt war heuer 
weltweit gesehen etwa 16 Prozent, in Oster­
reich leider nur 14 Prozent. Hiebei darf ich 
wie voriges Jahr feststellen, daß die Möglich­
keit für den Osterreicher noch immer nur so 
ist, daß auf einen Osterreicher, der sich des 
Luftverkehrsmittels bedient, drei West­
europäer kommen. 

Die wirtschaftliche Gesamtauswirkung der 
Luftfahrt möchte ich am Beispiel des Flug­
hafens Wien aufzeigen, wo derzeit insgesamt 
3500 Beschäftigte tätig sind. Durch diesen 
Flughafen im Raume Wien werden im Jahr 
insgesamt rund 2,3 ,Milliarden Schilling umge­
setzt. 

Meine Hauptforderung, die ich heute stellen 
möchte, ist, daß wir die Luftfahrt fördern und 
ausbauen. Ein wesentlicher Punkt hiezu wäre, 
daß die behördlichen Hemmschuhe umfunk­
tioniert werden könnten in eine behördliche 
Luftfahrtfötderung. Ein Luftfahrtförderungs­
gesetz wird nicht ausbleiben können. Ich bin 
zwar der Meinung, daß es nicht ein einzelnes, 
geschlossenes Gesetz sein soll, sondern daß 
es aus Teilgesetzen bestehen soll, da ja die 
verschiedenen Sparten der Luftfahrt in ver­
schiedene Fachrichtungen einschlagen und 
daher durch die Versdliedenheit der Inter­
essen und der Zweige auch verschiedentliche 
Förderungen vorgenommen werden können. 
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Ich möchte das nur kurz aufzeigen: Wir 

haben Flughäfen, wir haben Flugfelder. Aber 
es gibt in Osterreich noch nicht den Begriff 
Airstrips. Ich glaube, daß auch dieses Problem 
in Angriff genommen werden soll. 

Wir haben noch das Gefühl, daß alle jene, 
die sich des Linienve~kehrs oder des Charter­
veI1kehrs bedienen, in Osterreich schon als 
Wohlstandsbürger angesehen werden. Jene, 
die sich der Bedarfsluftfahrt, der General­
aviation oder des Flugsports bedienen, werden 
oft schon als Leute angesehen, die sich einen 
Luxus leisten. In Amerika aber ist die Bedarfs­
luftfahrt so weit entwickelt, daß jeder es als 
selbstverständlich empfindet, sich über größere 
Strecken eines Flugzeuges zu bedienen. 

Wir haben in Osterreich den Luftfahrtbeirat. 
Ich weiß, daß der § 144 sagt, daß der Luft­
fahrtbeirat vom Vorsitzenden, also vom Herrn 
Verkehrsminister, mindestens einmal in jedem 
Kalendervierteljahr einzuberufen sei. Ich darf 
hiezu allerdings feststellen, daß dies in der 
letzten Zeit nicht der Fall war. Während der 
SPO-Minderheitsregierung, die immerhin im 
April 1970 installiert worden ist, wurde zum 
erstenmal erst am 24. Oktober der Luftfahrt­
beirat nur mit einem Per-roll am-Beschluß zu 
einer Stellungnahme für eine Verordnung be­
faßt. 

Erst 'am 5. Februar 1970 - obiWohl es im 
Gesetz heißt: vierteljährig -, also nach. einem 
Jahr, wurde der Luftfahrtbeirat mit der 
konstituierenden Sitzung und einigen Bera­
tungsgegenständen befaßt. Ab damals wieder 
nichts bis 'heute. 

Ich darf daher, Herr Minister, erneut in 
Erinnerung bringen, daß Sie sich dieses 
Beratungsinstrumentes bedienen mögen. Seit 
dem 27. August ist die Zivilflugplatzverord­
nung im Entwurf fertig, aber bis heute wurde 
meine Anregung, man möge einen Unteraus­
schuß schaffen, der sich mit der Beratung 
befaßt, nicht aufgegriffen. 

Herr Minister! Ich weiß auch, daß im § 143 
die Aufgaben für den Luftfahrtbeirat enthalten 
sind. Er ist vor allem dazu berufen, zu den 
die Luftfahrt berührenden Entwürfen, Geset­
zen und Verordnungen Gutachten abzugeben. 
Ich glaube aber, daß das nicht ausschließt, 
daß man den Luftfahrtbeirat, der ja aus vielen 
wirklich gerne einsatzbereiten Mitgliedern be­
steht, die auf freiwilliger Basis auf Grund 
ihrer Erfahrungen und Bemühungen gerne mit­
arbeiten, daß man diese Idealisten auch mit 
anderen Fragen, also auch mit Förderungs­
fragen befaßt und auch. mit der Behandlung 
von Problemen, die in Osterreich noch an­
stehen. 

Einige Probleme möchte ich kurz besprechen. 
Es gibt derzeit ein Rangeln zwischen den 
Linienfluggesellschaften und den Charterern. 
Ich möchte bitten, daß man ein Verdrängen 
nicht zuläßt, wie es bereits einmal der Fall 
war, als nämlich die "Balair" abgedrängt wor­
den ist von einer Landung in Schwechat, was 
immerhin dann einen Einnahmenentgang von 
rund 73.000 S bedeutet hat. Und wenn diese 
Leute dann nicht von Preßburg nach Oster­
reich. hereingekommen wären, dann wäre dem 
Fremdenverkehr eine weitere Einnahme von 
rund 900.000 S an Devisen entgangen. Nach 
meiner Auffassung müßte sogar eine Förde­
rung des Charterverkehrs in Osterreich statt­
finden. 

Auch hier ein Vergleich mit dem Weltdurch­
schnittsanteil: Der Anteil des Charterverkehrs 
am Gesamtluftverkehr der Welt ist 25 Pro­
zent. In Wien beträgt er nur 14 Prozent. 

Ich. verweise auch. auf das Problem Binnen­
flugverkehr. Auch das ist ein gesamtöster­
reichisches Anliegen. Die AOV, die Arbeits­
gemeinschaft österreichischer Verkehrsflug­
häfen, hat eine Marktforschung durchgeführt. 
Der Bericht ist fertig. Ich hoffe, daß dadurch 
die Möglichkeit besteht, das Problem Binnen­
flugverkehr ernst zu behandeln und damit 
wieder ein besseres Leben für die Bundes­
länderflughäfen zu ermöglichen. 

Ich erbitte auch, das Augenmerk der Mög­
lichkeit des Schlechtwetteranflugverfahrens für 
Innsbruck zuzuwenden. Das Problem des Aus­
weichflughafens liegt mir sehr am Herzen. 
Wenn in Wien Schlechtwetter ist, müssen die 
Flugzeuge umorientiert werden nach Preßburg 
oder nach München. Beide Flughäfen liegen 
außerhalb unseres Bundesgebietes, und es ist 
daher klar, daß wir dabei wieder einen Ein­
nahmeentfall haben. 

Ich darf weiter bitten, daß man alles daran­
setzt, in Linz die militärischen mit den zivilen 
Interessen zu verbinden. Ich weiß, daß im 
Ausland sowohl das Militär wie auch die 
Zivilluftfahrt auf Flughäfen sehr gut nebenei.n­
ander und miteinander arbeiten können. Das 
muß auch in Linz möglich sein. Die Lärmfrage 
muß einer zweitrangigen Orientierung zuge­
führt werden. Ich bin der Auffassung, daß in 
naher Zukunft der Fluzeuglärm wesentlich ge­
ringer sein wird, weil die Bekämpfung des 
Flugzeuglärms ein weltweites Problem dar­
stellt, das an der Quelle, nämlich bei den 
Motoren der Flugzeuge, angepackt werden 
soll. 

Ich darf, zum Schluß kommend, nochmals 
betonen, daß die Luftfahrt ein großes wirt­
schaftliches Entwicklungsgebiet für Osterreich 
darstellt, in dem es sich lohnt, im Interesse 
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der gesamtösterreichischen Wirtschaft mitzu­
arbeiten und sie zu fördern. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet heit sich der 
Herr Bundesminister Frühbauer . Ich erteile 
es ihm. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herrenl Ich glaube mit Ihnen übereinzustim­
men, wenn ich versuche, möglichst kurz die 
jetzt noch aufgeworfenen Fragen zu beant­
worten. 

Problem Nebenbahnen. Der Herr Abgeord­
nete Ul'brich hat sehr klar dargelegt, wie 
meine Aussage in der Sitzung des Finanz­
und Budgetausschusses war, was auch der 
"Parlamentskorrespondenz" entnommen wer­
den kann. Ich darf nur noch einmal die Grund­
züge wiederholen. 

Der Vorstand der Osterreichischen Bundes­
bahnen hat in vollkommener Ubereinstim­
mung mit dem Bundesbahngesetz eine Uber­
prüfung von Nebenbahnen durchgeführt und 
in einem Memorandum seine nach rein kauf­
männischen, betriebswirtschaftlichen Grund­
sätzen erstellten Uberlegungen dem Verwal­
tungsrat und mir kundgetan. 

Ich habe schon einige Male sehr klar zum 
Ausdruck gebracht, daß dieses Memorandum 
Gegenstand der Befassung der betroffenen 
Gebiete - Landesregierung, Gemeinden, der 
Interessensvertretungen - sein wird und daß 
erst nach dieser Stellungnahme dem Hohen 
Haus ein Bericht zugehen wird, in dem einer­
seits die Dberlegungen der Bundesbahnen, 
andererseits die Vorstellungen der davon Be­
troffenenzum Ausdruck kommen werden, um 
die Möglichkeit zu haben, im VeI'kehrsaus­
schuß beziehungsweise vielleicht überhaupt in 
einem dafür eigens zu installierenden Unter­
ausschuß Voraussetzungen für eine künftige 
generelle Lösung zu schaffen. 

Denn, meine Damen und Herren, 'es ist 
doch unmöglich, einerseits als Gesetzgeber 
dem Vorstand der tJBB den Auftrag zu er­
teilen, nach rein kaufmännischen Grundsätzen 
vorzugehen und auf sonst nichts Rücksicht zu 
nehmen - es sei denn, es ist in besonderen 
Gesetzen festgelegt -, auf der anderen Seite 
aber zu verlangen, daß das Unternehmen, die 
Unternehmensleitung keine Anträge stellen 
darf, weil es gesamtwirtschaftlich unvertretbar 
ist. Hier muß man doch für eine klare Ent­
scheidung für die Zukunft sorgen, damit die 
Bevölkerung und die Wirtschaft aber auch die 
Unternehmensleitung in Zukunft weiß, was 
bleiben kann und was eben nicht zu halten 
ist. (Bei/all bei der SPO.) 

Zum Schnellbahnbau in Wien. Auch das 
wurde schon zur Genüge ausgeführt. Di'e 
Schnellbahn ist heute eines der leistungs­
fä!higsten Nahverkehrsmitteln mit täglich 
100.000 beförderten Personen. Selbstverständ­
lich ist es so, daß die Bahn sagt, sie bekäme 
zuwenig, und auch die Wiener Verkehrs­
betriebe sagen, sie bekämen zuwenig. Wir 
werden im Rahmen der Beratung ... (Abg. 
Ha h n: Ihr seid beide von einer Partei! Jetzt 
muß es gehen!) ILetztlich ist die Gemeinde 
Wien eine autonome Körperschaft und unter­
steht nicht meinem Ressort, Herr Abgeord­
neter. (Abg. Ha h n: Sie und der Stadtrat 
Nekula!) In der Kommission, die wir zur 
Beratung des Verkehrsverbundes geschaffen 
haben, wird diese Frage einer eingehenden 
Behandlung zugeführt werden. Es wird sicher 
auch eine Lösungsmöglichkeit gefunden, um 
diese unterschiedliche Auffassung zu bereini­
gen. Ich bin mir aber bewußt, daß, wenn diese 
Entscheidung getroffen ist, es nachher trotz­
dem wieder 'zu dieser Auffassung kommen 
wird, daß der eine den anderen unter Um­
ständen benachteiligt hat. 

Die Defizitentwick.lung bei den Osterreichi­
schen Bundesbahnen ist in der Diskussion sehr 
klar herausgestrichen worden. Ich darf dazu 
sagen: Alle Eisenbahnverwaltungen in Europa 
haben mit der steigenden Kostenbelastung zu 
kämpfen, die nicht im gleichen Ausmaß durch 
Rationalisierungen aufgefangen werden kann. 
Wenn man alber das Bundesbahnbudget 
nach 'der von Ihnen im Wiener Gemeinderat 
vorgeschlagenen Methode zur Sanierung der 
Verkehrsbetriebe in Wien durchrechnen 
würde, so wäre bei den Osterreichischen Bun­
desbahnen ein Abgang von 143 Millionen 
Schilling zu verzeichnen. Iihrer Empfehlung, der 
Osterreichischen Volkspartei bei den Tarif­
erhöhungen zu folgen, Herr Abgeordneter 
Hahn, kann ich bei bestem Willen nicht nach­
kommen, denn dann müßte ich die R'egeltarife 
nicht um 20 Prozent, sondern um 30 Prozent 
und die Sozialtarife um 103 Prozent erhöhen, 
die jetzt nur um 18 Prozent erhöht werden. 

Selbstverständlich ist bei den Osterreichi­
schen Bundesbahnen die Sicherheit nach wie 
vor oberstes Gebot. Das möchte ich klar zum 
Ausdruck bringen, aber auch daran erinnern, 
daß es nie m6glich sein wird, alle Schranken­
anlagen voll zu automatisieren. Ein Teil­
bereich wird, auch bei allen Ausschöpfungs­
möglichkeiten, die heute in der modernen 
Sicherungstechnik gegeben sind, handbedient 
bleiben müssen, und hier gibt es lei'der immer 
wiederum Fehlerquellen, sodaß auch eine 
solche Modernisierung der Anlagen nicht zur 
absoluten Beseitigung von Unfallquellen 
fUhrt. 
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Der Abgeordnete Hietl hat gemeint, daß 

wir bei der Tariferhöhung das Parlament aus­
gesChaltet hätten. Es muß ihm hier ein Irrtum 
unterlaufen sein. Denn selbstverständliCh 
kommt die Regierungsvorlage in das Parla­
ment und wird im HauptaussChuß zur Bera­
tung und zur BesChlußfassung sein. 

Es wurde dann noch in einem Zwischenruf 
dargelegt, daß wir heute im Schülerverkehr 
Beförderungen gegen jede Vorschrift durch­
führen. Ich bin mir bewußt, daß es für die 
Chauffeure der privaten Autobuslinien, der 
Post und der Bahn außer Zweifel sehr schwer 
ist, den großen Ansturm, der durch die 
Schülerfreifahrt entstanden ist, heute ord­
nungsgemäß zu bewältigen. Die beiden 
Bundes'betriebe haben alle Möglichkeiten, die 
sie besitzen, durch das Heranziehen aller 
Reserven, die es noch gtbt, und durch eine 
verstärkte Neuanschaffung von Autobussen 
derzeit ausgeschöpft, damit diese soziale Ein­
führung der Bundesregierung nicht unter Um­
ständen durch eine Gefährdung der körper­
lichen Sicherheit zu einem Nachteil des Kindes 
wird. 

Aber rein formal gesehen darf ich doch 
feststellen, daß nach dem Kraftfahr,gesetz 
Kinder unter 12 Jahren mit 2 : 1 zu berechnen 
sind, über 12 Jahren mit 3 : 2 im Verhältnis 
und daß damit bei einem Bus mit 45 Sitzen 
und 15 Stehplätzen, wenn eIs ein Kindertrans­
port ist, his zu 120 Kin'derzugelassen sind. 
Wir befördern also nicht gegen die gesetz­
lichen Bestimmungen, obwohl ich mir bewußt 
bin, daß diese rein rechtliche Begründung nicht 
das Problem an und für sich löst, das für die 
Fahrer und für die Schüler durch diese Uber­
lastung eintritt. 

Aber niemand, sehr verehrte Damen und 
Herren, hat voraussehen können, daß es bei 
einzelnen StreCkenabschnitten zu einer Steige­
rung bis zu 500 Prozent in der Frequenz 
kommt. Nur ist es ein Irrtum anzunehmen, 
daß damit eine Sanierung der Osterreichischen 
Bundesbahnen erfolgen sollte, wie verschie­
dentlich durch Pressemel'dungen und auch hier 
im Haus vom Herrn Abgeordneten Hietl zum 
Ausdruck gebracht wurde. Denn es tritt an 
und für sich das Gegenteil ein. Die freie Wahl 
des Verkehrsmittels für den Schüler führt zu 
einer Abwanderung von der Schiene und zur 
stärkeren Benützung des Autobusses, weil die 
Autobusverbindung unmittelbarer vom Wohn­
ort zur Schule führt. 

bahnen, also privat und OBB, 40 Millionen 
Schilling, für den KI"aftwagendienst der 
Bundesbahnen 40 Millionen Schilling, für den 
Postautodienst 80 Millionen Schilling, für die 
privaten Kraftfahrlinien 40 Millionen Schil­
ling und für die innerstädtischen Betriebe 
60 Millionen Smilling. Das sind 260 Millionen 
Smilling. Zudem werden noch zirka 40 Mil­
lionen Smi1ling aus dem Gelegenheitsverkehr 
und aus jenem Verkehr von privaten Linien 
kommen, die noch keinen Vertrag mit dem 
Finanzministerium abgesdllossen haben. Auch 
mit der Tariferhöhung wird voraussichtlich 
der ursprünglich angenommene Betrag für die 
Finanzierung der Schülerfreifahrt nidlt über­
schritten werden. 

Dem Abgeordneten Dr. Blenk darf ich mit­
teilen: Die Nichtrealisierung des Ausbauvor­
habens Feldkirch-Rankweil ist darauf zurück­
zuführen, daß die im Bundesbahnbudget zur 
Verfügung stehenden Mittel von 12 Millionen 
für den Beginn dieses Vorhabens nicht aus­
reimten und die 18 Millionen von der Landes­
regierung in Aussicht gestellten Vorfinanzie­
rungsmittel zufolge der Nichtzustimmung des 
Finanzministers auf Grund der Zinsforderung 
von 1 Prozent nicht greifbar waren. Die dies­
bezügliche Mitteilung ist seitens der General­
direktion vom Herrn finanziellen Direktor 
Dr. Dultinger dem Herrn Landesrat Müller 
persönlim gemacht worden, und man erwartet 
bei der GBB eine Änderung der Konditionen 
in einer Relation, wie es auch in Wien bei 
Vorfinanzierungsaktionen üblich ist. Bei Ände­
rung dieser Bestimmungen hat aum der Herr 
Finanzminister seine Zustimmung bereits zu­
gesagt. (Abg. Dr. B 1 e n k: Ein halbes Jahr 
ist nicht verhandelt worden!) 

Auch die Aufteilung der Mittel zeigt das 
sehr deutlich, wenn ich Ihnen das nur kurz 
zur Kenntnis bringen darf. Nach den bis­
herigen Berechnungen des Finanzministeriums 
und des Verkehrsministeriuffils wird die vor­
aussimtliche Belastung sein: für alle Schienen-

Die Frage der Hucke-Transgesellschaft. Darf 
im darauf hinweisen, daß die GBB, Herr Abge­
ordneter Dr. Blenk, lediglich Frachtführer sind. 
Die Hucke-Transgelsellschaft hat auf Grund 
der ursprünglichen Verhandlungen mit dem 
Verband der Fernfrämter, die eine Auslastung 
bis zu 90 Prozent zugesagt haben, einen Tarif 
erstellt mit der Annahme einer 75prozentigen 
Auslastung. Um kostendeckend zu sein, wurde 
der Tarif mit 1000 S seinerzeit angenommen. 
Die Aus~astung war, wie von Ihnen gesagt, 
18 Prozent. Daraufhin ,wurde eine Senkung 
des Tarifes von 1000 auf 100 S vorgenommen, 
wals wohl zu einer Frequenzerhöhung geführt 
hat, und zwar zu etwas über 30 Prozent, aber 
nie die ursprünglich zugesagte Frequenz 
brachte, für die der Fernfrächterverband 
garantierte. Daß die Gesellsmaft diese Trans­
portart unter diesen Bedingungen nicht auf­
rechterhalten kann, obwohl man aum den 
Fahrplanwünschen entsprach, ist verständlich. 
Ich habe früher schon ausgeführt: Es ist un-
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möglich, eine Transportart in Vorrat zu halten, 
die dann nur angenommen wird, wenn zufällig 
Neuschnee am Arlberg ist und der Paß nidlt 
befahren werden kann. Die jetzigen Uber­
legungen hinsichtlich des Einsatzes der Nieder­
flurwagen ,gehen dahin, daß voraussichtlich im 
Frühjahr eine Fernverbindung Köln-Kuf­
stein-Verona unter Beteiligung auch der 
Osterreichisdlen Hucke-Transgesellschaft 
unter Einsatz dieser Niederflurwagen reali­
siert wird, wo im Durchlauf der Transitstrecke 
durch Osterreich das Material zum Einsatz 
gelangt. (Präsident Pro b stübernimmt den 
Vorsitz.) 

Idl darf zum Abschluß dem Herrn Abgeord­
neten ULbrich sagen: Ich persönlich als auch 
der Vorstand sind sich der Bedeutung der 
automatischen Kupplung 'bewußt und beson­
ders auch der Gefahr, die dann besteht, wenn 
die Umstellung nicht rechtzeitig und möglichst 
kurzfristig durchgeführt wird. Die Vorarbeiten 
dazu werden so wie bei den Neubauwaggons, 
bei den Hauptreparaturen der Wagen 'durch 
Einbau von Tragelementen bereits gemacht, 
um den Zeitraum einer erhölhten UnfaNgefathr 
möglichst kurz zu halten. 

Selbstverständlich werden bei Freiwerden 
von zusätzlichen Mitteln aus dem Eventual­
budget die Prioritäten, die ich früher schon 
aufgezeigt habe, bei den Osterreichischen 
Bundesbahnen eingehalten. 

Die Bundesregierung ist sich der Bedeutung 
der Luftfahrt und auch des Ausbaues der 
Flughäfen vollkommen bewußt und hat dies 
bei ihren Uberlegungen und finanziellen Ent­
scheidungen durch entsprechende Beträge so­
wohl für die nationale Luftfahrtgesellschaft als 
auch für den Ausbau der Flughäfen sowie für 
die Förderung der allgemeinen LuftJfahrt be­
reits unter Beweis gestellt. 

Zur Haltung der Bundesregierung bezie­
hungsweise des Verkehrsressorts zum Linien-
11ugverkehr und zum Charterverkehr darf ich 
grundsätzlich festhalten, daß Osterreich hiebei 
eine äußerst liberale Haltung einnimmt un1d 
diese Haltung auch in Zukunft einnehmen 
wird. Lediglich dort, wo Chartergesellschaften 
zu einem bestimmten Flugplan wie im linien­
verkehr ihren Charterverkehr abwickeln wol­
len und in ihren Inklusivpreisen lediglich die 
Nächtigung und das Frühstück. enthalten 
haben, aber zum halben Linientarif fliegen, 
i'st es nidlt möglich, eine generelle Bewilli­
gung im Charterverkehr zu geben. Die euro­
päischen Ziffern der prozentmäßigen Aus­
lastung zwischen Charterverkehr und linien­
verkehr bei den Flughäfen liegen in der Rela­
tion, wie di'es in Schwechat der Fall ist. 

Daher glaUbe ich, daß die Verkehrspolitik 
der Bundesregierung, soweit sie auf die allge­
meine Luftfahrt a:bzielt, ohne Zweifel eine der 
Wirtschaft und der Bevölkerung entsprechende 
Haltung verfolgt und auch in Zukunft im 
Interesse der Förderung des Fremdenverkehrs 
und unserer Wirtschaft verfolgen wird. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Dr. König. Er hat das 
Wort. (Heiterkeit bei der SPU.) 

Abgeordneter DDr. König '(OVP): Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich freue mich über Ihre ungeteilte 
Aufmerksamkeit und darf dem Herrn Kollegen 
Ulbrich zunächst auf die Fragen antworten, 
die er hier an unsere Fraktion gestellt hat: 

Herr .AJbgeordneter Ulbrich! Sie haben uns 
gefragt, welche Reformen denn unter Minister 
Weiß durchgeführt wurden. Abgesehen vom 
Gesamtverke'hrskonzept, das Sie selbst als 
einziges erwähnt haben und gelten ließen, 
darf ich Ihnen auf diese Frage doch ant­
worten, daß gerade unter Minister Weiß erst­
malig die Zusammenarbeit zwischen OBB und 
Post auf dem Sf!(ktor des Autobusdienstes in 
Angriff genommen wurde, und ich kann nur 
hoffen und wünschen, daß der derzeitige Ver­
kehrsminister diesen Schritt fortführt. (Abg. 
U 1 b r ich: Herr Dr. König, zur Bestätigung 
meiner Behauptung fragen Sie den Herrn 
Generaldirektor Kalzl) 

Herr Kollege Ulbrich, es ist unbestritten, 
daß Minister Weiß auf diesem Sektor ziel­
führende Schritte ge'setzt hat. Wir wollen uns 
nicht um das Erstlingsredlt streiten, aber das 
'werden S~e als Reform doch wohl anerkennen. 
(Beifall bei der OVP.) Minister Weiß hat 
ferner die ersten Schritte zu einem modernen 
Marketing gesetzt, und zwar mit den ersten 
Aktionen für alte Leute, und Minister Weiß 
hat damals im Sinne des OBB-Gesetzes auch 
erstmals eine 50prozentige Abgeltung der 
sozialen Lasten und der Pensionslasten durch­
geführt. Heute, Herr Abgeordneter Ulbrich, 
halten wir nidlt einmal bei 40 Prozent Abgel­
tung. Selbst bei den Anlagekrediten hatten 
wir im Jahre 1970 noch um 45 Millionen mehr 
als heuer im Budget 1972, wenn ihre "Wenns" 
des Konjunktur- und Eventual'budgets nicht 
eintreten. Und kein anderer und wohl so 
unverdächtiger Zeuge wie Minister Früh:bauer 
hat selbst bei seinem Amtsantritt über seinen 
Vorgänger gesagt, er, Minister Weiß, habe 
das Tor zu einer modernen, einer euro­
päischen Verkehrspolitik aufgestoßen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Es tut mir sehr leid, Herr Minister, daß 
ich dieses Kompliment, das Sie Ihrem Vor-
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gänger :gemacht haben, heute nicht auch an 
Sie weitergeben kann, weil Sie, offensichtlich 
gedrängt oder vielleicht auch aus eigenen 
Stücken, im Begriffe sind - und davor möchte 
ich Sie warnen -, diese Tür wieder zuzu­
schließen. 

Der Kollege Ulbrich hat erklärt: Wir haben 
all das erfüllt, was Sie gefordert haben. Das 
klingt sehr gut, es hat nur einen Nachteil: 
es stimmt leider nicht. Sie haben nicht einmal 
das erfüllt, was Sie in Ihrem Minderheits­
bericht selbst gefordert haben. Sie kennen 
diesen Minderheitsbericht, ich kann mich dar­
auf beschränken, Ihnen zum Beweis beispiels­
weise zwei, drei Punkte hier anzuführen. 

Sie verlangten damals die vollständige Ab­
geltung der betriebsfremden Lasten, der 
Pensionslasten. Sie sind heute weiter entfernt 
denn je von dieser Ihrer eigenen Forderung. 
Sie verlangten ein verbindliches - ich betone 
"verbindliches" - Investitionsprogramm, und 
Sie haben heute weniger Mittel, und Sie ver­
langten die Sicherstellung dieser Finanzierung. 

Herr Ministerl Ich glaube, das ist einer der 
springenden Punkte, einer der entscheidenden 
Fakten. Sie haben erklärt, man müsse in Rech­
nung stellen, daß jeder der Redner bei den 
verschiedenen Budgetkapiteln hier Prioritäten 
verlangt und auch für einzelne Anliegen mehr 
Mittel fOJidert. Gleidlzeitig würden die Redner 
der Opposition aber für eine Entlastung der 
Steuerprogression sprechen und damit ja für 
Mindereinnahmen. Mitnichten, Herr Minister! 
Ich kann und muß hier den Vorredner, den 
Abgeordneten Ulbrich, zitieren, der eine 
Lebensweisheit sehr richtig ausgesprochen hat, 
daß nämlich dann, wenn der einzelne für seine 
Leistung nicht mehr das nötige Äquivalent 
erhält, er sich anderwärts einen Ersatz sucht, 
und daß derjenige, der über die Maßen be­
steuert wird, natürlich sich dieser Steuer ent­
ziehen wird mit dem Effekt, daß der Finanz­
minister nidlt mehr, sondern weniger Ein­
nahmen hat. 

Herr Ministerl Ich glaube, daß diese alte 
Lebensweisheit, diese Grundmaxime jeder 
Wirtschaftspolitik natürlich auch für das 
Budget und die Staatseinnahmen Geltung 
haben muß. Sie befinden 'Sich heute, was die 
Sanierung der aBB anlangt, in einer Situation, 
die nicht irgendeine beliebige ist. 

Es ist von den Vorrednern schon erläutert 
worden, daß mit der jetzigen Tariferhöhung 
ja wieder nur zu Preissteigerungen beige­
tragen wird, weil natürlich alle Güter ver­
teuert werden, weil es wieder zu einer Preis­
welle kommen wird, und es ist klar darauf 
hingewiesen worden, daß das keine Sanierung 
der aBB darstellt. 

Herr Minister, wir wissen, daß in den näch­
sten zehn Jahren eine übergroße Zahl von 
Bediensteten in Pension gehen werden. Es ist 
dies eine ganz einmalige Ch-ance, durch 
Rationalisierungsmaßnahmen tatsächlich hier 
personalsparende Maßnahmen zu setzen. Hier 
müssen Sie sich, hier muß die Regierung sich 
schon etwas einfallen lassen. Es ist das eine 
einmalige Chance, die nicht mehr wiederkehrt. 

Ich kann den Abgeordneten Ulbrich zitieren, 
er hat am 9. Juli 1971 hier wörtlich erklärt: 
"Würde man den Bundesbahnen für eine Zeit 
von zehn Jahren finanziell die entsprechenden 
Möglichkeiten geben, dann gäbe es keine 
60.000 und keine 65.000 Eisenbahner", dann 
wären nur ,,35.000 bis 40.000" notwen:dig. 

Sie waren offenbar der Meinung, Herr 
Abgeordneter Ulbrich, daß diese an sich rich­
tige Feststellung im Budget 1972 ihre Berück.­
sichtigung finden würde. Wir stellen feist, daß 
diese Berücksichtigung nicht erfolgt ist, son­
dern daß wir Gefahr laufen, hier eine ein­
malige Chance zu versäumen. 

Wenn der Herr Finanzminister in seiner 
Budgetrede erklärt hat, daß wir 2000 Beamte 
einsparen werden, und wenn Sie, Herr Mini­
ster, im Ausschuß hinzugefügt haben, daß das 
unter Berücksichtigung der Arbeitszeitver­
kürzung eigentlich 4000 Beamten gleichkommt, 
die eingespart werden müssen, so müssen Sie 
hinzufügen, daß wir ja derzeit 760 Posten gar 
nicht besetzt haben und daß Sie bei Ihrer 
Zustimmung zu dieser rein papierenen Strei­
chung, zu dieser buchmäßigen Streichung dem 
Kanzler und dem Kanzlel'\amt gegenüber das 
Pouvoir verlangt haben, wieder auf den 
ursprünglich geplanten Iststand zu gehen, 
wenn es sich als notwendig erweist. Das heißt, 
diese Personalreduktion steht und fällt 
mit <der Durchführung jener Rationalisierungs­
maßnahmen, für die Sie seitens Ihres Finanz­
ministers keine Mittel bekommen haben. 

Herr Minister! niese Frage der Sanierung 
der Bundesbahnen ist das entscheidende An­
liegen, das hic et nune von Ihnen, von dieser 
Regierung in Angriff genommen werden muß, 
wollen Sie nicht ein für allemal eine ein­
malige geschichtliche Chance versäumen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Herr Minister, was wir Ihnen aber noch 
vorwerfen müssen, ist nicht die schwierige 
Situation, in der Sie sich wie Ihre Vorgänger 
befinden und mit der fertig zu werden Sie 
versuchen müssen, sondern das Fehlen von 
Konzepten. Es gilt das 'sowohl für die Sanie­
rung der Bundesbahnen als auch der von 
Ihnen zitierten Nebenbahnen. Es stimmt nicht, 
Herr Abgeordneter Ulbrich, daß hier die 
Redner der Volkspartei hinausgegangen 

15. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 59 von 134

www.parlament.gv.at



1188 Nationalrat XIII. GP - 15. Sitzung - 16. Dezember 1971 

DDr. König 
wären und gesagt hätten: Herr Minister, stel­
len Sie doch diese und jene Bahn nicht einl 
(Abg. Se k a n i n a: Stimmt ja nicht, Herr 
Dr. König!), sondern was wir verlangen und 
was auch Sie aus dem Memorandum des Ver­
waltungsrates vorgetragen haben, ist die 
Prüfung und die Diskussion mit allen Betrof­
fenen und die Beistellung von Ersatzverkehrs­
mitteln dort, wo eine Einstellung unvermeid­
lich ist. (Abg. Se k an i n a: Herr Dr. König, 
hier interpretieren Sie lalsch! - Anhaltende 
Unruhe.) Nein, das ist wörtlich zitiert, ich 
habe es auch da, ich kann es Ihnen noch 
einmal zitieren, ich halte Sie aber damit wahr­
scheinlich über Gebühr auf. 

Das Memorandum des Verwaltungsrates 
verlangt die Diskussion mit den Betroffenen 
und verlangt die Beistellung von Ersatzver­
kehrsmitteln, und das sind auCh die Forde­
rungen, die man ... (Unruhe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Bitte mehr Aufmerksamkeit! 

Abgeordneter DDr. König (fortsetzend): ... 
im Intere'sse der Betroffenen stellen muß. Herr 
Bundesminister, dasselbe gilt für die Post. Es 
hat hier der Abgeordnete Neuhauser den A:b­
geordneten Mock angesprochen und ihn auf­
gefordert, er möge doch namens des OAAB 
hier erklären, wie er dazu steht. (Abg. Ne u­
hau s er: Er war zu feige, daß er hinunter­
gegangen wäre!) Ich kann Sie beruhigen, Herr 
Abgeordneter Neuhauser, Kollege Mock ist 
dazu nicht zu feige, er hat diese Erklärung 
bereits öffentlich abgegeben, ich brauche 'sie 
nur wortwörtlich hier zitieren. Mock hat näm­
lich gesagt: Der Anspruch der Postbedien­
steten auf die 5-T'age-Woche muß raschest 
realisiert werden, doch muß der Post- und 
Telegraphendienst für die unbedingt notwen­
dige Versorgung der Bevölkerung auch am 
Wochenende gewährleistet sein. 

Und jetzt darf ich noch etwas hinzufügen. 
Es ist selbstverständlich, daß die Gewerk­
schaft der Postbediensteten und die Fraktion 
christlicher Gewerkschafter für die Interessen 
der Bediensteten und für die 5-Tage-Woche 
eintritt. .A:ber Aufgabe des Ministers, der er 
sich nicht entziehen kann, ist es, für die not­
wendige technische Durchführung zu sorgen 
und sich jener modernen Techniken zu be­
dienen (Abg. Lu k a s: Der erzählt ja Witze!), 
die wir alle heute in der Wirtschaft zur 
Lösung desselben Problems 'auch anwenden 
müssen. (Zustimmung bei der öVP. - Abg. 
Se k an i n a: Sie sind wirklich nicht mehr 
ernst zu nehmen, Herr Kollege! - Weitere 
Zwischenrufe.) 

Gendarmerie oder die Polizei sind Menschen 
zweiter Klasse und auch nicht die Bedien­
steten in der Privatwirtschaft, in der Industrie 
und im Fremdenverkehr. Auch dort müssen 
die Probleme der Versorgung der Offentlich­
keit gelöst werden. Allerdings - und das 
zeigt Ihre wirtschaftliche Einstellung und Ihr 
Unverständnis -, wenn dort Lösungen gefun­
den werden und wenn diese Leute auch in 
der Lage sind - wie im Fremdenverkehr -, 
am Sonntag den Fremden eine Bedienung zu 
bieten, dann werden sie dafür nach dem Preis­
treibereigesetz bestraft (Abg. Neu hau se r: 
Ein Hansdampf in allen Gassen/), wenn sie 
dafür auch die nötige Mehrzahlung leisten. 
(Zustimmung bei der avp. - Abg. S e k a­
ni n a: Sie machen es sich wirklich leichtf) 

Herr Minister! Was wir von Ihnen mit 
Recht, glaube ich, verlangen müssen, ist, daß 
Sie Konzepte entwickeln und daß Sie sich 
neuen Ide'en gegenüber ,auch aufgeschlossen 
zeigen. Ich darf in dem Zusammenhang nicht 
nur auf die Partnerschaftsleistungen im kom­
binierten Verkehr zu sprechen kommen, nicht 
nur auf die neuen Entwicklungsgebiete für 
die Bundesbahnen in den Ballungsräumen, 
sondern auCh auf einen Bereich, der gerade 
jetzt vom Herrn Bundeskanzler so groß ge­
sChrie ben wird und den die Frau Minister 
Dr. Firnberg mit dem Motto "nicht Antrags-, 
sondern Auftragsforschung" umschrieben hat. 
Ich glaube, es wäre eine 'dankenswerte Auf­
gabe, hier den Kontakt herzustellen und für 
die österreichische Industrie für Auftrags­
forschung :bezüglich Thyristorloks zu sorgen, 
damit der österreichischen Industrie der An­
schluß an ausländische Entwicklungen erhal­
ten bleibt. Auch das zählt mit bei dieser 
Beweglichkeit, die wir vom IMinisterium, von 
der Regierung verlangen. 

Herr Minister! Wenn wh heuer bei dieser 
Budgetdebatte sChon einmal die totale Pleite 
dieser Regierung auf dem Sektor der Ver­
teidigungspolitik feststellen mußten, so muß 
ich sagen, droht jetzt die Verkehrspolitik zu 
einem zweiten Waterloo der Regierung zu 
werden. (Abg. Dr. Re i n h art: Das ist aber 
jetzt die Grenze!) Wir empfinden darüber 
keine Freude, keine Schadenfreude, sondern 
nur Bestürzung, weil die Leidtragenden einer 
solchen Entwicklung ja nicht allein die Oster­
reichischen Bundesb~hnen und die Verkehrs­
wirtschaft, sondern wir alle, die Familie 
Osterreicher sein werden, und deshalb, Herr 
Minister, können wir diesem Budgetkapitel 
unsere Zustimmung nicht ,geben. (Beifall bei 
der öVP.) 

Herr Kollege Neuhauser, weder die Eisen- Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
bahner noch die Straßenbahner noch die mehr gemeldet. Die Debatte ist gesChlossen~ 

15. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 134

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 15. SitzWlg - 16. Dezember 1971 1189 

Präsident Probst 
Wünscht der Herr Spezialberichterstatter ein 

Schlußwort? - Er verzichtet. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über die Beratungsgruppe X. Diese 
umfaßt: Kapitel 65: Verkehr, ~apitel 78: Post­
und Telegraphenanstalt, Kapitel 79: Osterrei­
chische Bundesbahnen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Kapiteln samt dem dazug~hörenden Konjunk­
turausgleich-Voranschlag in der Fassung des 
Ausschußberichtes ihre Zustimmung erteilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke. 
Das i'st die Mehrheit. An gen 0 m m e n. 

Der zur Beratungsgruppe X eingebrachte 
Entschließungsantrag wird geschäftsordnungs­
gemäß nach der dritten Lesung des Bundes­
finanzgesetzes zur Abstimmungge'bracht. 

Beratungsgruppe XIII 

Kapitel 64: Bauten und Technik 

Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 
zur Spezialdebatte über die Beratungs­
gruppe XIII. Diese umfaßt: Kapitel 64: Bauten 
und Technik. 

Spezialberichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Ortner. Ich ersuche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberichterstatter Ortner: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Im Auftrage des Finanz­
und Budgetausschusses erstatte ich den 
Spezialbericht zu Beratungsgruppe XIII, Kapi­
tel 64: Bauten und Technik. Der Finanz- und 
Budgetausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage, das Kapitel 64: Bauten und 
Technik, des Bundesvoranschlages für das Jahr 
1912 in seiner Sitzung am 22. November 1971 
in Verhandlung gezogen. 

Bei Kapitel 64 sind für das Jahr 1972 
9.974,664.000 S insgesamt als Ausgaben vorge­
sehen. 

Davon entfallen auf die ordentliche Ge­
barung 8.458,961.000 S und auf die außer­
ordentliche Gebarung 1.515,703.000 S. (Un­
ruhe.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Bitte, es ist nicht nur ein Volksgemur­
mel, es ist ein Volksvertretergemurmel hier 
im Haus! (Abg. K ern: Jetzt auf einmal!) 

Spezialberichterstatter Ortner (fortsetzend): 
Der Personal aufwand des Ressorts beträgt 
667,240.000 S, er ist gegenüber dem Vorjahr 
um 53,079.000 S höher eingesetzt. 

Der Sachaufwand beläuft sich auf 
9.307,424.000 S, was gegenüber dem Vorjahr 
eine Erhöhung um 894,547.000 S bedeutet. 

Der Veranschlagung des Personalaufwandes, 
welcher rund 6,1 Prozent des Gesamtre'Ssort­
kredites 'beträgt, sind im Jahre 1972 insge­
samt 6718 Dienstposten zugrunde gelegt, das 
sind um zehn Dienstposten mehr als im Vor­
jahr. Diese Vermehrung entstand durch zu­
sätzliche 15 Dienstposten für die Bundesver­
suchs- und Forschungsanstalt Arsenal und 
durch eine Verminderung von fünf Dienst­
posten bei den übrigen Stellen des Ressort­
bereiches. Die ausgewiesene Erhöhung des 
Persona1aufwandes ist außer dieser geringen 
Dienstpostenvermehrung auf die Vorsorge für 
die gesetzlichen Bezugserhöhungen, auf die 
Beförderungen und die Vorrückungen zurück­
zuführen. 

Zu den ausgewiesenen Ausgabenansätzen 
des Sachaufwandes wäre folgendes zu bemer­
ken: 

Der Verwaltungs aufwand der Dienststellen 
des Ressorts erhöhte sich gegenüber dem Vor­
jahr um rund 14,5 Prozent. Diese relativ starke 
Steigerung ist vorwiegend auf die Erhöhung 
der Reisegebühren, der Heizmaterialpreise, 
des Dieselkraftstoffpreises und der Kosten für 
die Büroreinigung zurückzuführen. Sie ist bei 
den Dienststellen der Bundesgebäudeverwal­
tung und beim Bundesamt für Eich- und Ver­
messungswesen am meisten spürbar. Der An­
teil des Verwaltungsaufwandes am Gesamt­
ressortaufwand beträgt q,6 Prozent. 

Die Anlagenkredite mit einem Anteil von 
rund 68,4 Prozent nehmen den größten Teil 
des Gesamtkredites ein. Ihre Steigerung 
gegenüber dem Vorjahr beträgt 465,2 Mil­
lionen Schilling oder 7,3 Prozent. Die Steige­
rung betrifft vor allem den Ausbau der 
Bundesstraßen und Autobahnen auf Grund 
der erhöhten Eingänge ,aus der Bundesmineral­
ölsteuer und die Aufstockung der Kredite für 
Liegenschaftsankäufe, für wertvermehrende 
Instandsetzungen an Bundesgebäuden und für 
Neubauten, insbesondere für Schulneubauten. 

Bei den Förderungskrediten des Ressorts 
tritt gegenüber dem Jahre 1971 eine Erhöhung 
um 365,2 Millionen Schilling oder 110,9 Pro­
zent ein, wovon echte Erhöhungen beim 
Bundesbeitrag zum Wasserwirtschaftsfonds 
(rund 47 Millionen Schilling), 'bei der Straßen­
bauforschung (32,5 Millionen Schilling), bei der 
Bauforschung (rund 5,6 Millionen Schilling) 
und beim technischen Versuchswesen (rund 
2,6 Millionen Schilling) zu verzeichnen sind. 

Der übrige Erhöhungsbetrag entsteht durdl 
Korrekturen auf Grund von neuen Erkennt­
nissen bei der finanzwirtsdlaftlichen Gliede-

Die Einnahmen sind mit 709,859.000 S vor- rung des BundesvoranschJages, wonach nun­
geschätzt und somit um 128,684.000 S gegen- mehr die Burrdesbeiträge der ,Bunde'sstraßen­
über dem Vorjahr erhöht worden. verwaltung und die an die Brenner-Autobahn 
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AG zu überweisenden Mautgebühren von der VoransChlag des Bundesvoranschlages für das 
Brenner-Autobahn als Förderungsausgaben Jahr 1972 (2 der Beilagen) wird die verfas-
einzuordnen sind. sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Die Gesamtsumme der Aufwandskredite des 
Ressorts hat siCh gegenüJber dem Vorjahr um 
rund 3,3 Prozent erhöht. Diese nur gering'e 
Erhöhung entsteht aus der Tatsache, daß siCh 
die bei den Förderungskre'diten erhöhend ·wir­
kenden Korrekturen der finanzwirtschaft­
lichen Gliederung bei den Aufwandskre'diten 
vermindernd auswirken. Tatsächlich wurden 
die Kredite für die Straßenerhaltung kräftig 
erhöht, und auch die Vorsorge für die laufende 
Erhaltung der Bundesgebäude erfuhr eine 
nicht unbedeutende Steigerung. 

Schließlich wurden die Aufwandskredite für 
die Bundesversuchs- und Forschungsanstalt 
Arsenal, für die Betriebskosten und Haus­
erfordernisse der Liegenschaftsverwalturrg und 
für das Bundesamt für Eich- und Vermessungs­
wesen den Erfordernissen entsprechend auf­
gestodü. 

Die EinIl!ahmen des ReS'sorts erfuhren im 
Jahre 1972 gegenüber 1971 eine Steigerung 
um 128,7 Millionen Schilling oder 22,1 Prozent. 
Nennenswerte Erhöhungen verzeichnen die 
zweckgebundenen Einnahmen aus dem Kata­
strophenfonds, wo rur Lawinenverbauungen 
an Bundesstraßen allein rund 70,2 Millionen 
Schilling hinzugekommen sind. 

Weiters sind die zweckgebundenen Ein­
nahmen der Bundesstraßen durch voraussicht­
liche Mehreinnahmen bei den Geldstrafen und 
bei den Mietzinsen von Tankstellen und 
sonstigen Einnahmen um insgesamt rund 
30 Millionen Schilling höher veranschlagt. 

Schließlich sind die Mauteinnahmen der 
Brenner-Autobahn AG um 20 Millionen Schil­
ling höher vorgeschätzt worden. 

An der Debatte, die sich an die Ausführun­
gen des Spezialberichterstatters anschloß, be­
teiligten sich die Abgeordneten Dr. Kotzina, 
Dr. Schmidt, Babanitz, Regensburger, Doktor 
Gruber, Pölz, Hahn, 'Breiteneder, Ing. Letmaier, 
Horr, Hagspiel, Vetter und Jasef Schlager. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
in die Spezialdebatte einzugehen. 

Präsident Probst: Wir gehen in die Debatte 
ein. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete lng. Helbich. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Ing. Helbich (OVP): Hohes 
Haus I Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Die Osterreichische Vo~kspartei lehnt das 
Kapitel Bauten und Technrk ab, weil für den 
Wohnbau keine zusätzlichen Mittel aus dem 
allgemeinen Budget vorgesehen 'sind. Damit 
ist das WahlverspreChen der SPO ,,5000 Woh­
nungen mehr pro Jahr" nichterfüllbar. 

Wir lehnen das Kapitel \Bauten und TeChnik 
ab, weil die Regierung ZiUlzeit in der Boden­
beschaffung und Assanierung die Enteignung 
von Privateigentum anstrebt, ohne aber vor­
her ein zukunftsorientiertes Städtebaukonzept 
vorzulegen. 

Wir lehnen das Kapitel Bauten und TeChnik 
ab, weil trotz des Wohnungs'begünstigungs­
gesetzes, wo es bei vorzeitiger Rückzahlung 
bis zu 50 Prozent Nachlässe gibt, im Budget 
kein einziger SChilling dafür vorgesehen ist. 

Wir lehnen das KatpitelBauten und TeChnik 
ab, weil die Regierung die Straßenbaufinan­
zierung allein den Kraftfahrern überläßt, ob­
wohl durch die sChleChten Straßen pro Jahr 
13 Milliarden Schilling an Volksvermögen ver­
lorengehen. Auch 'hier also aus dem allge­
meinen Budget kein einziger Schilling für den 
Straßenbau. 

Wir lehnen das Kapitel Bauten und TeChnik 
ab, weil der Herr Bundeskanzler zwar vom 
Kampf gegen das Sterben vor der Zeit spricht, 
aber kein einziger Schilling zur Beseitigung 
der Gefahrenstellen und der Todesfallen an 
manchen Stellen der Straßen vorgesehen ist. 

Aus allen diesen Uberlegungen und anderen 
Bundesminister Moser beantwortete ein- mehr lehnen wir dieses Budgetkapitel ab. 

gehend die in der Debatte an ihn gerichteten (Beifall bei der OVP.) 
Fl'agen. 

Bei der Abstimmung am 1. Dezember 1971 
wurden die finanzgesetzlichen Ansätze des 
Kapitels 64 mit Stimmenmehrheit angenom­
men. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 64: Bauten und Technik, mit 
dem dazugehörenden Konjunkturausgleich-

Wir wissen alle, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß es in der Wahlpropaganda 
geheißen hat: 5000 Wohnungen mehr, und 
das wurde ja sehr plakativ gemacht. Sie kön- . 
nen sich noch an dieses Plakat erinnern (der 
Redner hält ein Plakat in die Höhe), wo für 
Forschung, für Schulen, für Straßen und für 
Wohnungen mehr Mittel und schon für 1971 
um 5000 Wohnungen mehr versprochen wur­
den. Jetzt hört man einfaCh nichts mehr davon. 
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Man hat gesagt, alle Jahre sollen es 
5000 Wohnungen mehr sein, Ms zum Jahre 
1980 sollen es sogar 100.000 Wohnungen pro 
Jahr sein. Die Wahl ist vorbei, und nun hört 
man nichts mehr von dieser Zahl. 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Regie­
rungserlklärung gesagt: "Die Bundesregierung 
wird neuerlich dem Palament einen Gesetzes­
vorschlag unterbreiten, der es ermöglicht, 
unter Bedachtnahme auf die gergehene finan­
zielle Lage des Bundes eine höhere Anzahl 
von Wohnungen als bisher zu fördern." 

Wir nehmen das zur Kenntnis. Wir sind 
traurig, daß wir hier von diesen 5000 Wohnun­
gen mehr nichts hören. 

Der Herr Bundeskanzler hat in der Regie­
rungserklärung auch gesagt, daß die Schuld 
dafür, daß im Jahre 1910 nur 44.980 Wohnun­
gen gebaut wurden. noch auf die OVP-Allein­
regierung zurüCkgeht. Schauen wir uns die 
Same einmal an. 

1969 wurden 49.130 Wohnungen gebaut. 
1910 44.980. also 1910 gegenüber 1969 um 
4150 Wohnungen oder 8 Prozent weniger. 

Analysieren wir nun diese Z.ahlbundeslän­
derweise: In der Steiermark wurden 1910 
gleich viel Wohnungen gebaut wie 1969. in 
Oberösterreich um 1 Prozent mehr. in Nieder­
österreich um 4 Prozent mehr. im Burgenland 
um 8 Prozent mehr. in Vorarlberg um 9 Pro­
zent mehr. in Salz'burg um 20 Prozent mehr. 
in Tirol um 9 Prozent weniger, in Kärnten 
um 15 Prozent weniger und in Wien um 
31 Prozent, das ist um 4500 Wohnungen. weni­
ger. 

Wieso ist es in Wien da~u gekommen? Der 
Grund ist, weil hier besondere Rücklagen ge­
mamt wurden. Es waren Budgetmittel vorge­
sehen, die nicht aufgebraucht wurden. 1968 
wurden 150 -Millionen Schilling, die im Budget 
vorgesehen waren, nicht vez1braucht, 1969 
405 Millionen Schilling und 1970 sogar 482 Mil­
lionen Schilling. 

Das, meine sehr ge,ehrten Damen und Her­
ren, das, Hohes Haus, sind also die Gründe, 
warum 1910 weniger Wohnungen in Oster­
reich gebaut worden sind. 

Der Herr Finanzminister hat in seiner Bud­
getrede am 12. November 1971 erklärt, daß 
1912 im Budget um 18 Prozent mehr Mittel 
für den Wohnbau vorgesehen sind, und zwar 
wird der Betrag von 3,9 Milliarden auf 4,6 Mil­
liarden Schilling steigen. 

Im darf nur darauf hinweisen. daß das ja 
alles z,weckgelbundene Einnahmen Isind, daß ja 
diese Eingänge von der gesamten österreichi­
schen Bevölkerung kommen und daß hier von 

der Regierung oder vom allgemeinen Budget 
kein einziger Schilling dazugegeben wird. (Bei­
fall bei der OVP.) Das sind ~weCkgebundene 
Mittel, die sich einfach erhöhen. Diese Zu­
nahme ist eine Leistung der österreichischen 
Bevölkerung, der arbeitenden Menschen. aber 
nicht der Regierung. 

Wir sehen überhaupt hier, daß auf diesem 
Sektor manme Wandlungen vor sich gehen. 
Bei der Wohnbauförderung 1968 wissen wir, 
daß es bis 60 Prozent öffentliche Förderung 
gibt. 30' Proz·ent Kapitalmarktmittel und 
10 Prozent Eigenmittel. 

Die Wohnbauförderung 1968 ist damals mit 
Mehrheit angenommen worden. Die Soziali­
sten haben dagegen gestimmt. Von der Min­
derheitsregierung ist dann eine Regierungs­
vorlage gekommen, in der für Mietwohnungen 
45 Prozent und für Eigenheime und Eigen­
tumswohnungen 40 Prozent öffentliche Mittel 
vorgesehen waren. Man hat al'so das Eigentum 
und die Eigenheime gegenüber den 'Mietwoh­
nungen dislkriminiert. 

Und nun haben wir wieder eine diesbezüg­
lime Regierungsvorlage bekommen, und da 
stellen wir mit Befriedigung, mit hal1ber Be­
friedigung fest, daß smon kein Unterschied 
mehr gemamt wurde, daß es also gleichge­
zogen wurde_mit 45 zu 45. 

Aber wir sind noch nicht zufrieden. Wir wür­
den es gerne wieder so ha-ben, wie es war, 
daß es heißt: bis zu 60 Prozent. wenn wir dann 
in den Unteraussmuß gehen. Wir haben hier 
begründete Hoffnung,en, und warum? Wir er­
innern uns noch alle an die Debatte über die 
Wohnbauförderung am 29. Juni 1967, wo der 
Hauptsprecher der Sozialistismen Partei ge­
sagt hat: Dieser Schlüssel der öffentlimen 
Mittel. 'den die OVP heute mit Mehrheit durch­
setzt und wo es heißt: bis zu 60 Prozent. das 
ist nichts. Es müssen einheitlich für ganz Oster­
reich nicht 60, sondern 70 Prozent sein! 

Wir -glauben - zuerst 70. dann 40 und 45, 
nun einheitlich 45 -, daß wir doch eines Tages 
im Rahmen der Behandlung der Regierungs­
vorlage, wahrscheinlich in einem Unteraus­
schuß oder im Bautenausschruß, noch eine An­
näherung erreichen. Also wir sehen, wie hier 
in wenigen Jahren eine Wandlung eingetreten 
ist. 

Ferner hat der Abgeordnete Weikhart da­
mals erklärt, daß die'se Regierung viel zuwenig 
für den Wohnbau ausgiht und daß von den 
zweckgebundenen Mittel. die im Budget ein­
gehen, aus dem allgemeinen Budget ein Zu­
schuß von 35 Prozent kommen muß. Das war 
im Jahr 1967. Damals hat er uns laut Steno­
graphischem ProtOKoll vorgerechnet: 1095 Mil-
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lianen. Wenn man das auf die heutigen Be­
träge umrechnen würde, SO' wären es heute 
1,5 Milliarden Schilling. Wir haben uns eigent­
lich erwartet, daß die sozialistische Regierung 
diese Zusagen erfüllt. Wenn man das WO'rt 
vO'n Staatssekretär Weikhart einlösen würde, 
SO' müßten es im Budget 1912 aus allgemeinen 
Mitteln rund 1,5 Milliarden Schilling sein. 

Sie werden vielleicht sagen: Na ja, das war 
halt irgendeinmal ein DiskussiO'nsbeitrag. 
Nein! Der Herr AbgeO'rdnete Weikhart hat da­
mals Isehr dezidiert erklärt: 

"Und jetzt sage ich Ihnen, meine sehr ge­
ehrten Herren vO'n der OVP, noch etwas. Wenn 
etwa der Einwand kO'mmen sollte, daß die 
OpPO'sitiO'n es leicht habe, sO'lche Finanzie­
rungsvO'rschläge zu erstellen, dann darf ich 
Ihnen versichern: Wenn wir be'i einer nächsten 
demO'kratischen Entscheidung in Osterreich 
dazu berufen werden, die Geschicke dieses 
Landes zu verwalten und zu bestimmen, wird 
das für uns eine Grundlage für ein neues 
WO'hnbauförderungsgesetz sein." 

Weikhart hat es alsO' sehr, sehr ernst ge­
nO'mmen, und wir hätten uns eigentlich er­
wartet, daß beträchtliche Mittel ·aus dem all­
gemeinen Budget für den WO'hnbau kO'mmen, 
alsO' mindestens eine Milliarde, wenn nidü 
anderthalb Milliarden. 

Noch dazu hat ja der Herr Bundeskanzler 
Dr. Kreisky am 19. Juni 1911, als wir nO'ch 
die sO'zialistische Minderheitsregierung ge­
habt haben, in einer PressekO'nferenz ge,sagt: 
"Aber meine Herren! Mit einer Mehrheit kann 
jeder regieren. Das ist keine Kunst." 

Und nun hat ja die SO'zialistische Parte,i die 
Mehrheit, und wir hätten alsO' schO'n erwartet, 
daß nun alles das, was gesagt wurde, als sie 
in OppositiO'n war, auch erfüllt wird. 

Wenn ich nun einiges zum WO'hnbauförde­
rungsgesetz 1968 sagen darf. Hier fällt 
auf, daß bei der neuen VO'rlage 1911, die die 
Regierung gebracht hat, diese Zweidrittelbe­
stimmung, daß alsO' zwei Drittel der Mittel 
für EigentumswO'hnungen O'der Eigenheime 
verwendet werden sO'Uen, nicht mehr vO'rhan­
den ist. Das haben wir ja nicht einf.ach so ge­
sagt, um es al'sO' durchzusetzen, sO'ndern wir 
haben es begründet, und wir haben gewußt, 
daß es diesbezüglich sehr, sehr starke Wünsche 
gibt. 

Eine Meinungsuntersuchung, die wir im Mai 
1911 gemacht haben, hat ergeben, daß 90 PrO'­
zent der BewO'hner vO'n Eigenheimen zufrie­
den, glücklich sind, daß 51 PrO'zent der BewO'h­
ner vO'n EigentumswOhnungen zufrieden sind, 
daß 36 PrO'zent der Bewohner vO'n GenO's'sen­
schaftswO'hnungen zufrieden sind und daß nur 

31 Prozent der BewO'hner vO'n Mietwohnungen 
zufrieden sind. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, müßten wir dO'ch alles tun, wO' doch 
vO'm Staat Milliardenbeträge lin den WO'hnbau 
investiert werden, daß wir nicht die Menschen, 
O'bwO'hl andere Wünsche bestehen, irgendwO' 
hineindrängen, nur 'Weil eben diese MietwO'h­
nungen vO'rhanden sind. Dann ziehen sie ein, 
und sie 'sind nicht zufrieden. Wenn also 90 PrO'­
zent der Eigenheimbewohner zufrieden sind, 
sO' muß das dO'ch für uns ein Signal sein, diesem 
Wunsche nachzukO'mmen. (Beifall bei der 
OVP.) -

Es wurden ferner alle jene, die nO'ch kein 
Eigenheim und keine ·EigentumswO'hnung 
haben, gefragt, was sie sich wünschen würden. 
Und da hat sich herausgestellt: 50 PrO'zent 
wO'llen ein Eigenheim haben, und 26 PrO'zent 
wO'llen eine EigentumswO'hruung haben. AlsO' 
sie wO'llen die Besitzer eines Hauses O'der 
einer EigentumswO'hnung sein. Das sind zu­
sammen 16 Prozent, und SO' sind die zwei 
Drittel, alsO' die 66 PrO'zent, gerade der richtige 
Weg. Es heißt ja: bis zu 66 Prozent. Es wird 
ja niemand gezwungen. GenausO' wie e's bei 
den 60 PrO'zent heißt: bis 'zu 60 Prozent öffent­
liche Mittel. 

Wir wissen, daß Länder 40 PrO'zent und 
50 Prozent beschlO'ssen haben. Wir wO'llen ja 
nicht 60 Prozent allein haben, sO'ndern bis zu 
60. Aber in den Bundesländern, WO' eben die 
Struktur der Bevölkerung und des Einkom­
mens SO' ist, daß es mögtich'st ausgeschöpft 
werden soll, saH man dO'ch die MÖ'glichkeit 
dazu geben. Und bei dem Schlüssel für die 
Eigenheime und EigentumswO'hnungen heißt 
es ja nur: bis zu zwei <Drittel. Wenn alsO' in 
Wien O'der in anderen Bundesländern nur 30 
O'der 40 Prozent Eigenheime O'der Eigentums­
wO'hnungen haben wO'llen, dann ist e's ja in 
Ordnung. Aber die sO'llen, wenn ich SO' sagen 
darf, zuerst befriedigt werden, und dann sO'llen 
die anderen Gattungen kO'mmen. 

Wenn wir alsO' das Ergebnis dieser Befra­
gung wissen, so glaube lich, daß w,ir vor allem 
bei jenen Gattungen investieren sO'llten, die 
die Menschen zufrieden und glücklich machen. 

Wenn Sie sagen: Na ja, Ihre Zahlen können 
richtig O'der falsch sein, SO' möchte ich fest­
stellen: Sie, meine sehr geehrten Oamen und 
Herren derSO''Z!ialistischen Partei, haben ja ein 
Institut. Wenn Sie dO'rt nachschauen - Sie 
werden das wahrscheinlich O'hnehin schO'n ge­
macht haben -, SO' werden Sie sicherlich auf 
ähnliche Zahlen kO'mmen. 

HO'hes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Darf ich mich nun dem Straßenbau 
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zuwenden. Es kommt eine WeHe der Motori- . meter. Wir haben in Osterreich mit Stichtag 
sierung auf uns zu. 1980 werden wir die Voll- 31. Juli 1,272.835 Autos. Das heißt -also, daß 
motorisierung haben. in Osterreich im Jahr 15.274 Millionen PKW-

Was haben wir? Wir halben eine Neubewer- Kilometer gefahren werden. Nun berücksidlti­
tung, das heißt, die gesamten österreichischen gen wir, daß im Schnitt 5 'Prozent der öster­
Straßen wurden noch unter Bautenminister reichischen Autos im Ausland sind und daß 
Dr. Kotzina untersucht. Wir haben nun eine ungefähr 25 Prozent der prow aluf vollausge­
wissenscha.ftliche AJ:1beit, sodaß wir also sehen, bauten Straßen, das heißt auf AutQlbahnen 
in welcher Weise sich der Verkehr bis zum oder auf ausgebauten Bundesstraßen, fahren. 
Jahr 2000 entwickeln wird. Da bleiben also rund 11.000 Millionen Kilo-

meter pro Jahr. 
Wir haben ein neues Bundesstraßengesetz, 

wo die Grundlagen auch noch unter Kotzina Die Rentabilitätsberechnung hat nun erge-
geschaffen wurden und das wir im Juli 1971 ben, daß die Einsparung 'bei Trei'bstoff 
verabschiedet ha'ben. Wir haben über 0,12 Groschen, bei Reifen 0,01, Wartung 0,05, 
1000 ~ilometer neue Bundesstraßen auf dem Abschreibung 0,16, Zeitkosten 0,27 Groschen 
Papier bekommen. und Unfallfolgekosten 0,15 Groschen beträgt, 

insgesamt ist dies eine Ersparnis von 0,76 Gro-
Was wir aber nun brauchen, ist erstens schen. Multipliziert mit den gefahrenen Kilo­

eine Rangordnung für den Straß-en'bau - wir metern ergäbe das eine theoretische Summe 
haben die Unterlagen - und zweitens mehr von 8270 Millionen Schilling an Ersparnis bei 
Mittel für den Straßenbau aus dem allgemei- den PKW-Kosten im Jahr. 
nen Topf. Auch in diesem Jahr sind ja keine 
Mittel vorgesehen. Wir wissen doch alle - ich 
will nicht immer von demsel'ben reden -, daß 
es eine wissenschaftliche Untersuchung der 
Wegekostenrechnung gi!bt, die besagt, daß der 
Straßenbau auch aus allgemeinen Mitteln ge­
fördert werden soll, wei'l zu 10 bis 30 Prozent 
die Straße auch der Allgeme,inhe'it zugute­
kommt und derzeit der Straßen'bau nur durch 
zweckgebundene Mittel finanziert werden 
kann. 

Wir wissen, daß es diesbezügliche Unter­
suchungen gibt. Wir wissen, daß wir dann, 
wenn wir nicht vom Verkehr überrollt werden 
wollen, his zum Ja'hr 1980 pro Jahr - ,ich 
bringe wieder diese TrauID'z'ahl - 3 Milliarden 
Schilling zusätzlich benötigen, wenn unser 
Straßennetz 1980 voll-ausgebaut sein soll. 

Sie werden sagen, Sie werden ja während 
der Alleinregierung s,icher auch nichts aus dem 
allgemeinen Budget gegeben haben. Nein, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, das 
ist nicht richtig. Wir haben zwischen 1954 und 
1970 6,3 Milliarden SchiUing aus dem außer­
ordentlichen Budget für den Autobahnbau ge­
ge~ben. Es gab dabei SpitzenjoaJhre mit 700 Mil­
lionen und sogar mit 961 Millionen, zum Bei­
spiel 1961. 

Wir müssen wissen, daß -auf den Straßen 
ein Volksvermögen rollt, denn 'Wir wissen, 
daß um 4 MHliarden Schilling im J a'hr Autos 
importiert werden. Es ist ja nicht ,gleichgültig, 
ob -diese in drei, vier, fün1f oder in zehn Ja1hren 
hin sind. 

Da hat Dr. Detlev Andor.fer, den Sie ja alle 
kennen, eine Rentabilitätsberechnung gemacht 
und hat festgestellt: Das Durchschnittsauto in 
Osterreich macht im Jahr rund 12.000 Kilo-

Und runn schauen wir uns noch den LKW­
Betrieb 'an. Ich darf eine ähnliche Rentabilitäts­
berechnung des Dr. Detlev Andorfer bringen: 
14.000 LKW, 61.000 im Nahverkehr und 
41.000 Klein-uKW, das gibt zusammen - ich 
will Sie aber mit den vielen Zahlen nicht 
belästigen - eine Ersparnis pro Kilometer 
von 2,11 S. Das ergälbe mit den 2428 Millionen 
LKW-Kilometern eine Summe von 5124 Mil­
lionen. 

Das heißt also, daß die theoretische volks­
wirtschaftliche Ersparnissumme dann, wenn es 
möglich wäre, den gesamten Verkehr von den 
unausge'bauten Straßen auf ausgebaute Str-a­
ßen zu bringen, rund 13 Milliarden Schilling 
ausmachte. 

Sie werden nun sagen, das sei e.ine Annahme 
und so fort. Sagen wir, 50 Prozent davon sind 
6,5 Milliarden, oder sagen 'Wir, nur 10 Prozent 
davon - es sind jedenfalls Milliardenbeträge, 
die hier eingespart werden können. 

Aber es ist eben ein Nachte.il, es ist eben 
die Schwierigkeit, daß dieser ersparte Schilling 
nicht in der Kasse des Finanzministers klin­
gelt. 

Ein Italiener, der Professor Zignoli aus 
Turin, hat ebenfalls erklärt, daß die Erspar­
nisse bei PKW 32 Prozent und bei LKW sogar 
41 Prozent ausmachen, wenn es möglich ist, 
den Verkehr von unausge'bauten aUf ausge­
baute Straßen zu bringen. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wir brauchen daher ein Straßen­
baufinanzierungsgesetz. Wenn wir nicht auf 
irgende,inem Wege mehr Mittel für den Stra­
ßenbau bekommen, werden wir in den näch­
sten Jahren hoffnungslos vom Verkehr über-

84 
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rollt. Wir werden in den Städten nicht mehr I s.ätzlich aus dem Budget 100 MiUionen Schil­
fahren, sondern stehen! Und das wird auch hng verlangen. 
auf den anderen Straßen immer mehr und Sie alle wissen, daß unser Antrag im Juli 
mehr der Fall sein. 1911 von der Mehrheit des damaligen Hauses 

Unlängst hat jemand gesagt: Wir werden abgelehnt wurde. ICh möChte Sie sehr bitten, 
nie mehr so gut auf den Autobahnen fahren meine sehr ·geelhrten Damen und Herren: Tre­
wie heute. - Warum? Weil sie für Frequen- ten Sie doch diesem Antrag, den wir in näCh­
zen von 20.000, 30.000 oder 40.000 PKW pro ster Zeit einbring'en werden, bei; denn Sie 
Tag gebaut sind, nun fahren auf den Auto- wissen, es sterben Tausende Menschen pro 
bahnen im Schnitt 15.000 bis 20.000 pro Tag. Jahr auf den österreichischen Straßen! 
Der Verkehr wird sich immer mehr verstärken, 
er wird siCh verdoppeln, und daher werden 
wir nie mehr so ,gut, bei so geringer Ver­
kehrsbelastung faJhren, wie es heute der Fall 
ist. 

Wenn wir hinsichtlich dieser Finanzierung 
in die Zukunft sehen, so müssen wir fest­
stellen - nehmen wir die Zeit bis 1980, es 
gibt sChon solche VorauS'berechnungen -, daß 
wir bis zum Jahr 1980 rund 109 Milliarden 
Schilling benöUgen. 76 Milliarden Schilling 
werden durch Eingänge der Bundesmineralöl­
steuer, die zweckgebunden sind, aufgebraCht. 
Wir haben also e.inen Fehlbetrag von rund 
33 Milliarden SChilling. Diese teilen sich auf 
6 Milliarden Schilling Autobahn und 27 Mil­
liarden SChilling Bundesstraßen B beziehungs­
weise auf Schnellstraßen auf. 

Nun kann man siCh frberlegen, wie das 
überhaupt finamzierbar ist. Wenn man pro 
Jahr Izusätzlich aus dem aHgemeinen Topf 
300 Millionen Schilling haben könnte, dann 
könnte man die wichtigsten Autobahnen, die 
ja in einer Rangordnung festgelegt sind, bis 
zum Jahr 1980 bauen. 

Wenn man 900 Millionen zusätzlich aus dem 
allgemeinen Budget bekommen könnte, könnte 
man 35 Prozent der Bundesstr'aßen und der 
Schnellstraßen sowie die widltigsten Auto­
bahnen baJUen. 

Wenn man 2,8 Milliarden, also rund 3 Mil­
liarden, ab nun zusätzlich für den Straßenbau 
bekäme, dann könnte man den Vollausbau 
bis in die achtziger Jahre erreichen. 

Der Herr Bundeskan~ler hat Ja in seiner 
Regierungserklärung sehr positiv dazu Stel­
lung genommen, denn er hat gesagt: 

Ohne Zweifel gehört rum Kampf gegen das 
Sterben vor der Zeit auch der Kampf gegen 
den täglichen Tod auf den Straßen. Es ist 
doch eine erschütternde Tatsache, daß allein 
in den letzten fünf Jahren 10.467 Menschen 
durch Verkelhrsun:fälle ums Leben gekommen 
sind. Dies entspricht der Einwohner,zahl von 
Eisenstadt. 

Das ist wirklich eine erschütternde Tats'ache. 
Wir möchten das Hohe Haus bitten, uns dies­
bezüglich. bei diesem Antrag zu unterstützen, 
damit wir eine Mehrheit bekommen und da­
mit zumindest ab 1973 mit der Beseitigung 
von Gefahrenstellen begonnen werden kann. 
(Beifall bei der OVP.) 

Wir werden nämlich - ich. möchte es jetzt 
gleich sehr deutlich sagen -, wahrscheinlich 
in nächster Zeit als Parlamentarier darauf sehr 
gestoßen werden. Ich höre nämlich., daß das 
Kuratorium für Ve~ehrssicheth.eit und die 
Osterreichische Straßengesellschaft DlUn jede's 
Bundesland einzeln analysiert. 

Es werden derzeit in der Steiermark alle 
Gefahrenstellen herausgenommen, es werden 
20 oder 25 sein, und man wird eine - ich bin 
traurig, das 'sagen zu müssen - Art Rentabili­
tätslberechnung aufstellen. Es w.ird also zum 
Beispiel gesagt, daß dort im letzten Jahr 
15 Unfälle waren. Da ist ein volkswirtschaft­
liCher SChaden von, sagen wir, 5 Millionen 
SChilling entstanden. Die Beseitigung dieser 

Wir sehen also, daß der Straßenbau keines- Gefahrenstelle würde aber nur 400.000 oder 
wegs ein gelöstes Problem ist, sondern dgß 500.000 S kosten. 
wir uns in der nächsten Zeit über den Straßen-
bau orientieren, uns mit ihm beschäftigen 
müssen, wenn ,wir nicht eines Tages vom 
Verkehr überrollt werden wollen und dann 
auf den Straßen mi,t unseren Kraftfahrzeugen 
nicht mehr fahren, sondern stehen werden. 
(Beifall bei der OVP.) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Osterreichische Volkspartei 
wird in nächster Zeit wieder einen Antrag 
auf Beseitigru.ng von Gefahrenstellen an den 
österreichischen Straßen einbringen und zu-

In dieser Form wird uns das in den nächsten 
Monaten bundesländerweise vorgelegt wer­
den. Ich. glaube, das werden so zwingende 
Argumente sein, daß wir uns diesbezüglich 
etwas einfallen werden lassen müssen und daß 
wir hier von der Offentlidllkeit einen Druck 
bekommen werden, den wir sicher in einer 
bestimmten Weise berücksichtigen müssen. 

ICh bitte daher schon jetzt das Hohe HaJUs, 
alles zu tun, damit dann, wenn dieser Antrag 
zur Beseitigung der Gefahrenstellen kommt, 
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ein entsprechender Weg gefunden wird. Hier 
handelt es sim ja nicht um eine Traumzahl, 
wenn wir sagen, daß bei einem Budget von 
120 Milliarden 100 Millionen für die Beseiti­
gung von Gefahrenstellen verwendet werden 
sollen. 

Im mömte hier auch an den Artikel der 
"Arbeiter-Zeitung": ",Aktion gegen den Ver­
kehrstod nötig", erinnern, wo sim ebenfalls 
der ARBO dafür ausgesprochen hat, daß auf 
diesem Ge:biet etwas geschehen soll. 

Nun noch einige Worte zum Umweltschutz 
und zur Gesundheit. Sie wissen, daß 40 Pro­
zent der Luftverunreinigung von den Heizun­
gen kommen. M'an kann diese Abgase und 
diese Rauchentwicklungen rückgewinnen oder 
man kann saubere Heizungen schaffen. Sau­
bere Heizungen, wenn .ich das so sagen darf, 
sind Gasheizungen oder elektrische Heizun­
gen. Es gibt direkte Heizungen. 'für eine Woh­
nung mit einer Gr,öße von 77 Quadratmetern 
würde ein Anschlußwert von 10 Kilowatt ge­
nügen. Zum Beispiel das Atomkraftwerk mit 
600 MW, das jetzt in Niederösterreich gebaut 
wird, würde also für 100.000 Wohnungen rei­
chen, allSo Strom für eine Zweijahresb'aulei­
stung, wenn wir die Jahresleistung mit 50.000 
Wohnungen annehmen. Das wäre wirklich ein 
echter Beitrag auf diesem Ge'biet. Denn 40 Pro­
zent der Luftverunreinigung kommen vom 
Hausbrand! Wenn wir da etwas tun könnten, 
wäre das eine seihr, seihr schöne Leistung. 

Oder ein anderes Beispiel: Sie wissen, wie 
wichtig der Donauausbau ist; ich erinnere da 
an den Rhein-Main .. Donau-Kanal. Wenn man 
Beträge dafür verwenden würde, das zu 

E n t s chI i e ß u n g san t rag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Bauten und Tech­
nik wird aufgefordert: 

1. Eine Novelle des Eisenbahnenteig­
nungsgesetzes in der Fassung der Wieder­
verlautbarung vom 14. April 1954, BGBl. 
Nr. 11/1954, dem Nationalrat vorzulegen, 
wonach im Falle der Ente'ignung von Grund­
stücken und Häusern der Enteignete zumin­
dest eine solche Entschädigung erhält, um 
einen lage- und gebrauchsmäßig gleichwer­
tigen Ersatz zu erwerben; weiters ist eine 
vertragsmäßige Wertsicherung der Ent­
schädigung im Gesetz vorzusehen. 

2. Eine Novelle zum Bundesstraßengesetz, 
BGBl. Nr. 286/1911, dem Nationalrat vorzu­
legen, die eine dem Punkt 1 analoge Rege­
lung, ferner eine Sicherung der Rechte der 
Anrainer bei Umwidmung von Bauland so­
wie ein Verbot einer Straßentrass'enfiiJhrung 
ohne Berücksichtigung der Erfordernisse 
neuzeitlichen Umwe1t:schutzes enthält. 

Dieser Antrag wurde bereits im Ausschuß 
gestellt, er hat dort leider keine Mehrheit 
gefunden. Ich möchte das Hohe Haus bitten, 
doch zumindest heute diesbezüglich die Zu­
stimmung zu geben. 

Hohes Haus I Meine sehr g-eehrten Damen 
und Herren! Das Kapitel Bauten und Technik 
ist ein gewaltiger Teil, und wir müssen alles 
tun, um für die beiden großen Aufgaben, den 
Wohnungsbau und den StraßeIllbau, mehr Mit­
tel zum Wohle aller Osterreicher zu bekom­
men. (Beifall bei der OVP.) 

forcieren, würde das der gesamten Volkswirt- Präsident Probst: Der Entschließungsantrag, 
schaft dienen und zur Beseitigung der Luft- den eben Herr Abgeordneter Ing. Helbich vor­
verunreinigung !beitragen. gelegt hat, ist genügend unterstützt und steht 

,Es ist traurig, daß die Mittel, die durch die 
Erhöhung der Zigarettenpreise her'einkommen, 
nicht für Belange des Umweltschutzes zweck­
gebunden werden können. Damit hätte die 
Fr-au Minister für Umweltsmutz sicherlich ihre 
erste Freude -gehabt. 

Uberle-gungen auf dem Heizungssektor müs­
sen wir sicher auch in nächster Zeit anstellen. 

Nun zum Schluß, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, möchte ich einen Ent­
schließungsantrag 'betreffend gerechtfertigte 
Entschädigung bei Grundablösen im allgemei­
nen und im besonderen im Raum von Wien 
einbringen. 

Ich lese: 

Die unterzeichneten Abgeordneten stellen 
folgenden 

somit in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Sdnnidt (FPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Es liegt in der Natur der Sache, daß sich im 
Rahmen des Kapitels Bauten und Technik die 
Diskussion vornehmlich um den Wohnungs­
bau dreht, obwohl e'S gleichsam einen Wider­
spruch bedeutet, daß die Mittel, die Förde­
rungsmittel für diesen Wohnungsbau, nicht 
in diesem Teilstück, sondern im Teilstück 
Finanzen berücksichtigt sind, daß also hier 
nur die geringsten Mittel zu finden sind. 

Mein Vorredner hat schon darauf hinge­
wiesen, daß es leider so ist, daß der Bundes­
minister für Finanzen aus den allgemeinen 
Budgetmitteln nimts zur Förderung des Woh­
nungsbaues beisteuert, sondern daß dieser 
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Wohnungsbau nur - das ist natürlich rela- einem Jahr, nämlich vom April 1970, heran 
tiv - aus den Förderungsbeiträgen der Ein- und studiere audJ. das sozialistisdJ.e Wohn'bau­
kommen- und Lohnsteuerpfl'ichtigen gespeist progvamm, wo dezidiert und ganz konk.ret 
wird. steht, daß mit einer Steigerung von 5000 Woh­

Wir haben es nur der Leistungskraft dieses 
P,ersonen:kreises, dieses Bevölkerungskreises 
zu verdanken, wenn wir in diesem Budget er­
freulicherweise mit einer 18prozentigen Stei­
gerung dieser Mittel rechnen können. 

Es ist klar, daß der Wohnungsbau im Mittel­
punkt des Interesses der Bevölkerung und vor 
allem unserer Jug,end steht. An ihm sind 
unsere jungen Menschen am meisten inter­
essiert. Von diesem Wohnungsbau hängt doch 
so manches Schicksal, manche Ehegründung 
und manche FamiliengTÜndung ab. Allein aus 
diesem rein volkspolitisch'en Grund muß es 
das Interesse aller FrCliktionen sein, da Fort­
schritte zu erzielen. 

Es war daher auch klar, daß sidJ. Herr Bun­
deskanzler Dr. Kreisky in seiner Regierungs­
erklärung mit dem Wohnungspro'blem ein­
gehend befaßt hat, es sozusagen zur Nummer 2 
seiner Regierungserklärung gemacht hat, in­
dem er erklärte, daß vorerst der rückläufigen 
Tend,enz im Wohnbau begegnet werden müßte 
und für die Zukunft die Grundlagen zu einer 
weiteren Steigerung der Wohn:bauleistung ge­
schaffen werden müßten. 

Tatsächlid.1, Hohes Haus, verhält es sidJ. ja 
,'So, daß die Zahl der fertiggestellten Wohnun­
gen ab 1967 ständig im Sinken begriffen war. 
(Abg. Dr. G ru bel: Das stimmt nicht!) Ich 
komme gleidJ. darauf zurück. Im Jahre 1967 
wurden la:ut einer Statistik in Osterreich 
52.744 Wohnungen errichtet, im Jahre 1968 
betrug diese Zahl nur mehr 50.861, im Jahre 
1961 48.720 - Kollege Helbich hat von rund 
49.000 gesprochen -, und im Jahre 1970 be­
trug diese Zahl 44.980. 

Diese sinkende Tendenz aufzuhalten, er­
klärte Herr Bundeskanzler nr. Kreisky, sei 
das nächste Ziel der Wohnbaupolitik seiner 
Regierung. 

Also in der Folge müßte man zu einer 
Steigerung der jährlichen Wohnbauleistung 
gelangen. 

Das Instrument für die Pläne der Re'gierung 
soll die Novelle zum Wohnbauförderungsg,e­
setz darstellen, die es ermöglichen soll - und 
jetzt kommt der Satz, der dem Herrn Kollegen 
HelbidJ. und auch uns allen ,aufgefallen ist, 
der Satz, der hier eine Einschränkung bringt -, 
unter Bedachtna'hme auf die gegebene finan­
zielle Lage des Bundes eine höhere Anzahl 
von Wohnungen als bisher zu fördern. 

Man ziehe zu Vergleichs~eck:en die Regie­
rungserklärung des Herrn Bundeskanzlers vor 

nungen pro Jahr zu rechnen sein wird, sodaß 
wir - das wurde heute hier schon gesagt -
im Jahre 1980 mit einer Wohnbauleistung von 
100.000 Wohnungen rechnen können. Wenn 
man sich das vergegenwärtigt, muß man sagen, 
daß es 'sdlOn interessant ist, daß man es in 
dieser R'egierungser:klärung vermieden hat, 
konkrete Zahlen zu nennen, daß man es ver­
mieden hat, den Steigerungsquotienten fest­
zulegen, und eher einen etwas einschränken­
den Satz gesagt hat. Wir haben das, Hohes 
Haus, mit der entsprechenden Aufmerksamkeit 
registriert. 

Der Bundeskanzler hat zugleich gemeint, 
daß auch diese Wohnungen den Einikommens­
verhältnissen der österreichischen Bevölke­
rung, insbesondere auch denen der jungen 
Menschen, entsprechen müßten. 

Ich weiß, daß sich der Bautenausschuß und, 
ich glaube, auch ein Unterausschuß mit diesen 
Fragen der Wohnbauförderung noch speziell 
beschäftigen werden, ich möchte mich daher 
nicht auf nähere Einz'elheiten einlassen. 

Herr Bundesministerl Gestatten Sie mir bitte 
nur eine Frage zu stellen, eine Frage, die ich 
auch schon im Ausschuß gestellt habe und 
worauf Ihre Antwort doch etwas ausweidJ.end 
gewesen ist; vielleicht war es aber ein Miß­
verständnis. 

Ich gehe von der Regierungsvorlage zum 
Wohnbauförderungsgesetz aus. Dort ist die 
Stundung der öffentlic:hen Darlehenstilgung 
auf die Dauer der Rückzahlung der Kapital­
marktdarlehen, also auf etwa 25 Jahre, vorge­
sehen. Dort sind weiters die Gewährung von 
Annuitätenzuscbüssen zur leichteren Tilgung 
der Kapitalmarktdarlehen und öffentliche Mit­
tel für die Gewährung von Wohnbaubeihilfen 
vorgese'hen. Alles Maßnahmen, die zweifellos 
sehr viel Geld erfordern werden. 

Ich möchte daher die Frage stellen: Liegen 
für den Einsatz dieser zweifellos gigantischen 
Mittel bereits die erforderlichen Konzepte für 
die Strukturreformen im Bereiche des Budg,ets 
sowie der Geld- und KreditwirtsdJ.aft vor, so 
wie dies im sozialistischen Wohnbauprogramm 
vorgesehen ist? 

Ich frage Sie, Herr Bundesminister, um nicht 
wieder Mißverständnisse zu provozieren, nic:ht 
nach der Finanzierung der von Ihrer Regierung 
geplanten Wohnbauförderungsmaßnahmen, 
sondern darnach, wie Sie 'die Mittel für diese 
Finanzierung aufbringen wollen, ich frage, ob 
es darü'ber schon konkrete Vorstellungen oder 
Konzepte der Regierung gibt. 
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Hohes Haus! Ich möchte diese Gelegenheit, 

zum Wohnbau zu sprechen, nicht vorüberge­
hen lassen, ohne den grundsätzlichen Stand­
punkt meiner Fraktion zu deponieren. Idl 
mödlte sagen, daß wir gerne alle Bestrebun­
gen unterstützen, die darauf abgestellt sind, 
der Bevölkerung Osterreidls genügend bessere 
und ~ami1ieng'erechte Wohnungen unter zu­
mutbaren Bedingungen zur Verfügung zu stel­
len. 

Aber wir bitten doch darauf zu achten - wir 
mödlten darvor warnen -, daß vielleidlt aus 
einem falsdlen Ehrgeiz die Zahl der fertig­
zustellenden Wohnungen in Zukunft auf 
Kosten der Qualität gesteigert wird. 

Mit anderen Worten: Es kommt unseres 
Erachtens nidlt so sehr darauf an, mehr billige 
Wohnungen zu schaffen und zu fördern, son­
dern wir sind der Meinung, daß in Zukunft 
ganz besonderes Gewidlt darauf gelegt wer­
den müßte, eine bessere Qualität der neuen 
Wohnungen gesetzlich sicherzustellen. 

Wir verstehen unter Qualität nicht nur den 
Standard der Bauausführung und die Ausstat­
tung, sondern wir verstehen darunter auch eine 
familiengerechte Größe. Wir wissen, hier gibt 
es ja leider ein West-Ost-Gefälle in Oster­
reich. Wir verstehen darunter die moderne 
Gestaltung des Wohnungsraumes, also des 
Grundrisses, soweit die Bundesgesetzgebung 
das hier überhaupt beeinflussen kann. 

Regierungserklärung könnten das vermuten 
lassen -, zu dem kommen, wie man es sdlon 
öfter gehört hat, daß wir heute vielleidlt sdlon 
die Elendsquartiere des Jahres 2000 errichten. 
(Beifall bei der FPO.) 

Wenn wir meinen, daß es für den künftigen 
Wohnbau von weittragender Bedeutung sein 
wird, daß die Lage, daß die Umwelt der zu 
erridüenden Wohnbauten wesentliCh. stärker 
beachtet werden müßten als bisher, so sage 
ich das nicht so von ungefähr, sondern ich 
sage das deswegen - und Sie entschuldigen, 
daß ich heute wieder auf Wien komme - ... 
(Abg. Re gen s bur ger: Wir sind ja auch 
da!) Sie sind auch da. Danke vielmals. Ich 
werde dann gleich eine Einladung an Sie aus­
sprernen. 

Wir haben in Wien gerade in dieser Hin­
sicht sdllechte Erfahrungen gemacht, und wir 
machen sie vor allem noch beim öffentlich 
geförderten Wohnungsbau, besonders dann, 
wenn dIe öffentliche Hand der Bauherr ist. 

Meine Damen und Herren! Da werden doch 
ohne Berücksichtigung von Raumplanung, 
ohne Vorhandensein städtebaulicher Entwick­
lungskonzepte, ohne Beachtung der Umwelt­
einflüsse Wohnblocks um Wohnblocks dort­
hin gestellt, wo man g·erade Grund und Boden 
zur Verfügung hat und wo man diesen Grund 
und Boden optimal ausnützen kann. (Zwischen­
ruf des Abg. K 0 s tel eck y.) 

Gehen Sie 'doch einmal, sehr verehrter Herr 
Wir verstehen unter Qualität - und das Zwischenrufer, in Wien spazieren! Ich hoffe, 

erscheint uns sehr wesentlich in der heutigen Sie tun es, denn Sie sind ja aus Wien. Fahren 
Zeit - vor allem eine sorgfältige Bedacht- Sie einmal hinaus nach Döbling, gehen Sie 
nahme auf die Erscheinungen, die man heutzu- einmal ins Krottenbachtal, und Sie werden dort 
tage gemeiniglich mit "Umwelteinflüssen" zu das Anschauungsmaterial so quasi "frei Haus" 
umschreiben pflegt. Diesbezüglich scheinen uns I geliefert bekommen. Sie werden dort seheJ}, 
die Sicherungen in der Gesetzesnovelle wie bei den aus öffentlichen Steuermitteln 
beziehungswei:se in der Regierungsvorlage zu geförderten Wohnbauten der Gemeinde Wien 
gering zu sein. Wdhn- und Schlafzimmer ebenerdig, nur 

Wir meinen, daß der öffentlich geförderte wenige Meter von der Fahrbahn einer sehr 
Wohnungs'bau auch qualitätsmäßig hodIste- frequentierten Straße entfernt, einfach hinge­
hend sein soll. Das ist heute nicht so selbst- stellt worden sind, ohne Rücksicht auf Um­
verständlich und in der Praxis durchaus nicht weItschutz, ohne daß man daran dachte, daß 

die Personen, die dort wohnen, leben und so, wie manche meinen mögen. 

Ich will dabei gar nicht so weit gehen, wie 
es ein Dozent an der Tedmischen Hochschule, 
Herr Dr. Feuerstein, einmal angesidits des 
öffentlichen Wohnungsbaues geäußert hat, als 
er sagte: Jedes Wohnhaus, das heutzutage 
bezogen wird, ist eigentlich schon 20 Jahre 
alt! 

schlafen müssen, Tag und Nacht sozusagen 
die Fa1hrzeuge in bunter Reihenfolge direkt 
durch ihr Zimmer durchfahren hören, daß sie 
ununter'brochen der Lärmbelästigung und dem 
Benzingestank ausgesetzt sind. 

Gehen Sie im selben Bezirk zur Billroth­
straße 3. Dort wird gerade ein Wohnhaus, 
gefördert mit öffentlichen Mitteln, errichtet. 

Wenn ich das auch nicht in dieser Schärfe Und vor den Fenstern dieses Wohnhauses 
vertreten möchte, so möchte ich doch sagen: 
Es besteht doch die Gefahr, daß wir dann, 
wenn der Schwerpunkt im Wohnbau nicht auf 
die Qualität, sondern nur auf die Quantität 
verlegt wird - und gewisse Passagen in der 

steht bereits eine riesige Mobil-Tankstelle. 
Man kann sich vorstellen, wie den dort ein­
ziehenden Bewohnern der Gestank, der Lärm 
und die Gerüche dieser TanksteUe in die 
Wohnung "hineinkriechen" werden. 
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Dr.Sdunidt 
Ich glaube d'aher, meine Damen und Herren, 

daß der Gesetzgeber in der künftigen Novelle 
zum Wohnbauförderungsgesetz diesen Fragen 
eine erhöhte Bedeutung beimessen müßte. 
(Zwischenrui des Abg. K 0 s tel eck y.) Ein 
Bodenbesdlaffungsgesetz brauchen Sie nicht, 
wenn die Gemeinde Wien dort den Boden 
zur Verfügung hat. Das ist ein Irrtum. Da 
dürften Sie sich ein Eigengoal geschossen 
haben. (Ironische Heiterkeit bei FPO und 
avp.) 

Hohes Haus! Der Herr Bundeskanzler hat 
in der Regierungserklärung von der Verstär­
kung der Wohnbautätigkeit gesprochen und 
hat gesagt, daß auch Maßnahmen zur ,Boden­
beschaffung in die Wege geleitet werden 
müssen. 

Auch hier in dieser Frage will ich keines­
wegs vorgreifen, zumal der :Entwurf ja noch 
niCht ·eingebracht ist und möglicheI1Weise 
- möglicherweise I - vielleicht noch bedeu­
tende Veränderungen im Vergleich zu dem 
Entwurf, der im Begutachtungsverfahren aus­
gesendet worden ist, zu erwarten sind. 

Ich spreche deswegen von der Möglichkeit, 
da der Herr Bundeskanzler vor einIgen 
Wochen in einem Interview, das er der Zeit­
schrift "profil" ·gewährt hat, eine Frage zum 
Thema Zwangsenteignung in Sachen Assa­
nierungs- und Bodeilibeschaffungsgesetz wie 
folgt beantwortete. Er sa·gte: Ja, aber immer 
werden unabhängige Richter die Entscheidung 
fällen. Es soll ein echter Preis gezahlt wer­
den. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß der Herr 
Bundeskanzler das nur so gesagt hat, wenn 
er manchmal auch sehr freigebig plaudert. 
Aber ich k!ann mir nicht vorstellen, daß er das 
so leicht gesagt hat, ohne daß er sich eine 
gewisse &ückensicherung bei seinem Bauten­
minister geholt hat. Ich kann mir nicht vor­
stellen, daß er das nur so gesagt hat, um 
die ohnehin sehr heiße Diskussion um 
dieses Thema, um diesen Themenkreis zu ent­
schärfen. 

Denn auch der Herr Bundeskanzler weiß ja, 
daß im Begutachtungsentwurf kein Wort von 
unabhängigen Richtern stand und steht, wohl 
aber von sogenannten Gutachterkommis-
sionen. 

Aber wie gesagt: Möglicherweise hat der 
Herr Bundeskanzler die Veränderungen, die 
wir noch nicht kennen, schon vorweggenom­
men. Aber ich muß das sagen. 

zum Ziel gesetzt, die Veränderung der Ge·sell­
sChaftsordnung zunächst einmal ganz vorsich­
tig, ganz behutsam, gleichsam auf Samtpfoten 
anzugehen; nur nicht viel reden darüber, keine 
heftigen Diskussionen, nicht anheizen, kalmie­
ren, kalmieren, beruhigen, besänftigen. 

In diesem Sinne muß man wohl auch die 
Ausführungen und die Äußer:ungen des Herrn 
Bautenmini'sters verstehen, wenn er sagt, daß 
die Enteignung privaten Grundbesitzes für 
Zwecke der Assanierung und der Bodenbe­
schaffung wirklich nur die aller-. aller-, aller­
letr.zte Möglichkeit sein sollte, sozusagen die 
Rute am Fenster. 

Allerdings muß ich s,agen, Herr Bundesmini­
ster: Sie haben sich hiebei und hiedurch nicht 
gerade die Sympathien ihrer jungen Partei­
freunde zugezogen, die rhnen ja kürzlich in 
SalZlburg lauthals vorgewoJ:1fen haben, Sie 
seien eben 'zu mimosenhaft und in der Frage 
des Privateigentums sei der Gesetz.entwurf 
zu weich und nicht zielführend. 

Hohes Haus! Wir haben diese Auseinander­
setzung in Salzburg mit Interesse verfolgt, und 
zwar deswegen: In den Reihen der Jungen 
Generation in der Sozi'alistischen Partei be­
finden sich laut Aussage des Herrn Kollegen 
Blecha zukünftige Regierungsmitglieder, 
Nationalratsabgeordnete, ,Landtagsa'bgeord­
nete und Bürgermeister, alles Leute, von denen 
morgen, Herr Bundesminister, vielleicht schon 
einer an Ihrer Stelle stehen kann. Wenn eine 
so gewichtige Organisation - entschuldigen 
Sie: eine Gemeinschaft; eine Organisation ist 
es ja nicht - an Ihnen und Ihren Bestrebun­
gen so heftige Kritik übt, dann müssen Sie 
zugeben, daß Ihre beschwichtigenden Worte 
in Sachen "Eingriff in das Privateigentum" 
doch staI1k an Gewicht und Einfluß verlieren 
müssen. 

Meine Damen und Herren I Hohes Haus! 
Um niCht mißverstanden 'zu werden: Wir Frei­
heitlichen sind nicht so verbohrt, daß wir niCht 
sehen wollten, daß privates Eigentum nicht 
nur Rechte in sich birgt, sondern auCh Ver­
pflichtungen gegenüber der Allgemeinheit mit 
sich bringt. Wir stehen 'auch grundsätzlich auf 
dem Boden des Privateigentums, weil wiT 
meinen, daß der persönliche Freiheitsraum 
eines einzelnen in der Gesellschaft größer ist, 
wenn er zum Beispiel die Wohnung, die er 
fürs Leben braucht, in seinem Eigentum hat 
un'd wenn er sich nicht al's Mieter in die 
Abhängigkeit meist anonymer Hausherren zu 
begeben hat. Wenn wir also für das Privat­
eigentumeintreten, so wissen wir doch, daß 

Ich hätte vielleicht Verständnis dafür, daß die Rechte des einzelnen dann natürlich WEÜ­

der Herr Bundeskanzler das audl nur so gesagt chen müssen, zurückstehen müssen, wenn es, 
hat, um die üiskussion zu entschärfen. Denn wie es im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetz­
diese sozialistische Regierung hat es sich ja buch heißt, das allgemeine Beste erheischt. 
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Wir billigen 'also dem derzeitigen Bundes- f ,Meine Damen und Herren! Das geplante 

minister durchaus Glaubwürdigkeit zu für das, Boden'beschaffungsges'etz dient ·wohl audl nodl 
was er zu diesem Thema sagt. Wenn es aber dazu, die MonopolsteIlung der Gemeinden in 
nicht leere Worte sein sollen, Hohes Haus, Fragen Grund und Boden zu erreichen. 
dann müssen diese Garantien audl im Gesetz Herr Kollege Blecha schreibt dann weiter: 
verankert sein. Denn aus den Reihen Ihrer "Wenn heute im Zusammenhang mit Boden­
jungen Leute, Herr Bundesminister, hört man beschaffung und Assanierung die Ablöse von 
andere Töne. Es sind offenbar dieselben Grundeigentum bei gleichzeitigem massivem 
Kräfte, die einmal das Bundesheer ersatzlos Schutz vor Verwaltungswillkür verlangt wird 
abschaffen wollen und die nun wieder das und dabei sogar volle Ubereinstimmung mit 
Privateigentum als Relikt wohl einer konser- der .katholisdlen Soziallehre be'Steht, heult das 
vativen - pardon: einer reaktionären -Ge- erzreaktionäre Lager auf." (Abg. La n c: Da 
seIlschaftsordnung beseitigen wollen. hat er auch. rechtf) 

Es ist sicher nicht angenehm für Sie, Herr 
Minister, und es ist auch nidlt angenehm für 
Sie, Herr Bundeskanzler, 'Solche Töne, wie wir 
sie in Salzburg hörten, nun hier vertreten oder 
anhören zu müssen. Es ist audl sicherlidl für 
den Großteil der Fraktion, der sozialistisChen 
Fraktion nicht angenehm. Ich bin überzeugt, 
daß Sie, meine Damen und Herren von der 
Sozialistischen Partei, durch: die Vorfälle in 
Salzburg sicher sehr unangenehm berührt ge­
wesen sind. 

Den Beweis liefert ja der Artikel des Herrn 
Kollegen Blecha, der sich rasch beeilte, in der 
"Zukunft" zu sagen und die Frage 'zu klären: 
"Wie steht die Junge Generation zur SPO?" 
Schon daß es eine Frage geworden ist, scheint 
mir symptomatisch zu sein. Das ist sehr inter­
essant. 

Es ist auch sehr interssant, wenn Kollege 
Abgeordneter Bledla in diesem Artikel unter 
anderem sdlreibt: "Audl in der Eigentums­
frage gibt es zwischen JG und SPO keine 
Differenzen. " 

Immerhin: Diese Feststellung hat es in sich. 
Jetzt muß ich umgekehrt fragen: Ist die Sozia­
listische Partei audl der Meinung, daß der 
Entwurf zum Bodenbeschaffungs- und Assanie­
rungsgesetz zu weich und nicht zielführend 
ist? 

Kolle·ge Blecha schreibt weiter: "Die öster­
reichische Sozialdemokratie bekennt sidl zum 
Grundsatz, daß es kein ·Monopol auf die Bil­
dung von Eigentum g·eben darf." 

Kollege Blecha ist leider nicht im Saal, aber 
vielleicht kann man es ihm sagen: Das müßte 
er eigentlich seinen Freunden im Wiener Rat­
haus sagen, die doch - koste es, was es 
wolle - Grund und Boden um oft sündteures 
Geld erwerben. Kein Preis ist zu hoch, kein 
Grundstück ist zu teuer, daß es nicht von 
der Gemeinde Wien erworben wird. Vielleidlt 
kann man sich dort einmal unterrichten und 
sagen l,assen, wie dort das Monopol auf Eigen­
tum verstanden wird. 

In der weiteren Folge sagt er dann, daß er 
den Herrn Dr. König als einen der Sprecher 
dieses erzreaktionären Lagers bezeichnet, und 
so weiter und so weiter. (Abg. Dr. G r u be r: 
Den Kardinal Dr. König?) Entschuldigen Sie! 
Den DDr. König hier, den Dauersprecher in 
der Budgetdebatte (Heiterkeit); nicht den Kar­
dinal. Aber vielleicht steht der Kardinal schon 
auf Ihrem Boden, ich weiß es nicht. (Abg. 
S t r ö e r: Zwei Namen, aber kein Vergleich!) 

Meine Damen und Herren! Wenn man das 
liest, so interessiert vor allem die Wortfolge: 
" ... bei gleichzeitigem massivem Schutz vor 
Verwaltungswillkür" . Wie schaut dieser 
Schutz aus? Sind das etwa Ihre f'amosen Gut­
achterkommissionen, oder was sonst? 

Ich frage das nicht so von ungefähr, wenn 
es nicht schon analoge Beispiele gäbe, wie 
man diese Fragen in der Praxis bewältigt. Ich 
denke da nur an die Härten - und mein Vor­
redner hat das auch schon durch einen Ent­
schließungsantl'ag anklingen lassen -, die zum 
Beispiel das Bundesstraßengesetz 1971 mit 
seinen Enteignungsbestimmungen bringt. 

Meine Damen und Herren! Es steht außer 
Streit, daß es auch im Straßenbau übergeord­
nete Interessen gibt, die g·egenüber dem ein­
zelnen durchgesetzt werden müssen. Das ist 
vollkommen klar. 'Problematischer wird die 
Sache dann schon, wenn zum Beispiel die 
Trassenführung von Bundesstraßen mitten 
durch ein Siedlungsgebiet gelegt wird. Wir er­
leben es, und zwar beim Bundes- und Schnell­
straßennetz im ~aume von Wien, daß hier 
doch sehr große Härten in dieser Beziehung 
auftreten. Abgesehen von der Frage, ob 
manche Trasse nicht an:dersgeführt werden 
kann, wie es in der Planung vorliegt, ist die 
Frage der gerechtfertigten Entschädigung für 
die zu enteignenden Grund- und Eigenheim­
besitzer doch ein Thema von höchster Aktuali­
tät. 

Natürlich entsteht große Unruhe zum Bei­
spiel bei den Siedlern am Laaerberg, durch 
deren Gebiet die A 3, die Südostautobahn, 
führen soll. Uber die Bedeutung der A 3 kann 
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man ruhig geteilter Meinung sein, ob sie wirk­
lich so notwendig ist oder niCht. Aber bitte. 
(Abg. Ba ban i t z: Darüber werden wir 
reden/) Ja, darüber können wir reden. Wenn 
Sie siCh das Bunde's- und Schnellstraßennetz 
um Wien anschauen, Herr Kollege, dann wer­
den Sie sehen, daß es irgendwie kopflastig 
ist, und zwar nadl dem Südosten. Im Westen 
ein einzelner Straßenstrang ... (Abg. Ba b a­
ni t z: Das werden wir uns merken! Sicher/) 

Sie brauChen sich das gar niCht zu merken! 
Sie brauChen gar nicht so böse sein! Das ist 
~ine saChliche Feststellung. Wenn Sie böse 
sind, dann macht es mir auch nichts, denn das 
werde iCh aushalten. -(Abg. Ba ban i t z: Das 
ist die zweite Frage!) Ich finde halt, daß das 
Straßennetz in diesem Gebiet, sagen wir, 
etwas (Abg. DI. Z i t tm a y r: Sie brauchen 
keinen Burgenland-Komplex zu haben!) - ich 
habe auch keinen Burgenland-Komplex - zu 
reichliCh versorgt ist. Ich möchte aber auf 
diese Frage gar nicht eingehen. Es ist mir hier 
um Wichtigeres zu tun. 

Es handelt sich hier um die Südost.autobahn, 
die entlang der Ostbahn gefÜ'hrt werden soll. 
Wegen dieser Autobahn müssen Hunderte 
Menschen a:bgesiedelt werden, Menschen, die 
keine Bodenspekulanten, sondern kleine An­
gestellte und Arbeiter, wahrscheinlich zum 
größten Teil sogar Wähler der Sozialistischen 
Partei sind, Mensdlen, die seit Jahrzehnten 
dort Grund und !Boden besitzen, dort ihr Ein­
familienhaus, ihr Eigenheim und ihre Woh­
nung haben, also praktisch dort ihre Existenz 
haben und dort leben. Sie müssen weg, weil 
es angeblidl keine ·andere Trassenführung gibt, 
obw01llgleich neben dem Bahntraktein Grund­
stüCk. der Gemeinde Wien ist, das aber irgend­
wie nicht herangezogen werden kann. 

Nehmen wir an, es sei so. Jetzt müssen wir 
die Frage klären: Was bekommen nun diese 
Menschen, die ihr Heim verlassen müssen, 
die sich eine neue Heimstatt aufbauen müssen, 
als Entschädigung? Es soll ein echter Preis 
gezahlt werden, sagt der Herr Bundeskanzler 
Dr. Kreis1ky. - Was ist ein echter Preis? Ist 
es ein Preis - eine Entsdlädigung -, der den, 
der für die Allgemeinheit Opfer brIngt, den 
Enteigneten in die Lage versetzt,zumindest 
einen - wie es so sdlön heißt - "lage- und 
gebrauchsmäßig gleich'wertigen Ersatz" zu be­
kommen? 

Hohes Haus I Es ist ein Opfler, wenn Leute, 
die dort jahrzehntelang gewohnt haben, nun 
plötzlich weg müssen. Besteht der Ersatz etwa 
durch Erwerb eines Ersatzgrundstückes oder 
Hauses, oder besteht er darin, irgendwo anders 
einen Neubau zu errichten? - Ich glaube, nur 
das k.ann ein echter Preis sein, wie es Bundes­
kanzler Dr. KreiSky sagte. 

Anläßlich der Beschlußfassung über das 
Bundesstraßengesetz 1971 haben zwei Kolle­
gen meiner Fraktion, Herr Kollege MeißI und 
Herr Kollege Broesigke, über diese Frage ge­
sprochen. Beide haben an Sie appelliert. 

Kollege Broesigke hat gesagt - und ich 
darf mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten zitie­
ren-: 

"Für den normalen Grundeigentümer, der 
nur sein Grundstück verliert, reicht der Ent­
schädigungsbegriff des Allgemeinen Bürger­
lichen Gesetzbuches, der auch hier noch verwen­
det werden wird, zweifellos aus. Denn wenn 
er den Verkehrswert der enteigneten Sache 
bekommt, ist er damit entschädigt. 

Anders steht es bei dem, der mit seiner 
Liegenschaft auch seine Unterkunft verliert. 
Denn er hat nichts davon, wenn er einen 
Verkehrswert bekommt, mit dem er sich eine 
gleichartige Unterkunft unter Umständen nie 
mehr schaffen kann. 

Alle amtlichen Stellen, die mit der Ent­
schädigungsfrage betraut sind, müssen daher 
in solchen Fällen, wo Jemand durCh die Not­
wendigkeit der Enteignung obdachlos wird, 
dafür sorgen, daß nicht 'kleinlich und fiska­
lisch, sondern großzügig, am besten durch 
einen angemessenen Naturalersatz, entschä­
digt wird. Und di'esen Appell wollte ich an alle 
politischen Richtungen und an alle Ämter rich­
ten." 

So meinte damals Kollege Dr. Broesigkle. 

Hohes Haus! Der Appell ist ergebnislos 
verhallt. Als eine Abordnung der betroffenen 
Siedler bei Ihnen, Herr Bundesminister, vor­
sprach, meinten Sie, es täte Ihnen leid, Sie 
seien an die Bestimmungen dieses Gesetzes 
gebunden und Sie könnten Appelle von Ab­
geordneten nicht berücksichtigen. 

Jetzt sehen Sie, Herr Kollege Bledla - er 
ist noch immer nicht da -, warum wir so 
mißtrauisCh gegenüber den Äußerungen des 
Herrn Bundesministers sind, der da sagte, die 
Enteignung sei ja nur die Rute am Fenster, 
und so mißtrauisch gegenüber Ihren Beteue­
rungen, Herr Kollege Blech.a, vom massiven 
Schutz vor Behördenwil1kür. Wir halten nichts 
von BeschwichUgungen, solange wir nicht aus­
reiChende Sicherungen im Gesetz seIhst ver­
an1kert finden. 

Hohes Haus! Weil ich mich schon beim 
Thema der Bundesstraßen 'befinde, erlaube ich 
mir, noCheinig·e Worte zum Bundesstraßen­
budget zu sagen. Wir bedauern es, daß die 
bemerkenswerte Steigerung der Ausgabenan­
sätze von immerhin 11,7 Prozent bei den Bun­
desstraßen Bund S zum größten Teil nicht 
in den Straßenausbau, sondern in die Straßen-
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e:r'haltung geht. Wir zweif.eln nkht daran, daß 
die Straßenerhaltung sicherlich notwen'dig ist. 
Aber - ich darf doch sagen - die Straßener­
haltung selbst bringt dom nicht den Fort­
schritt im Ausbau des Straßennetzes, den sich 
alle Verkehrsteilnehmer erwarten. Aber die 
Dotierung des Straßenaus'baues, insbesondere 
bei der Autobahn, ist doch angesichts der auf 
uns zukommenden Welle der Vollmotorisie­
rung erschütternd gering. 

Der Herr Finanzminister gi!bt keinen Schil­
ling aus seinem Budget für den Ausbau des 
Straßennetzes. Er überläßt es vollikommen nur 
den Kraftfahrern, den Ausbau zu finanzieren. 
Und daß dieser Ausbau zu gering ist, meine 
Damen und Herren, insbesondere bei der 
Autobahn, das liegt doch offen auf der Hand. 
Das ist kein Geheimnis. 

Wenn diesmal eine Budgetsteig'erung von 
1 Prozent, also unter der Gesamtsteigerung 
des Budgets, für das Autobahnausbaupro­
gramm vorgesehen ist, so ist zugleich doch 
aum zu befürchten, daß diese Steigerung durch 
die ebenfalls steigenden Baukosten zu einem 
großen Teil wettgemacht wird. 

Der Herr Bundesminister hat vor nicht allzu­
langer Zeit, ich glau'be, es war im Vorjahr 
im Ausschuß, soviel ich gelesen habe, die 
jährliche Fertigstellung von 100 km Autobahn 
allerdings als Fernziel bezeichnet. Das ent­
spricht doch dem, was der Rechnungshof fest­
gestellt und gemeint hat. Der Rechnungshof 
meinte -aber, daß ab sofort jährlich 100 km 
Autobahn zu bauen begonnen werden müßten, 
um unter Berücksichtigung einer wirtschaH­
lichen BaudurChführung und der technisdl be­
dingten Baudauer das Ziel zu erreichen, das 
darin besteht, bis Ende 1980 rund 1100 km 
Autobahn zur Verfügung zu haben. Allerdings 
beziffert der Rechnungshof die Kosten der 
noch zu bauenden rund 100 km Autobahn mit 
4 ,bis 5 Milliarden pro Jahr, pro Jahr, meine 
Damen und Herren, und zwar auf der Preis­
basis des Jahres 1911. 

Wenn man zum Vergleich mit diesen Äuße­
rungen das vorliegende BautenJbudget mit 
seinen 2,3 Milliarden hinsichtlich der Auto­
bahn heranzieht, so muß man doch sagen, 
daß es eindeutig unterdotiert ist. Der Herr 
Bundesminister selbst hat auf dem letzten 
Straßentag gesagt, daß im Autobahnbau 3 Mil­
liarden jährlich fehlen. 

Mir schien bei der Lektüre des Arbeitsbe­
helfes für dieses Bundesfinanzgesetz ein Satz 
so symptomatisch für die totale Abhängigkeit 
des Straßenlbaugeschehens vor allem im Auto­
bahnbau von dem jä!hrlidlen Aufkommen an 
der Mineralölsteuer zu sein, nämlidl der Satz, 
der da lautet, daß das Tempo des weiteren 

Baues der Autobahnen und der Zeitpunkt der 
Fertigstellung der einzelnen Strecken und Bau­
abschnitte durch die jährlim zur Verfügung 
stehenden Geldmittel bestimmt sind. 

Hohes Haus! Da sieht man also eigentlich 
die ganze Hilflosigkeit, die -ganze Abhängig­
keit unseres Straßenbaugeschehens von dem 
Aufbringen an Mineralölsteuer, weil es eben 
anscheinend abgelehnt wird, weil es anschei­
nend ausgeschlossen ist, daß der Finan~mini­
ster aus allgemeinen Budgetmitteln noch etwas 
dazuschießt, was alber im Interesse unseres 
Straßenausbaues unbedingt notwendig wäre. 

Hohes Haus! Ich glaube, daß die Zeit reif 
wäre, hinsichtlich der Straßenlbaufinanzierung, 
aber nicht nur hinsichtlich dieser Straßenbau­
finanzierung, sondern überhaupt hinsichtlich 
des gesamten Straßen'baugeschehens eine 
andere Or-ganisationsform abseits von der Ver­
waltung, von der Bürokratie zu finden. Idl 
glaube, es sollte einmal überprüft werden, 
den Straßenbau als selbständigen Wirtsdlafts­
körper auf der Grundlage eines modernen 
Managements zu or'ganisieren; aber nicht nach 
bürokratischen, sondern nach privatwirtschaft­
liChen Grundsätzen und Methoden. 

Damit ist nicht immer das gemeint, was 
immer wieder erwähnt und in die Debatte, 
in die Diskussion geworfen wird und was 
da mit dem Namen Straßenholtling bezedchnet 
wird. Eine Holdinggesellschaft ist etwas ganz 
anderes. Eine Holding betreibt in der Regel 
kein eigenes Unternehmen, sondern be­
schränkt sich auf die Konzernleitung, Finan­
zierung und zentrale Führung abhängiger 
Unternehmen. 

Wir meinen, Hohes Haus, daß für das 
Straßenbaugeschehen ein eigenes Unterneh­
men, ein eigener Wirtschaftskörper geschaf­
fen werden sollte, der nach kaufmännischen 
Grundsätzen zu führen ist. Ich glaube, daß 
ein reiner Finanzierungsfonds für den Straßen­
bau die ausstehenden Probleme, die gelöst 
werden müssen, und zwar sind es ja nicht 
nur Probleme finanzieller Art, sondern audl 
anderer Art, zum Beispiel personeller Art, 
diese Fragen nicht lösen wird können, denn, 
wie gesagt, es gi'bt auch personelle Probleme. 

Wir haben einen katastrophalen Personal­
mangel in der Straßenverwaltung. Aber ein 
eigener WirtsChaftSikörper, in dem natürlidl 
dem Bautenminister ein entscheidender Ein­
fluß in der Führung, in der Disposition ein­
geräumt werden müßte - das ~st selbstver­
ständlich -, müßte eine klare Abgrenzung 
und Kalkulation des Finanibedarfes, losge­
löst von den Ansät'Zen des Bund,eshaU'shaltes, 
die ja, wie bekannt, immer nur für ein Jahr 
erstellt werden, vornehmen und wäre auf dem 
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Personalsektor z'weifellos beweglicher als eine 
Bundesbehörde. 

Und, was entscheidend wäre, Hohes Haus, 
der Einsatz zur Verfügung stehender Geld­
mittel wäre unabhängig von den Budgets und 
könnte daher optimal erlfolgen. Derzeit richtet 
sich der Ausbau, wie wir gehört ha'ben, nach 
den jährlich vorhandenen Mitteln. Er ist also 
finanziell in die Schranken eines Budget jahres 
verwiesen. 

näpfchen zu treten und nicht für den Umwelt­
schutz, sondern für die Umweltverschmutzung 
im Rahmen des Brückenbaues uber den Neu­
siedlersee eine Lanze zu brechen, indem sie 
sich tür die Neusiedlersee'brück.e ausgespro­
chen hat. Ich muß sagen, die Frau Bundes­
minister war nicht sehr gut beraten, wahr­
scheinlich war sie überhaupt nicht beraten, 
wahrscheinlich hat sie das intuitiv getan. 

Diese Brückenverbindung über den Neu­
siedlersee führt unserer Meinung nach zu sehr 

leb. glaube, man wird sich in dieser Hinsicht schwerwiegenden Nachteilen für den See da-
etwas einfallen lassen müssen, Herr Bundes- durch, daß das Landschafts1bild beeinträchtigt 
minister. Ich glaube nicht, daß man in der wird und die Gefahr einer chronischen Ver­
Finanzierung, in der ganzen Bewältigung des schmutzung eintritt. (Abg. R 0 b a k: Warum 
Straßenbaugeschehens so weitermachen kann schützten Sie denn nicht den Wienerwald?) 
wie bisher, denn sonst werden wir erleben, Sagen Sie das doch Ihren Leuten im Wiener 
daß wir mit einem immer größeren Kapitalein- Rathaus! (Abg. R 0 b a k: Haben Sie schon ein­
satz immer geringer und kürzer werdende mal darüber gesprochen?) Ja, im Gemeinderat 
Streckenteile bewältigen werden! Ich glaube, öfter, aber da haben Sie ja nicht zugehört, 
daß in der' Straßenpolitik eine Entscheidung dort gehen Sie ja nidlt hin. 
überfäHig ist. 

Fr,a'gen Sie doch Ihre Leute, 'Wo die Planungs-
Hohes Hausl Darf ich mich vielleicht noch gemeinschaft Wien-Niederösterreich ist. Dar­

einem Detailproblem im Straßenbau zuwen- über wird nur immer geredet, aber zusammen­
den, einem Detai1problem, das jedoch noch gesetzt haben sidl die Herrschaften noch nie. 
immer im Blickpunkt der Aufmerksamkeit des Das ist ein völlig blinder Einwud, den Sie 

'In- und Auslandes steht, und zwar die ge- hier machen. Sie wissen zwar nichts, aber Sie 
plante Brücke über den Neusiedlersee. Herr reden davon, wahrsdleinlidl weil Sie über die 
Minister! Ich möchte fragen, wie steht's da- Fehlmaßnahmen und Fehläußerungen Ihrer 
mit? Bundesministerin 'beruglidl des Neusiedlersees 

Darf ich in Erinnerung rufen, Herr Minister, nervös geworden sind. (Beifall bei FPO und 
daß der freiheitliche Abgeordnete Dr. Scrinzi OVP.) Sie können a'ber nidlt abstreiten ... 
am 23. Juni 1971 eine Anfrage an Sie geridltet (Abg. Ni t te1: Herr Dr. Schmidt! Wo fängt 
und eingehend auf die Gefahren hingewiesen die Verhüttelung am Donau-Oder-Kanal und 
hat, die diesem letzten ruhi-gen Winkel Euro- am Abhang des LeopoJ.dsberges an?) 

pas, wie man vom Seewinkel so smön sagt, Herr Kollege Nittel! Lenken Sie hier nicht 
diesem einmaligen Landschaftscharakter, die- ab von dem Versagen, von dem Durchein­
ser dort einmaligen und s'eltenen Fauna und ander, das Sie bei der Neusiedlersee-Brücke 
Flora drohen. Scrinzi hat auf diese Gefahren, verurs'adlt haben. Jetzt kommen Sie auf ein­
die also durch den gepLanten Brückerrbau ge- mal auf Wien und den Wienerwald, aber 
geben sind, hingewiesen. das machen wir nicht mit. (Beifall bei der FPO.) 

Sie haben am 12. Juli 1971 eine Antwort Meine Damen und Herrenl Sie treiben hier 
gegeben und haben gemeint, daß die Planung ein doppeltes Spiel bei dieser Neusiedlersee­
der Straßenverbindung Mörbisch-Illmitz brücke. Sie gefährden durch den Brückenbau 
schon länger bestanden habe, daß aber weitere den See und die Landschaft, Sie beschwören 
Vorarbeiten für eine Planung oder gar den die Gefahr der chronischen Verschmutzung 
Bau dieser See straße bisher nicht veranlaßt des Sees herauf, denn bedenken Sie doch: 
worden sind. Uber diese Brücke fahren Autos, es kann 

Unfälle geben, 01 und Benzin fließen in den <Das Hohe Ha.us hat dann in einer ein-
See, Wrackteile und KFZ-Trummer fallen in 

stimmigen Entschließung der Erwartung Aus- einen See, der sich seLbst nur sehr, sehr schwer 
druck gegeben, daß eventuelle Arbeiten erst reinigen kann, weiler fast keine Abflußmög­
in Angriff genommen werden, wenn alle damit lichkeit hat. (Abg. La n c: Herr Dr. Schmidt! 
zusammenhängenden Fragen geklärt worden Wer hat Sie beraten? _ Abg. Z ei 11 i n ger: 
sind. Seither ist nichts geschehen. Gott sei Nicht die Frau Leodolter! _ Abg. La n c: 
Dank, muß im sa'gen. Gott sei Dank ist seither Sie haben doch gesagt, die Frau Minister hat 
nichts geschehen, außer wenn ich vielleimt sich nicht beraten lassen!) 
daran denke, daß es ausgerechnet der Frau 
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt- Ich habe mich von zwei Hochschulprofesso­
schutz vorbehalten geblieben ist, in ein Fett- : ren beraten lass'en, deren Gutachten ich 'hier 
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habe. Ich glaube, wenn sich diie Frau Bundes­
minister Dr. Leodolter zuerst von diesen bei­
den Hochschulprofessoren hätte beraten lassen 
(Abg. La n c: Es gibt auch andere!), dann 
hätte sie nicht einen solchen Unsinn gesagt. 
(Beifall bei der FPO. - Abg. La n c: Das ist 
mager!) 

Das ist gar nicht mager, denn wenn Sie 
die Erkenntniss'e von Hochschu1professoren 
als mager be'zeichnen, dann spricht das nur 
für Ihre UbeIiheblichikeit, Herr Kollege Lanc. 
(Ruf bei der SPt): Es gibt auch andere Gut­
achten!) 

Es gibt auch andere Gutadlten, jawohl, Sie 
ziehen jetzt ausländisChe Gutachten heran, 
weil Ihnen die österreiChischen nicht passen. 
(Abg. R 0 b a k: Kennen Sie den Neusiedler­
see überhaupt?) Ja. (Abg. La n c: Ich hätte 
nichts gesagt, wenn Sie der Frau Minister 
nicht unterschoben hätten, sie hätte sich nicht 
beraten lassen!) Sie hat sich beraten lassen? 
Herr Kollege Lane, umso ärger. Ich habe mir 
nämlich gedacht, sie hat das nur so gesagt. 
(Abg. Z ei 11 i n ger: Bewußt hat sie das ge­
sagt! - Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Ich nehme also zur Kenntnis, daß sich die 
Frau Gesundheitsminister beraten lassen hat. 
Dann ist es aber doch sehr traurig, daß sich 
eine Frau Minister für Gesundheit und Um­
weltschutz für dieses Projekt ausgesprochen 
hat, und es ist noch trauriger, daß sie keine 
eigene Meinung hat, daß sie das nachplappert, 
was ihr andere, sogenannte Berater vorgeg,e­
ben haben. (Beifall bei der FPO.) 

Aber bitte: Die bisherilgen Auftritte der 
Frau Minister Leodolter haben uns ja zu der 
Uberzeugung geführt, daß sie in sehr vielen 
Fragen keine Meinung 'haben dürft,e. ,( Abg. 
L a n c; Also der Finanzbeamte Schmidt ver­
steht mehr von der Gesundheit als die Arztin 
Dr. Leodolter!) Manche Leute haben eben 
einen gesünderen Menschenverstand als so­
genannte Fachleute. (Abg. L an c: Sie reden 
von Uberheblichkeit, aber Sie wollen mehr 
verstehen als ein Arzt/) Ich habe Ihnen ja 
sChon gesagt, daß hier GutaChten vorliegen. 
Ich würde Ihnen empfehlen, Herr Kollege 
Lane, einmal die Gutachten zu lesen, bevor 
Sie hier so leichtfertig daherreden. (Abg. 
Z i n gl er: Gutachten von zwei Professoren! 
Und was tun Sie? Sie reden auch nur nach!­
Weitere Zwischenrufe. - Präsident Pro b s t 
gibt das Glockenzeichen.) Aber es gibt ja auch 
andere Gutachten. 

Im übrigen bin ich sehr froh, daß Sie solche 
Zwischenrufe machen, denn ich entnehme dar­
aus, daß wir Sie an einem sehr empfindlichen 
Punkt getroffen haben. Meine Damen und 
Herren, Sie wissen nicht ein und aus! Die 

Offentlichkeit ist gegen Sie, und Sie haben 
jetzt die schwere Aufgabe, hier ein Rückzugs­
gefecht antreten zu müssen. (Beifall bei der 
FPO. - Neuerliche Zwischenrufe bei der SPO.) 
Vielleicht unterhalten Sie sich dann in der 
Milchbar, ich möchte hier j,etzt weiterreden. 

Meine Damen und Herren! Auch die Argu­
mente, daß die Seewinkelgemeinden wirt­
schaftliche Nachteile hätten, wenn die Brücke 
nicht gehaut würde, sind nicht zieltührend. 
Herr Kollege Lane! Ich empfehle Ihnen diese 
beiden Gutachten zum Studium, auch das wird 
darin ganz klar nachgewiesen. 

Wir wollen daher sagen, Herr Bundesmini­
ster: Warten Sie ruhig die noch ausstehenden 
Gutachten ab, aber ich glaube, es würde der 
überwiegenden öffentlichen Meinung entspre­
chen, wenn dieses Brückenbauprojekt über den 
Neusiedlersee ad aeta gelegt werden würde. 
(Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren I Ich möchte Sie 
nun wieder ein bißch:en beruhigen, ich komme 
zu einilgen Ausführungen über die Wasser­
v.er.sorgung, die Abwässerbeseitigung und die 
Kanalisation. Die Probleme auf diesem Sektor 
werden immer 'größer und dringlicher. Auch 
der Herr Bundesminister für Finanzen hat dies 
in seiner Budgetrede hervorgehoben. Er hat 
vor allem die Bedeutung des Wasserwirt­
schaftsfonds hervorgehoben, der im Jahre 
1912 eine höhere Dotierung erfordert. Er hat 
auf die Steigerung der Bundesmittel von 
24 Millionen auf 10,2 Millionen hingewiesen. 

Meine Damen und Herren! Das nimmt sich 
optisch recht gut aus, denn die Steigerung 
dieser Mittel bedeutet eine Verdreifachung 
innerhalb eines Jahre's. Tatsächlich muß man 
aber sa'gen, daß es angesichts der Größe die­
ser Probleme, angesichts der Kosten, die dafür 
aufgewendet werden müßten, nichts anderes 
ist als ein Tropfen auf den heißen Stein. Der 
Anteil der Bundesmittel an den Gesamtein­
nahmen des Fonds im J.ahre 1912 beträgt trotz 
der Erhöhung nur 5,1 Prozent. Der Anteil am 
Gesamtbudget beträgt 0,51 Promille. Von den 
Darlehensmitteln für 1912 in Höhe von 
1195 Millionen sind zum jetzigen Zeitpunkt 
bereits 826,4 Millionen, das sind 69 Prozent, 
vergeben. 

Hohes Haus! Das zeigt doch, wie unzurei­
chend die Mittel für die Abwässerbeseitigung, 
für die Kanalisation, für die Reinhaltung unse­
rer Gewäs1ser in Wahrheit sind. Der Vorgriff 
auf Darlehensmittel für das J'ahr 1972 zeigt 
dies ganz deutlich, und es scheint uns, als 
wäre der Wasserwirtschaftsfonds finanziell 
überfordert im Hinblick auf all die Maßnah­
men, die in seinen Aufgabe:n:bereich fallen. 
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Dabei ist e's doch so, daß seit der Novellie­

rung des Wasserbauteniförderungsgesetzes im 
Jahre 1969 ohnehin nur mehr die Darlehens­
gewährung als einzige Förderungsmaßnahme 
für die Errichtung von Anlagen zur Abwässer­
beseitigung vorhanden ist. Vorher gab es 
nämlich noch die ,sogenannten verlorenen Zu­
schüsse, das heißt Zuschüsse, die an die Ge­
meinden gegeben wurden und die nicht zurück­
gezahlt werden brauchten. 

Dadurch, daß diese verlorenen Zuschüsse 
weggefallen sind, ist natürlich die Lage der 
Gemeinden beziehungswe'ise der Wasserver­
bände, vor 'allem die Lage der Seegemeinden 
an unseren großen österreichischen Badeseen, 
sehr schwierig geworden, denn man kann sich 
vorstellen, daß sich durch die kostspielige und 
aufwendige Abwässerreinigung, die ja bedeu­
tende Inve'stitionen erfordert, große Finanzie­
rungsprobleme auftun. Sie tun sich vor allem 
dadurch auf, daß zu den beträchtlichen Eigen­
mitteln jetzt auch noch die Belastungen für 
Darlehenstilgung und -verzinsung dazu­
kommen. 

Ich glaube daher, Herr Bundesminister, daß 
die Sanierung unserer Seen - natürlich nur 
die Seen von überörtlicher Bedeutung - ein 
ganz besonderes Kapitel des Umweltschutzes 
ist, und zwar vor allem deswegen, weil ja 
Osterreich ein Erholungs- und Fremdenver­
kehrsland ist, weil es davon leht. Die Fremden 
kommen ja zu Zehntausenden zu uns. Ich 
glaube, wir müßten dieser Frage eine beson­
dere Bedeutung beime.ssen. 

Ich glaube, es wäre sogar vertretlbar, für die 
Frage der Seenreinigung eine eigene Po.st, 
einen eigenen Ansatz in das Budget aufzu­
nehmen, wie das ja schon einmal gewesen ist, 
nicht für die Seenreinigung, aber zur Zeit der 
Besatzungszeit hat es zum Beispiel tür die 
Wasserleitung im nördlichen Burgenland im 
Bundesbudget eine eigene Post gegeben. 

Das Wasserbautenförderungsgesetz sieht 
die Rückzahlung der Darlehen innerhalb von 
25 Jahren vor; ich höre aber, daß man in der 
Praxis nur eine 20jälhrige Rückzahlungsdauer 
zugesteht. Das Wasserbautenförderungsgesetz 
sieht schließlich einen Zinssatz von 3 Prozent 
bis 1 Prozent vor - ich höre, in der Regel 
wird ein Zinssatz von 2 Prozent verlangt. 
Man könnte also schon im R!ahmen des der­
zeit bestehenden Ge'setzes sehr viele Erleich­
terungen schaffen. 

Ich möchte Si.e bitten, Herr Minister, die 
Frage der Wiedergewährung verlorener Bun­
des'zuschüsse zu prüfen und vielleicht auch 
darauf Einfluß zu ne'hmen, daß !der Wasser­
wirtschaftsfonds die gesetzlichen Möglichkei­
ten zugunsten der Darlehensnehmer voll aus­
schöpft. 

Hohes Haus! Am Ende meiner Ausführun­
gen erlaube ich mir namens meiner Fraktion 
zu sag,en, daß das Bautenbudget unsere Erwar­
tungen nicht befriedigt, insbesondere nicht auf 
dem Sektor der Autobahn, weil wir meinen, 
daß hier viel zuwenig getan wird, um die Pro­
bleme im Zusammenhang mit de,r Vollmotori­
sierung, die unaufhaltsam auf uns zukommt, 
erfolgreich lösen zu können. Wir weI'den da­
her diesem Budgetkapitel unsere Zustimmung 
nicht geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr .A!bgeoridnete Babanitz. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Babanitz (SPO): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! (Abg. Dr. G r u b er: Brücken­
bauer!) Der Herr Abgeordnete Schmi.dt von 
der Freiheitlichen Partei hat es für notwendig 
befunden, die Frage der Brücke über den 
Neusiedler See in die Diskussion zu werfen. 
Das ist sicherlich sein gutes ... (Abg. Doktor 
Sc h m i d t: Darl ich das nicht?) L·assen Sie 
mich bitte ausreden. Sie glaUben vielleicht, 
Herr Kollege Schmidt, daß alle nervös werden, 
,wenn Sie hier etwas lauter reden. Ich kann 

Aber wenn man sich schon nicht dafür ent- Ihnen aber versichern, daß das nicht der Fall 
schließen kann, Hohes Haus, dann sollte man list. 
doch wieder zu dem System der verlorenen 
Bundeszuschüsse zurückkehren. Ich glaube, 
man sollte sich diese Frage überlegen, um 
den Seeg,emeinden zu helfen, ihre Finanzie­
rungsfragen in dieser HinsidIt leichter zu be­
wältigen. 

Aber zumindest sollte man, Herr Bundes­
minister, darauf hinwil'ken, daß der' Wasser­
wirtschaftsfonds die gesetzlichen Möglichkei­
ten, die er hat, bei der Darlehensgewä:hrung 
voll ausschöpft. Das Wasserbautenförderungs-

'" gesetz sieht Fondsdarlehen bis zu 60 Prozent 
der Bausumme vor. Ich habe mir sagen lassen, 
daß dieser Prozentsatz in der Praxis kaum 
ausgeschöpft wird. 

Ich möchte also sagen, daß es Ihr gutes 
Recht ist, über dieses Problem zu reden. 
Selbstverständlich. Aber Sie werden nicht be-
streiten wollen, daß es auch unser gutes Recht 
ist, über die Prohl'eme, die durch dieses Pro­
jekt in den Vordergrund geschoben worden 
sind, zu reden. 

Ich darf ,dazu sagen, daß wir uns im Burgen­
land - unld das, glaube ich, darf im im großen 
und ganzen für alle sag·en - über diese Frage 
im wesentlichen einig sind. Wenn ich voran­
stellen darf, daß unser Landeshauptmann Kery 
im Einvernehmen mit der Landesregierung 
un'd der Bevölkerung erklärt hat, daß die 
Brücke erst dann gebaut wird, wenn alle Gut-
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achten für und wider vorhanden sind, dann 
glaube ich, ist das eine Zusicherung, die auch 
der Entschließung des Nationalrates bei der 
Beschlußfassung des Bundesgesetzes ent­
spricht. 

Aber ich darf Sie auch noch auf eines auf­
merksam machen, Herr Kollege Schmidt. Sie 
haben hier vom Nachplappern geredet. Ich 
möchte jetzt gar nicht untersuchen, ob das ein 
Stil ist, den man hier anwenden soll. Das ist 
Ihre Sache. Aber ich glaube, wenn man all 
das "nachplappern" würde, was Herr Doktor 
König über den SeewiMel und über die 
Brücke geschrieben hat, dann muß ich fest­
stellen, daß er und viele, die das nach­
plappern ... (Abg. Dr. G r u b e r: Das ist 
wieder ein anderer König! - Heiterkeit.) 
Entschuldigen Sie! Wir haben jetzt schon drei 
im Gespräch! Ich meine den Dr. König von 
der Biologischen Station, um es kl-arzustellen. 
(Abg. Z e i 11 i n ger: Das reinste König­
Reich!) Genau. Ich möchte also feststellen: 
der Herr Dr. König von der Biologischen 
Station in Wien. (Abg. Z e i 11 i n ger: Der 
Vogel-König!) Der Vog'el-König, sehr richtig, 
Herr Kollege! 

Wenn also er darÜ'ber redet, so möchte ich 
ihm nicht unterstellen, daß er es deswegen 
tut, weil er vielleicht nicht mehr so schalten 
und walten kann am Neusiedler See, wie er 
es g'erne möchte. Aber Ahnung hat er auch 
nicht sehr viel. Es dürfte ihn vor allem nur 
die Vogelwelt 'interessieren. 

Aber ich darf Ihnen eines sagen, Herr 
Kollege Schmidt und meine Damen und Her­
renl Im Seewinkel wohnen rund 20.000 Men­
schen ,an einer toten Grenze, die von den 
wirtschaftlichen Möglichkeiten und von dem 
Aufbau ausgeschlossen sind. Und das sollten 
Sie einmal beachten, wenn Sie uber diese 
Probleme redenl 

Aber wissen Sie, was Sie mit Ihren Herren, 
die dort hinunt-erkommen auf Urlaub, gerne 
haben wollen? Daß diese Leute ohne Zivilisa­
tion weiterleben sollen, damit die anderen 
etwas anschauen und nach ,amt Tagen wieder 
fortfahren können. Mehr möchte ich vorläufig 
zur Brücke gar nicht sagen. (Beifall bei der 
SPt). - Zwischenrufe bei der FPO.) Darf 
ich Ihnen sag'en: Ich habe mich bisher, obwohl 
ich am Neusiedler See zu Hause bin, und 
das schon einige Zeit, in diese Diskussion 
absichtlich nicht hineingemischt, und auch der 
Kollege Tschida von der OVP-Fraktion hat 
das nicht gemacht, weil er und ich genau 
wissen, daß das ein Prdblem ist, das in erster 
Linie wirtschaftlich betn3.chtet werden muß. 
Es werden zum gegebenen Zeitpunkt noch 
Möglichkeiten sein, darüber 'zu reden. Aber 

wie gesagt: Mehr möchte ich heute darüber 
nicht sagen. 

Und nun, meine Damen und Herren, darf 
ich mich doch auch mit dem Budget befassen. 

Wenn wir heute hier im ,Rahmen der Ver­
handlungen über das Bundesfinanzgesetz 1912, 
über die Gruppe Bauten und Technik oder 
wenn Sie wollen über das Baubudget ver­
handeln, dann darf ich, nachdem Herr Kollege 
Helbim das Gegenteil gesagt hat, als Sprecher 
der Sozialistischen Partei eing,angs -erklären, 
.daß wir Sozialisten selbstverständlich für das 
Budget und auch für die Gruppe Bauten ,stim­
men werden, aber nicht nur deswegen, weil 
dieses Budget von einer sozialistischen Regie­
rung erstellt wurde, sondern weil mit dem 
Budget für das Jahr 1972 die von der 
sozialistischen Regierung 1910171 begonnene 
Budgetpolitik, die unter anderem eine Stabili­
sierung der Wirtschaft und Sicherung der 
Arbeitsplätze gebracht hat, fortgesetzt wird. 
Dies trifft meiner Meinung nach insbesondere 
für die Bauwirtschaft zu - für eine Wirt­
schaftssparte also, die gerade in den Jahren 
1966 bis 1969 sehr stark von der damaligen 
Bundesregierung vernachlässigt worden ist. 

Wenn ich diese Feststellung als Vertreter 
der in der Bauwirtschaft beschäftigten Arbeit­
nehmer hier im Hohen Haus mache, dann 
kann ich das im besonderen tun, da ich mich 
in den letzten Jahren auch unter der OVP­
Alleinregierung bemüht habe, a'Uf Grund von 
statistischen UnterJ.agen meine Erklärungen 
nicht nur ,zu untermauern, sondern auch Vor­
schläye, die seitens der Interessenvertretung 
der Arbei1nehmer im Interesse einer gesunden 
Bauwirtschaft gemacht worden sind, dem 
Hohen Haus beziehungsweise der damaligen 
Bundesregierung zu unterbreiten. 

Obwohl - und das möchte ich hier auf­
zeigen - auch der damalige Bautenminister 
Dr. Kotzina bereit war, im Interesse der Bau­
wirtschaft manche Vorschläge der damaligen 
Opposition beziehungsweise solche, die außer­
halb des Parlamentes unter anderem auch von 
der Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter 
gemacht wurden, aufzugreifen, so war es ihm 
doch nicht möglim, diese Vorschläge so in 
das Budget der Jahre 1967, 1968 und 1969 
zu bringen, daß die Bauwirtschaft einen star­
ken Rückschlag vermeiden hätte können. 

Durch die Budgetpolitik der sozialistischen 
Bundesregierung im Budget für das Jahr 1911 
als auch in dem nunmehr zur Verhandlung 
stehenden Budget 1912 hat meiner Meinung 
nach die Bauwirtschaft die Möglichkeit bekom­
men, schneller, als mau es erwartete, aus dem 
Konjunkturtief der Jahre 1968 und 1969 her­
auszukommen. Ich darf hier ganz besonders 
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feststellen, daß wir noCh selten - ich sage 
das als Vertreter der Bauarbeiter - eine so 
günstige Ausgangsbasis für eine durCh­
gehende Winterbeschäftigung in der Bauwirt­
schaft vorgefunden haben als zum jetzigen 
Zeitpunkt. Während von 1966 bis 1969 - iCh 
'habe es schon erwähnt - auf Grund der 
damaligen Budgetpolitik im besonderen in der 
Bauwirtschaft eine hohe und lange Winter­
arbeitslosigkeit eingetreten ist - ich habe 
auch bei den Budgetvel1handlungen immer 
wieder gerade auf dieses. Problem verwie­
sen -, so können wir jetzt feststellen, daß, 
bedingt durch diese neue Budgetpolitik der 
Regierung Kreisky und vor allen Dingen durch 
das Verständnis für die Probleme der Bau­
wirtschaft im Bautenministerium, ab ungefähr 
Mitte 1970 erreicht werden konnte, daß die 
Bauwirtschaft aus ihrer Stagnation herausge­
führt werden konnte. Das zeigt sich vor allem 
darin, daß bereits im Winter 1970/71 eine 
sehr starke Verringerung der Winterarbeits­
losigkeit eingetreten ist. Darüber hinaus war 
es möglich, die Aufträge der öffentlichen 
Hand - ich glaube, gerade die Bauwirtschaft 
in Osterreich hängt in sehr starkem Maße 
davon ab - so zu steuern, daß nicht nur 
eine Ankurbelung der Bauwirtschaft erfolgte, 
sondern daß gleichzeitig auch die Auftrags­
lage nach langer Zeit wieder über einen 
längeren Zeitraum stabil 'gestaltet werden 
konnte. 

im Jänner dieses Verhältnis 76 zu 24 und 
1969 sogar noch 70 zu 30. Damit ist die 
Winterarbeitslosigkeit in diesem Zeitraum 
von 30 Prozent auf rund 16 Prozent gefallen; 
in Absolutzahlen ausgedrückt heißt das: Ende 
Jänner 1969 waren noch 54.376 Bauarbeiter 
arbeitslos gemeldet, Ende Jänner 1971 nur 
mehr 27.483. Die Zahl der arbeitslosen Bau­
arbeiter hat sich somit in diesen zwei Jahren 
in der Wintersaison halbiert. Es ist daher 
unserer Meinung nach dadurch die Voraus­
setzung geschaffen worden, einen möglichst 
nahtlosen Ubergang im Baugeschehen für das 
Jahr 1972 zu erreichen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Mit der Vorlage des Budgets für das Jahr 
1972 stellt die sozialistische Bundesregierung 
neuerlich unter Beweis, daß sie gewillt ist, 
die 1970 begonnene Aufwärtsentwicklung in 
der Bauwirtschaft fortzusetzen. Ich möchte 
noch einmal darauf verweisen, daß es in 
tlsterreich kaum einen Wirtschafts~weig gibt, 
der so stark vom Budget des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden b'eeinflußt wird 
und dessen Konjunktur oder Stagnierung von 
den Einsatzmöglicbkeiten eines geordneten 
Budgets abhängi'g ist. 

Wenn daher das Bauvolumen, und zwar der 
Bruttoproduktionswert der Bauwirtschaft, im 
Jahre 1972 nach vorläufig'en Schätzungen um 
etwa 12 Proz,ent auf rund 71 Milliiarden 
steigen wird, so ist dies nicht zuletzt auf die 
Erstellung des Bautenbudgets der Bundes­
regierung zurückzuführen. 

Obwohl auch 1971 in der Hochsaison eine 
Uberhitzung in der Bauwirtschaft vorhanden 
war, so wird und muß es meiner Meinung 
nach möglich sein, daß durch die Koordinie-
rung des BaugesChehens eine noch stärkere Für das Bau- und Baunebengewer'be ergibt 
Herabsetzung der Winterarbeitslosigkeit für sich aus dem Voranschlag 1972 einschließlich 
1971 auf 1972 ermöglicht wird. der Förderungen ibezie'hungsweise [)arlehen 

ein Betrag von rund 16,4 Milliarden Schilling, 
Die Auftragsüberhangsituation für die Bau- das sind immerhin um 13,4 Prozent mehr als 

wirtschaft, wie sie siCh im September 1971 1971. Die Bauausgaben sind .daher meiner 
auf Grund der Unterlagen zeigte und wie sie Meinung nach relativ stärker als die Gesamt­
mit etwa 16 Milliarden SChilling noch nicht ausgaben gestiegen. Die Gesamtausgaben des 
fertiggestellter Bauaufträge vorhanden ist, Budgets haben siCh nämlich nur um 10,9 Pro­
wird daher meiner Meinung naCh die beste zent erhöht. 
Voraussetzung für die bisher stärkste Winter-
bautätigkeit im folgenden Winter sein. Daß sich die Ausweitung des Baubtrdgets 

natur'gemäß auf einzelne Sparten beziehungs-
Einige Zahlen aus dem Arbeitsmarkt be- weise Gruppen verschieden auswirkt, ist, 

stätigen die Richtigkeit dieser Beschäftigungs- glaube ich, dadurch bedingt, daß entsprechen:d 
beziehungsweise Auftrags- und Vergabe- der Regierungserklärung versdli'edene Auf­
rpolitik. Der Ibesten Winteflbeschäftigung von gaben, so unter anderem die Wohrrbaupolitik 
1970 auf 1971 seit Jahren stand die geringste und der Straßenbau, vorrangig behandelt wer­
Winterarbeitslosigkeit gegenüber. So waren den müssen. Im Straßenibau wird 1972 für 
per Ende Jänner 1971 im Hoch- und Tiefbau, den Ausbau des Bundesstraßennetzes _ das 
im Bau- und Baulhilfsgewerbe 138.570 Bau- sind die Autobahnen, die Bundesstraßen B 
arbeiter beschäftigt und 27.483 Bauarbeiter und S; die letzteren wurden ja schon zitiert, 
arbeitsuchend gemeldet. Dies bedeutet, daß sie wurden im Bundesistraßengesetz 1971 neu 
von 100 Bauarbeitern 83 im Winter beschäftigt geschaffen _ ein Betrag von 6,7 Milliarden 
und 17 arbeitslos gewesen sind. Schilling zur Verfügung stehen. 1971 waren 

Noch ein Jahr vorher, im Jahre 1970, stand. 'es 6,08 Milliarden Schilling. Das heißt, wir 
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haben also hier mit einer Steigerung um I Es ist erfreulich, daß diese Summe 1972 erst-
650 Millionen Schilling zu rechnen. mals mit einer Ausgabe von 1,1 Milliarden 

Für die Bauwirtschaft sinid, glaube ich, auch 
die nam der Wohnbauförderung 1968 den 
Ländern zur Verfügung gestellten Beträge von 
größter Bedeutung. ,Es ist erfreulich, daß wir 
aum hier feststellen können, daß 'im Jahre 
1972 bei einem Beitrag in der Höhe von 
4,6 Milliarden Schilling um rund 680 Millionen 
Schilling mehr als 1971 den Ländern 'zur Ver­
fügung stehen werden. 

Wenn aber diese Beträge voll für die Bau­
wirtschaft wirksam werden sollen.. dann ist 
es, glaube ich, erforderlich, daß die Wohnbau­
förderung 1968 novelliert wird. 

Eine diesbezügliche Regierungsvorlage ist 
bereits im Hohen Haus eingebracht, und ohne 
jetzt auf Einzelheiten eingehen zu wollen, 
da meine Kollegen noch darüber reden 
werden, muß ich doch hier feststellen, daß 
die gesamte Bauwirtschaft und daher n'icht nur 
di'e Bauarbeiter allein an einer ehesten 
Novellierung der Wohrrbauförderung 1968, 
aber darüber hinaus auch im besonderen an 
einer raschen Vera'bsdliedung eines Assanie­
rungs- und Bodenbeschaffungsge.setzes inter­
essiert sein müssen. (Beifall bei der SPO.) 
Uber die Notwendigkeit 'eines derartigen Ge­
setzes <sind sich, glaube im - und das halben 
die Ausführungen meiner bei'den Vorredner 
gezeigt -, heute die gesamte Offentlichkeit 
und darüber hinaus ,alle hier im Hause ver­
tretenen Parteien einig. 

Ich darf daher hier im besonderen den 
Herrn Bundesminister für Bauten und Technik, 
aber auch die darüber hinaus noch zustänidigen 
Ministerien ersuchen, dem Hohen Haus so 
rasch als möglich 'eine diesbezüglime Regie­
rungsvorlage zu Ü'bermiUoeln, -damit diese 
ehestens verhandelt und verabschiedet werden 
kann. 

Auch in der Fr-age der Neubauten von 
Hochsmulen und anderer vom Bund zu er­
richtender 'Smulen ist eine nicht unwesentliche 
Steigerung der Ausgab'en vOJ1gesehen. Die 
Ausgaben für Neubauten derartiger Schulen 
weIden sich von 643,5 Millionen Schilling im 
Jahre 1971 auf 690 Millionen Schilling im 
Jahre 1972 erhöhen. Ich darf hier sagen, daß 
man alle Mittel und Möglichkeiten, die sich 
für die Ankuibelung der Bauwirtschaft auf 
diesem Sektor erge!ben und die dafür von 
besonderer Bedeutung sind, auch -ausschöpfen 
soll. 

Ich möchte erwähnen, daß für die Vollbe­
schäftigung in der Bauwirtschaft auch sehr 
erhebliche Beiträge, die dem Wasserwirt­
schaftsfonds seitens des Bundes zur Verfügung 
gestellt werden, von großer Bedeutung sind. 

Schilling die Milliaidengrenze übersteigt und 
gleichzeitig um 320 Millionen Schilling höher 
als 1971 sein wird. 

Durch die Bereitstelhing von weiteren 
938 Millionen Smilling aus dem Konjunktur­
ausgleichsbudget, die für Bauzwecke vorge­
sehen sind, glauben wir als Vertreter der 
Bauarbeiter, daß damit die Voraussetzungen 
für die VollbesChäftigung in der Bauwirtschaft 
für das Jahr 1972 gegeben sind. 

Hohes Haus! Wenn im in meinen bisherigen 
Ausführungen vor allem Ider Meinung Aus­
druck gegeben habe, daß das Baubudget 1972 
vom Staat her, das heißt vom finanziellen 
Sektor aus, die Voraussetzungen für die Voll­
beschäftigung in der Bauwirtschaftgibt, so 
mömte ich darüber hinaus auch heuer wieder 
zum Ausdruck bringen, daß für einen 
kontinui'erlichen Ablauf deos Baugeschehens 
im Laufe eines Jahres nicht nur lausreimende 
finanzielle M-ittel erforderlich sind, sondern 
es müssen meiner Meinung nach dari.i:ber 
hinaus auch Maßnahmen getroffen werden, die 
einen möglichst reibungslosen Ubergang von 
der Planung über die Vergabe und die 
Durdlführung des Bauvorhabens bis zur 
Fertigstellung ermöglimen. 

Die Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, 
die im Interesse der Bauwirtsch'aft und der 
in diesem Wirtschafts'Zweig beschäftigten 
Arbeitnehmer die Errimtung eines ei'genen 
Bautenministeriums 1966 begrüßt hat, war 
schon damals bereit, mit dem neuen Mini­
sterium zusammen- und mitzuarbeiten. Ich 
darf hiebei auf unsere Vorschläge in der 
Broschüre "Neuordnung in der Bauwirtschaft" , 
die dem Ministerium und allen zuständigen 
Stellen überreicht wonden i,st, verweisen. 

Ich möchte auch objektiveI'Weise erwähnen, 
daß der damalige OVP-Bautenminister einige 
Vorschläge aus dieser Broschüre aufgegriffen 
und, soweit in seinem Ressort die MögliChkeit 
bestanden hat, auch realisiert hat. Ich darf 
hier insbesondere auf die Einführung des 
Terminplanes, auf die Errichtung eines Bei­
rates für die Bauwirtschaft und andere Maß­
nahmen hinweisen. 

Aber ger-ade die letzten Jahre der OVP­
Alleinregierung 1968/69. haben sehr deutlich 
gezeigt, daß zwar gute Gedanken von ein­
zelnen aufgegriffen wurden, daß man aber aus 
den verschiedensten Gründen nicht bereit war, 
diesen Weg im Interesse einer gesunden Bau­
wirtschaft weiterzugehen. Den Schaden hatten 
aber vor allem die Arbeiter und Angestellten 
in der Bauwirtschaft zu tragen. 
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Darüber hinaus hat man aber auch über­

sehen, daß die Bauwirtschaft heute keines­
falls mehr ein Wirtschaftszweig im Rahmen 
der Volkswirtschaft ist, der kurzfristig je nach 
Bedarf oder Laune gesteigert oder gedrosselt 
werden kann. Eine gesunde Bauwirtschaft ver­
langt und erwartet von allen Stellen - von 
Bund, Ländern und Gemeinden - eine lang­
fristige Vorschau und Planung sowohl auf 
dem Sektor des Hoch- als auch auf dem des 
Tiefbaues, wie er von der öffentlichen Hand 
direkt durchgeführt wird, alber auch auf dem 
Sektor der Förderungsmaßnahmen, wie zum 
Beispiel des Wohnungsbaues, der Errichtung 
von Kanalisationen und sonstiger Abwasser­
regulierungseinrichtungen. 

Es darf daher, auch wenn die hohe konjunk­
turpolitische Empfindlichkeit der Bauwirtschaft 
allgemein bekannt ist, bei Planung und Durch­
führung derartiger Maßnahmen nicht über­
sehen werden, daß es einer 'gewissen Zeit 
bedarf, bis beispielsweise gesteigerte Auf­
tragsvergaben im Sinne einer Konjunktur­
ankurbelung volkswirtschaftlich wirksam wer­
den. War es unter Umständen bis vor zwei 
Jahrzehnten noch möglich, daß Bauunter­
nehmungen nach einem stärkeren Investitions­
stoß sofort ihre Beschäftigtenzahlen erhöhten 
und daß die flüssiggemachten Finanzmittel 
dadurch in Umlauf gelangten, so muß man 
heute bedenken, daß einerseits wegen der 
hohen Maschinenanteilsquote am Produktions­
prozeß und andererseits wegen des länger­
fristigen Denkens der Bauunternehmung auf 
dem Personalsektor ein derartiges unmittel­
bares Wirken solcher Maßnahmen sowohl auf 
die Beschäftigungslage als -auch ,au,f den 
Sektor des Konsums nicht mehr gegeben ist. 
Ich glaube, daraus allein ergibt sich, daß die 
Bauwirtschaft für konjullikturpolitische Maß­
nahmen, die sich kurzfristig auswirken sollen, 
in der heutigen Zeit kein geeignetes Objekt 
mehr darstellt. 

Wenn sich daher der Klubobmann der OVP, 
Herr Professor Dr. Koren, in der Offentlichkeit, 
aber auch in der Debatte zur ersten Lesung 
des Bundesfinanzgesetzes 1972 dahin gehend 
geäußert hat, daß man anstatt in die ohnehin 
auf Hochtouren laufende Bauwirtschaft noch 
zusätzliche Milliarden zu pumpen, dieses Geld 
für eine Milderung der Steuerprogression und 
damit zur Ankurbelung einer Konsumgüter­
industrie verwenden sollte, so darf ich hier 
ebenfalls als Vertreter der Bauarbeiter, die 
sicherlich auf Grund ihrer wechselnden 
Beschäftigungsmöglichkeit im Laufe eines 
Jahres besonders für eine Ermäßigung bezie­
hungsweise Mi1derung der Steuerprogression 
sind, doch anführen, daß aus den von mir 

-oben angeführten Gründen die zusätzliche 

Planung und Finanzierung von Bauvorhaben 
im Interesse einer gesunden und langanhal­
tenden Vollbeschäftigung der Bauwirtschaft 
wichtiger ist. 

Die Durchführung einer derartigen Forde­
rung in der Praxis scheint mir auch deshalb 
nicht so ohne weiteres möglich zu sein, weil 
man begonnene Schulen und Straßenstücke 
oder andere Bauvorhaben nicht einfach ein­
stellen kann, sondern sie zu Ende führen 
muß. Die Kontinuität des Baugeschehens muß 
aber auch durch die Vergebung neuer Baulose 
gewahrt bleiben, denn ich glaube nicht, daß 
es jemand verstehen würde, wenn man zum 
Beispiel eine fertige Brücke ohne an­
schließende Straße in der Gegend einfach 
isoliert stehen lassen würde. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. G r u b er.) Darüber hinaus würde 
eine solche Einschränkung der Baurwirtschaft 
iIl'folge des hohen Anteiles dieses Wirtschafts­
zweiges am Gesamtgüter- und Leistung,s­
volumen auch zu einer Schrumpfung des 
Bruttonationalproduktes führen, was sich 
sicherlich auf die gesamte Wirtschaft nach­
teilig auswirken würde. Ich g~a1llbe daher, 
daß auch die Unternehmer in der Bauwirt­
schaft, aber auch ihre Vertreter hier im Hohen 
Hause dieser M'einung :sein müßten. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Das Kernproblem der Bauwirtschaft bleibt 
aber nach meiner Meinung nach wie vor die 
Frage: Warum hat man zu -gewissen Zeiten 
weniger Bauaufträge und warum müssen Bau­
arbeiter aussetzen, wähI1end zu anderen Zeiten 
große Bauaufträge vorhanden sind und alles 
überstürzt abläuft? - Sicherliich spielen hier 
finanzielle Fragen, vielleicht sogar manchmal 
die internationale Lage eine Rolle. Ich bin 
aber der Meinung, da~ Isich hier ein Weg 
finden lassen muß, um derartige Situationen 
zu vermeiden. 

Die Frage der Baukoordinierung, auf die ich 
schon Gelegenheit hatte in den letzten Jahren 
zu verweisen, ist meiner 'Meinun'g nach eine 
günstige ·Möglichkeit, die Bauprogramme des 
Bundes, der Länder, aber auch der Gemeinden 
aufeinander abzustimmen. Es müßte damit 
möglich sein, eine langfristige Finanzierungs­
und Investitionspolitik zu betreiben. 

Ich darf daher an Sie, sehr geehrter Herr 
Bundesmin:i:ster, namens der in der Sauwirt­
schaft beschäftigten Arbeitne'hmer, die durch 
di'e GeweI1kschaft der Bau- und Holzarb'eiter 
vertreten wertden, die Bitte richten, gerade 
diesem Zweig d,er öffentlichen Verwaltung Ihr 
besonderes Augenmerk zu schenken, weil 
damit, so glaube ich, -eine ganzjährige 
kontinuierliche Beschäftigung in der Bauwirt­
schaft noch am ehesten erreicht wel1den kann. 
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Im dar:f mir bei dieser Gelegenheit, sehr 

ge-ehrter Herr Bundesminister. die Frage er­
lauben. o'b Sie bereits jetzt ,in der Lage 'sind, 
dem Hohen Haus einen Bericht über die bisher 
erreimten Erfolge der Baukoordinierung vor­
zulegen, unter anderem auch dahin gehend. 
wie weit es möglich gewesen ist. di-e prirvaten 
Bauvorhaben in 'diese BaUlkoordinierung ein­
zubauen. Darüber lrinaus glaube ich, daß sich 
die in dien letzten Jahren herausgege'berre Vor­
schau auf das Baugeschehen im kommeruden 
Jahr jeweils bewährt hat. und ich darf hier 
der Hoffnung Ausdruck g-eben. daß uns diese 
Vorschau auch für das Jahr 1972 rechtzeitig 
zur Verfügung gestellt werden kann, wobei 
ich glaube sagen zu dürfen, daß es interessant 
wäre, wenn in dieser Vorschau nicht nur für 
da,s kommende Jahr. sondern wenn möglich 
über einen größeren Zeitraum Angaben vor­
handen wären. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren I 
Ich darf abschließend in meinen Ausführungen 
noch g.anz kurz auf eini'ge Probleme des Stra­
ßenbaues verweisen, obwohl sowohl Herr Ing. 
Hel1bich wie auch Herr Dr. Schmidt bereits 
diese Fragen angeschnitten und darüber be­
richtet haben. Ich bin im großen und ganzen 
mit ihnen einer Meinung. möchte aber nur 
sagen: Wir haben 1971 ein neues Bundes­
straßengesetz beschlossen. In diesem neuen 
Bundesstraßengesetz ist es. glaube ich. ge­
lungen. die Wün.sche der Parteien und die 
Wünsche der Länder bei der Neubewertung 
des Bundesstraßennetzes weitestgehend zu 
berücksichtigen und darülber hinaus dem 
immer stärker anst-eiyenden Verkehrsbedürf­
nis durch die Erstellung des neuen Straßen­
kataloges sowohl auf dem Sektor der Auto­
bahnen. der Schnellstraßen als auch der neu 
festgelegten Bundesstraßen Rechnung zu tra­
gen. 

Es ist begreiflich und verstänldlich, daß ge­
rade auf diesem Sektor sehr viel in der Offent­
lichk-eit diskutiert wird. Es ist auch erfreulich. 
daß man nicht nur kribisi-ert. sondern bemüht 
ist, von den versChiedensten Stellen auch Vor­
schläge für eine rasche Realisierung des er­
forderlimen Straßennetzes zu unterbreiten. 

Es würde sicherlich zu weit führen. wenn 
man bei der Behandlung des Bundesfinanz­
gesetzes auf alle Einzelheiten der Straßen­
finanzierung. Wegekostenberechnung und son­
stiger Proble:me des Ausbaues von Straßen 
eingehen würde. Meiner Meinung nach wäre 
es aber dringendst erforderlich. daß das Bun­
desministerium im Sinne des Gesetzes und 
vor allen Ding-en im Sinne der Entschließun­
gen, die im Rahmen des Bundesstraßengeset­
zes 1971 gefaßt wurden, für die durchzufüh­
renden Ausbaumaßnahmen raschest eine Re-

gierungsvorlage einbringt, in der sämtliche 
Ausbaumaßnahmen an Bundesstraßen in 
einem nach Dringlidlkeiten geordneten Be­
darfsplan festgelegt sind. und daß diese Vor­
lage auch raschest vom Nationalrat behandelt 
wird. 

Im glaube sagen zu dür.fen. daß das Bundes­
ministerium für Bauten und TeChnik in den 
letzten J.alhren immer wieder bewiesen hat 
- und hier nehme ich den OVP-Bundesmini­
ster nicht aus -. daß man dem Nationalrat 
und den zuständigen Personen immer wieder 
durch Veröff.entlichung von Statistiken und 
sonstiger Unterlagen die Möglichkeit gegeben 
hat. über den Ausbau des Stl'aßenzustandes 
und so weiter informiert zu sein. Ich bin der 
Meinung. daß auch diese Unterlagen raschest 
erstellt werden können, und dann wird es 
möglich sein. daß wir auch uber die so kom­
plizierten Fragen der Finanzierung weiter 
reden können. 

Ich bin aber weiters i.i:berzeugt davon. daß 
es notwendig sein wird, in der Frage Finan­
zierung des Straßenbaues neue Wege zu be­
schreiten. Auch hier müßten meiner Meinung 
nach seitens der IBundesregierung auif Grund 
der nach Dringl1i<hkeit gereihten Erfordernisse 
ehestens Vorschläge gemacht und Wege für 
eine derart rasche Finan:z)ierung gesucht und 
beschlossen werden. 

Es ist kein Geheimnis - und es wurde hier 
vom Herrn Kollegen Helbieb schon zitiert -. 
daß durch seblecht ausgebaute oder nicht ge­
baute Straßen un1d Autobahnen der Volkswirt­
schaft sehr hohe Schäden entstehen. Wenn 
man in diesem Zusammenhang einem Bericht 
aus der Zeitschrift "Die Straße tm Schein­
werfer" entnehmen kann. daß auf normalen 
Bundesstraßen ,gegenüber den Autobahnen die 
Gesamtkosten für einen P~W pro Kilometer 
um 76 Groschen und bei einem LKW sogar 
um 2.11 S höher sind als auf den Autobahnen, 
so kann man daraus ersehen. welchen Verlust 
die Volkswirtschaftt dadurch erleidet. daß in 
allen Bereichen der Ausbauzustand der Stra­
ßen weit hinter den Erfordernissen zurück­
bleiibt. 

Umgekehrt könnte man es natürlich auch 
so ausdrücken. daß große -Beträge an Kosten­
ersparnissen erzielt werden könnten, wenn 
das Straßennetz vollständi.g vetkehrsgerecht 
ausgebaut wäre. 

Wenn nadl einer überschlägigen Rechnung 
dieser Verlust oder wenn Sie wollen die Er­
sparnis in der Größenordnung von etwa 
13 MilliaIden Schilling jährlich liegt, zeigt sich 
deutlich. wie notwendig ein rascher Ausbau 
der im neuen Bundesstraßengesetz neu fest­
gelegten Auto.bahnen und Schnellstraßen ist. 

85 
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Ich bin daher der Meinung - und das 

möChte iCh abschließend feststellen -, daß 
der Ausbau des Straßenwesens keine Frage 
des Bautenministeriums allein sein kann, son­
dern daß die Bundesregierung, aber auCh die 
gesamte Wirtschaft Osterreichs im Interesse 
aller raschest um einen Weg für eine schnelle 
Finanzierung und Durchführung dieses Aus­
baues besorgt sein muß. 

Und nun, Herr Bundesminister, gestatten 
Sie mir, als Abgeordneter des Burgenlandes 
noCh einige kleine Wünsche unseres Landes 
an Sie heranzubring-en. Ich weiß, daß Sie in 
der Vergangenheit seit Beginn Ihrer Tätigkeit 
immer sehr viel Verständnis für die Wünsche 
des Burgenlandes auf dem Bausektor gezeigt 
haben, wenn auch manche der Meinung sind, 
das Burgenland müßte man abschreiben ... 
(Abg. Dr. G r u b er: Ich rieche den Weih­
rauch! - Abg. G rat z: Sie haben ihn inten­
siver gestreut, als Sie in der Regierung 
waren!) Ich weiß nicht, ob Sie so eine gute 
Nase haben. Ich habe nicht beabsichtigt, einen 
Weihrauch zu bring-en. Alber, Herr Kollege 
Gruber, 'ich erinnere mich nom. -ganz gut an 
di.e Debatten in der Zeit, als Herr Doktor 
Kotzina Bautenminister war, wo jeder Ihrer 
Herren, der zum Bautenbudget geredet hat, 
angefangen hat: "Ich möchte dem Herrn Bun­
desminister danken .. :. (Abg. S kr i te k: Das 
war der Stehsatz!) Gestatten Sie mir, daß ich 
das jetzt auch tJue. (Abg. Dr. G r u be r: Das 
werden Sie nicht nachweisen können!) Denn 
im Gegensatz zu früher darf ich als BUl1gen­
länder dem Herrn Bundesminister Moser wiI1k­
lich mit ehrlichem Herzen danken. (Abg. Dok­
tor G r u b er: Solche Formeln haben wir 
immer gehört! - Abg. Dipl.-Ing. T sc h i da: 
Der Kotzina hat es begonnen, und Sie haben 
es weitergeführtl) Darüber könnte man disku­
tieren. (Abg. Dipl.-Ing. T sc h i da: Aber dem 
Kotzina auch danken!) Sicherlich, Herr Kollege, 
ich habe ja auch, wenn Sie zugehört haben, ge­
sagt: Wir haben vieles oder manches vom 
Herrn Dr. Kotzina im Interesse der Bauwirt­
schaft aufgenommen und begrüßt. Leider - ich 
sage das im Interesse der Bauwirtschaft und 
vor allem der Bauarbeit-er - war es ihm 
nicht möglich, bei Ihnen all diese Erfordernisse 
durchzrusetzen. Das ist der Unterschied zu 
heute. (Beifall bei der SPt). Abg. 
D e u t s c h man n: Ihr werdet noch gern an 
die Ministerschaft Kotzina zurückdenken!) 

Und nun, Herr Minister, darf im. noch ganz 
kurz einige Fragen, die das Burgenland auf 
dem Bausektor 'betreffen, vorbringen. Vor 
allem auf dem Sektor des Bundesschulhaues 
möchte ich ersuchen (Abg. Dipl.-Ing. 
T sc h i da: Ob Sie alles durchsetzen?) Das 
möchten wir gar nicht bestreiten, alber jeden-

faUs mehr als bei Ihrem Minister. Das möchte 
ich feststellen. 

Wir sind, Herr BUnidesminister, sehr inter­
essiert daran, daß die Gymnasien in Neusiedl, 
in Güssing und so weiter ehestens komplett 
fertiggestellt werden. Wir haben in Neusiedl 
das Gymnasium erst vor einigen Wochen er­
öffnen können, aber es ist dort so - und hier, 
-glaube ich, darf 'ich den Herrn Ofenböck zitie­
r-en, der ja gestern sehr vehement für den 
Sport eingetreten ist -, daß die r.asche Fertig­
stellung der Spiel- und Sportanlagen sicher­
lich -eine Notwendigkeit ist. 

In der Fraoge- eines Zentralgebäudes für die 
verschiedenen Bundesdienststellen habe ich ja 
schon elmge Male den diesbezüglichen 
Wunsch geäußert. Ich glaube, es wi,rd doch 
notwendig sein, daß dieser Wunsch mit den 
zuständigen Ministerien abgesprochen wird, 
'damit er ehestens einer Erledigung zugeführt 
werden kann. 

Zrur Frage des Straßenausbaues haben wir 
ja vor einigen Wochen mit dem Autobahn­
aus'bau des Knotens Eisenstadt beginnen kön­
nen. Ich würde Sie ersuchen, Herr Minister, 
daß hier alles unternommen wird, um eine 
rasche WeHerfüihrung zu ermöglichen, vor 
allem in der Frage der Finanzierung. Und 
auch beim Ausbau der Bundesregierung -
beim Ausbau deo[ Bundesstraßen würde ich 
bitten ... (Abg. Li n s bau e r: Ausbau der 
Bundesregierung wäre gut! Mehr Staats­
sekretäre!) Na ja, vielleicht machen wir's 
noch! Vielleicht machen wir es. Wenn es gut 
ist, gerne. 

Herr Bundesministerl Die Burgenländische 
Landesregierung hat am 9. Dezember 1971 
durch die Ubernahme der ausgeschiedenen 
Bundesstraßen in di-e Landesverwaltung die 
Voraussetzungen -geschaffen, daß 'hier die 
Möglichkeit gegeben wird, bei den neuen 
BUIlldesstraßen raschest mit dem Ausbau zu 
beginnen. 

Auch die Fra-ge eines neuen Postamtsgebäu­
des in Eisenstadt, die der Kollege Gradinoger 
ja schon beim Kapitel V:erkehr vorgebracht 
hat, wäre sehr dringend. Es ist mir bekannt, 
Herr Bundesminister, daß die Pläne fertig sein 
soHen. Ich würde Sie nur bitten, da der Aus­
bau ja in Ihren Bereich fällt, auch hier zu 
versuchen, mit einem raschen AuSbau zu be­
ginnen. -(Präsident Dr. Mal eta übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich· daI1f, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, abschließeDJd sagen, daß wir als 
sozialistische Fralktion '1lIld ich besonJders als 
Vertreter der Baurwirtschaft dem Budget zu­
stimmen werden, weil wir glauben, daß damit 
für eine kontinuierliche Beschäftigung der 
Bauarbeiter, aber auch für eine gesunde Bau-
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wirtschaft die bestmögliche Vorsorge getrof­
fen wurde. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Regensburger. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): 
Es ist auch heute dasselbe von ihm in vi'el­
leidlt etwas abgeschJwächter Form wiederholt 
worden. Und ich darf sagen, Hohes Haus und 
Herr Abgeordneter Babanitz: Sie wissen ge­
nauso wie wir alle, daß sich die Mittel für den 

Abgeordneter Regensburger (OVP): Hohes Straßenbau allein aus den Einnahmen der 
Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! Die zweckgebundenen Mineralölsteuer rekrutieren 
Frequenz des Hohen Hauses wird langsam und kein Grosch'en aus dem übrigen Bundes­
und zusehends besser. Uber eine gewisse Zeit budget dem Straßenbau mlfließt, aliso jetzt und 
hatte ich fast den Eindruck, hier aJUf einer in den vergangenen Jahren das Budget für 
Baustelle zu stehen: ein großes Angebot von den Straßenbau von den zweckgebundenen 
Arlbeitsplätzen, aber es mangelte an Arbei- Eingängen aus der Mineralölsteuer abhängig 
terno (Abg. Ha a s: Bei der OVP waren die ist und abhängig war. 

aJler~enigsten~) Ja, ~er Her~ Bau~enminist~r Das Sinken der Arbeitslosenziffer ist ge­
t~t mu sogar eme ZeItl~g I,eId, ~eII so wen1Q I rade im J'ahr,e 1970/11 - Sie gaben es im 
Abgeordnet~ auf der l~nken SeIte an~ese~d Ausschuß dann sogar zu - auf die günstige 
waren . .rZwls~~nruf bel der ~PO.) Ja, ~ch .bl~ Witterung zurüc:kzuführen. (Abg. Ba b a­
auch mcht MImster und ReglerungsmItghed. ni t z: Das schöne Wetter haben wir schon 
Aber da si~zt ja Ihr Herr :t;Iinister für Bauten öfter gehabt, aber nicht die notwendigen Auf­
und Techn~k! (Abg ... S tel n hub e r: Im~er träge! Das ist der Unterschied!) Es war doch 
vo~ der elgenen Ture kehren!) ~ber ~ltte schon seit vielen Jahren kein so günstiges 
keme Aufregung! (Abg. G rat z: SIe schlmp- Wetter für die Bauwirtschaft wie im Winter 
ten ja die zusammen, die sowieso da sind/) 1970/71. Es mag vielleicht auch noch eine RoLle 

Wenn ich zu "die sowieso da sind" etwas 
sagen darf, dann weiß ich, daß ich niemanden 
beleidige, Herr Abgeordneter Gratz. Zwischen 
dem ernten und dem zweiten Weltkrieg soll 
sich in Hall in Tirol folgendes rugetragen 
haben: Bei einer Versammlnmg 'gerieten sich 
zwei Redner in die Haare: der eine ein Sozial­
demokrat, der andere ein Christlichsozialer. 
Der Sozialdemokrat soll unserem Mann - er 
lebt heute noch -, dem Christlichsozialen, ein 
ehemaliger k. u. k. Offi.zier, vorgehalten 
haben, daß der erste Weltkrieg deshalb ver­
loren wurde, weil zu wenige Offiziere an der 
Front standen. Und der Offizier soll gekon­
tert haben, er habe immerhin während des 
el1sten Weltkrieges mehr Offiziere an der 
Front gesehen als jetzt Arbeiterführer bei der 
Arbeit. (Heiterkeit bei der OVP. - Zwischen­
rufe bei der SPO.) Ich sagte ja, es möge nie­
maIlldbeleidigt sein. 

Hohes Haus! Schon bei den Beratungen über 
das Kapitel Bauten im Finanz- und Budget­
ausschuß am 22. November hat Kollege Baba­
nitz so wie heute die Behauptung aufgestellt, 
daß 'erst das Bud.get 1972 in der Lage sein 
werde, die VollbeschäfUgung zu e,rhalten, die 
Winterarbeitslosig:keit zu beseitigen oder zu­
mindest zu verrin.gern, und der Fortschritt in 
der Bauart und Baumethode durch die Dotie­
rung der Bauforschung eingeleitet wurde. 
(Rute und Gegenrufe zwischen Abgeordneten 
der SPO und OVP.) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte Sch~uß mit der Frequenrz-Pro­
porzdebatte. 

gespielt haben, daß durch die Weisung des 
Sozialministeriums die Arbeitsämter noch nie 
so rigoros die Bauar,beiter zu Baustellen zuge­
wiesen haben. 

Ich sehe ein, daß eine gewisse Zuweisungs­
methode - ob schwächer oder schärfer, dar­
über könnte man diskutieren - notwendig 
ist. Aber bei uns im Lande Tirol hat man auf 
jeden Fall die Zuweisung teilweise übertrie­
ben. Denn wenn von einer Ortschaft im ober­
sten Inntal zehn oder 20 Bauarbeiter auf 
eine Baustelle im Unterinntal Richtung Kuf­
stein zugewiesen wurden, dann haben diese 
den Weg nach München gewählt, weil sie 
dort mehr verdienen und es näher haben 
als nach Kufstein. 

Die Straßenbauforschung - dem möchte ich 
widersprechen, daß das erst von den Soziali­
sten und von der sozialistischen Reg-ierung 
eingefÜ!hrt wurde - wUJ1de unter der OVP­
Regierung unter Bautenminister KotziIIa erst­
malig budgetmäßig dotiert (Abg. Ba ban i t z: 
Aber wie hoch?) und dann im BJUndesstraßen­
gesetz 1971 einstimmig mit einem halben Pro­
zent de'r für die Bundesstraß,en ausgewiesenen 
Mittel festgelegt und für die Zukunft beschlos­
sen. 

Ubrigens was das Brunidesstraßengesetz 1971 
al1'belangt, so 'ist es - wir stehen dazu - nach 
unser Ansicht ein gutes Gesetz. Aber es 
darf nicht verheimlicht werden und muß immer 
wieder wiederholt weIden, daß gerade dieses 
Gesetz zu 99,9 Prozent von Herrn Bauten­
minister Kotzina und Iseinem Team, seinen 
Fachleuten, seinen Ministerial'beamten vor-
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bereitet woIden ist; durch Jahre vorlJereitet 
worden ist zum Beispiel durdJ. ein Gesamt­
vellkehrskonzept der österreidlismen Bundes­
regierung, durch die Bevölkerungsprognose 
1980, durch die Verkehrsprognose 1980 bis 
2000, durCh die Wege'kostenbereChnungen für 
Straße, Schiene, Donauschiffahrt, durdJ. die 
Fr,emdenverkehrsuntersudmng über Fremden­
verkehrsgebiete und wichtige touristische 

tive Zuwachs von 1332 km, das ist ein Zu­
wachs von 12 Prozent, entspricht in der pro­
zentuellen Höhe fast den zusätzlichen Mitteln 
aus der Erhöhung der Mineralölsteuer. " 

Es war ein Anstieg auf Grund der Diesel­
preiserhöhungen von 5,2 IMilliarden auf 
5,9 Milliarden, das ist ein Anstieg von 100 Mil­
lionen Schminrg oder von rund 13,5 Prozent. 

Zielpunikte, durch ein Ge'S'amtver.kehrskonzept Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß sich 
für die Zentralräume Osterreichs und eine der Straßen~uwachs im Bundesstraßengesetz 
Strukturanalyse und dann noch durch die 1971 fast ausschließlich im Bereich des hoch­
Methode zur funktionellen Bewertung des 
hochrangiJgen Straßennetzes auf der Grund­
lage des Lillschen Gesetzes. 

Das sind die Vorarbeiten. IchglaU!be, Bau­
tenminister Moser hat dann kontinuierlich auf 
diesen Vorarbeiten' aufgebaut. Aber wenn ich 
untersuche, Herr Minister, was 'seit Ihrer 
Amtsübernahme neu geschehen ist, also was 
Sie neu begonnen haben, dann tue ich mir 
momentan noch schwer, eine Aussage zu tref­
fen. 

Ein Wahlspruch der International Road 
Federation ist bekanntlich: "Better roads mean 
better living! " , also "Bessere Str'aßen bedeu­
ten besseres Leben". 

Moderne IndJustriestaaten dhne ein ausge­
zeichnetes Straßennetz sind einfach undenk­
bar. Osterreich ist ein Industriestaat und zu­
dem noch ein europäisches TQlUristenzentrum. 
Es kann Iseinen AufsHeg nur dann fortsetzen, 
wenn auch sein Straßennetz dem von Tag zu 
Tag stei'genden Bedürfnis angepaßt wüd und 
auch nachkommt. 

Die gegenwärtig für den Straßerubau ver­
fügbaren Mittel - es ist kein Geheimnis, es 
wurde von allen Vorrednern auch gesalgt -
reichen nicht aus, speziell wenn man weiß, 
daß bis in zehn, 15 Jahren die Verdoppelru.ng 
des Verkehrs zu erwarten ist und die Straßen­
verhältnisse dieser Entwicklung auch Rech­
nung tragen sollen und müssen. 

Beim Osterreichischen Straßentag im Mai 
1911 in Millstatt am See sagte Herr Sektions­
chef Dr. Raschauer, daß der für die Vollmoto­
risierung erforderliChe Ausbau des auf 
12.312 km erweiterten Bundesstraß,ennetzes 
durch die derzeit verfügbaren Finanzmittel 
nur zu 70 Prozent gedeckt lSei. 

Er sagte weiter: "Es müssen deshalb in den 
nächsten zehn Jahren jährlich 3 Milliarden 
Schilling mehr eingesetzt werden, um die Bun­
desstraßen, Schnellstraßen und AutObahnen 
im erfol1derlichen Tempo venkehrsgerecht zu 
gestalten. " 

Und er fügt'e dann wörtliCh noch dazu: "Der 
im Bundesstraßengesetz 1911 ~statuierte effek-

rangigen Netzes bewegt, rund zudem liegen 
die Trassierungen dieses hochrangigen Stra­
ßennetzes vielfach in Ballungsräumen, wo mit 
weitaus höheren Kilometerkosten gerechnet 
werden muß. 

Da Sie, Herr Bundesminister, offensichtlich 
auf jeden Fall bisher nicht in der Lcrge sind, 
mehr Mittel aus dem Bundeshaushalt direkt 
zu erreichen, obwohl Sie im Herbst 1970 wört­
lich sagten: Das Ziel muß die jährliche Fertig­
steIllung von 100 km Autobahn sein, mein Be­
streIben ist es, rdafür aJUch mehr 'Mittel zu er­
reichen, als derzeit gesetzlich festgelegt ist!, 
und Sie auch weiters der Installierung einer 
Straßenholding crblehnend und, was die Er­
richtung eines Straßenfonds angeht, dieser 
noch abwartend gegenüberstehen, erlaube ich 
mir einen Vorschlag, einen D~skussioI1LSbeitra,g 
zu leisten, und zwar nicht zur Holding, auch 
niCht 'Zum Straßen'fonds; :diesbezüglich liegt 
ein Entwurf von der OGS vor, schon in Para­
graphen aufge'gliedert und ausg,estattet mit 
einem Motivenbericht. 

Sie sagten im Ausschru.ß, Herr Bundes­
minister, daß Sie auch in lIhrem ReISsort be­
reits einen Entwurf für einen StraßenfondJs 
vortliegen haben, daß Ihnen aber die Bestim­
mUDJgen noch zu eng erscheinen und in dieser 
Frage weitergeaTbeitet wird. 

Bevor ich 'Zu meinen Vorstelllungen bezüg­
lich der Finanzierung komme, darf ich noch 
kunz wiederholen, daß der österreichische 
Autobah:D!hau im Jahre 1954/55 begonnen hat. 
Wenn man auf die Projektierungs- und An­
laufphase keine Rücksicht nimmt, so darf man 
sag,en, daß uns ein Uberblick über rund acht 
Jahr,e in voller Ausbauintensität zur Ver­
fügung steht. In dieser ~eit wurden 350 km 
Autobahn fertig,gestellt, weitere 100 km sind 
mit provisorischer Fahrbahn ,in Betrieb, und 
weitere 145 km 'sind im Bau. Im Durchschnitt 
werden also nicht ganz 45 km Autobahn pro 
Jahr fertLggestellt. M'an liest und hört zwar 
auch andere Schätzungen oder Berechnungen. 
Nach meinen Berechnungen bin ich in diesem 
Zeitraum von acht Jahren auf rund 45 km 
g'ekommen. 
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Unter Berü<ksichtigung des Bundesbudgets 

für das Jahr 1911 und 'auch des Budgets für 
die nächste Zukunft, für 1972, und bei ang·e­
nommenen 'Baukosten von 40 Millionen Ibis 
50 Millionen Schilling pro Kilometer ist .auf 
jeden Fall kein Fortschritt zu erwarten: also 
auch in Zukunft nur 45 Kilometer pro Jahr. 

Wie schon gesagt, wird um das Jahr 1985 
- man variiert zwischen 1980 und 1990, die 
Wahrheit wird also ungefähr in der Mitte 
liegen - die Vollmotorisierung heranstehen. 
Aber spätestens zu diesem Zeitpunkt sollten 
eben die Autdbahnen bereits dem Verkehr zur 
Verfügung stehen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
verweisen, daß der Schweizer Bundesrat am 
15. August 1961 einen Beschluß ,gefaßt hat, 
wonach im Jahre 1985 alle 1830 km National­
straßen unter Verkehr stehen werden. Herr 
Bundesminister! Es ist interessant, und Sie 
wissen eiS ja: Wir haben ungefähr gleich viel 
Autabahrrkilometer in Osterreich vorge1se'hen, 
wie die Schweizer Nationalstraßenkilometer 
haben. Es steht also 1830 zu 1884. 

Wir wissen, daß derzeit 'zur Bededmng des 
Autobahn'baues ein Teil aus der Bundesmine­
ralölsteuer verwenldet wird, und der Rest der 
Steuer dient zum Ausbau ider Bundesstraßen B 
und da'raus resultierend auch der S-,Straßen. 
Eine Erhöhung des Anteils für den Autobahn­
bau zu Lasten !der Bundesstraßen Bund S 
scheint mir nicht praktika'bel, Herr Bundes­
minister, obwohl! Sie erst kürzlich - 'so 
empfanld .ich es wenigstens - im ORF die 
Meinung vertreten haben, man könnte daran 
denken, aus den Mitteln für ldie Bundesstra­
ßen B oder auch aus den S-Mitteln Gelder ab­
zuzweigen, um den Autobahnbau zu ,forcie­
ren. Ich 'hoffe, daß ich Sie nicht richtig ver­
standen habe. Mir scheint auf jeden Fall, 
daß man das nicht könnte, weH zusätzlich zu 
den Mitteln für die Bundesstraßen, wie ich 
schon sagte, auch noch der größte Teil der 
1210 'km Schnellstraßen ausgebaut werden 
muß. 

Die Heranziehung der biisher nichtzweck­
gebundenen Einnahmen aus der Mineralöl­
steuer und aus der K!fz-Steuer, wie es immer 
wieder gefordert wird, war nicht möglich, und 
ich verstehe es auch irgendlwie, Herr Bundes­
minister, weH doch über den Finanzausgleich 
die Länder und Gemeinlden mitpartizipieren. 

Die nichtzweckgebiundenen Einnahmen aus 
der Mineralölsteuer betrugen im Jahre 1971 
1160 Millionen und betragen 'im Budget 1972 
1320 Millionen Schilling. Es wäre allSo schon 
verführerisch und verlockenJd, nach diesen 
MiHiarden zu rufen. Aber wenn man auf der 
anderen Seite weiß, daß die Länder und Ge-

meinden auch in Vefikehrssorgen fast erstik­
ken, kann man diese Forderung nicht so laut 
und nicht 150 massiv erheben, wei'l ja die Län­
der und Gemeinden weit mehr an Investitio­
nen für ihre Straßen aufwenden müssen, als 
sie vom Bund über den Finanzausgleich Ibe­
kommen. 

oom Beispiel haben im Jahre 1970 die Län­
der un!d Gemeinden 1800 Millionen Schilling 
zugeteilt erhalten, Idie Auf1wendungen für ihre 
Straßen betrugen aber 3800 Millionen Schil­
ling. Im Jahre 1971 w.aren die Einnahmen 
1950 Millionen SchH~ing und die Ausgaben 
der Länder und Gemeinden für i'hr Straßen­
netz 3900 Millionen SchHling. 

Anders steht es aber nach meiner Ansicht 
mit der Beförderungssteuer, deren Einnahmen 
zu Ülber 50 Prozent aus dem Kfz-\T.erkehr Istam­
men. Von den für 1912 präliminierten 1260 
Millionen Schilling müßten gerechterweise 
etwa 100 oder 800 Millionen Schilling wieder 
dem Straßenverkehr unJd dem Straßenbau zu­
gute kommen. 

Eine Erhöhung des AlutOlbahnbudgets aus 
den alUgemeinen Einnahmen des Bundes ist 
heute schon sowohl von Ing. He'lbich als auch 
indirekt vom Kollegen Babanitz gefordert 
worden. 

Ich habe auch diese Untersuchung des Wirt­
schaf\:lswissenschaftlichen Instituts der Uni­
versität Wien mit dem Ergebnis: 13 Milliarden 
Schilling Schalden durch schlechte Straßenl 
Aber ich habe schon im Ausschuß bemerkt, 
Herr Bundesminister, daß ich Sie mit diesen 
Zahlen nicht allzUJSehr beeindrucken konnte. 
Infolgedessen will ich .sie nicht wiederholen. 

Um nun his zum Jahre 1990 das Autoibahn­
netz 'Zur Verfügung zu haben, müßten ab 
sofort, also ab dem Jahre 1972, mehr Bau­
kilometer in Angriff genommen werden. Ohne 
übereilten Baubeginn und unter Berücksichti­
gung !der Planungsikapazität und der Lei­
stungskräfte wäre es sicherlich möglich, ab 
dem Jahre 1912 für jedes Jahr 45 km mehr 
in Angriff zu nehmen, neu zu beginnen, also 
die bisherige Lei'stung zu verdoppeln, um 
dann ab 1980 jährlich 100 ~m Neuibaustre<ken 
in Angriff nehmen zu können. Bei Beibehal­
tung des Baurhythmus 'WÜrden dann erstmals 
im Jahre 1911 statt 45 km wie jetzt rund 90 km 
und ab 1985 bis 1989 jährlich 100 km Auto­
bahn fertiggestellt werden. 

Nun werden Sie mich fragen, Herr Bundes­
minister, welche Vorstellungen ich dabei habe. 
Der Kollege Peter, de[' auch Lehrer ist, hat 
schon öfters bemängelt, daß man hier im 
Hause den Abgeordneten nicht Ta:bel}qen, gra­
philSche Darstellungen und so weiter vorstel-
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len könne. Bs wäre auch zu kompliziert und 
wahrsche'inlich zu ermüdend, so eine Tabelle 
hier zu erklären. Ich habe mir vorgestellt, 
HeNBundesminister, daß ich Ihnen diese 
Tabelle auJf diesem Wege Ü'bengebe IUnd mit 
meiner Wortmeldung fortsetze. (Der Redner 
überreicht Bundesminister Moser ein Schrift­
stück.) 

Diese Tabelle zei1gt, Herr !Bundesminister, 
den forcierten Ablauf des AuSbaues mit dem 
Bauziel Ende 1989, allso immerhin nahezu 
15 Jahre Ifrüher, als mit dem Normalbaupro­
gramm erreicht weI1den könnte. 

Wie Si'e \Weiters, Herr Bundesminister, aus 
der Tabelle entnehmen können, würde ab 
1986 der finanzielle Bedarf dem IBaufortschritt 
entsprechend /bereits unter die Kosten des 
Norrmalba'l1programms albsinken. Ab 1990 stün­
den dann die gesamten Mittel, die für das 
Norrmal'bauprogramm - Autoba:hn - notwen­
dig wären, für andere Zwecke 'zur Verfügung: 
Rückzahlungen also der gefor'dert'en Sonder­
finanzierung, Zinsendienste oder auch Forcie­
rung des bis dahin ,sicher noch nicht fertig­
geisteIlten und be endeten Baues der Schnell­
und Bundesstraßen. 

Ich sagte schon, Herr Bundesminister, e,s soll 
eine Diskussionsgrundlage sein. Aber wenn 
Sie sich und wenn wir uns nichts e~nfanen 
lassen, dann werden wir eben mit dem Voll­
ausbau weit über aa,s Jahr 2000 hinauskom­
men, und wir werden. dann, wenn schon nicht 
im Verkehr voUenldsersticken, auf jeden Fall 
umfahren werden. Ich habe schon auf den 
schweizerischen Bundesratsbeschluß hinge­
wiesen, in dem statuiert wurde, daß bis zum 
Jahre 1985 die Nationalstraßen ausgebaut sein 
werden. 

Dann zweitens etwas zum Wasserwirt­
schaftsfonds, und zwar in seinen Ibudgebmäßi­
,gen Ansätzen. Der Beitrag des Bundes zum 
Wasserwirt,schaftsfonds Ibeträgt im Jahre 1971 
23,2 Millionen Schilling. Die Steigerung im 
Jahre 1972 auf 70,2 ,Millionen SdliUing beträgt 
46,9 Millionen Sd:Ülling. Das wurde von der 
Regiel'lung Kreislky sehr Il'authal1sgerufen und 
sehr propagiert und nach meiner Ansicht über 
Gebühr unteI1strichen. Kollege Schmidt hat 
schon auf diese ungebÜ'hrliche Unterstreichung 
im Hinlbllick auf die EI'Ifordemisse hingewiesen. 
Uber Gebühr auch deswegen, glaube ich, nicht 
nur wegen des Erfordernisses, daß 900 An­
suchen mit einem Bedarf von rund 12 Mil­
liarden Schilling vorliegen, sondern auch des­
wegen, weil dieser Bundesbeitrag ,schon ein­
mal wälhren1d der Koalitionsjahre im Jahre 
1951 31 Millionen SchiHing betragen hat. 

1951 mit der Baukostensteigerung in 22 Jah­
ren vergleichen, dann i,st ,sicher dieser Bundes­
beitrag nicht mehr ISO gewichtig, wie er rein 
'zahIenmäßig momentan aussehen mag. Außer­
dem sind ja in der Zwischenzeit die Aufgaben 
des W'asserwirtschaftsifonds größe'r gewoDden. 
Wir erinnern uns doch alle, daß man bei der 
Novene im Jahre 1969 zum Wasserbauten­
förderungsgesetz ,die Förderung auch auf An­
lagen zur Reinigung oder Verminderung be­
trieblicher Abwässer ausgedehnt hat. ALso die 
Aufgaben des Fonds sind erweitert worden, 
infolgedessen soll auch der Umfang der finan­
zieillen Mittel größer oIder muß größer sein. 

Alber es besteht noch ein weiterer Grund, 
der den Bunde,slbeitrag - 'im gesamten sind es 
ja 70 Millionen Schilling - als nicht den zeit­
lichen 'ErfOlI'dernilssen entsprechend erscheinen 
läßt. Es sind die Zinsen und Kosten für die 
aufgenommenen Anleihen. Schon im Jahre 
1970 hat die Kommission beim BUll!desministe­
I1ium für Bauten und Technik einstimmig den 
Bunld aufgefordert, die ZiIl!sen und Kosten, die 
vom WasserwirtschaftsfondJs autigenommen 
wurden, zu übernehmen. Dieser Forderung 
wurde bis heute nicht enbsprochen. Und stellt 
man nun den Bundes'beitrag Igegenüber, auf 
der einen Seite den Bundesbeitrag und auf 
der anderen Seite die Kosten aus Zinsen und 
Kosten, ISO schaut die Steigerung von 47 M~l­
lionen Schilling auch wieder wenig gewich­
tig aus. Also Steigerung des Bundesbeitrages: 
47 Millionen. Durch die Aufnahme von An­
leihen hatte aber der Fonds im Jahre 1971 
durch Zinsen und Kosten eine Belastung von 
48 Mill\l'ionen. Also wird ,schon durch Zinsen 
und Kosten dieses Mehr aufgewOIgen. 

In Anbetracht des ständig steigenden TriIl'k­
wasse'rbedarfs und der teilwei1se wirklich zum 
Himmel stinkenden Ge:wässerverschmutzung 
ist das, auch in finan~ieller Hinsicht, wie ich 
es darzustellen versuchte, eine betrübliche 
Fest1stellung. 

Herr Bundesminister! Ich sagte vor und bei 
Eingang meiner Aus{ühllUngen: Bessere Stra­
ßen 'bedeuten besseres Leben. Schlechtes Was­
ser, Herr Bun1desminister, Ibedeutet aber 
Krankheit, Tod! Danke. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundesminister Moser. Ich 
erteile es ihm. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Präsident I Hohes Hausl Im Rah­
men der bishierigen Debatte ,sind doch einige 
Fragen aufgeworfen worden, die mires nütz­
Hch erscheinen lassen, daß ich nicht erst am 
Ende der Debatte, Isondern bereits in diesem 
Stadium dazu Stellung nehme. 

Also die Steigerung beträgt ['und 47 Mil- Der Generalredner der Osterreichischen 
Honen. Wenn wir 31 Millionen aus dem Jahre Volkspartei hat die Gründe dargeJ1egt, die die 
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große Oppositionspartei veranlassen, dem gen, nämlich einen stärkeren Einsatz von 
Budget des Bautenministeriums die Zustim- Kapitalma:rktmitteln in diesen Bereichen. 
mung 'Z'll versayen. 

Wenn ich dabei einen Saldo mache, so ergibt 
sich für mich die Tatsache, daß die Ablehnung 
damit begrün/det wird, daß fast in allen 
Bereichen, die hier ange'Zogen WlUrden, zu­
wenig Mittel zur VerflÜgunggest'ellt werden. 
Zuwenig Mittel für iden Wohnbau, 'Zuwenig 
Mittel ;rur den Straßerrbau, zuwenig Mittel für 
die Beseitigung der Un'fallstellen und so wei­
ter. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ein Bautenminister tut ·sich offenbar außer­
ordentlich schwer, wenn er von derselben 
Seite, die die Ablehnung des Budgets damit 
begründet, daß zuwenig Mitteil 'Zur Verfügung 
gestellt werden, ebenfalls Vorwürfe elrhält, 
daß dieses Bautenministerium ja viel zuviel 
für eine skh im Stadium der Hochkonjunktur 
befindliche Wirtschaftssparte in Osterreich 
tue. Denn ich !habe noch dlie Ausfülhrungen 
des Herrn A'bgeordneten Zittmayr 'Zur Gene­
raldlebatte Ides Budgets im Ohr, worin er dem 
Bautenminister Iden Vorwurf machte, daß er 
die Kapazität der Bauwirtschaft durch den Ein­
satz viel zu hoher Mittel ülberofordert und 
damit e,inen wesentlichen Beitrag zur Steige­
rung der BaupreilSe geleistet habe. (Beifall bei 
der SPtJ.) Es ist also offenbar außerordentlich 
schwierig, 'hier jedem recht zu geben; 

Meine Isehr geehrten Damen und Herren! 
Natürlich ist die Nachfrage nach Bauleistun­
gen übergroß, und ·sie ist nicht nur .im Bun­
desbere,ich übergroß, sondern ebenso auch in 
den LändeI'bereichen und auch in den Berei-

Die ,Bundesregierung hat bereits in der ab­
gelaufenen Gesep;gebung·speriode dem Hohen 
Hause jene Vorschläge erstattet, die, wären 
sie noch rechtzeitilg vom Hohen HClJUlse ver­
abschiedet worden, bereits ab dem heurigen 
Jahr die 'Möglichkeit zu melhr Wohnungen 
geboten hätten. Zu dieser Verabschiedung ist 
es nicht mehr Igekommen, unJd die jtetzige Bun­
desregierung hat nun neuerlich dem Hohen 
Hause einen ,diesbezüglichen GesetJzesvor­
schlag unterbreitet. Er liegt hier im Hause, 
er Hegt im BautenauSischuß, und ich hoffe 
selhr, daß wir bald nach der Erledigung des 
Bunde'shaushalts für das kommende Jahr im 
Rahmen des Bautenausschuss'es mit iden Ver­
handlungen über diese GesetzeISmaterie .be­
ginnen unJd daß wir d!1ese Verhandlungen ~rei 
von Emotionen, .frei von Uberilegungen tages­
politischer Vorteile sachlich und nüchtern im 
Interesse derer in Osterreich führen werden, 
für Idie wir diese Wohnung,en ja bauen wol­
len. (Beifall bei der SPO.) 

Ich bedaure es, Heror Abgeordneter Helbich, 
daß Sie in Ihrer Ablehnung des Bautenbudgets 
zum Beispiel aruchgesagt haben, unter ande­
rem werde das Bauten'budget für das kom­
mende Jahr deshalb aJbgelehnt, weil diese 
Regierung ein Bodenbeschaffungs- und Assa­
nierungsgesetz schaffen wiU, das auch Ent­
eignungs bestimmungen :beinhalten sollte. 

Meine Damen und Herren! Dieser Gesetz­
entwurf liegt dem Hause noch nicht vor. Ich 
hoffe aber sehr, daß ich imstande bin, schon 
in Kürze dem Hohen Haus den Entwurf zu 

chen der klleineren Gebietskörperschaften, der einem solchen Gesetz vorzulegen. 
GemeinIden. 

Darf ich ·aber doch in Freimut und aller 
Herr .A!bgeordneter Helbich hat als Gene- Offenheit dazu eine,s sa'gen: Wir alle, auch 

raLsprecher der Osterreichischen Volkspartei Sie, meine Damen und Herren, finden gar 
gesagt, er Istimme auch damit überein, daß nich!ts da'bei, daß zum IBeispiel Enteignungs­
mehr Wohnungen gelbarut werden sollen, un'd bestimmungen geHen müssen, wenn wtir eine 
er :hat der derzeitigen Regierung vorgehalten, schlechte Straße verbreitern wollen und dazu 
das Zilel, 5000 Wohnungen pro Jahr ab 1971 Grund brauchen. Wenn wir für Autos breitere 
mehr zu bauen, sei nicht erreicht 'Worden. Straßen 'brauchen, dann haben wü Entei,g-

Ich bitte Sie aber, .gehr geehrte Damen und nun gS'b e stimmungen, und Sie alle ak:zeptieren 
Herren, sich doch daran 'zu erinnern, was die sie. (Beifall bei der SPO.) 
jetzige Bundesregierung beziehungsweise !die Wenn wir aber für Menschen WohIlJUngen 
Regierungspartei bereits vor Iden Wahlen des bauen wollen und die Gründe uns dafür nicht 
Jahres 1970 und 'ebeIlJSo vor Iden Wahlen des . zur Verfügung stehen, wenn wir albgewohnte 
Jahres 1971 zu diesem Thema gesagt hat. Wir Stadtviertel, lin denen es scbllechteste WOIhnun­
haben erklärt, daß es im Hinblkk auf die Bud- gen gibt, durch neue Wohnungen ersetzen 
get'situation, wie sie sich am Ende des Jahres wollen, dann begreife ich 'zum Beispiel nicht, 
1969 dargestellt hat, eine Illusion wäre, zu daß es dafür nicht eine Rute in Ider Auslage 
glau:ben, daß wir hunlderte Millionen aus den geben soH, wie ich es einmal genannt habe, 
allgemeinen Steuereilllgängen zusätzlich für nämlichal's allerletztes Mitte'lzur Durchset­
den Wohnungsbau zur Verfügung stellen ZUllig Idieses für die Gemeinschaft so (W'ichtigen 
könnten. Wir haben daher 'eine andere Art Zieles letzten Enldes ,auch eine Enteignungs­
der Finanzierung des Wohnbaues vorgeschla- bestimmung. (Beifall bei der SPO.) Wenn eine 
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solche Be,stimmung :für Autos Geltung haben len, sondern mit Ende des Jahres 1968 waren 
soll, dann, glaube lich, umsomehr für die Men- die ßundesbeiträge ,aulStgelaufen. 
schen in unserem Land, 

'Meine Isehr geehrten Damen und HerIlen! 
Der Herr Abgeordnete Schmi'dt hat gemeint, 
daß für den Wohnungsbau auch Konzepte vor­
liegen müßten. 

Herr Abgeordnetelr SChm'idtl Sie ,waren in 
der vergangenen Gesetzgebungsperiode nicht 
MitgHetd des Unterausschusses des Bauten­
aussmUJsses. SelbstverstänldliCh 'hat die Regie­
rungspartei /Und diese Bundesregierung ,so'lche 
Konzepte ,gemacht. Es list aber 'leider niCht 
mehr zur 'ernsten Verhandlung in die,sem Be­
reich im letzten BautenaussChuß Igekommen. 
(Abg, Dr. G r u b er: Wir ha'ben ernst ver­
handelt!) 

Ja, wir haben über dieses Thema ernst ver­
handelt, aber den übersmaubaren Zeitraum 
einzufangen, dazu i'st es nicht mehr gekom­
men. Ich hoffe aber, daß wir jetzt, nachdem 
wir im ersten Teil Vorarbeiten schon in der 
vergangenen Gesetzgebungsperiolde geleistet 
haben, flüssig v:orankommen und doch viel­
leicht bald auch zu einem ,guten Ergehnis ge­
langen werden. 

Das Bodeilibe-schaffungisgesetz wird ,in ab­
sehbarer Zeit vorliegen; ich versage es mir 
daher, heute auf die Einzel'fragen, d,ie Sie, 
Herr .Nbgeordneter Schmidt, ang,eschnitten 
haben, näher einzugehen, 

Worum es uns aber alilen gehen muß: Es 
ist 11 eider e1ine TatsaChe, daß die Wohnraum­
produktion seit Jahren rückläufig ist. Es muß 
uns doch al'len darum ernst zu tun sein, diese 
IÜckläufi1ge iBe!Wegung aufzufangen, umzudre­
hen und von Jahr zu Jahr in der Zulkunft 
mehr Wohnungen zu bauen und zu fördern, 
als dies bilsher der Fall war. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich bin so unbescheiden zu ,sagen, daß wir 
nicht bei 50,000 WoIhnung<en pro Jahr halten 
sollten, sondern daß wir das, twas wir ,schon 
im Jahre 1967 erre,icht haben, näJnllich mehr 
als 50.000, ,zusätzlich von Jahr zu Jahr noch 
überschreiten ,sollten, (Beifall bei der SPO.) 

Ich komme nun ~um zweiten großen Kapi­
tel, zum Straßenbau. Auch hier die Klage: 
zuwenig Ge~d!, aber auch hier der VOIiWurf, 
durch zusätzliche Mittel die Bau'konjunktur 
zu überdrehen. 

Wenn der Herr Abgeordnete Helbich sagte, 
bis zum Jahre 1970 hätte es BUIl!desbeiträge 
gegeben, dann ist das ,sachlich nicht richtig, 
denn diese haben im Jahre 1968 geenidet. Nicht 
im Jahre 1970, nicht bei Amtsantritt dieser 
Regierung sind die Bunlde,sbeiträge wegge'fal-

Aber wie ist nun die Entwicklung der 
Straßen'l;>aumittel? Als diese Bundelsregierung 
ihre Amtsgeschäfte übernahm, hat 'sie für den 
Straßenbau im Jahre 1970 ungefähr 5 Mil­
liarden Mittel. :zur Verfügung vorgefunden. 
Durch Maßnahmen der Regierung war es mög­
lich, im Jahre 1971 bereits 6 ,MiUiarden Idafür 
zur VerfÜ!g<ung zu stellen. Im kommenden Jahr 
weIfden es etwas mehr aas 6,7 Milliarden sein, 
alIso doch eine Steigerung um 650 Millionen 
Schilling. 

Und wenn ich der Vorschau, die, Herr .A!b­
geordneter Babanitz, in der kleinen Aus-gabe 
noch heuer rechtzeitig eDScheinen wird - ge­
rade heute hat sich der Beirat damit heschäf­
tigt -, folge, so wird auch die Kapazität der 
Bauwirtschaftim 'kommenden Jahr gut aus­
genützt sein, ein Umstand, den wir alle 'be­
grüßen können. 

Zur Frage der Planung in den BaUung,s­
räumen: Unseren Ingenieuren, unseren PI'a­
nern epwachsen inZlune'hmendem Maße, das 
habe ich auch imme'r vertreten, zusätzliche 
neue Aufgaben. In zunehmendem Maße Wird 
es schwieriger, je mehr wir mit unseren Stra­
ßen'bauten in die Verdichtungsräume, in die 
BaHungsräume hineinkommen. Abel eine 
Trasse, die bei allen ungeteilte Zustimmung 
findet, wird es leider n'iegeben! Immer wird 
eine solche Planung in den Interessensbere,ich 
eines anderen in i,rgendeiner Form eingreifen. 
Die ideale Trasse, Idie keine ,solche Einschrän­
kung oder keinen Eingriff erfordert, !Wird es 
nicht geben, Was wü tun können, ist nur, uns 
ernst zu bemühen, Härten, ,soweit es irgend­
wi,e geiht, zu vermeiden. Das wird auch die 
Aufgabe der Planer in diesem Bereich sein. 

Herr Abgeordneter Schmidt! Sie haben 'ge­
meint, ich hätte einer Delegation Igesagt, 
Appelle von Abgeorrlneten könne ich nicht 
berücksichtigen. Ich weiß nicht, woher Sie 
diese Information haben. Idl hätte Sie Igerne 
darum gebeten, mir nähere Auskünfte darüber 
zu geben, denn bei meiner Auffassung zu 
den Dingen sage ich 'Ihnen heute, daß ein der­
artiger Ausdruck. von mir nie gebraudlt wurde. 
Von mlir, der ich selber mehr als zwöllf Jahre 
diesem Hohen Hause angehöre, wird niemand 
hören, daß Appelle von Abgeorldneten, von 
gewählten Vertretern der österreidlischen Be­
völkerung dem Minister nicht be IÜck:Sichti­
genswert e-rscheinen. (Beifall bei der SPO.) 

Zur Fraue der an!deren Or,ganisationsform 
im Straßenlbau: Hier gibt es viele VOIlstellun­
gen, hier gibt es auch viele Vorsdlläge. Der 
Vorschlag einer Organisationsform, 'die über­
haupt losgelöst vom Ministerium, vom Bund 
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- Sie ·sagten selber, der BautenmilIlister dürfte 
dabei nicht ausgeschaltet werden - und von 
der Einflußnahme des Bundeis diesen Straßen­
baubetrei'bt, kann ich mir einfach nicht vor­
ste~len. Ich glaube, es wird auch oft die Frage 
dieser selbständigen Organisation überschätzt. 
Es wiIid damit argumentiert, daß eine solche 
Rechtspersönlichkeit die Möglichkeit hätte, 
Kapitalmarktmittel für den Straßenlbau locker­
zumachen. 

Meine Damen und Herlrenl Ich bitte Sie, 
eineis ~u ÜlbeT'l'egen. In einem kleinen Umfiange 
sage ich dazu ja. Alber in ,größerem Maße 
würde das nicht zielifÜlhrenld Isein. Denken Sie 
dar an, daß lCI;amit 7JWangsläufig einmal der 
Zeitpunkt eintreten müßte, wo die Einnahmen 
dieses Fonds oder dieser RechtspersönliChkeit 
dann in hohem Maße dazu zu verwenden 
wären, Schulden der V'ergangenheit abzuzah­
len, Tiligungsbeiträge und Zinsen zu leisten 
für Arbeiten, die' ·schon lange vorher gesche­
hen sind. Und damit wäre die Möglichkeit 
neuer Beschäftigung, neuer Aufträge in der 
BamvirtJschaft eingeschränkt. 

Wir in Osterreich liegen, was die Ver­
pfändungsquote, wenn Sie so wollen, der Ein­
nahmen an1langt, die nach internationalen Er­
fahrungen nicht höher als 6 Prozent sein darf, 
derzeit noch darunter, aber einen großen 
Spielraum haben wir dabei nicht mehr. 

Es ist richtig, daß in meinem Hause Unter­
sudmngen über eine Art I}deine Lösung eine·s 
Fonds angestellt wurden. Es ist auch richtig, 
was ich im Ausschuß ges'agt habe, der erste 
Vorsdüag, den .ich beikommen habe, schiene 
mir noch zu eng zu sein, er wifld derzeit über­
arbeitet. Ich hoffe, daß mir zu Anfang des 
kommenden J a'hres der nächste Vorschlag 
überreicht werden kann. 

Nun zu einem weiteren Isehr wichtigen 
Kapitel, 'ZIur Aibwasserbeseitigung. Ich bin 
schon sehr froh darüber, daß es gelungen ist: 
erstmalig 'einen BundesbeHrag von über 
70 Millionen zu diesen wichtigen Kapitel zu 
erreichen. Denn immerhin wirld das mit den 
Förderungsmaßnahmen des Bundes im Jahr 
1972 'ausgelöste Förderung,svo[umen die 
2-MilliaItlen-Grenze überschreiten und damit 
doch einen sehr beachtlichen Beitrag für die 
Reinhaltung unserer Gewässer, für die Trink­
wasserversorgung unserer Gemeinden !leisten 
können. 

Dabei ist sicherlich die Sanierung der Seen 
von großer Vorldringlichkeit. Sie hat auch 
Priorität. Ein Unterausschuß de,s Beirates der 
Wasserwirtschaftskommission befaßt sich mit 
der Abänderung der der~eit Ibestehenden 
Richtlinien für die Förderung mit dem Zie·l der 
bestmöglichen 'Förderung der Sanierung de:r: 

Seen, a'ber audt sonstiger großer, teurer und 
aufwendiger Anlagen, wie etwa. der biologi­
sdten Kläranlagen, die in lZunehmendem 
Maße notwendig werden - vor allen Dingen 
natürlich wieder im Bereich drer Seen. Schon 
für die nädt·ste Sitzung soUen die Richtlinien 
.so abgeändert werden, daß eine bessere För­
derung erreicht werden kann, ohne daß wir 
jetzt schon zu einer Abänderung des Gesetzes 
gekommen sind. fBei/all bei der SPtJ.) Das 
Gesetz seLber gibt noch einen Spielraum, er 
salI, wenn die Unterkommission der Wasser­
wirtschaftskommi,ssion es gutheißt, ausgenützt 
werden und schon für die nächste Sitzung An­
wendung finden. 

Und zum Schluß Idan ich noch sagen, Herr 
Abgeordneter Balban'itz: ich teille die Meinung, 
daß die Baukoordinierung 'ein außerordentlich 
wichtiges Gebiet ist. Ich bitte um Verständnis 
dafür, daß es aber auch ein sehr schwieriges 
Gebiet ist, denn es ·stehen uns keine gesetz­
lichen Ziwangsmaßnahmen zur Verfügung. Ich 
habe auch nicht die Absicht, solche dem Hohen 
Hause vorzuschlagen, um etwa Länder oder 
gI1ößere Gemeinden '2'JWingen zu 'können, sidt 
ein~uofldnen. 

In zunehmendem Maße - das darf ich dem 
Hohen Hause berichten - findet sich die Be­
reitsch'aft der Länder und der Gemeinden, sich 
auf freiwilliger Ebene in dieses Koordinie­
rungskonzept mit . einordnen zu lassen, und 
das halte ich für .gut. Es gehen nun auch die 
Länder dar an, ähnlich wie es beim Bund 
ist, in ihrem Bereich einen Beirat zu schaffen, 
der dann der Adressat oder das P,endant des 
Beirates wäre, der im Bautenministerium für 
dieses Gebiet e'ing,erichtet ist. 

Es ist eine mühselige K'leinarlbeit, aber 
wenn Sie die Vorschau 1972 bekommen - den 
ersten Teil vielleicht noch im heurigen Jahr, 
den ausführlichen Teil dann am Beginn des 
nächsten J abres -, so mögen Sie aus der Ver­
feinerung di,eser Vorschau auch erkennen, daß 
die Bereitschaft mit'zuarbeiten vorhanden ist, 
weil diese Vorschau ab dem kommenden Jahr 
nicht nur eine Uber,sicht .tür das kommende 
Jahr se'lber, .sondern auch :für die nächsten 
Ja:hre enthalten wird und das, glaube ich, list 
für Idie Orientierung der Bau'Wirtschaft von 
hoher Wichtigkeit. (Bei/all bei der SPtJ.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Melter. Ich ·erteile es ihm. 

Abgeordneter Melter (FPO): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Herr 
Bundesminister für Bauten und Tedmik hat 
Glück, Glück damit, daß der wesentliche Teil 
seiner Einnahmen dem Zugriff des Finanz­
ministers entzogen ist (Abg. Dr. K 0 h 1-
mai er: Das kann man wohl sagen!), weil 
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gesetzI.idle Bestimmungen vorsehen, 
bestimmte Abgaben und Steuern 
bestimmte Zwecke aufzuwenden sind. 

daß Entwicklung des Verbraucherpreisindex weit 
für übersteigt. Einige Zahlen beweisen dies. 

Das ist der Vorteil aber auch für sehr vi'ele, 
insbesondere junge Mensdlen in diesem 
Staate, die auf eine Wohnung warten. Ohne 
Zweckbindung und ohne Zusammenhang mit 
der Steuerprogression wäre es nidlt möglich, 
so v,iele zusätzliche Mittel für die Wohnbau­
förderung aufzuwenden. Wir stellen fest, daß 
über die Verteilungsstelle beim Bundesmini­
sterium der Wohrrbauförderung durch die Bun­
desländer über 4,6 Milliar-den Schilling zuflie­
ßen, und im Vergl,eich 'zum Voranschlag 1971 
sind das immerhin 684 IMilIionen Sch<illing 
mehr. Das heißt, es tritt eine Steigerung von 
etwa 18 Prozent ein. 

Dazu hat d-er Herr Finanzminister keinen 
Beitrag geleistet. Es ist die gesamte erwerbs­
tätige IBevölkerung Osterreichs, die sicher­
stellt, daß für den Wohnbau Mittel bereit­
stehen. 

Nun wird 'ausgeführt, und zwar vorn Herrn 
Bundesminister für Bauten und Technik, daß 
die Wohnbauförderung nach neuen Gesichts­
punkten 'erfolgen soll, deren Ziel es i'st, den 
Bauerfolg zu verbessern, das heißt, einen 
ZuwaChs an Wohnbauten zu erreichen. 

Unglücklicherweise - darauf wurde schon 
von mehreren Sprechern hingewiesen - i,st 
in den letzten Jahren laufend eine Rückent­
wicklung in der Ane:ahl der fertiggestellten 
Wohnungen eingetreten. Vom ursprünglichen 
Versprechen der Sozialisten, jährlich 
5000 Wohnungen mehr, 'ist nicht mehr viel 
übriggeblieben. Die Bundesregi.'erung ver­
weist vielmehr darauf, es ,gehe nun nicht 
mehr sose1hr um den quantitativen Fehl­
bestand, sondern um den qualitativen. 

Dabei mag die Regierung teilweise recht 
haben, aber nicht insgesamt, und zwar deshalb 
nicht, weil ,sich 'erhebliche Unterschiede nach 
der Bevölkerungsentwicklung ergeben. Wohl 
wird in der Rlegierungsvo.rlage über die Ände­
rung der Wo.hnbauförderung darauf hinge­
wiesen, daß -eine Verlagerung des Mittelein­
satzes dorthin zu erfo.lgen habe, wo die Bevöl­
kerung zunimmt. Aber in der Regierungsvor­
lage selbst wird schließlich dieses Postulat in 
keiner Weise berücksichtigt. Ich wer'dle darauf 
noch näher eingehen. 

Zuerst möchte ich mich jedoch mit dem Bau­
kostenindex ·etwa,s beschäftigen, weil eine 
Entwicklung stattfindet, die zur Folge hat, daß 
trotz erheblich zunehmender Mittel für die 
Wohnbauförderung insgesamt kaum wesent­
lich mehr Wirkung erzielt werden kann, und 
zwar deshal:b, weil der Baukostenindex die 

Wenn ich als Vergleichsjahr 1963 mit einer 
Indexza:hl von 100 heranziehe, so ergibt sich 
bis 1970 eine Steigerung auf 155,6. Das heißt, 
daß also innerhalb von acht Jahren das Bauen 
um mehr als die Hälfte teurer geworden ist. 
Beim Verbraucherpreisindex ergibt !sich eine 
Steig,erung nur im halben Ausmaß. Im Ver­
gleich zu 1963 mit 100 ist die ZaJhl lfür 1970 
128,3. 

Diese Steigerungen sind jährlich erfolgt, 
allerdings in untersdliedlichem Ausmaß. Am 
stär:ksten etwa von 1964 auf 1965 mit 10,2 Pro­
zent und von 1969 auf 1970 mit 11,1 Prozent. 
In der Zeit von 1966 bis 1970 i,st die Bau­
kostenindexsteigerung genau doppelt so ho.Ch 
wie die Steigerung des Verbraucherpreisindex. 

Es ist auch festzustellen, daß beim Hau­
kostenindex jährlich ein Sprung 'erfolgt, und 
zwar im Frühjahr entweder von März auf 
April oder von April auf Mai. Diese Sprünge 
sind ziemlich erheblich. Allein im Jahre 1971 
ist der Index von März mit 160,1 auf 168,6 im 
April und auf 169,3 im iMai angestiegen. Das 
ist also -eine Steigerung um 5,3 Pro'zent. Im 
Jahresdurchschnitt 1971 betrug die 'Haukosten­
indexsteigerung bis November, das ist die 
letzte VIergleichsziffer, 9,1 Prozent, die Steige­
rung des allgemeinen Verbraucherpreisindex 
6,1 Prozent. 

Da,s bedeutet, daß wir bei einer zu ,erwar­
tenden mindestens gleich starken IIlId'exsteige­
rung und damit Verteuerung des Bauens mit 
erheblichen Mehraufwendungen rechnen müs­
sen, wenn wir den gleichen wirtschaftlichen 
Erfolg eneichen wollen, nämlich die gleiche 
Anzahl von Wohnung-en hersteHen wollen. 

Diese Zahlen sind wesentlich ungünstiger 
als die Ziffern, di.e der Herr Bunldesminister 
bei den Beratungen im BudgeVaussdlUß 
genannt hat, nämlich: Baukostenindexsteig-e­
rungen 1971 für Material 5,3 Prozent, für 
Löhne 6,1 Prozent, insgesamt also. rund 6 Pro­
zent, und mit einer Voraussage 1972 mit 6 Pro­
zent. 

Ich glaube, das dürfte leider eine große 
Täuschung -sein, denn allein der Umstand, daß 
auch im Baubereich für die Arbeitnehmer 
durch das Arbeitszeitgesetz eine Verkürzung 
der Wochen1arbe'itszeit um eine Stunde ein­
tritt, wird schon eine Baukostenindexerhöhung 
um mindestens 2 Prozent zur Folge haben. Die 
Auswiflkungen für die Wohnungssuchenden 
oder genauer ausgedrückt für jene, die ein 
Eigenheim erstellen wollen oder eine Eigen­
tumswohnung erwerben wollen, werden sehr 
unangenehm sein. 
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Wie dann unter diesen ungünstigen Vorzei­
chen die Wohnbaule'istung entsche1dend ge­
steigert werden kann, das bleibt dahingestellt. 
Wir wollen nur hoffen, daß sich die Bundes­
regierung nach di,esen beträchtlichen Preis­
erhöhungen, die si,e in di'eser Woche veran­
laßt und durchgeführt hat, wenigstens ab jetzt 
bemühen wird, alle Preisauftriebstendenzen 
mit allem Nachdruck zu 'bekämpfen, damit 
gerrude auch im Bereidl der Wohnungswirt­
schaft nicht zusätzlich unerträgliche Belastun­
gen erwadlsen. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regie­
rungserklärung ausgeführt, daß der qualita­
tive Fehlbestand sehr ernst ist, weil vor allen 
Dingen nodl sehr viieIe Althäuser bestehen, 
die zu etwa einem V'iertel sdlon mehr als 
80 J ahr,e alt sind. 

Nun ergibt sidl aber gerade bei der Beur­
teilung der Wohnungsqualität ebenfalls ein 
recht beadltliches Gefälle zwischen den öst­
lichen und den westlichen Bundesländern. Es 
1st schwer zu erklären, daß die Sozialisten 
so ,sehr über die bisherige Wohnungswirt­
schaft herziehen, wenn si,e dort, wo sie selbst 
seit Jahrzehnten die Verantwortung tragen 
und etwa wie in Wien rund ein Drittel des 
Grundes besitzen, nicht in der Lage waren, 
die Voraussetzungen für bessere Wohnungen 
und ausrekhende Wohnungen zu schaffen. 

DaJbei muß in Erinnerung 'gerufen werden, 
daß durch den sogenannten Wohnhaus-Wie­
deraufbau und die außerordentliche Konzen­
trierung dieser <sehr günstigen Geldmittel auf 
die Bundeshauptstadt die finanzielle Voraus­
setzung vorhanden gewesen wäre, die Situa­
tion entscheidend zu verbessern, und zwar so 
weit, daß Wien an der Spitze stehen könnte. 

Wenn man aber nun aus den heutigen Bei­
trägen schon gehört hat, daß die Bundeshaupt­
stadt nidlt einmal imstande ist, die ihr zuflie­
ßenden begünstigten Wohnbauförderungsmi t­
tel 'zur Gänze zu verbraudlen, während in 
viel,en anderen Bundesländern zuwenig Mittel 
vorhanden sind, um die Antragsteller ausrei­
chendberücksichtigen zu können, auch mit 
wesentlich niedrigeren Beitragssätzen, als dies 
in Wien üblich ist, so muß man doch sagen, 
daß die Bundesregierung eine falsche Steue­
rung der Mittel vornimmt. 

In Osterreich wird nadl 'e'iner Erhebung, dem 
Mikrozensus März 1971 des St'atistischen Zen­
tralamtes, ein Bestand von 2,436.000 Wohnun­
gen festgestellt, wobei 729.000 Wohnungen 
sich in Wien befinden. Interessant ist, daß im 
Bundesdurchschnitt 53 Prozent der Wohnun­
gen mit Bad und WC ausgestattet .sind, in der 
Weltstadt Wien jedoch nur 45 Prozent. Mit 
Wasser und WC 'sind ausgestattet im Bundes-

·durchschnitt 18 Prozent der Wohnungen, in 
Wien jedoch 22 Prozent. 

Der größte Anteil an schlechten WQlhnungen, 
also ohne WC und teilweise auch ohne Was­
ser innerthalb der Wohnung, ist in WIi·en gege­
ben mit 33 Prozent der Wohnungen. Da,s ist 
ein 'außerordentlich schlechtes Zeugnis für die 
sozialistische Wohnungswirtsdlaft in Wien. 
Wir dürfen hier nur der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß es hoffentlidl auf Grund einer 
Bundeswohnungswirtschaft der Sozialisten 
nicht für alle Bundesländer gleich schlecht 
wird. 

Wenn man die Größe der Wohnungen ,als 
Beurteilungsvergleich heranzieht, so ergibt 
sich wieder für Wien ein sehr ungünstiges 
BiLd. In Wien sind 58,5 Prozent der Wohnun­
gen mit einem oder mit 'Zwei Wohnräumen, 
in den anderen Bundesländern beziehungs­
weise in ganz Osterreidl ist der Anteil 
32 Prozent. D:r;ei Wohnräume gibt es im Bun­
desdurchschnitt etwas mehr als in Wien, näm­
lich 28,5 Prozent. Aber größere Wohnungen 
sind in Wien äußerst rar. Allerding,s muß man 
dazusagen: Unter Berücksichtigung des Nach­
wuchse.s, also der Kinderanzahl in den Fami­
lien, ist zweHellos der 'Bedarf auch erheblich 
geringer. Anders ausgedrückt ist es vi'elleicht 
auch so, daß für Familien, die mehr Kinder 
wünschen, der Boden in Wien äußerst ungün­
stig 'ist. 

Die Belegung der Wohnungen Lst in den 
Bundesländern erheblich höher als in Wien: 
im Bundesdurchsdlnitt 3 ~er.sonen pro Woh­
nung, in Wien nur 2,2. Dem steht anderer­
seits gegenüber, daß der Quadratmeterpreis 
pro Wohnung im Bundesdurchschnitt fühlbar 
höher ist, nämlich 7,30 S pro Quadratmeter zu 
6,70 S pro Quadratmeter in Wien. Dies müßte 
an und für sich dazu führen, daß in der BelVöl­
kerunger:kannt wird, daß die in Wien betrie­
bene sozialisUsche Wohnungswirtschaft sehr 
sChlecht ist. 

Ich würde daran auch die Sdllußfolgerung 
knüpfen, daß 'seitens des Bundes die Vertei­
lung der Mittel nunmehr .so vorzusehen ist, 
daß in erster Linie das Bevölkerungswachs­
tum berücksichtigt werden muß. Obwohl in 
den Verhandlungen im Unterausschuß in der 
letzten Ges<etzgebungsperiode darüber schon 
sehr eingehend diskutiert worden ist und ins­
besonldere obwohl von mir eing,ehende ver­
nünftige Vorschläge gemacht worden sind, 
konnte keine Vereinbarung zustandegebracht 
werden, und zwar deshalb nicht, weil extreme 
Vertreter Wiens für sidl immer noch ein Bun­
despräzipuum wollen und keine Gleichstellung 
der andeI'en Bundesländer. Es ergibt sich dies 
aus einigen Zahlen. 
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Ein Teil der Mittel der Wohnbauförderung 

wird unter Berücksichtigung des Steuerauf­
kommens, des Aufkommens an Lohn- und Ein­
kommensteuer, zugeteilt. Nun ist es inter­
essant, daß das Lohnsteueraufkommen Wiens 
bei einem Bevölkerungsanteil von 23 Prozent 
60 Proz'ent beträgt. Das müßte, wenn nur 
Wiener die,ses Lohnsteueraufkommen hätten, 
bedeuten, daß im Durchschnitt die Wiener fast 
dreimal 'so viel verdienen würden wie die 
anderen o.sterreicher. Das sagt andererseits 
aber auch, daß dieses Lohnsteueraufkommen 
kein Maßstab für eine gerechte Verteilung 
der WohDibauföl'derungsmittelsein kann. (Ruf 
bei der SPO: Diese Zahl stimmt doch nichtl) 

Welche Zahl ,stimmt nicht? (Ruf bei der SPO: 
Die Sie genannt haben, von 60 ProzentI) Natür­

Eigentumswohnungsersteller geführt hat, 
zweckmäßig gerade im Hinblick auf die Stei­
gerung des BaUikostenindex. Denn diese Stei­
gerung wird sehr ba1d aUisgeglichen durch die 
Ersparnisse, di'e man sich eiben durch früheres 
Bauen machen kann. 

Es muß auch darauf hingewiesen werden, 
.daß in den westhchen Bundeslänkiern die 
Wohnungen besser gebaut werden als in 
Wien, weil man vor allen Dingen höhere An­
forderungen an die Wohnungs·größe und an 
die Wohnungsausstattung Iste11t und hier ins­
besondere auch dile Gedanken des Umwelt­
schutzes mehr Berücksichtigung finden, etwa 
auch bezüglich des Lärmschutzes, der Abdich­
tung gegenüber Nachbarwohnungen. 

lich stimmt sie, überprüfen Sie 'es! Uberprüfen Dies bewirkt ·allerdings auch, daß die durch­
Sie e:s bitte. Lassen Sie sich von Ihrem Freund, schnittlichen Baukosten ·ganz erheblich ange­
dem Finanzminister, die Zahlen geben, unld Sie stiegen sind. Während ,sie noch bis 1969 etwas 
werden feststellen können, daß dieser Pro- unter 4000 S gelegen sind, sind sie in der 
zentsatz stimmt. (Widerspruch bei der SPO.). Zwi'sdllenzeit schon ganz beachtlich angestie-

Zum Bevölkerungsprozentsatz ist der Anteil gen, zwischen 6000 unld 7000 S, in günstigeren 
.am Lohnst:eueraufkommen 238 Prozent. Das ist Wohnlagen sogar auf 8000 bis 8500 S. Daß 'bei 
hauptsächlich darauf 'Zurückzuführen, daß eben di'esen Baukostenpreisenganzerhebliche Mie­

ten zustandekommen oder ,sehr hohe Rück­sehr viele Verrechnungen in Wien erfolgen, 
also insbe'sondere für alle Bundesbediensteten zahlungsraten geleistet werden müssen, ist 

verständlich. im öffentlichen Di,enst, bei Post und Bahn, 
für alle Pensionisten und lauch für die Ange- Sosehr der Wunsch des Bautenministers 
stelltenpensionisten, manche Zentr,alstellen der etwa auf der Basis 1969 für eine 80-Quadrat­
verstaatlichten Industrie, Banken und derglei- meter-Wohnung eine monatliche Miete von 
chen mehr. Das bedeutet, daß viele Beiträge etwa 600 S sicheI'Zustellen, zu h'egrüß·en wäre, 
nach Wien gezahlt werden für Per,sonen, die ,so ist das völlig irreal, wenn man sich diese 
ihren Wohnbedarf in anderen Bunde.sländern Baukosten vor Augen hält und wenn man die 
haben. Tatsachen kennt, die etwa darauf hindeuten, 

Wenn also in der Einl'eitung der Regierungs- daß sogar der soziale Wohnbau 'schon Mieten 
vorlage darauf hingewie'sen wird, daß die Be- :liwischen 26 und 28 S je Quadr,atmeter fordern 
völkerungsverschiebung Berücksichtigung 'zu muß, um eine Kostendeckung zu haben. 
finden hat, so müssen Sie dies, Herr Bunlde.s­
ministier, auch in der Vert,eilung der Mittel 
zum Ausdruck bringen. 

Sie weisen auch ,darauf hin, daß durch die 
Herabsetz'ung des Darlehensbetrages aus 
Wohnbauförderungsmitteln von 60 Prozent 
auf 45 Prozent eine SteIgerung de's Bauvolu­
mens möglich wäre. Eine ebwas unlogiische 
Begründung, denn mit 60 Prozent begünstig­
tem Geld baut man zweifellos }eichter und hat 
damit wahrscheinlich mehr Interessenten 'als 

Die Einführung einer Wohnbeihilfe 1st 
sicher eine zweckmäßige Lösung. Wir sind der 
Auffassung, daß derartige Beihilfen jährlich 
neu zu bemessen sind, unter BeruckJsichtigung 
einer angemessenen Wohnung, der Familien­
größe und des Familieneirrkommens, weil man 
damit nichts einzem'entiert wie mit dem Mie­
terschutz alter Prägung. Denn zunehmende. 
Einkünfte müssen auch eine zunehmende Be­
lastung für die Wohnung zulassen. 

nur mit 45 Prozent. Dabei muß man aller- Ich möchte noch einiges über den Autobahn­
dings auch darauf hinweisen, daß in den mei- bau sagen, und zwar vom regionalen Stand­
sten Bundesländern der Zuteilung,s,schlüssel an punkt aus. Wir ha:ben die Freude, daß morgen 
begünstigten WohnbauföI1derungsnritteln bei ein Te'Hstück der Vorarlberger Autobahn dem 
weitem nicht die 60 Prozent erreimen konnte, Verkehr übergeben werden kann. Es sind das 
weil eben die Bewerber zu zahlreich waren, ganze 17 km. Das ist nicht viel, aber immer­
unld um si'e alle einigennaßen berücksichtigen hin 'So viel, daß nun doch drei Gemeinden, die 
zu können, mußte man eben den Zuteilungs- größte Stadtgemeinde und zwei Mar'ktgemein­
satz aHgemein kürzen. Das war sicherlich auch, den, umfahren werden können, sodaß der dort 
obwohl es zu erheblichen finanziellen Bela- l'e'benden Bevölkerung eine g,anz erhebliche 
stungen für die Ei>genheimersteller oder die Verkeh~sentlastung zugute kommen kann unid 
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sie weitaus weniger vom Durchzugsverkehr 
belästigt wird. 

Es wurde hier sehr viel von den Gefahren­
.stellen im Verkehr gesprochen. Dieses kurze 
Stück von 17 km hat 71wei extreme Gefahr,en­
stellen, nämlich die Zufahrt und die Abfahrt, 
wobei eine der Abfahrten nicht günstig aus­
gebaut ist, insbesondere bezüglich der Ein­
bindung in die Bundesstraße 1. Da sinld also 
zwei extreme neue Gefahrenstellen entstan­
den, der,en Beseitigung er,st dann erfolgt, wenn 
die Autobahn über die Städte Feldkirdl unld 
Bregenz hinaus fortentwickelt worden i,st. 

Gerade hier z'eigen sich aber erhebliche Ent­
wicklungsschwierigkeiten. W'ir haben als Vor­
arlberger leider immer noch keine Gewähr, 
wie diese Autobahn weitergeführt wird und 
bis wann wir rechnen könTI'en, daß die Bau­
arbeiten soweit -gediehen 'sind, daß der Ver­
kehr wenigst'ens einspuri<g aufgenommen wer­
den kann. 

Größte Zweifel bestehen daran, daß der 
Bauzeitpl'an, der zu Be'ginn dieses Jahres 
bekanntgegehen wonden ist, wirklich einge­
halten wird, zumal noch keine Sicherheit be­
,steht, wie die Autobahn überhaupt geneIleIl 
und im Detail zu planen ist. Hier fehlen die 
Vereinbarungen mit der Bunidesrepublik 
Deutschl and. 

Herr Bundesminister! Sie haben bisher noch 
nicht bekanntg,egeben, welches Er,gebni's Ihre 
Gespräche oder vielleicht auch Verhandlun­
gen mit dem deutschen Verkehrsminister 
gehabt haben. Wenn Sie den Zeitplan, den S'ie 
selbst ,aufgestellt h'aben,auch nur einiger­
maßen einhalten 'Wollen, dann ist es hömste 
Zeit, mit der Bunde,srepublik Deutschland di'e 
Vereinbarung über die Ubernahme des Auto­
bahnanschlusse's herbeizuführen. 

Wir Vorarlberger sind deshalb am Ausbau 
der Inntal-Autobahn genauso interessiert wie 
die Tiroler. Wir freuen uns, daß dort durch 
eine Vorfinanzierung eine frühere Fertigstel­
lung möglich wird, insbesondere im Hinblick. 
auf die Olympischen Spiele. Ich darf aber 
daran erinnern, daß genau diese Olympischen 
Spiele für Vorarlber'gs Verkehrsverhältnisse 
auch eine außerordentliche zusätzliche Bela­
stung bringen werden und wir leider keine 
Aussicht haben, daß bis zu diesem Zieitpunikt 
eine fühlbare Verkehrsverbesserung aus der 
Schweiz und aus Italien in die deutsche Bun­
desrepllblik auf dem Weg über Vorarlberg 
möglich sein wir-d. 

In letzter Zeit hat eine Delegation be'i Ihnen, 
Herr Minister, vor,gesproch'en und sich darüber 
beklagt, daß in Fremdenverke'hrsgebieten 
durch die Sal'Zstreuung auf den Durchzugs­
straßen eine erhebliche Benachteiligung fest­
gestellt wird, und daß man der Auffassung ist, 
es gäbe bessere Lösungen. 

Ich möchte Ihnen insoweit recht geben, daß 
im Vordergrund die Sicherheit des Straßen­
verkehrs stehen muß. Aber man muß auch der 
Meinung Ausdruck geben, daß alles daran­
zusetzen ist, Mittel zu finden, die geeignet 
sind, Schnee und Eis auf den Straßen zubesei­
tigen, ohne daß dadurch eine Umweltver­
schmutzung eintritt. 

Ich habe in letzter Zeit einen Bericht gele­
sen, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
alle drei Parteien eine Anfrage an die Bun­
desregierung gerichtet haben, in der darauf 
hingewiesen wurde, daß jährlich etwa 
70.000 Bäume im Bereich der Bunldesstraßen 
den Einwirkungen des Verkehrs zum Opfer 
fallen, und dabei spielt sicher auch die Salz­
streuung auf der Straße eine Rolle. 

Herr BUnidesminist'erl Haben Sie sich nach 
dem Ergebnis dieser Anfragebeantwortung 

In Ihrem Bericht an den Budgetausschuß . erkundigt und sind Sie bereit, aus diesem 
haben 'Sie erklärt, daß eine der wesentlichsten Ergebnis allenfalls auch Schlußfolgerungen für 
innerästerreichischen Verb'irudungen, nämlich die Straßenbehandlung in Osterreich zu zie­
die Arlbergstr,ecke, auch als Ge,s'ellsdlafts- hen? 
strecke ausgebaut werden müsse. Die Vor­
'arbeiten dazu sind Gott sei Dank im Gange, 
aber es fehlen die Vorsorgen und Vorschauen, 
die jetzt schon erkennen ließen, bis wann man 
damit rechnen kann, daß die Vorarlberger 
wirklich echt 'zu Usterreich gehören, indem 
man ihnen den Weg zur Bundeshauptstadt 
erleichtert, indem man ihn erheblich verkürzt. 
Wenn man weiß, daß die Strecke nach Salz­
burg etwa erst ein Drittel des Weges nadl 
Bregenz darstellt, kann man erkennen, wie 
weit da'S Land noch von der Bund'eshauptstadt 
entfernt ist und wie sehr es notwendig ist, 
den Zeitaufwand für die Zurücklegung dieses 
Weges zu verringern. 

Umweltverschmutzung - ein Schlagwort 
unserer Zeit, aber auch eine Notwendigkeit, 
immer wieder darauf hinzuweisen, denn 
gerade durch den Verkehr, durch Verkehrs­
und durch Baumaßnahmen wird dieses Pro-
blem immer wieder in iden Vordergrund ge­
stellt, und es wird notwendig sein, bei 
der Straßenbauplanung, bei der Straßenbau­
ausführung und bei der rStraßenbehandlung 
noch mehr Rücksicht darauf zu nehmen, als 
dies bisher der Fall war. 

Zum Schluß darf ich feststellen, daß wir 
Freiheitlichen diesem Budgetkapitel unsere 
Zustimmung ebenfalls versagen müssen, weil 
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Melter 
außer den Pflichtaufwendungen durch gesetz­
liche Bestimmungen ,seitens des Finanzmini­
sters und der Bundesregierung keine zusätz­
lichen 'Mittel zur Linderung der Wohnungsnot 
und zur Be,schleunigung des Straßenbaue'S 
bereitgestellt werden. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kotzina. ICh erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Dr. Kotzina '(OVP): Herr Prä­
sidentl Meine Damen und Herren! Der Herr 
Bundeskanzler behauptete in seiner R:egie­
rungserklärung, daß im Budget 1972 in fol­
genden Bereichen Schwerpunkte gebildet und 
hiefür beträchtliche ,Mittel vorgesehen wür­
den: für den Straßenhau, für den Schulbau und 
den Wohnungsbau. 

Zur Wohnbauförderung - es wurde heute 
sChon darauf hingewiesen -, führte der Herr 
Bundeskanzler aus, daß die Bundesregierung 
alle Maßnahmen treffen werde, um Osterreich 
auch in bezug 'auf die Wohnbauleistung und 
die Wohnungs ausstattung zumindest an 'die 
anderen -europäisChen Ind~striestaaten heran-
zuführen. . 

Die Budgetrede des Herrn Finanzministers 
war in 'bezug auf diese verheißungsvollen 
Erklärungen ,schon wesentliCh zurückhaltender, 
und das Budget ist erst reCht das Gegenteil 
dessen, was vom Herrn Bundeskanzler ver­
kündet wurde. 

Nun sehen wir uns die Budgetansätze des 
Bundesministeriums für Bauten und TeChnik 
so'W'ie die Ansätze, die für die Wohnbauiförde­
rung über da,s Budget an die Bundesländer 
fließen können, an. 

Im wesentlichen macht das ,Balltenressort die 
Ausweitung für das gesamte Budget mit: im 
Durchschnitt sind es 10 Prozent. 

Aber selbst die Tatsache, daß das Baut1en­
budget im Schnitt um 10 Prozent ausgeweitet 
wurde, ist kein Verdienst dieser Bunde'sregie­
rung, sondern ist, der VorsoI1ge der vorange­
gangenen Bundesregierungen und bezug­
habender GesetzesbesChlüsse 'im we'sentlich'en 
zu danken. (Beifall bei der OVP.) 

So der Zweckbindung der Bunrlesmineralöl­
steuer für den Bllndesstraßenbau. Und an die­
'ser Zweckbindung, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, muß ei1s'ern festgehaIten 
werden. Jeder Kr,aftfahrzeughalter und Treib­
stoffverbraucher trägt ausschließlich und un­
mittelbar über den durch die Zuschläge er­
höhten Treibstoffpreis zum Bau und zur Er­
haltung der Autobahnen, der Schnell- und 
Bundesstraßen bei. (Beifall bei der .aVP.) 

Si'e, Herr Bundesmin'ister, h'aben es sich 
gefallen lassen, daß rund 160 Millionen Schil-

ling von den im Jahr 1972 erwarteten Eingän­
gen gekürzt wurden. Sie kleideten im Budget­
ausschuß diese Tatsache, di,e von uns, der 
Opposition, in aller Schärfe bekämpft wird, 
in die Worte, "daß der Finanzminister die Auf­
fassung vertreten habe, daß man vom Jahre 
1972 auf 1973 einen Betrag im Ausmaß von 
etwa 1 Prozent hinübernehmen müsse". 

Was heißt denn das, der Finanzminister 
habe die Auffassung vertreten, :daß man Teile 
von ·der in einem Jahr eingehenden Bundes­
mineralölsteuer in das folgende Jahr hinüber­
nehmen müsse? Das heißt, mit HiUe Ider !Bun­
desmineralölsteuer dem Finanzminister für 
seine Budgetgestaltung freie Hand ge,wä'hren 
zu lassen. 

Die BegehrlichkeH - das sei eingeräumt, 
Herr Bundesmini,ster - der jeweiUgen Finanz­
mini,ster auf 'eine Inkamerierung von Teilen 
der BunJdesmineralölsteuer war ausnahm'Slos 
groß. Aber ebenso groß war die Entschieden­
heit der Ihnen, Herr Bundesminister, vorange­
gangenen Ressortchefs, die für den Autobahn­
und Bundesstraßenbau verantwortlich waren, 
mit der solchen Bestrebungen erfolgreichent­
gegengetreten wurde. 

Herr Bundesmin1ster! Die Bundesmineralöl­
steuer muß unangetastet bleiben. Sie muß 
100prozentig für die Finanzierung des Straßen­
baues erhalten bleiben. Auf Heller und Pfen­
nigl (Beifall bei der OVP.) 

In diesem Zusammenhang muß iCh Ihnen 
auch den Vorwurf machen, daß Sie vom Stand­
punkt der Vertretung der Interessen Ihr,es 
Ressorts, vom Standpunkt des Ausbaues der 
Autobahnen und Bundesstraßen in einem wei­
teren Punkt vor dem Finanzminister die Segel 
gestrichen haben, jüngstens mit der Regie­
rungsvorlage betreffend die Finanzierung der 
Pyhrn-Autobahn-Tunnelstrecke Deutschfei­
stritz-St. Michael. 

GlaUben Sie mir, es war auch für mich kein 
leichtes, mich im Jahre 1969 durchzusetzen, 
daßer,stmals für die Haftung der Zahlungs­
verpflichtungen, die sich für die Vorfinanzie­
rung kostspieliger N ord-Süd-Veribindungen er­
geben, die Bundeshaftung ohne RüCkgriffsrecht 
des Finanzministers auf die BUnidesmineral­
ölsteuer - und zwar im T'auernautobahn­
Finanzierung1sgesetz - legalisiert und vorher 
im Zuge der Verhandlungen durchgesetzt 
wur1de. 

Der von mir rim Jahre 1969 'erzwungene und 
vom Parlament gebilligte Weg hätte mit aller 
Konsequenz auch weitergeg·angen werden 
müssen. Statt dessen ein Rücksmritt, wOIbei ich 
fürchte, daß er nicht sabaldwieder aufgeholt 
werden kann. 
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Dr. Kotzina 
Wie dieses Bautenbudget 1972 dort, wo es 

sich um echte Leistungen des Bundes han­
delt - wo eben der Finan'Zminister die 
Ermessenskrediteansefizt, wie zum Beispiel 
bei den Schulbauten -, aus,sieht, geht aus den 
Vergleichszahlen, die uns der Herr Finanz­
minister in seiner Budgetrede geboten hat, 
hervor. 

Ich berufe mich auf diese Bl'Oschüre, die 
-eine übersichtliche Darstellung der Rede des 
Finanzminister,s mit graphischen Darstellun­
gen und mit Hinweisen auf die Entwicklung 
der Budgets vom Jahre 1968 bis zum Jahre 
1972 bringt. 

Insbesondere in den "Ubersichten" auf 
Seite 84 gibt uns der Herr Finanzminister 
einen sehr anschaulidren Uberblick über die 
einzelnen wichtigen Budget'ausgaben. 

Er führt im Detail die Ausgaben vom Jahre 
1968 bi's 1972 aus. Während im Jahre 1970, 
also noch ein OVP-Budget, das Hochschul­
bautenbudget von 309 auf 344 Millionen Schil­
ling und damit um 11 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr wuchs, und dieses Wachstum - das 
sei festgestellt unid eingeräumt - im Jahr 
1971 mit 12 Prozent noch anhält, fällt es für 
die Hochschulbauten im Jahre 1972 auf 9 Pro­
zent zurück. 

A'ber noch schlimmer - ich möchte fast 
sagen: katastrophaler - sieht es um die Aus­
gabenbereitschaft für den Bau von höheren 
Schulen aus. Von 1969 auf 1970 stieg dieser 
Budgetansatz von 459 auf 543 Millionen Schil­
ling; also mehr als 18Pro'Zent. Und heute, 
da.s heißt für 1972, stagniert der Ansatz mit 
560 Millionen Schilling, das 'heißt mit einem 
Mehr von nur 3 Prozent ;gegenüber 1970j nicht 
gegenüber dem Vorj'ahr, sondern 'gegenüber 
1970. 

Das heißt, Herr Bundesmini,ster, Ihr Budget 
für Schulbauten 'sieht im wesentlichen nur jene 
Summen vor, um die im Jahre 1969 Und 1970 
begonnenen Schulbauten fortführen zu kön­
nen. Aber nicht viel mehr. Nicht 'einmal das 
Wachstum des Gesamtbudgets machen diese 
Ansätze mit. 

förderung seitens der Bundesländer vorgese­
hen werden. Es wurde schon darauf hinge­
wiesen, daß dieses Wachstum der Mittel im 
J.a:hre 1972 'beachtlich sein werde. 

Das verkündet auch der Finanzminister 
stolz in seiner BUdgetrede. Er sagte wörtlich: 

"AJbgesehen von entsprechenden Gesetzes­
initiativen wer.den sich im Bud,getvoranschlag 
1972 die Mittel für die Wohnbauförderung, 
die an die Bundesläl1!der überwiesen werden, 
ganz beträchtlich erhöhen, und zwar von 
3,9 Milliarden auf rund 4,6 ,Milliarden Schil­
ling, das sind f.ast 18 Prozenit Steigerung." 

Und jetzt erbitte ich von der Regierungspar­
tei die Antwort darauf, welche der Parteien 
dieses Hauses dafür gesol'gt hat, daß sich eine 
solche gesicherte, dynamisierte Förderungs­
summe für den Wohnungsbau zwangsläufig 
und nicht korri'gierbar im Budget 1972 zu 
Buche scMägt. (Beifall bei der OVP.) 

Und trotz des beachtlichen von der Oster­
reichischen Vollkspartei dieser Regierung 
gegen die Stimmen der Sozialistischen Partei 
gesicherten Zuwachses der Wohnbauförde­
rungsmittel können wir ein wesentliches An­
wach,sen des Baues von Wohnungen ,ab dem 
Jahre 1972 kaum erwarten. 

Ich möchte nicht auf die Uberlegungen ein­
gehen, die heute schon eine Reihe von Vor­
rednern angestrengt haben, und sie nidllt wie­
derholen. Aber ich möchte darauf verweisen, 
daß bei diesem Budgetansatz und erst recht 
bei den übrigen Budgetansätzen, die im Sdmitt 
bei 10 Prozent im Sinne der Ausrweitung des 
Gesamtbudgets liegen oder, wie ich bei den 
Schulbauten nachweisen konnte, unter 'diesem 
Durchschnitt liegen, eines über,sehen oder 
nicht berücksichtigt wurde, nämlich die Hau­
preissteigerungen. Auch mein Vorre'dner Mel­
ter hat auf diesen Umstand schon hingewie­
sen und mit dem Baukostenindex operiert. 

Der BaukosteninJdex für Wien, bezogen auf 
Basis Mai 1945, weist im März 1970 eine 
Il1!dexziffer von 2147 und im September 1971 
eine 'solche von 2456, also umger,echnet eine 
ausgewiesene ,steigerung in dies'em Zeitraum 
von rund 15 Prozent auf. 

Sie, Herr Bundesminister, bezifferten auf 
meine Anfrage im Budgetausschuß die Bau­
preissteigerungen im Hochhau mit etwas über 
15 Proz,ent, im Straßenbau 'Zwischen 20 Pro­
zent und im Extremfall sogar bis 30 Prozent, 
wie das das Protokoll, das Iheißt die "Parla­
mentskorrespondenz" zum Ausdruck bringt. 

Ich weiß sehr wohl, daß, im gesamten gese­
hen, die,se dürftigen Zahlen günstig aussehen, 
wenn man in Betracht zieht, daß es auch 
Ansätze im Unterrichtsressort gibt, die die 
'sogenannten Leasing-lBauten mitfinanzieren. 
Der Ausweg, mit Hilfe der Leasing-IBauten 
früher zu besseren Ergebnissen zu kommen, 
wurde im übri.gen auch schon ,im Jahre 1969 
beschritten. (Beifall bei der OVP. - Der Pr ü­
si den t übernimmt den Vorsitz.) Solche Baupreiserhöhungen werden, Herr 

Bund'esminister, von Sprechern Ihrer Partei 
Wesentlich günstiger steht e's um die Mit- sogar noch höher angenommen. So erklärte 

tel, die durch den Bund flür die Wohnbau- Landtagsabgeordneter Fr,anzmair, der dem 
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Dr. Kotzina 
Hohen Hause noch vor einigen Jahren ange­
hörte, der Sekretär der Bau- und Holzarbeiter­
gewerkschaft Oberösterreidls, im oberöster­
reichischen Landtag -er ist nämlich jetzt 
Landtagsabgeordneter -, daß die Baupreise 
in der letzten Zeit um 40 Prozent g,estiegen 
seien. 

Ich zitiere das "Tagblatt", das einen ein­
gehenden Bericht über die Budgetde'batte im 
oberösterreichischen Landtag briIllgt. Es 'heißt: 

"Landtagsabgeordneter Franzmair forderte 
eine bessere Koordinierung der Bauarbeiten 
und bezeichnete die in der letzten Zeit ein­
getretene 4OprozenUge Erhöhung d·er Bau­
preise als keineswegs durch die Erhöhung 
der Lohnkosten gerechtfertigt. Er stellte fe'St, 
daß durch die Baupreiserhöhungen 'die 100 Mil­
lionen Schilling" - in Oberösterreich zusätz­
lich gewährt -, "die 1972 zusätzlich für den 
Wohnungsbau bereitgestellt werden, real nur 
die Hälfte ausmachen." 

Oder ich verweise auf eine offizielle Aus­
sage der Bundesregierung in den Erläutern­
den Bemerkungen zur Regierungsvorlage vom 
16. 11. 1971 zum 2. Budgetuberschreitungs­
gesetz 1971. Hier heißt 'es zum Ansatz 1/64318 
"Bundesstraßenverwaltung (Autobahnen) i Er­
haltung": "Durch die im Jahre 1971 eingetre­
tenen Lohnerhöhungen, die sich besonders bei 
den lohnintensiven ErhaltungsaIlbeiten kosten­
steigemd bis zu rund 50 Prozent aus­
wirken, ... " 

Nicht, daß ich mich mit diesen letzteren 
Zahlen identifizieren würde. Ich glaube nicht 
an diese übertrieben hohen Ziffern. Ich bringe 
sie, Herr Bundesminister, deswegen, weil sie 
aus Ihrem Partei- und aus Ihrem Regierungs­
bereich stammen und man daher annehmen 
müßte, daß das Bautenbudget solche Zahlen 
berücksichtigen würde. 

Aber nichts von dem. Ja ganz im Gegenteil, 
das Budget bleibt im Ganzen gesehen weit 
unter den angenommenen Baukostenerwartun­
gen unld -errechnungen und im Hochbau 
- nämlich bei den hohen und höheren Schu­
len -;- sogar unter der durchschnittlichen Stei­
gerung des Budgets. 

Soweit zum Budgetka.pitel 64: 'Bauten. 

Und nun ein Wort zu den Gesetzesinitiati­
ven des Ressorts in der letzten Legislatur­
periode und den Vorhaben in der nächsten 
Zeit. 

Dank der Kooperationsbereitschaft der zwei 
Oppositionsparteien war es möglich, daß noch 
in der letzten Sitzung der vorangegangenen 
Legislaturperiode im Juli dieses Jahres das 
Bundesstraßengesetz einstimmig beschlossen 
werden konnte. 

Es sei eingeräumt, daß durch Ihre Verhand­
lungstaktik mit den Bundesländern ein Ein­
vernehmen, ein Einverständnis mit den neun 
Bundesländern erzielt werden konnte und daß 
damit die Voraussetzungen geschaffen wur­
den, daß das gesamte Gesetzeswerk, wenn 
auch nach harten Verhandlungen, immerhin 
vor Ende der Legislaturperiode einstimmig 
beschlossen werden konnte. 

Es wurde hinsichtlich des Ausbaues der 
WO'hnungsgesetze dank Ihrer Einsichtsbereit­
schaft, Herr Bundesminister, möglich - auch 
ganz zum Schluß der letzten Legislatur­
periode -, zwei Initiativanträge der Oster­
reichischen Volkspartei zu beschließen: das 
Wohnungsverbesserungsgesetz um zwei wei­
tere Jahre, 1972 und 1973, zu verlängern, sowie 
das Wohnungsbegünstigungsgesetz zu be­
schließen. 

Sowohl der von der Osterreichischen Volks­
partei eingebrachte Initiativantrag als auch die 
von Ihnen, Herr Bundesminister, eingebrachte 
Regierungsvorlage, betreffend eine Novellie­
rung des Wohnbauförderungsgesetzes 1968, 
karnen in den Beratungen der letzten Legis­
laturperiode nur müihsam voran. Zu weit 
waren die Vorstellungen der ibe1den Parteien 
hinsichtlich einer Weiterentwick'lung des 
W OIhrrbauförderungsgesetzes voneinander ent­
fernt. Doch lich glaube, daß die Zwischenzeit 
uns einander eher näher als auseinander ge­
bracht hat. 

Die von Ihnen kürzlich eingebrachte Regie­
rungsvorlage nähert sich in zwei wichtigen 
Punkten gegenüber der früheren Regierungs­
vorlage unseren Vorstellungen. Zum einen 
lassen Sie Ihren Erstvorschlag, wonach für 
Eigenheime und Eigentumswohnungen 20 Pro­
zent Eigenmittel gefordert werden, zugunsten 
der in der jetzigen Regierungsvorlage veran­
kerten 10 Prozent fallen und zum anderen 
schwenken Sie auf die gleichartige Förderung 
von Eigenheimen und anderen Wohnungen 
mit 45 Prozent der zu gewährenden Darlehen 
ein. Zumindest ist der Diskriminierungseffekt 
gegenüber Eigenheimen und Eigentumswoh­
nungen, der Ihrer ersten Regierungsvorlage 
anhaftete, beseitigt. 

Ich weise in diesem Zusammenhang auf eine 
Bemerkung hin, die Sie, Herr Bundesminister, 
vorhin in Beantwortung einiger Debattenbei­
träge gemacht haben. Sie haben erklärt, daß 
man bestrebt sein müsse, ein höheres Bau­
volumen LJU bewirken und zu fördern, indem 
eben mehr Mittel vorn Kapitalmarkt für diese 
Förderungsbauten herangezogen werden soll­
ten. 

Herr Bundesminister! Ich er,innere Sie daran, 
daß ursprünglich bei den Verhandlungen über 
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Dr. Kotzina 
das Wohnbauförderungsgesetz 1968 auch von 
uns dieser Standpunkt vertreten wurde. Es 
war aber damal,s die Ansicht Ihrer Partei, 
daß eben ein möglidJist hoher Prozentsatz der 
von der öffentlichen Hand beigestellten Dar­
lehensbeträge geleistet werden soll. Ich wie­
derhole noch einmal: AJbgeordneter Wei'khart 
hat damals die 10 Prozent Darlehenszuschüsse 
verlangt. Im Zuge der V,erhandlungen ver­
suchte die Osterreichische Vol:kJspartei, diese 
gegensätzlichen Auffa,ssungen a:bzubauen und 
dem Begehren Ihrer Partei nä:herzukommen, 
indem dann eben 60 Prozent im Gesetz ihren 
Niederschlag gefunden haben. Es wird sich 
darüber reden lassen, daß für diesen Förde­
rungssatz, der jetzt 'höchstens 60 Prozent 
beträgt, unter gewissen Voraussetzungen und 
Modalitäten ein anderes Ausmaß festgesetzt 
wird. 

Die Kooperationsbereitschaft, die sich 
abzeichnet, läßt erwarten, daß es bei einigem 
guten Willen auf beLden SeUen zu einer ein­
vernehmlichen Novellierung des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968 kommen wird. 

Obwohl da'S Bautenbudget im Hinblick auf 
die Aufgabenstellung des Ressorts nicht 
befriedigend ist und daher von meiner Frak­
tion, wie Helbich heute schon erwähnte, abge­
lehnt wer:den wird, glaube ich für meine Per­
son, daß ein Klima geschaffen wurde, das es 
erlaubt, im kommenden Jahr bei einer Reihe 
wichtiger Gesetzesinitiativen einen gemein­
samen Weg für Gesetzesbeschlüsse zu finden. 

Hohes Haus! Di'e Bemühungen in der letzten 
Legislaturperiode auf dem Gebiete der Gesetz­
gebung waren, soweit das Bautenressort, der 
Bautenminister zuständig ist, gut, und ich darf 
noch einmal wiederholen, daß bei der Oster­
reichischen Volkspartei die Bereitschaft 
besteht, bei di'esen wichtigen, für die gesamte 
Bevölkerung sehr entscheidenden Gesetzes­
iniUativen, gleichgültig ob sie von der Regie­
rung oder von der Osterreichischen Volkspar­
tei kommen, aufg,esch.lossen und intensiv mit­
zuarbeiten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist Herr Abgeordneter pölz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Pölz (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus I Sehr geehrter Herr Bundes­
minister außer Dienst, lieber Herr Kollege 
Dr. Kotzina! Niemand von uns wird bestreiten, 
daß Sie ein sehr kooperationsfreudiger Mini­
ster und ein Ressortch'ef waren, mit dem man 
wirklich sprechen konnte. Durch diese Aus­
sprachen ,sind viele vernünftige Sachen her­
ausgekommen. 

Es muß Ihnen ja heute ganz besonders letd 
tun - Sie haben }a die Verdienste der vorher­
gehenden Bundesregierung selbst gewürdigt 

und waren auch der vorhergehende Bundes­
minister in diesem Ressort -, daß Sie hier 
nicht zustimmen dürfen, denn es handelt sich 
Ja um das höchste Baubudget, das je dieses 
Haus passiert hat. Und es muß Ihnen ja fast 
wie eine Kindesweglegung vorkommen, wenn 
Sie heute die Hand für dieses Budget nidlt 
erheben können. 

Zur Erhöhung der Baukosten beziehungs­
weise zur BaukosteninJdexsteigerung möchte 
ich Ihnen folgendes sagen; es wird Ihnen 
vielleicht weh tun, ich muß 'ss 'aiber trotzdem 
sagen: Jetzt 'hat die Bauwirtschaft zum ersten 
Mal die Möglichkeit, .sich unter der Fülle von 
Aufträgen Aufträge herauszusuchen unld auch 
vernünftige Baupreise zu erhalten, wenn ent­
sprechende Offerte abgegeben werden, weil 
sie ,eben vollbeschäftigt iiSt. 

Diese Möglichkeit bringt natürlich jene 
Zahlen der Baukostenindexsteigerung, die Sie 
zitiert haben, mit sich, Za:hlen, die uns alle 
schmerzen. 

Aber ich glaube, ciaß schon einmal der Zeit­
punkt kommen mußte, zu dem die Bauwirt­
schaft Osterreichs aus den roten Zahlen her­
auskommt. Die Konkurse, die Ausgleiche von 
bedeutenden Firmen in den vergangenen Jah­
ren, in denen Ihre Alleinregierung an der 
Arbeit war, wären ja nicht weiterhin wün­
schenswert. (Abg. Ha h n: Heuer drei große!) 
Wir wünschen uns eine Bauwirtschaft, die 
etwas leistet, die audl von den Arbeitern 
Leistungen verlangt, aber 'auch entsprechende 
Löhne zahlt, damit unsere Leute nicht ins 
Ausland, nach Deut,schland, abwandern. (Leb~ 
hafte Zustimmung bei der SPO.) 

Ich sehe leider Herrn Kollegen Schmidt hier 
im Hause nicht, aber vi'elleicht kann ihm einer 
seiner Kollegen ,das sagen, was ich jetzt fest­
stelle: Er hat so eine kleine Rote Katze 
wiederauferstehen lassen. Furchtbare Angst 
hat ihn ergriffen, als er in Salzburg die Junge 
Generation der SPOgehört hat. 

Wie muß es in einer Partei ausschauen, 
wenn sich die Jungen nichts zu s,agen getrauen 
und in den alten Bahnen derer denken, die 
schon am Ende ihrer politischen Laufbahn 
sind? (Lebhafte Zustimmung bei der SPO.) 

Ich habe auch immer zu jenen gehört, die 
gegen den Stachel jener gelöckt halJ.en, di'e an 
der Madlt waren, und zwar auch in meiner 
Partei. Ich war immer unangenehm, ich will 
es bleiben, ich hoffe, daß ich es auch bleibe. 

Daher ein Wort für unsere Jugend: Idl 
freue mich darüber, daß es in unserer Partei 
keinen Maulkorb für die Jugend gibt. Und 
glauben Sie mir: Die Gesetze werden hier 
von uns beschlossen, und die Gesetze, die wir 
hier beschließen, werden doch etwas anders 

86 
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aussehen ... (Abg. Ha h n: Das müssen Sie 
aber dem Bürgermeister Slavik auch sagen! 
Der hat die jungen Sozialisten . .. !) Sie waren 
lange genug im Wiener Rathaus, um mit ihm 
reden zu können. Ich habe keinen Kontakt 
mit ihm. (Lebhafte Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Mit t er e r: Herr Kollege! Mit 
den Jusos hat Brandt auch keine Freude!) 
Lieber Herr Altminister! (Heiterkeit.) Ich darf 
Ihnen ,sagen: Ich habe mich ni'e g,escheut ... 
(Abg. Mit te r e r: Bei Ihnen ist es die 
Jugend!) Nein, Mittelalter, 'gutes Mittelalter I 
Ich habe mich nie gescheut, an jedem Ort, 
wo es notwendig war, meine Meinung zu 
sagen. Ich werde auch hier heute ein paar 
Dinge sagen, die viele von Ihnen nicht hören 
wollen, wenn sie an ihre Wähler denken. 

Aber wenn wir in die'sem Land weiter­
kommen wollen - und wir wollen das -, 
dann müssen wir unseren Wählern auch bei 
der Budgetdebatte, audl vor W'eihnachten 
Dinge s'agen, die sie nicht gerne hören wollen. 

Ich bin als Bürgermeister, weil ich mich 
immer wieder der Wahl meiner Bürger drau­
ßen stellen muß, und weil ich keine Hilfe 
vom Fernsehen habe, zu der Uberzeugung ge­
kommen ... (Abg. Dr. Kr a n z I m a y r: Aber 
vor der Wahl machen Sie es nichtl) Aber ja, 
ich habe vier Wochen vor der Wahl die 
Kanalgebühren ums Dreifache erhöht und den 
Leuten er,klärt, warum dies :sein muß. Sie 
haben mir das belohnt, und ich wäre auf meine 
Wähler böse gewesen, wenn sie etwas anderes 
von mir verlangt hätten. Denn vor der Wahl 
zu sagen: Das geht nicht!, und dann nachher 
da'S als Bürgermeister machen zu müssen, das 
bringt man nur einma,} zusammen, dann ist man 
abserviert, weil der per,sönliche Kontakt das 
verhindert. (Abg. K ern: Da wird sich Kreisky 
etwas Schönes denken!) 

Die Ausführungen des Herrn Bundespartei­
obmannes Dr. Schleinzer, di'e er gestern bei 
der Preisdebatte gebracht hat, haben mich ge­
reizt, eine Auf.stellung zu machen. Er hat 
ge'stern ausgeführt, daß der Ausgabenrahmen 
des Bundesbudgets um 11 Prozent erhöht 
worden ist und daß damit der finan­
zielle Spielraum der Volkswirtschaft ausge­
schöpft und erschöpft sei. Er s'agte auch, 
4,5 'Milliarden Vorsorge im Eventualbudget 
wäre zuviel und würde die Preise von neuem 
anheizen, wenn diese Mitteleinge,setzt werden 
müßten. 

Ich darf diesen Worten etWaiS anderes 
'gegenüberstellen: Ich habe hier das addiert, 
was die Oppositionssprecher zu Iden Kapiteln, 
die bis jetzt abgehandelt worden siIlid, an 
Mehrausgaben verlangt haben. Sie hatben ver­
l-angt: beim Kapitel Unterricht 'beziehungs­
weise für den Schulbau ,Mittel in der Höhe 

von mehr als 1 Milliarde, für Forschung und 
Homsdlulneubau ebenfalls 1 'Milliarde, für 
die Landesverteidigung mindestens 2 Mil­
liarden mehr. (Abg. Dr. G r u b er: Wer hat 
denn das verlangt? - Ruf bei der SPO: Ihre 
Abgeordneten!) Lesen Sie die Relden Ihrer 
A'bgeoroneten! Die letzten Zahlen wurden 
heute noch genannt, und zwar Wohnbau, 
Wasserbau 1 Milliarde, Straßenbau, Auto­
bahn bau, Kollege Helbich, 2 ,Milliarden, 3 Mil­
liarden ... (Abg. Dr. W i t h alm: Die 2 Mil­
liarden hat Lütgendorf verlangt! - Abg. 
M j t te r er: 2 Milliarden für die Landes­
verteidigung sind doch durch Ihre Maßnahmen 
notwendig!) 

Wenn Sie all diese Dinge zusammenrechnen, 
die heute und in den Tagen vorher von den 
Oppositionssprechern verlangt 'Worden sind, 
kommen Sie auf eine stolze Summe. Es sind 
berechtigte Forderungen, gar keine Fra:ge. Wir 
werden eiI1!es Tages diese Summen auifibringen 
müssen, wenn Ihnen das Gerede um die Lan­
desverteidigung ernst ist, wenn Ihnen dieses 
Gerede überhaupt ernst ist und Sie 'daraus 
nicht nur politisches Kapital schlagen wollen. 

Mehr als 13 Milliarden Schilling machen 
nur die Forderungen -aus, die Sie hier in den 
wenigen Tagen, an denen wir jetzt zusammen 
sind, ge:stellt haben. 

Was haben Sie noch verlangt? Sie haben 
verlangt: die Senkung der Lohn- und Ein­
kommensteuer, den Wegfall der Sonder­
steuern. 

Sie waren auch der Meinung, daß die Er­
höhung der Dieselöl~steuer nicht hätte durch­
geführt werden sollen. Da-s hätte eine Min­
derung der derzeitigen Einnahmen in der 
Höhe von 7,3 Milliarden Schilling bedeutet. 
Ich muß sagen: Sie wirtschaften wirklich 
besser, wenn das ernst ist, was Sie hier ge­
fordert und verlangt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Bei folgendem hätte Ihre Hand, Herr Bundes­
minister außer Dienst, beinahe hochfahren 
müssen: Sie haben einmal, obwohl es un­
populär war, den Gedanken geäußert - ich 
verweise auf Herrn Kollegen Helbich, der ja 
als Ihr Nachfolger für den Fall ausersehen war, 
daß Ihre Partei Wahlglück hat -, daß man die 
Dieselölpreiseerhöhen müßte, um zu mehr 
Mitteln für den Straßenbau zu kommen. Wir 
haben diese unpopuläre Maßnahme durCh­
geführt. Wir siI1!d angegriffen ,worden und 
haben sie verantworten müssen. Aber der End­
erfolg ist doch, daß um 700 Millionen Schilling 
mehr im Budget sein werden. 

Und wenn hier schon davon ge-sprochen 
wird, daß isich die Autobesitzer OsterreiChs 
13 Milliarden Schilling ersparen könnten, 
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wenn wir bessere Straßen hätten - nur be­
zahlen sollen sie nichts I -, dann darf ich 
dazu folgendes sagen: Ich bin nicht von meiner 
Partei ermächtigt, darüber zu reden, und wir 
haben darüber auch nicht ge,sprochen. Aber 
darf ich einen eigenen Gedanken dazu sagen: 
Wer soll denn die Straßen dann bezahlen? 
Wollen Sie vielleicht eine Schuhdoppler­
gebühr einführen, damit wir Straßen bauen 
können? Ich bin der Meinung: Wenn wir eines 
Tages erkennen - und auCh Sie haben es 
schon erk,annt -, daß mehr Mittel bereit­
gestellt werden müssen, dann muß man, wenn 
diese Beträge nicht aus dem Budget genommen 
werden können, dafür Sorge tragen, daß diese 
Mittel eben anders beschafft werden. 

Beamten der Landesregierungen, die manch­
mal sehr mutig wären, die aber wegen feh­
lender Mittel zurückgepfiffen werden, reden 
müssen, damit sie eine andere Einstellung 
bekommen. 

Meine sehr g,eehrten Damen und Herren I 
Der Kolle-ge Regensburger ist hier. Er hat 
daoS sdlon -so gemeint, wie im es verstanden 
habe. Darum hat er gesagt: Nicht sehr laut 
soll man darüber reden, daß es noch Mittel 
gibt, die den Ländern und Gemeinden für den 
Straßenbau gegeben werden, unld daß 'auch 
sie interessant wären. Auch diese Bundes­
regierung, lieber Koll.ege Regensburger, soll 
lieber gar nicht daran denken, daß sie di'e 
Mittel der Gemeinden und Länder für den 

Wir werden üher dieses Konzept noch Straßenbau antastet. Wir erwarten von dieser 
reden müssen, das ist gar keine Frage. Auch Bundesregierung beim Finan!.Zausgleich, daß 
Ihre Wähler werden es Ihnen nicht abkaufen, die Gemeinden und Länder etwas mehr Mittel' 
wenn Sie Jahr für Jahr dasselbe Lied singen, für ihren Straßenbau bekommen. Wir Gemein­
aber nicht zu einer Bereinigung dieser Fr'agen den können keine Steuern schaffen, bei uns 
kommen. Wenn man sich ein Auto kaufen verkommen die Leute im Dreck und im Staub, 
kann, dann muß man auch das Benzin dazu und wir sind nidlt imstande, mehr Mittel auf­
kaufen 'können. Und wenn man Millionen zuwenden. (Zustimmung bei spa und avp.) 
Autos hat - sehen Sie sich den Zuwachs Daher also niCht nur nicht 'sehr laut davon 
an ... (Lebhafte Zwischenrufe bei der avp.) reden, sondern nicht daran denken, hier Mittel 
Sie können schreien, wie Sie wollen. Erzählen wegzunehmen! 
Sie das Ihrer Großmutter, wenn sie schläft, 
dann wird sie Ihnen zuhören; ich höre Ihnen 
überhaupt nicht zu. (Neuerliche Zwischenrufe 
bei der avp.) Wenn wir zuwenig Str'aßen 
haben - Sie haben Ja von Ihren Leuten 
gehört, wie viele Milliarden fehlen -, dann 
haben wir, das Parlament, und niemand 
anderer die Verpflichtung, daß wir uns den 
Kopf zeI1brechen, wie diese ,Mittel herbeige­
schafft werden. (Beifall bei der spa. - Abg. 
Dr. W i t h alm: Kollege Pölz, Sie scheinen 
nicht sehr diskussionsfreudig zu sein!) Ich will 
nur meine Zeit von zehn Minuten einhalten, 
darum rede ich lauter und gehe auf die Dis-
kussionen nicht ein. 

Ich weiß mich mit dem Kollegen Helbich 
in einigen Dingen einig; uns verbindet niCht 
nur eine Brücke, uns verbinden auch viele 
Gedanken. Man muß, wenn man die Gef.ahren­
stellen beseitigt, auch in der PI'anung an Ge­
fahrenstellen denken. Ich denke beispiels­
weise an die Autobahnabfahrt W,est von 
Amstetten, wo schon ein halbes Dutzend 
Menschen nur deswegen gestorben sind, weil 
man in der Planung noch nicht bereit war, ,eine 
Uberfahrung der Abfahrt zu bauen, weil die 
damalige Verkehrsfrequenz noch zu gering 
war. Heute müssen Menschen deswegen ,ster­
ben. Wenn Beamte sagen: Da muß man zuerst 
sehen, was sich ereignet, und dann muß man 
etwas tun!, dann ist das nicht die richtige 
PI'anungsgrundlage und nicht die richtige Ein­
stellung. Hier werden wir aud). mit den 

Und nun, meine Damen und Herren, darf 
ich Ihnen einen Entschließungsantrag der Ab­
geordneten Pölz, Ing. HelbiCh, Dr. Schmidt und 
Genossen vorlesen. 

Entschließung.santrag 

der Abgeordneten Pölz, Ing. Helibich, Doktor 
Schmidt und Genossen betreffend die Errich­
tung von Unt,erkünften für die Autobahn­
gendarmerie. 

Die Be'aufsichtigung der Autobahnen ,auch 
durch Organe der Autobahngendarmerie ist 
ein dringendes Erfordernis der Verkehrs­
sicherheit, dem auch bei neu zu eröffnenden 
Autobahnteilstücken von allem Anfang an 
Rechnung getragen weiden muß. Zur Sicber­
stellung dies'es Erfoliderni,sses ist :die Er­
richtung der entsprechenden Unterkünfte zur 
ausschließlichen Verwendung für die Auto­
bahngendarmerie unerläßlich. Diesem Um­
stand ist gebührende Aufmerksamkeit zu­
zuwenden. 

Der Nationalrat wolle 'daher beschließen: 

Der Bundesminister für Bauten und Tech­
nik wird ersucht, unter Anwendung des 
§ 3 Bundesstraßengesetz 1971, BGB!. 
Nr. 286/71, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Inneres und dem Bun­
desminister für Finanzen die Errichtung von 
Unterkünften der Autobahngendarmerie 
insbesondere auch bei neu zu eröffnenden 
Autobahnteilstücken sicherzustellen. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren 

dieses Hauses! Ich danke Ihnen dafür, daß 
dieser Entschließungsantrag gemeinsam ,ein­
gebracht werden konnte, und ich bitte Sie 
dann auch um Ihre Unterstützung. Die Gen­
darmen, die ilhren schweren Dienst auf der 
Autobahn tun und zum Teil auf vollig un­
mö,glichen Stellen untergebracht sind, werden 
Ihnen Dank dafür wissen. (Beifall bei der SPO 
und bei Abgeordneten der OVP.) 

Präsident: Der von den Abgeordneten Pölz, 
Ing. Helbich, Dr. Schmidt und Genossen zur 
Beratungsgruppe XIII eingebrachte Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und 
steht daher mit zur Verhandlung. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Abge­
ordneten Ing. Letmaier das Wort. 

Abgeordneter Ing. Letmaier (OVP): Herr 
Präsident I Hohes Haus! Bei der Behandlung 
des Kapitels Bauten und Technik im Hohen 
Haus möchte ich mich heut,e einigen z,entralen 
Problemen, 'die die Bauwirtschaft betrefien, 
zuwenden. Auf Grund der großen Bedeutung, 
die der Bauwirtschaft im Rahmen der Ge'samt­
wirtschaft zukommt, scheint es mir in Anbe­
tracht des zu Ende gehenden Jahres not­
wendig zu sein, Rückblick zu halten und die 
Schwierigkeiten aufzuzeigen, die das Jahr 1911 
für die Hauwirtschaft gebracht hat. 

Ohne Zweifel war das Jahr 1911 ein Jahr 
hoher Konjunktur, und der Auftragsüberhang 
läßt vermuten, daß auch im kommenden Jahr 
mit einer guten Auslastung der Bauwirtschaift 
zu rechnen sein wird. Dies ist sicher ein be­
grüßenswerter Zustand. und ,ein Beweis dafür, 
daß es doch 'eine eigengesetzliche Baukon­
junktur gibt, die nicht im Gleichschritt mit der 
übrigen Wirtschaft unseres Landes, etwa mit 
der Eisen- und Stahlindustrie, die zugege­
benermaßen nicht nur inlands abhängig ist, ein­
hergeht. Die Bauwirtscbaft .steht allerdings 
zum Zeitpunkt der Hochkonjunktur vor groß,en 
Aufgaben, und hier kommen deutlicher als zu 
anderen, abgeschwächteren Beschäftigungs­
zeiten die Schwächen und Mängel der Bau­
wirtschaft ans Tageslicht. 

Seit Jahren beklagt die Bauwirtschaft die 
mangelnde Koordination zwischen Auftrag­
geber und Auftragnehmer. Gerade in Oster­
r,eich ist die öffentliche Hand der potentiellste 
Auftraggeber im Lande. Ich begrüße es, daß 
der Kollege Babanitz von der Gewerkschaft 
auch hier die Koordination angeregt und doch 
gewisse Mängel aufg,ezeigt hat. 

Immer wieder muß die Bauwirtschaft fe'st­
stellen, daß Aufträge hektisch, unüberlegt und 
oftmals nicht baureif und in der Regel zu 
völlig unrealistischen Bauterminen vter'g,eben 
werden. Alle Bitten, Vorstellungen, Mahnun-

gen und Warnungen der Bauwirtschaft wur­
den bis heute von den potentiellen öffent­
lichen Auftraggebern frberhört. Hier wäre die 
vielg,erühmte Transparenz und Demokr,aUsie­
rung anzuwenden, von der gerade die heutige 
Bundesregierung bei jeder sich bietenden Ge­
legenheit spricht. (Beifall bei der avp.) 

Schon im Vorjahr habe ich 'bei der Behand­
lung des Kapitels Bauten und Technik ein 
langfristige's Planung,s-, Bau- und Finan­
zierungskonzept gefordert. Ich· deponiere 
daher noch einmal im Hohen Hause, daß eine 
längerfri'stige Planung und Finanzierung für 
ein zukunftsorienUertes Bauen unentbehrlich 
ist. Konzeptloses Bauen führt zu Strukturver­
zerrungen und Konjunkturschäden. Ein ge,sun­
des Wachstum unserer Volkswirtschaft wird 
nicht zuletzt von einem geregelten Baumarkt 
ganz ,entsdleidend beeinflußt werden. 

Die Bauwirtschaft vermißt 'bis heute die 
Möglimkeit, bei Planungen und Festsetzungen 
von Bauterminen der öffentlichen Auftraogge'ber 
mitzuwirken. Es wäre doch sinnvoll, gemein­
same Koordinierungsinstitutionen auf Bundes­
und Länderebene einzurichten, in denen so­
wohl Vertr,eter der potenten Auftragg'eber­
seite als auch der Auftragnehmer.seite pari­
tätisch vertreten sind. Die Standesvertretung 
des Baugewerbes wäre jederzeit bereit, ent­
sprechende Fachleute in derartige Gremien zu 
entsenden. 

Dies,e Koordinierung,sinstitutionen hätten 
die Aufgabe, jeweils :nach Vorliegen des Bud­
get,s Prioritäten festzulegen, sinnvolle Bau­
termine auf Bundes- und Länderebene zu er­
stellen und vor allem auch r'ealistische Kosten­
schätzungen vorzunehmen. Es würden dadurch 
die Auftraggeber, aber auch die Auftr·a-g­
nehmer vor manchen Enttäuschungen bewahrt 
bleiben. 

Mit großer Sorg,e verfolgen alle in der Bau­
wirtschaft Verantwortlichen die Preisentwick­
lung des zu Ende gehenden Jahre,s. Die Un­
sidlerheit der Voraus berechnung der Bau­
kosten, die in Verträg,en ungerechtfertigt auf­
erlegten Risken sowie die gegenwärtigen 
Wirtschafts- und Marktbedingungen unter­
graben das Vertrauen zwischen Bauherrn, 
Ausführenden und Planern. Zahlreiche Fehl­
investitionen und Kapitalf.ehlleitungen re'sul­
tieren aus diesem Umstand. 

Das zur Beschlußfassung vorg,elegte Bauten­
budget weist eine Erhöhung von rund 11 Pro­
zent im Vergleich zum Budget 1911 auf. Ich 
prophezeie der Bundesregierung: Wenn künf­
tig nicht bessere Koordinierungsmaßnahmen 
als im laufenden Jahr g,esetzt werden, wird die 
Bauwirtschaft weiter vom starken Aufwind 
der Pr,eissteig,erungen betroffen seinl Dies 
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um50mehr, als ja bereits weitere Lohnver­
handlungen zWLschen den Sozialpartnern in 
der Bauwirtschaft vor einem neuen Beginn 
stehen, die sim zweifellos aum auf die Bau­
preise auswirken müssenl 

Und das Gegenteil von dem, mein,e sehr 
g,eehrten Damen und Herren der Bundes­
regierung, was Sie wollen, wird eintreten: Das 
Bautenbudget wird de facto ni mt größer, -son­
dern kleiner sein als das des Jahres 1971! 
(Beifall bei der OVP.) 

Wenn die Bundesregierung und auch die 
Offentlichkeit darüber klagen, daß die Bau­
preise im laufenden Jahr so 'enorm gestiegen 
sioo, 50 - und ich mömte dies mit aller 
Deutlichkeit feststellen - tragen die 'aufge­
zeigten Mißstände, wie unkoordinierte Bau­
vergaben, ein gerüttelt Maß an Sdluld für 
diese für alle Beteiligten unerfreulichte Ent­
wicklung. 

Hinzu kommt, daß die außertourlich,en, zum 
Teil sicherlidl berücksimtigungSIWÜrdigen 
Forderungen der Bauarbeiter, insibesondere im 
mittleren und westlichen Bundesgebiet, zu 
dieser Entwicklung in diesem JahregefÜ'hrt 
haben. Berü<ksichUgungswürdig niCht zuletzt 
dann, wenn man bedenkt, daß mehr als 
16.000 Facharbeiter infolge eines er'heblim 
attraktiveren Lohnes in das benambarte süd­
liche Gebiet der Bundesrepublik Deutsmland 
abgewandert sind. 

Trotz der bereits soehr deutliCh ,siChtbar wer­
de,nden wirtschaftlichen Rez'ession in der Bun­
desrepublik wäre es aber ein Trugschluß an­
zunehmen, daß sim die Lage am Arbeits­
marktsektor für die Bauwirtschaft im kommen­
den Jahr bessern würde. 

So wie im laufenden werden wir auch im 
kommenden Jahr -zigtausend Gastarbeiter 
aus den benachbarten ,südlichen Ländern, ins­
besondere aber aus dem jugoslawischen Raum, 
benötigen. Eine klare Feststellung sei mir ge­
stattet: Gastarbeiter vermögen den qualifi­
zierten östeneimismen Facharbeiter nicht zu 
ersetzen! (Beifall bei der OVP.) 

Jeder vierte Bauarbeiter kommt schon heute 
aus einem Gastland zu uns, vielfach mangel­
haft ausgebildet und mit unseren Arbeits­
methoden nicht vertraut. 

Es müßte daher AufgaJbe der Arbeit-smarkt­
verwaltung sein, künftig weit mehr Beträge 
für die Weiterbildung unseres heimischen 
ohnehin schon spärlichen Hilfsarbeiterpoten­
tials aufzuwenden und bereitzustellen. M-an 
sollte aber 'auch Uberlegungen anstellen, ob 
sich nicht auch -eine Weiterbildung der Gast­
arbeiter aus Mitteln der Arbeitsmarkt­
förderung als srinnvO'll erweisen 'WÜrde. 

Hier, Herr Bundesminister, könnten Sie Ihre 
Koordinationsbereitschaft mit dem Sozial­
minister unter Beweis stellen, indem Sie im 
Interesse der Bauwirtschaft künftig eine 
Besserdotierung der Arbeitsmarktförderung 
im Sinne meiner Forderung 'beim Sozialmini­
ster tatkräftig unterstützen! 

Im darf mich nom einem anderen Kapitel, 
dem des Winterbaues zuwenden. 

Meine Damen und Herrenl Nom immer hat 
die Winterbautätigkeit, von der -so viel ge­
spromen wird, keine Verbesserung erfahren. 
Der Winterbau, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, geht alle öffentlimen Bauträger 
an - soll dom aum in den Wintermonaten 
im Interesse der Vo~kswirtschaft produziert 
werden! Gerade weil der Staat der größte 
Auftraggeber für die Bauwirtschaft ist, wäre 
es Aufgabe der Sta-atsverwaltung, in ihrem 
Bereich beizutragen, die Beschäftigung Tau­
sender Arbeitnehmer in der Bauwirtsmaft im 
Winter mehr als bi,sher zu sichern! 

Es wäre sehr einfach und ohne große Mehr­
aufwendungen möglich, gerade in den Winter­
monaten die Reparaturen und Adaptierungen 
zahlreimer desolater, aber beheizbarer 
öffentlicher Gebäude durmzuführen. Hier wäre 
geradezu ein Eldorado für Sie, Herr Bundes­
minister, und für die öffentlimen Bauträger 
gegeben. Aber so lange in dieser Richtung sei­
tens der öffentlimen Hand keine simtbareren 
Taten als bisher gesetzt werden, hat der Wille 
der öff-entlichen Hand, den Winterbauattrak­
tiver zu gestalten, nur sehr bedingte Glaub­
würdigkeit! 

Nimt schön gedruckte Broschüren über 
Statistik und Rezepte, Herr Bundesminister, 
nützen der Bauwirtschaft, sondernzeitgerecht 
gesetzte Taten in der eben von mir vor­
getragenen Weise! (Beifall bei der OVP.) 

Es ist nicht zielführend, vom Winterbau 
so lange zu reden, bis die ersten Frühjahrs­
sonnenstrahlen wieder kommen, sondern eine 
praxisnahe VergaJbeweise im aufgezeigten 
Sinn wäre die Lösung. 

Aum die Differenzierung zwi,schen "öff,ent­
lichem Bau" und "privaten Baustellen" bei der 
Winterbauförderung sollte endgültig woeg­
fallen. Hier wäre ein Abbau der Privilegien 
der öffentlich'en Hand, die sie sich selbst zuer­
kannt hat, doch sehr am Platz. 

Es muß dom jedem vernünftLg-en Menschen 
einleuchten, daß es für den Bauarbeiter völHg 
ohne Belang ist, ob er ,seine ohnehin nicht 
leichte Winterarbeit an einer öffentlichen oder 
privaten Baustelle verridltet! 

Maßgebend und im Interesse einer vernünf­
tigen VoLkswirtsdlaft müßte es sein, daß der 
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Mann im Baugewerbe im Winter nicht arbeits­
los ist! Hier hätte die Regi-erung ein br~ites 
BetätigungsfeLd für die Setzung von sozial­
politischen Maßnahmen für die Zukunft. Hier 
wäre die Gemeinsamkeit zwischen Bauten­
ministerium. Sozialministerium und Bauwirt­
schaftehest zu suchenl 

Die Bauwirtschaft kann auf den Ersat1z der 
Wintermehrkosten nicht verzichten. Sie will 
auch nicht in den Vorzimmern von -Ministern 
darum betteln. berechtigte Forderungen zuge­
standen zuerthalten. Sie glaubt. ein Recht auf 
korrekte und sachliche Lösung dieses 
Problem!k.reisesz'U besitzen. umsomehr ·als sie 
stets erhebliche Mehrkosten aus dem Titel des 
Winteribaues in den vergangenen Jahren auf 
sich zu nehmen bereit war. Darum höre man 
nicht nur ihre Probleme, sondern nehme sich 
ihrer auch anl 

Als weitere enorme Ungerechtigkeit be­
trachtet es die Bauwirtschaft, daß nach wie vor 
die Bearbeitung von Endabrechnungen, ins­
besondere bei Bundesbauvorhaben, Jahre in 
Anspruch nimmt I Hier. Herr Bundesminister, 
wäre es allerhöchste Zeit. darauf einzuwirken, 
daß diese Abrechnungen auch in der von der 
Onorm vorgesehenen Frist einer Behandlung 
zugeführt weIden. Denn niemand in der 
übrigen Wirtscha.ft unseres iLandes kann es 
sich leisten, Löhne und Gehält'er sowie 
Materi-alko'sten im voraus zur Verfü-gung zu 
stellen und auf die Bezahlung der Redmungen 
jahrelang zu warten. Hier findet die Einseitig­
keit des Auftraggebermonopols ihren krasse­
sten Niederschlag! Ich habe dies~n Umstand 
schon im Vorjahr aufgez~igt. Bedauerlicher­
weise haben ·sich diese Zustände bis heute 
nicht wesentlich geändert. 

Ein abschließendes Wort 'Zu den Investi­
tionen der Bauwirtschaft. Di~ österreichische 
Bauwirtschaft hat in den vergangenen J-ahren 
Milliarden in ihren Gerätepark invesHert. Sie 
hat zweifellos dem Staat audl Milliarden an 
Steuern ,gebracht. Es muß daher ·auch der Staat 
ein potentielles Interesse daran haben, daß 
diese Kapazitäten sinnvoll genutzt werden. 

N adl den letzten StaHstiken stehen nahezu 
20 PS j'e Arbeitskraft in der Bauwirtschaft für 
die Bewältigung der -Bauaufgaben zur Ver­
fügung. Dies ist ein PS-Vergleidl, der absolut 
einem Vergleich mit der deutschen Bauwirt­
schaft standhalten kann. Nur der Auslastungs­
grad der Baumaschinen, bezogen auf die !kon­
tinuierlichen Einsätz,e, liegt erheblich unter 
dem in der Bundesrepublik. 

Di'e rasante technische Entwicklung gerade 
auf dem Sektor des Bauma,schinenbaues ·erfor­
dert auch von der BaUlWirtschaft, will sie wei­
ter rationalisieren, künftig höchste Kapital­
eim;ätze. 

Auch dazu wird die Bauwirtschaft bereit 
sein. Allel1dings wird eine tedmisch befähigte 
und wirtschaftlich potente Bauwirtschaft nur 
dann in die Lage versetzt sein. die in si'e 
gesetzten Erwartungen zu e!1füllen, wenn 1hr 
ein Auftrag.geber g·egenü'bersteht. der sich 
aufgeschlossener als 'bisher zeigt und der sim 
seiner Aufgaben in temnischer. wirtschaft­
licher und ·zweckbestimmter Hinsicht voll und 
ganz bewußt ist. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nämstem Redner erteile ich 
dem Abgeordneten Hahn das Wort. 

Abgeordneter Hahn (OVP): Herr Präsident I 
Meine Damen und Herrenl Ich werde mich 
bemühen. wesentliche Sachen zu kürzen. 'aber 
gestatten Sie mir doch. wie es mein Kollege 
Dr. Gruber in der Generaldelbatte bereits ge­
tan hat. auf Äußerungen des Herrn Bundes­
kanzlerls und auch -des Herrn FinanzmiIl!isters 
zurückzukommen, daß unter der OVP-Allein­
regierung die Wohnbauförderung wesentlich 
zurückgegangen sei. 

Herr Nationalrat Helibich hat bereits er­
wähnt, und es wurde bereits oft ,genug gesagt. 
daß dieser Rück,gang ausschließlich unter 
sozialistisch veI"Walteten Landesregierungen 
in Wien und in Kärnten zu v·erzeimnen war. 
Ich mömte mich vor allem mit den Wiener 
Verhältni,ssen beschäftigen. (Zwischenruf bei 
der SPO.) 

In Wien war vor allem der Umstand daran 
schuld. daß im Jahre 1970 so wenige Woh­
nung'en fertig wurden, daß die Wohnhau­
förderung 1968 so :spät anlief - Herr Kollege 
Mayr. wir werden jetzt heute zum zweitenmal 
die Wiener Klingen kreuzen -, weil die Ver­
ordnungen der Wiener Landesregierung so 
spät beschlossen wurden. nämlich 'erst im Juli 
1969, und die Wiener Verwaltung hatte ur­
sprünglich nur zwei Beamte zur Bearbeitung 
zur Verfügung. obwohl sie ja immerhin ein 
'halbes Jahr wußte. daß die Akten lastwa,gen­
weise hinübergeführt werden. 

Schuld daran war natürlich auch der Um­
stand. daß .der damalige Finanzr·eferent und 
heutige Bürgermei,ster Slaviik (Zwischenruf 
des Abg. Wie la n d n e r) von der totalen 
Aushungerung Wiens durch die Wohnbau­
förderung spram, weil ein neuer Schlüssel 
beschlossen wurde, der Bevölkerung. Bevöl­
kerungszuwachsrate und Steueraufkommen zu 
berücksichtigen hatte. Ich muß das hierg·anz 
hart sagen. Schade. daß jetzt so ,wenige Damen 
und Herren von der sozialisUschen Fraktion 
im Sa'al sind; aUeI:dings meine Fraktion nicht 
ausgenommen. (Abg. Wie 1 a nd ne r: Eure 
Leute sind auch nicht da! - Abg. S k r i t e k: 
Sie sind auch nicht sehr zahlreich bei Ihrer 
Parteil) Man muß das sdlon su-gen. (Abg. 
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S k r i te k: Eine große Zugnummer sind Sie 
auch nichtI) 

Es g,ab in der Wohnbauförderung 1968 die 
große politische Schwi,erigk'eit - jetzt ist lei­
der der Herr Minister außer Dienst Doktor 
Kotzina auch nicht da -: di,e von Sozialisten 
geführten Bundesländer hatten kein politi­
sches Interesse, diese Wohnbauförderung gut 
und attraktiv zu machen, und eine gute oder 
attraktive Wohnbauförderung war ausschließ­
lich von den Verordnungen der Länder ab­
hängig, 

Was -soll ich Ihnen sagenl Ich erinnere allein 
an die Schwierigkeiten mit der Verordnung 
der angemessenen Quadratmeterpreise bei den 
Gesamtbaukosten. 

Dabei komme ich ,gleich auf einen Umstanld 
zu ,sprechen, sehr geehrter Herr 'Minister, der 
meiner Meinung nach auch bei den kommen­
den Beratungen über die Novelle zum Wohn­
baU!förderungsgesetz eine sehr wesentliche 
Rolle wird spielen müssen, nämlich der Um­
stand, der aU:f die in letzter Zeit stark stei­
genden Baukosten vor allem zurückgeht, daß 
nämlich diejenigen, die jahrelang auf eine 
Wohnung gespart haben, dann, wenn sie ihr 
Ziel erreicht haben und wieder Mittel brau­
chen, um diese neue Wohnung auch einzu­
richten, von der furcht'bar'en Tatsache über­
rascht werden, daß Nachzahlungen zu leisten 
sind, weil man eben mit den angemessenen 
Gesamtbaukosten - derzeit in Wien bei 
Gr~ßbaustellen 4000 S '" (Abg, Wie 1 an d­
ne I: Glauben Sie, daß das nur in Wien so 
ist?) Nein! Ich komme darauf zurück! - Man 
kommt also mit diesen Beträg,en nicht aus, 
und :deshalb sind manchmal Nachzahlung-en 
erforderlich. 

lJeider ist in den letzten Tagen ein Bei­
spiel bekannt gewor,den, daß pro Quadrat­
meter 600 S zu entrichten sind. 

Man muß dabei verschieidene Umstände be­
rücksichtLgen. Sicherlich kann man ,sagen, daß 
zuerst 'zu niedrig kalkuliert wurde und daß 
sie die Erhöhungen Jetzt doppelt getroffen 
haben. Es gibt freilich auch Fixpreise. Es gibt 
auch Wohnbauvereinigungen, die mit Fix­
preisen arbeiten, aber die verlangen von Haus 
aus mehr; dafür hat derjenige, der dort ein­
z-ahlt, kein Risiko ein'Zugehen. Aber die Tat­
sadte, daß es solche exotbitant-en Erhöhungen 
gibt, muß uns doch zu denken 'geben. 

Während die Sal~burger, Idie Tiroler und 
auch die Kärntner Landesregierung bereit sind, 
die vom Bautenministerium im Index aner­
kannten BaukostenerhÖhungen nadlträglidl 
noch einer Förderung zu unterziehen, ist dies 
leider in Wien, aber audl in an:deren Bundes­
ländern nodl nidtt der Fall. Das ersdleint mir 

als ein Umstand, der bei den kommenden 
Beratungen 'eine sehr wesentliche Rolle wird 
spielen müssen. 

Zur Wohnbeihilfe, die hinsichtlich der Ver­
ondnung auch wieder Landessache ist, mödlte 
idl nur ein kurzes Wiener Be1spiel bringen. 
In Wien sind seit zwei Jahren trotz 'ständi­
gem Drängen der OVP - wie sind in di,esen 
zwei Jahren die Gehälter gestiegen! - die 
Ansätze der Wohnbeihilfe nicht erhöht wor­
den. Zuletzt hat die Frau Stadtr,at Jacobi am 
2. Dezember bei der Budgetdebatte im Wiener 
Rathaus -das abgelehnt. 

Ein Ehepaar mit sechs Kindern - ich nehme 
jetzt einen Extremf'all - bekommt keine 
Wohnbeihilfe, wenn das Einkommen 6500 S 
übersdlreitet. Was sind für acht Personen 
6500 S? Rechnen Sie aus, was unter der Vor­
aussetzung, daß sie eine Wohnung von 
130 Quadratmeter haben, diese Wohnung 
kostet I Diese Familie bekommt keine Wohn­
beihilfe mehr. 

Ich ge-be zu, ,daß das ein Extrembeisprel ,ist, 
aber idl könnte sehr, sehr viele Beispiele an­
führen. 

Idl wollte damit nur beweisen, daß es an 
den Verordnungen durch die Läruler gelegen 
war, die Wohnbauförderunggut, weniger gut 
oder nicht besonders attraktiv zu ge-staUen. 

Der Herr Bundeskanzler hat aberaudt ver­
gessen, Ver'gleidle anzustellen, die man doch 
ziehen muß. -Man muß das tun, und das wird 
sidterlich bei den Beratung,en über die Wohn­
bauföroderung,snovelle wieder gesagt werden. 
Es war doch so, daß aUe Bundesländer 
- idl 'betone "alle Bundesländer"! - ein 
großes Interesse daran hatten, daß die Grund­
lagen der Wohnbaufinanzierung-en -auf einen 
einheitlich,eren Nenner gebracht werden. Es 
ist kein Geheimnis mehr: der Wiederaufbau­
fonds hatte -eine sehr gute Förderung, der 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds hatte am 
Sdlluß so sdllechte Förderungsbestimmunrgen, 
daß nur mehr Kleinstwohnungen err,ichtet 
wurden, sodaß in diesen Kleinstwohnung-en 
automati,sch schon wieder Tausende neuer 
Wohnungsfälle entstanden sind, weil in die­
sen Zimmer.,Küche-Kabinett-Wohnung,en 
heute wieder Ehepaare mit zwei Kindern 
wohnen und praktisch wieder vor der gleichen 
oder vor einer ähnlichen Situation stehen wie 
vor zehn Jahren. 

Ich muß also jetzt doch einig,e Zahlen nen­
nen. In den Jahren von 1948 bis 1967, also in 
einem Zeitraum von 20 Jahr,en - nadlzu­
lesen im Heft der VerbindungssteUe Oster­
r·eichischer Bundesländer -, wurden in Oster­
reich insgesamt 374.692 Wohnungen mit einer 
Darle'henssumme von 45.507 Millionen Schi!-
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ling finanziert. Das ist ein Durchsdlnitt von 
121.452 S. Ich lasse jetzt die Wiener Ziffern 
weg, obwohl sie für die Relation sehr inter­
essant wären. Ich bin überzeugt, daß der Herr 
Bau-tenminister das sehr gut kennt, und er 
WÜid mir sicherlich innerlich beipflichten. 

Beim Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
wurden davon 151.386 Wohnungen gefördert 
mit einer Darlehenssumme von 13.889 Mil­
lionen, das ist eine Durmschnittsförderung 
von 88.248. 

Beim Wiederaufbaufonds wurden 92.288 
Wohnungen gefördert. Davon haUe mehr als 
die Hälfte, nämlich 48.258 Wohnungen, Wien. 
Wien haUe ,sicherlich die meisten Kriegsschä­
den zu verzeichnen. Hier betrug also die Dar­
lehenssumme 15.619 Millionen Schilling 
- ,durchschnittlich 169.890jalso das Doppelte 
des Bunde-s-Wohn- und Siedlungsfonds. 

Wohnbauförderung 1954: Förderung von 
125.018 Wohnungen mit 12.829 Millionen 
Schilling, im Durchschnitt 102.620 S pro Wohn­
einheit. 

Dazu kommen noch 105.941 Wohnungen mit 
Teilschäden mit rund 3 Milliarden Schilling. 

Dazu kommen auch noch - das muß auch 
gesagt werden - bis Ende 1967 99.583 Woh­
nungen, die die Gemeinde Wien um einen 
Betrag von 12 Milliarden Schilling errichtete 
und bei denen kein Baukostenzuschuß zu ent­
richten war. Das war sicherlich in den ersten 
Nachkriegsjahren mehr als berechtigt und 
richtig. 

Aber noch im Jahre 1963, als die OVP ver­
langt haUe, Einkommensgrenzen festzusetzen, 
damit diese kostenlosen Gemeindewohnungen 
wirklich nur an Bedürftige vergeben werden 
- bitte, Sie stützen Ihr Haupt so schwer, 
Herr Kollege Nittel, und schütteln den Kopf. 
(Abg. Ni t te J: Jetzt kann ich verstehen, 
warum Sie aus dem Gemeinderat hinausge­
gangen sind! Die haben schon genug von 
Ihnen gehabtJ) ALso entschuldig,en Sie, Herr 
Kollege Nittel. Widerlegen Sie mir das, was 
ich jetzt gesagt habe. Bitte! 

Im Jahre 1963 haben wir ein genau detail­
liertes Konzept vorgelegt, das einen zehn­
prozentig-en Baukostenzuschuß vorgesehen 
hatte - auch für die Gemeirulewohnungen -
und das wesentliche PUn!kteeines Vor,schlages 
beinhaltete. Ich will jetzt nicht sagen, was 
dann fünf Jahre später fast genau so im 
Wiener Gemeinderat beschlossen wurde. 
Jedenfalls aber wurde die Gemeindewohnung 
bis zum Jahre 1968 kostenlos auch an solche 
Personen abgegeben, die ganz gut verdient 
haben, während sich -andere ihre Mittel zum 
Beispiel für die Bunde-s-Wohn- und Siedlungs-

fonds-Wohnung sehr hart zusammenkratzen 
mußten. Stimmt das oder stimmt das nicht, 
Herr Kollege NiUel? (Beifall bei der tJvP.) 

Im habe diese Ziffern vor allem deshalb 
genannt, um auf den Durmschnittsbetrag zu 
kommen, der also in 20 Jahren - wenn Sie 
wollen - Koalitionsregierung hier erreimt 
wurde, nämlich für 464.215 Wohnungen ein 
Betr,ag von 51 Milliarden Smilling. Das be­
deut.et, daß im Durchschnitt 23.000 Wohnun­
gen pro Jahr einschließlich 'der 5000 Gemeinde­
wohnungen errichtet wurden. Bitte, die Zahl'en 
stammen ·alle aus dem Heft der Verbindung,s­
stelle der Osterreichischen Bundesländer. Im 
glaube nicht, .daß Sie aum an diesen Zahlen 
Zweifel hegen, Herr KoHeg·e Nittel. Jedenfalls 
waren es 23.000 Wohnungen insg-e.samt. 

Ich muß hier ein sehr offenes Wort aus­
sprechen. Bitte, Neulinge können sich da,s viel­
leicht manchmal gestatten. Die Zahlen, die die 
Politiker der beiden großen Parteien meist 
immer vor Wahlen und zwischen den Wahlen 
genannt haben: 40.000 bis 50.000 Wohnungen 
werden in österreich im Jahr gebaut, er­
richtet, finanziert!, stimmen zwar, nur hatte 
man vergessen, auch zu sagen, daß an diesen 
Zahlen die Bausparkassen einen wesentlichen 
Anteil hatten. 

Darf ich Ihnen jetzt auch die Zahlen der 
Bauspankassen nennen. Si,e haben allein in 
den Jahr-en 1951 bis 1910 161.131 Wohnungen 
errimtet. Da-s ergibt also einen Jahresdurch­
schnitt von durch Bausparkassen finanzierten 
Wohnungen in der Höhe von 12.400. Wenn 
Sie da.s zu der anderen Zahl dazurechnen, 
dann kommen Sie ber-eits auf die Zahl 36.000 
- aber immer die Periode bis 1967 angenom­
men. 

Nur zwei Zahlen hinsichtlich der Bauspar­
kassen, um die ungeheure Bedeutung der Bau­
sparkassen für die Wohnbaufinanzierung in 
Osterreich zu dokumentieren. 

Es gab seit dem Jahre 1951 bi,s zum heutigen 
Tag insgesamt 1,041.000 Bausparkassenver­
träge mit einer Vertragssumme von 
141.787 Millionen Schilling. Davon sind derzeit 
im Anspar-stadium 514.222 Verträge mit einer 
Vertra-gssumme von 83.312 Millionen Schil­
ling. Finanziert wurden - wie gesagt -
161.731 Wohnungen. 

Jetzt das Jahr 1968, das erste Jahr der 
Wohnbauför,derung. Ich darf hier die Seite 3 
des Heftes "Wohnbaufinanzierung", ebenlfalls 
von der Verbindungsstelle herausgegeben, 
zitieren: 

"Die bekannten Ubergangsschwierigkeiten 
und die V'erminderung der zugesicherten 
Wohn-baufö~derung durch . di-e sich im Jahr 
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1968 be-sonders auswirkenden Vorgriffe der 
ZentralstelIen wirken siCh im vorliegenden 
Zahlenmaterial ebenfalls -aus." 

Denn 1968 - das ,gebe ich hier offen und 
ehrlim zu - wurde tatsächliCh nur mit dem 
Bau von 12.286 Wohnungen begonnen, und 
zwar deswegen, weil durch Vorgriffe der 
Jahre 1962 bis 1966 die Jahresförderung im 
JaJhre 1967 bereits auf Grund von Mehrjahres­
programmen die Zahl von 36.528 Wohnungen 
erreicht hatte. 

"Es muß allerdings ausdrüddiCh betont wer­
den" - so die VerbindungsSltelle -, "daß es 
sich hier um jen1e Förderungsfälle handelt" 
- also die 12.000 -, "die mit einer end­
gültigen -schriftlichen Zusi<:herung bis Ende 
1968 ausgestattet waren." 

Aber auch wenn Sie dieses zugegebener­
maßen sehr smlechte Jahr 1968 berücksich­
tigen, dann kommen Sie in den J-ahren 1968, 
1969 und 1970 auf folgenden DurChsmnitt. Und 
damit werde ich Ihnen bewei-sen, daß es falsch 
ist, wenn Dr. Kr-eisky sagt, die Wohnbaulei­
stung sei unter der OVP-Regierung zurück­
gegangen. 

Ich möchte betonen, die OVP verwahrt 
siCh dagegen, daß Sie von der SPO das Gute 
ausschließliCh für sim reklamieren, die posi­
tiven Seiten des Wohnbaue-sseien immer nur 
Ihre Erfindung gewesen und an auftretenden 
Schwierigkeiten wäre Idi-e Osterreichische 
Volkspartei schuld -gewesen. (Beifall bei der 
OVP.) Die OVP hat immer für die Anliegen 
und für ,die Finanzierung _des Wohnbaues 
mehr als große·s Verständnis gehabt. Ich darf 
hier nur vor allem den Namen des verewigten 
Herrn Nationalrates Prinke erwähnen, der 
durch 20 Jahre hier immer wieder mit Ziffern 
und Zahlen bewiesen hat, wie sich die Oster­
reichische Volkspartei für den Wohnbau ein­
setzt. (Beifall bei der OVP.) 

1969 wurde mit 28.061 Wohnungen begon­
nen, insg-esamt 3596 Millionen Schilling. 
Davon in Wien auch wieder nur 4906 Woh­
nungen mit 740 Millionen Schilling. 

1970 wurde mit 28.658 Wohnung,en begon­
nen, davon in Wien 9955 W ohnuIlJgen. 

Ich glaube, allein an dieser Diskrepanz er­
sehen Sie, daß etwas nicht ganz stimmen 
kann. Das beweist ja auch die Rücklage, die 
jährlich im Wiener Budget ausg·ewiesen wird 
und die - im möcht-e Ikein Prophet sein -
Ende 1971 wahrsmeinlim rund 2,5 Milliarden 
Schilling err-eichen wird. 

Insgesamt wurden -also in den drei Jahren 
1968, 1969 und 1970 69.005 Wohnungen mit 
10.247 Millionen Schilling finanziert, das heißt 
also in ganz Osterreim 23.000 Wohnungen. 

Dazu müssen Sie wieder die 5000 Gemeinde­
wohnungen dazuredmen, dann sind es also 
28.000 Wohnungen. Das bedeutet al-so: Trotz 
dem zugegebenermaßen sm,wierig-en Jahr 1968, 
worüber iCh zahlreime Details hier angeführt 
habe und wo vor allem aum eine Schuld 
einzelner Landesregierungen vorlag, haben 
Sie hier einen Jahresdurmsmnitt, der um 
5000 Wohnungen pro Jahr höher ist als vor­
her. 

Was wollen Sie also noch mehr, meine 
Damen und Herren von d-er Sozialistischen 
Partei? ICh habe das Ziffernmaterial jetzt ge­
kürzt, aber im glaube dom, Ihnen mit diesen 
Zahlen einiges bewiesen zu haben. 

Zahlen sprechen immer eine -s€hr deutlim,e 
Sprache. Im habe mir zwar einmal sagen 
lassen, ,es ist für einen Politiker nicht immer 
gut, wenn er mit zuviel Zahlen operiert - ich 
kann nichts dafür, im bin von Beruf Buch­
halter -, aber im glaube, gerade mit Zahlen, 
wenn sie richtig ,sind, wenn sie aus amtlichen 
Darstellungen stammmen, kann man be'Wleisen, 
ob eine Politik gut oder schlecht ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

Im möchte noch einmal auf die Bauspar­
kassen zu sprechen kommen, obwohl im weiß, 
daß wir jetzt keine Bausparkassendelbatte 
haben. Aber was würde Osterreich wirklich 
- im stelle nur die eine Frage - auf dem 
Sektor des Wohnbaues tun, wenn die Bau­
spaJ1ka,ssen nicht eine derartige Aktivität ent­
falteten? 

Im werde jetzt nicht das Bauspar-kassen­
problem genauer behandeln, obwohl dies ver­
lockend wäre, weil eben der Herr Finanz­
minister erschienen ist. Aber im gebe zu, 
die Pläne, die ursprünglich in der Sozialisti­
schen Partei Mer bestandtm haben, sind ja 
wahrsmeinlim jetzt smon in der Tischlade 
versmwunden. Denn wenn hier nicht so viele 
Verträg·e wären, dann könnten ja nicht so 
große Beträge für die Wohrrbaufinanzierung 
aufgebracht werden. Es sind pro Jahr zirka 
13.000 Eigenheimbauer, die ihre eigene 
Arbeitskraft und ihr-e eigene Arbeitsleistung 
einsetzen. Ihnen müssen wir wirklich mehr als 
daIlikbar sein I 

In den letzten drei J a'hren waren das ins­
gesamt 11.2 Milliard,en, nämI.ich 2,7 plus 3,6 
plus 4,9 Millialiden. Das heißt, das Bauspar­
kassenfinanzierungsvolumen war in Osterrelim 
bereits höher als das Volumen des Bundes 
und sogar, wenn Sie das dazu nehmen, jetzt 
auch noch der Gemeinde Wien. 

Ich möchte nur noch kurz sagen, -es wird 
auCh im Jahre 1971 in Wien die Zahl von 
10.000 Wohnung'en nimt überschritten werden. 
Dann wer.den Sie es sChon etwas ,schwieriger 
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haben. 1972 wird es zwar besser werden, aber 
im Jahre 1973 wirtd der Tiefpunkt erreicht 
werden. Denn bis zum heuUg,en Tage wur.den 
in der Wiener Landesregierung überhaupt erst 
3021 V/ohnungen mit rund 500 Millionen Schil­
ling bewilligt; das heißt, es besteht wieder 
ein Riesenloch. 

Und jetzt kommt die große historische 
Beiratssitzung in Wien vom 2. Dez,ember des 
heurig'en Jahres, basi,erend ,auf dem Beschluß 
des Gemeinderates vom 19. November, wo mit 
einer Volumenssumme von 1,4 Milliarden 
1500 Wohnungen positiv begutachtet wurden. 
Hier ist der W,endepunkt. Finden Sie es, bitte, 
nicht für vermessen, wenn ich sage: Wenn in 
dem neuen Entwurf des Herrn Bautenministers 
die Diskriminierung ZlWischen Eigentums­
wohnung und Mietwohnung 'g,efallen ist, so 
darf ich sagen, daß wir von der Wiener OVP 
durch unsere ständigen Forderungen und 
durch unser ständiges Re'den ... (Zwischenruf 
bei der SPO.) 

Ja, ich weiß, dort ist ,es viel heftiger zuge­
gangen. Heute sind ja nur die Kollegen Mayr 
und Nittel da. Ich muß Ihnen s'agen, daß wir 
erreicht haben, daß in Wien durch die 
Novellierung des Wiener Wohnbaufonds, der 
jet'zt Wohnbauförderung,szuschußfonds heißt, 
Eigentumswohnungen und Mietwohnungen 
gl,eich ,behandelt werden. Damit erscheint der 
Moser-Entwurf, wie ja bereits zwei meiner 
prominenten Vorredner g,esagt haben, in 
wesentlidl angenehmerem Ucht. (Beifall bei 
der OVP.) 

Allerding·s ist mir ein kleiner Fehler sdlOn 
noch aufgefallen. Das scheint mir so typisch 
zu sein: Im Wiener Budg,et ,sind ,aLs Ein­
nahmen aus der Wohnbaurförtderung 1250 Mil­
lionen eingesetzt. Wenn man den Betrag des 
BUn'desbudg·ets zu dem Aufteilungsschlüss'el 
von 29,7 Prozent umrechnet, müßten es 
1370 Millionen sein. Aber das dürfte noch 
von der alten Ubung des Finanzreferenten her­
rühr,en, die vVohnbauförderung bewußt 
schlecht zu machen. Denn da kann er Idann 
am Jahresende sagen: Wir waren so gut, 
wir haben noch mehr gemachtl 

Eines muß ich jetzt doch bei dieser Wiener 
Lösung ,auch noch sagen. Hier gibt es die 
Annuitätenstützung, die wir in vV'iengrund­
sät~llich begrüßt haben. Das möcht~ ich fest­
stellen. Aber unter der Annahme - jetzt 
bin ich sehr optimisHsch -, daß 13.000 Woh­
nungen zu 80 Quadratmeter ,in Wien mit 
immer noch 4000 S gebaut werden - was 
sicherlich heute schon überholt ist, aber es 
ist noch der derzeitige Stand - , so erfordert 
dies im ersten Jahr eine Annuitätenstützung 
von 67 Millionen Schilling. Das ist also bei 
einem Volumen von 1,5 Milliarden - es -ist 

in Wi,en sogar ein bißchen mehr, weil die 
Länder auch noch nach den alten Anteilen der 
Wohnbauförderung bezüglich Rückflüsse und 
so weiter behandelt werden, es werden aLso 
rund 1,6 Milliar·den Schilling sein - praktisch 
gar nichts. 

Nach fünf Jahren beträgt diese Stützung 
allerdings unter der Annahme einer 7prozen­
tigen Baukostensteigerung, wi,e sie auch das 
SPO-Konzept vorsieht und wie sie hoffentlich 
nicht stärker über,schritten wird - l,eider wird 
es ja derzeit stärker überschritten, aber ich 
bin hier auch Optimist so wie Sie, Herr 
Bautenminister, wir werden sehen, ob wir 
damit recht haben -, ber,eits 385 Millionen 
Schilling. 

Nach dem semsten Jahr - hier geht der 
Wiener Beschluß mit Ihrem Konz,ept kon­
form - wird der Annuitätenstützungsbetr,ag 
um 10 Prozent gekürzt und alle weiteren 
Jahre dann weiter um zehn Prozent abge­
baut; das heißt, nach 25 Jahren erreicht man 
,den ursprünglichen Betrag von rund 13 S pro 
Quadratmeter. 

Aber ich habe mir 'die Mühe genommen 
- sogar mit 'Hilfe ,eines Mathematikers, ich 
sag,e das dazu, denn das .ist !gar nicht ,so 
leicht zu berechnen -, diese Annuitäten­
stützung nur Ibis zum 15. Jahr fortlaufend 
durchzurechnen. Nach 15 Jahren würde diese 
Annuitätenstützung - da werden aber immer 
nur 13.000 Wohnungen ,gebaut, da wird nichts 
Zusätzliche·s gebautjeine 7prozentige jährliche 
Steigerung der Baukosten ist inbegriffen -
bereits 1400 Millionen Schilling verschlingen. 
Unter der Annahme von um 7 Prozent steigen­
den Zuwäcbsen von seiten des Bundes würde 
das bedeuten, daß Wien dann 3 Milliarden 
zum Wohnbau zur Verfügung hat, und das 
hieße, daß fast die Hälfte ,der Mittel durch 
di,e Annuitätenstützung nach nur 15 J'ahren 
verschlungen wird. 

Ich möchte das nur ganz levdenschaftslos 
anmerken. Hier sollte dann nicht politisiert 
und polemisiert werden, 'hier sollte nur der 
Rechenstift ,entscheiden, was rur den zu­
künfUgen Wohnung·seigentümer beziehungs­
weise Mieter zumutbar isl beziehungsweise 
was der Staat dafür an Mitteln aullbringen 
kann, um, wenn Si'e wollen - selbstv,erstänld­
lich sind wir auch dafür -, zumindest die 
gl,eiche Anz'ahl von Wohnungen 'Zu bauenj 
selbstverständlich auch mit einer dementspre­
chend modernen Austattung. Denn dabei 
- das muß ich auch sagen - gibt es immer 
wieder Beschwerden von Eigentümern, die 
sagen: Wenn wir schon ,solche Preise bezahlen 
müssen, dann wollen wir nicht 'Plastikfliesen, 
und der Fußboden ist das bil'ligste, was es gilbt, 
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und bei den Fenstern zieht ,es herein. Sie Stadtteil im Süden Wiens. Riesenprojekt für 
kennen ja auch alles. 80.000 Menschen." Dort sind die Gründe alle 

Ich glaube, da müßte ja 'auch dann wirklich 
eine härtere Normierung noch Platz greifen. 
Ich sage das auch vor .den Augen meines 
Kollegen Ing. Letmaier, denn wenn schon so 
große Beträge für den Wohnbau verwendet 
we~den, wenn schon die Eigentümer so große 
Mittel dafür aufwenden müssen, dann müßten 
eben die Wohnung,en auch dementsprechend. 
ausgestattet sein. 

Ich möchte also bemerken: Es sind sich 
sicherlich alle Parteien dieses Hauses einig, 
daß auf dem Wege der Wohnbaufinanzierung 
auch neue Wege gegangen werden müssen, 
und vor allem der jüngeren Generation, aber 
auch vielen Älteren, die jahrzehntelang 'in 
seMechten Wohnung,en gewohnt haben, neue, 
moderne Wohnungen zur Verfügung gestellt 
werden sollen. Dabei darf aber - und das 
möchte ich auch ausdrücklich betonen, nicht 
daß Sie vieHeichtglau:ben, die Osterreichische 
Volkspartei wäre von ihren Prinzipien abg'e­
gangen - auf die Wohnbeihilfe als taugliches 
Instrument eines gerechten, sozialen Aus­
gleiches Il!idlt vergessen w,ertden. 

Entsmeidend !für die weitere Zukunft des 
Wohnbaues ist aber doch auch die Frage 
einer möglichst großen Preis,stabilität. 

Ein Wort noch zur ,Bodenlbeschaffung und 
zur Assanierung, Herr Minister. Sie können 
sicher sein, daß Sie auch in dieser Frage mit 
der Osterr.eichismen Volkspartei verhandeln 
können. Einige Punkte des Assanierungs­
gesetzes sollen ja bereits in dem von Ihnen 
erwähnten Entwurf anders aussdlauen als in 
dem Entwurf vom Mai des heurigen J'ahres. 

Aber nun zur Bodenbeschaffung, von 
Wi'ener Ebene her gesehen. Gestatten Sie mir 
doch zwei Sachen zu sagen, die also beweisen, 
daß es nicht der Umstanld ist, daß zuwenig 
Boden in Wien vorhanden gewesen wäre, 
um in den letzten Jahren nicht genügend 
Wohnung,en bauen zu können. Ich sage nur 
zwei große Komplexe. Im Jahre 1961 hat die 
Stadt Wien um 210 Millionen Schilling di'e 
Drasme-GI!Ünde gekauft. Fragen Sie nicht, 
wann dort zu bauen begonnen werden wird. 
Nach den letzten Auskünften frühestens ,im 
Jahre 1980. Ob das gerade eine besonders 
gute Planung ist, das ist 'sidler nicht Ihre 
Sache, Herr Bautenminister, das festzusteHen. 

Aber ich darf noch ein zweites Beispiel 
,sagen. Vor den vorletzten Wahlen am 
12. Februar 1970 hat die "Arbeiter-Zeitung" 
natürlich im Zusammenhang mit rd'em groß 
angekündigten Wohnbauprogramm "mehr, 
besser, rascher und billiger bauen" geschrie­
ben: ,/Die SP.O plant tür die Zukunft: Neuer 

da, die sind also im Besitz der Gemeinde 
Wien beziehungsweise ,im Besitz einer der 
größten Wohnbau~ere,inigungen, die zu 
99,7 Prozent der Gemeinde Wien 'g,ehört. Hier 
heißt es also im letzten Satz: 

"Diese drei großen ,Baug,ebiete sind Am 
Schöpfwerk, Alt-Erlaa und Wi,ener Flur zwi­
schen Perfektastraße und Ketzergasse. Da zwei 
dieser Großprojekte" - das eine war Alt­
Erlaa - "bereits so weit ausgearbeitet sind, 
daß schon im nächsten Jahr mit Bauarbeiten 
begonnen werden kann, besteht die begrün­
det.e Hoffnung, daß der neue Stadtteil im 
Süden Wiens" - also für 80.000 Mensdlen, 
rund 30.000 Wohnungen - "bereits in abseh­
barer Zeit Wirkliillkeit wird." 

Ich würde bitten, Herr Bautenminister, 
tr,agen Sie heute bei der W,i,ener Stadtplanung 
nach, wie weit es also mit diesem Riesen­
projekt, das im Februar 1970 als bereits vor 
Baubeginn stehend dargestellt wurde, heute 
nach zwei Jahren steht. 

Daraus sollen Si,e bitteeIlsehen, .daß meiner 
Meinung nach die Frage der A,ssanierung in 
Wien eine größere und eine bedeutender,e 
Rolle spielen wird als die Frage der Boden­
'beschaffung, denn hier hat die Gemeinde 
Wien genügend Gründe - denken Sie jetzt 
nur an die zwei großen Projoekte, an die zwei 
großen Grundstück.sflächen, die ich hier ge­
nannt Ihabe -, um in den nädlsten Jahr­
zehnten zu bauen. Wir hoffen aber w,irklich, 
und hier bin idl des Einvernehmens sicher, 
daß das Jahr 1972 eine für alle Parteien trag­
bare, günstige NovelHerung des Wohnbau­
förderungsgesetzes 1968 zum Wohle der Be­
völkerung bringen wild. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Nittel gemeldet. 

Abgeordneter NUtet (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Es ist richtig, daß zurzeit eine 
Wiener Budgetdebatte stattfindet. Aber, Herr 
Kollege Hahn, nidlt hier, 300 Meter daneben. 
Ich würde Ihrem Klubordner empfehlen, daß 
er Ihnen das geleg,enUich mitteilt, !denn Sie 
sind heute schon das zweite Mal am falschen 
Dampfer. (Beifall bei der SPO. - Abg. Ha h n: 
Nein! Nein!) 

Kollege Hahn! Sie haben unter anderem 
eine bemerkenswerte Feststellung gemacht, 
nämlich die, daß die Sozialist.en immer so tun, 
als hätten sie den sozialen Wohnbau eDfunden. 
Aus diesem Grunde möchte ich g'anz schlicht 
und einfach f.eststeHen: Der soziale Wohnbau 
ist tatsächlidl von den Sozialisten erfunden 
worden. Und er ist gegen Ihr.e Partei ver­
teidigt worden, als Sie den sozialen Wohrubau 
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noch als ,eine Sozialinflation ,bezeichnet haben. 
(Abg. ' S tau d i n ger: Zitate! Transparenz 
auch in diesen Fragen!) 

Herr Kollege Staudingerl Einer von Ihrer 
Seite hat gestern ,schon ger,inge Kenntnisse 
in Parteig.eschichte erwiesen, lassen Sie mich 
die Dinge nicht nochmals wiederholen. (Abg. 
S tau d i n ger: Zitieren Sie! Bei welcher 
Gelegenheit?) Lesen Sie die Zeitungen der 
Ersten Republik, wo es heißt, der Gemeinde­
bau droht zusammenzubrechen unld dort bricht 
etwas zusammen. Diese Bauten haben die 
sdliweren und schwierigsten Z'eiten überstan­
den (Beilall bei der SPO), und sie h.a,ben sich 
als eine notwendtge Einrichtung in Osterreich 
erwiesen, sie sind vorbildlich in der ganzen 
Welt geworden. (Abg. Dr. Sc h w i m me r: 
Ihr Kollege Schranz hat gestern gesagt, man 
solle nicht mit der Ersten Republik argumen­
tieren!) 

Der so~iale Wohnbau ist in der Ersten 
Republik - das ist eine historische Tat­
sache - entstanden, und er .ist -geg-en Ihre 
vehementen Angriff.e vertei,di-gt worden. Wenn 
Sie sieh heute - und ich entnehme das aus 
den Worten des Abgeordneten Hahn - für 
die versdtiedenen Formen der öffentlichen 
Wohnbauförderung einsetzen, so nehmen wir 
gern zur Kenntnis, daß, spät aber doch, aus 
dem Saulu'S ein Paulus ·geworden ist. Aber 
das Recht der Priorität nehmen wir in dieser 
Frage rur uns in Ansprudt. (Abg. S tau d i n­
ger: Osterreich ist eine demokratische Repu­
blik, alle Vorrechte der Geburt sind erloschen! 
Das gilt auch für die demokratische Gesin­
nung! - Beilall bei der OVP.) 

Lieber Herr Kollege I Wenn Ihre P,artei in 
einer Sache nie in Verlegenheit war, dann 
waren es die Phrasen, und -eine solche haben 
Sie jetzt gerade wieder gebradtt. (Beilali 
bei der SPO. - Abg. A. Sc h 1 a ger: A 
Phrase is des?) 

In jeder Situation, in der Sie nidtt weiter 
gewußt haben, hatten Sie zumindestens eine 
Phrase. Die Rechnung haben Sie ja längst 
präsentiert bekommen. J,a wann werden Sie 
denn aus diesen Din-gen lernen? Ein Sprich­
wort 'lautet: Aus Schaden wird man klug! 
(Zwischenruf bei der OVP: Auch eine Phrase!) 
Ihr Schaden war 'scheinbar noch nicht groß 
genug, damit es zur Klugheit gereicht hätte. 
(Abg. S tau d i n ger: Ihre Argumente haben 
alle ihren Standort im verflossenen Jahrhun­
dertf) Ich danke Ihnen für alle Zwischenrufe. 
Ich möchte nur sagen, es geht sicher nur auf 
Kosten der Zeit. 

tätigkeit in Osterreich um 4000 zurückgegan­
-gen ist. Wir haben darauf zunächst geant­
wortet, daß das die Folgen der verfehlten 
Wohnbauförderung 1968 sind. Der Abgeord­
nete Dr. Gruber hat es in der Generaldebatte 
zum Budget für notwendig gefunden, und 
Abg-eordneter Hahn hat hier entsprechend 
sekundiert, festzusteHen, daß das in Wirklich­
keit kein Fehler der achtundsechziger Förde­
rung ist, sondern daß das auf folgenrles zu­
rückzuführen ist - so sagte Dr. Gru'ber -: 
Man müßte fast an eine Sabotage des 'Wo:hn­
bauförderungsgesetzes 1968 denken, da es ja 
in Wien der Fall gewesen ist, daß Idiese Wohn­
bauleistung zurückgegangen ist. (Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

reh ziUere Dr. Gruber. Sagen darf man hier 
wie in jeder Debatte 'alles. Nur die Budget­
debatte des Wiener Gemeinlderates ,ist hier 
falsch am Platz. (Ruf bei der OVP: Die ist 
Ihnen unangenehm! - Weitere Zwischenrufe.) 

Lieber Herr Kollege Hahn - ich möchte das 
auch dem Dr. Gruber sagen, weil er gemeint 
hat, es ist zurzeit populär, auf W,ien und 
seinen Bürgermeister hinzuhauen. >Jeh weiß. 
und wir alle wiss'en es, ... (Abg. Ha h n: 
Wer sagt denn das?) Wer das sagt? Das -sagt 
die OVP. Für die Bundesländer haben Sie 
-ein Inserat gemacht: "In Luftschlössern kann 
man nicht wohnen." Für W,ien haben Sie die 
V,ariation gefunden: "In Slav:iks vollem Spar­
strumpf können Sie nicht wohnen." Das nur, 
weil Sie fragen, wer das sagt. Si'e sagen das, 
und ich zitiere es. 

Natürlich wissen wir das. Ich meine auch 
daß w.irgewi'sse Ding.e in der öffenUiche~ 
Berichterstattung sehr 'ernsthaft I'egistrieren 
sollten. Zum Beispiel, wenn sich zwei Wiener 
Journalisten ihre Aggressionen am Wiener 
Bürgermeister abreagieren. (Rufe bei der OVP: 
Verteidigen Sie ihn?) Ich ,brauche ihn nicht zu 
verteidigen, er ist stark 'genug, er wird das 
überstehen, er hat andere Stürme überstanden. 

Aber wenn Funktionäre der Osterreichi­
schen Volkspartei meinen, in diesem Sog mit­
schwimmen zu müssen, in einem Sog, in d-em 
das Vokabular der Kriminalberich.terstattung, 
aber nicht das einer ordentlichen politischen 
Disikussion verwendet wird, so meine Iich, ist 
das ein bedenkliches Zeichen. Denn wenn die 
Mitarbeiter eines Bürgermeisters als Kumpa­
nen und GeseHen bezeichnet werden, so haben 
Sie wenig Ursache, sich darüber zu freuen. 
Bitte nicht zu vergessen, daß ,es auch Mit­
·glieder Ihrer Partei gibt, die in dieser Lan'des­
regierung -sitzen. 

Meine Damen und Herren! Im Wahlkampf Ich meine nur, freuen Sre sich nicht zu früh. 
ist die Behauptung aufgestellt worden, daß im Der Sdtaden, der dadurch entstehen könnte 
ersten Re-gi'erungsjahr Kreisky die Wohnbau- ist möglichel1weise nicht nur e.in Schaden fü; 
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di-e Sozialistische Partet - worüber Sie sich und Ihre Parteifreunde im Bundesrat haben 
freuen könnten -, es ist möglidlerweise ein ihn wieder abgelehnt. Ja, wenn das nicht ein 
Sdladen an der gesamten Demokratie, der politisdles Kasperltheater ist, was ist es denn 
durdl eine soldle Form der öffentlichen Be- dann? 
richterstattung entsteht. Ich sa-ge das hier ganz 
deutlich und sage -es auch ,in Differenzierung 
von jenen vielen hunderten Journalisten, die 
ihre Arbeit sehr ernst nehmen und im Voll­
bewußtsein ihrer Verantwortung berichten. 
(Abg. Dr. Neu n er: So einer ist deI Slavik 
nichtI) Herr KolIegle Dr. Neunerl Gehören Sie 
auch zu jenen, die ausge<zogen sind, Wien 
zu erobern? Die meisten hahen dabei nur das 
Gruseln gelernt. (Beifall bei der SPO.) Bitte, 
lesen Sie die Gesdlichte derer, die versucht 
haben, Wien zu erobern. Es ist allen nidlt 
sehr gut bekommen. 

Herr Kollege Hahn! Ich empfehle Ihnen, be­
sonders den Absatz über einen gewissen Kara 
Mustapha zu lesen, er hat das auch v'ersucht. 
Aber passen Sie auf, wenn Sie von Ihrem 
Sultan -ein Packer! kriegen, dann ist möglicher­
weise auch eine seidene Schnur drinnen. (Abg. 
H ahn: Das gehört jetzt zur Budgetdebatte? 
Das ist eine Methode!) V.ielleicht gehört es 
hierher, die Methoden der politischen Ausein­
andersetzung, die von Wiener OVP-Funk.­
tionären gebraucht werden, darzulegen. 

Mit dem, was Sieg,emacht haben, haben Sie 
wenig Erfolg gehabt. Am Tage vor der Wahl 
haben Sie mir noch gesagt - wir haben uns 
in einer Wahlversammlung gesehen -: Dem 
Präsidenten Probst nehme idl noch zweiein­
halb Prozent abI Verlor,en haben Sie -einein­
halb Prozent, und da waren Sie noch froh, 
weil Ihre Nachbarn noch viel mehr drauf­
gezahlt haben. Aber fragen Sie Dr. Bauer, er 
wird Ihnen bestätigen, daß die Wi-ener OVP 
auch schon mehrg,elacht hat. 

Warum sage ich das? W'eil Sie dies'e Dinge 
heute in die Debatte hereingebracht haben. 
(Abg. Ha h n: Die Verordnung der Wiener 
Landesregierung?) Si:e haben jedes große Bau­
vorhaben, jede Neuerung in Wien bekämpft, 
bekämpft und wieder bekämpft. Und wenn 
Sie sie nicht verlhindern konnten, slind ,Sie 
nachträglich irgendwo ans Rednerpult gegan­
gen, so wie das heute mit der Schnellbahn der 
Fall gewesen ist, und haben gesagt: Das haben 
wir schon immer verlangt. (Ruf bei der OVP: 
Den Wiener U-Bahn-Bau!) 

Ich sage Ihnen voraus: Jetzt bekämpfen Sie 
den absoluten Hochwassersdmtz, und wenn 
er fertig ist, werden Sie sagen: Das haben wir 
schon immer verlangt. Auch mit der Wiener 
U-Bahn ist es so, lieber Herr Kollege. Sie 
liefern mir die Stichworte. Damals haben Sie 
- ich war damals noch nicht Abgeordneter 
im Nationalrat, aber Sie waren es - den 
Zuschuß zum Wiener U-Bahn-Bau beschlossen, 

Aber Sie haben ja die R:echnung bekommen, 
wozu muß ich mit Ihnen schimpfen? Die 
Wähler haben Ihnen die Antwort gegeben. 
(Beifall bei der SPO.) Es ist nur traurig, daß 
Sie nodl immer nichts daraus gelernt haben. 

Es wu~den auch d~e Zahlen der fertigge­
stellten Wohnungen hier in die Debatte ge­
bracht. Es wurde die Feststellung gemacht, 
daß 1970 der Rück-gang der Wohnbautätigtkeit 
allein auf Kosten von Wien gehe. Diese Be­
hauptung ·erfordert meines Erachtens doch 
eine ausführliche Erforschung der Zahlen und 
der Bericht,e darüber. Es ist richtig, in Wien 
wul1den im Jahre 1970 10.200 Wohnungen 
fertig, das ist um 4500 W<Jhnungen wenLger 
als -im Jahre 1969. Allerdings mißachtet 'diese 
alleinige Feststellung (Zwischenruf des 
Abg. Hahn.) 

Herr Kollege Hahn! Sie müssen eigentlich 
wissen, daß das Jahr 1969 mit 14.700 Wohnun­
g'en eine Wohnbauleistung in Wien gebradlt 
hat, die weit über dem Durchschnitt liegt. 
Daher .ist eine soldle Pendelbewegung noch 
keine Katastrophe, sondern liegt im Rahmen 
der nicht ganz gleichmäßi'gen Bautätigkeit. Das 
Jahr 1969 liegt in seiner WoIhnlbauleistung 
über dem Durchschnitt. (Abg. S tau d i n ger: 
Nein!) Bitte sehen wir die 'Üinge doch im Zu­
sammenhang, denn nur so ergeben sie wirk­
lich einen Sinn. 

Schauen wir uns die Anzahl der fertig­
gestellten Wohnungen in ganz asterreich an. 
(Abg. Ha h n: Die schauen wir eh an, in 
den anderen Bundesländern, in Oberösterreich, 
in Salzburg!) Dann sehen wir, daß in Oster­
reich ohne Wien - Sie haben die Differenzie­
rung g,emacht, ich gehe auf diese Argumenta­
tion ein - 1968 38.000 Wohnungen gebaut 
wurden und im Jahre 1969 ein Abfall um 
4000 Wohnungen auf 34.000 Wohnungen er­
folgte. Es ist ganz 'klar, wir erleben in ,ganz 
Osterreich die gleiche Entwicklung, sie war 
in den übrigen Bundesländern um einige 
Monate früher zu bemerken, in Wien etwas 
verspätet. 

Das ist ,es ja, was wir g'esagt haben. Als 
Folge der Wirtsch-afts- und Wohnba'lltätigkeit 
der Osterreichischen Volkspartei ist in ganz 
asterreich und selbstverständlich auch in 
Wien die Wohnbautätigkeit und die Fertig­
stellung von Wohnung·en zurückgegangen. 
(Beifall bei der SPO.) Das ist damit bewiesen. 
(Ruf bei der OVP: Reden Sie sich noch zehn 
Jahre auf die OVP aus!) 
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Dring,en wü noch ein bißchen tiefer in die bauförderung 1968 gearbeitet werden mußte, 

Dinge ein und sehen wir nicht nur Idie ierHg- die für eine Förderung ungeeignet war. 
gestellten Wohnungen. Da spielen unter Um­
ständen eine Reihe von Zufällen und Beson­
derheiten der lokalen Gegebenheiten eine 
Rolle. Schauen wir uns die Entwicklung bei den 
Baubewilligungen an. Denn die Entwicklung 
der Baubewilligungen gibt uns doch einen 
gewissen Hinweis darauf, welche Wohnbau­
tätigkeit einige Jahre später zu er,warten ist 
und mit welcher Anzahl von fertiggestellten 
Wohnungen zu rechnen ist. (Ruf: Darlehens­
zuschuß!) 

'Baubewilligungen gab es: im Jahre 1967 
66.700, 1968 63.700, 1969 58.300 und 1970 
54.500. 

Inder Zeit der OVP-Regierung - wir müs­
sen das noch einmal sag-en - ist die Zahl der 
jährlichen BaUlbewilligungen in ganz Oster­
reich um 12.000 zurückgegangen. (Abg. Ha h n: 
Das hat mit der Finanzierung überhaupt nichts 
zu tun!) Natürlich, BaubewHligungen werden 
doch nicht im luftleeren Raum g'emacht. Bau­
bewilligungen werden dann erteilt, wenn die 
übrigen Voraussetzungen gegeben -sind. Des­
halb haben Sie recht, wenn Sie sagen, im 
Jahre 1972 wird 'es noch keine wesentliche 
Besserung ,geben, denn wenn in den ver­
gang'enen Jahren ein Rückgang der Baube­
willigungen zu verzetichnen war, dann müßte 
doch ein echtes Wunder geschehen, wenn bei 
weniger Baubewilligungen im nächsten Jahr 
mehr Wohnungen fertiggestellt würden. 

Aber das wird nicht nur in Wien der Fall 
sein, es wird in ganz Osterreich so sein. Ich 
sage nochmals, das ist ,eine Folge Ihrer Wohn­
baupolitik und Ihrer WohnbautäUgkeit. (Zwi­
schenruf des Abg. Ha h n.) 

Herr Kollege Hahnl Wir können es noch 
komplizierter machen, wir können uns nämlich 
bei dem Rückgang in Wien - weil Si,e und 
der Herr Dr. Gruber davon -gesprochen 
haben - anschauen, in welcher Kategorie die 
Bautäti'gkeit zurückgegangen ist. Da sehen 
wir, daß sich die Anzahl ,der von der Wiener 
Gebietskörperschaft sprich von der 
Gemeinde Wien - gehauten Wohnungen 
- etwas mehr als 4500 - im 'wesentlichen 
im langjährigen Durchschnitt oder nur ganz 
knapp darunter bewegt. Sitgnifikant zurück 
geht allerdings die Zahl der von den gemein­
nützigen Wohnbauvereinigung,en und Ge,sell­
schafteng'ebauten Wohnungen, nämlich von 
5500 auf 3100. 

Hier sind wir wieder bei des Pudels Kern: 
Daß diese 2500 Wohnungen und dazu noch die 
1200 Wohnungen durch physische und juri­
stische Personen weniger gebaut wurden, ist 
darauf zurückzuführen, daß mit der Wo'hn-

Wir haben ,bei angenommenen Baukosten 
von 4000 S pro Quadratmeter 'erhoben - das 
haben Sie ja schon erwähnt -, daß die 
Quadratmeterbelastung durch die Wohnbau­
förderung 1968 auf 12,80 S angestieg,en ist. 
Das ist doch haargenau der Grund, warum 
die Genossenschaften und die gemeinnützigen 
Wohnbaugesellschaften in Wien die Wohn­
hauförderung 1968 nicht verwend,en konnten, 
weil sie ganz einfach 'zu einer Mietbelastung 
gekommen sind, die sie den Leuten nicht mehr 
zumuten konnten. 

Eine solche Situation vorhersehend, haben 
wir 1967 - Sie ha'ben vermutlich auch mit­
gestimmt - die Soziale Wiener Wohnbau­
förderung ,eingeführt (Abg. Ha h n: ... mit­
verhandelt!) und haben anstelle - ()der sagen 
wir: neben - der Wohnbauförderung 1968 
eine ,eigene Wiener Wohnbauförderung ge­
schaffen. Diese hat, -auf den Quadratmeter 
umgerechnet und unter den gleichen Voraus­
setzung,en herechnet,eine Bela,stung von nur 
8 S gehracht. 

Es ist seihstverständlich, daß die Genossen­
schaften auf diesen Wiener Fonds -ausge­
wkhen sind, weH sie der Meinung waren, 
damit ihre Kundschaften besser bedienen zu 
können. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
Dr. Neu n er: Jetzt reden wir nur über 
Wien!) Jet'zt habe ich das Gefühl, daß es 
Ihnen unangenehm wird. (Abg. Ha h n: Dann 
müssen Sie über die Wohnbeihilfen auch noch 
reden! Warum hat am 2. Dezember die Frau 
Stadtrat Jacobi noch einmal eine Verbesse­
rung gemacht? - Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) Machen Sie uns Vorwürf.e, wenn 
wir der wirtschaftliCh,en Entwicklung Rechnung 
tra-gen und Vel1besserungen bringen? Seien Sie 
doch froh darüber, denn dann können Sie 
nachher sagen, das hätten Sie immer schon 
verlangt. . 

Die Wöhnbauförderung 1968 hat sich als 
nicht prakUkabel 'erwiesen, insbesondere nicht 
in den städtischen AJgglomerationen, wo ja 
dazu noch die EntwiCklung der Bodenpreise 
gekommen ist. Aus diesem Grund hat die 
Gemeinde Wien schon 1961 eine zusätzliche 
Förderung ,gemacht und Jetzt einen Zusatz­
fonds geschaffen, der in Kooperation und in 
Ubereinstimmung mit den Absichten des 
Bautenministers ,eine FÖlderung vor,sieht, wo­
durch die Quadratmeterbelastungauf 8 S redu­
ziert wird. 

Aber von diesem Gesetz, Herr Kollege 
Dr. Gruber, das heute von allen Genossen­
schaften als unbrauchbar, weil zu teuer, -abge­
lehnt wird, haben Sie im Jahre 1967 - ich 
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entnehme das der "Freiheit"- noch gesagt, 
daß das ein Gesetz ist, das es ermöglichen 
wird, hinsichtlich der Mi'eten tragbar,e Be­
lastungen zu br,ingen. Es sind untragbare Be­
lastungen geworden. Sie haben ·außerdem nom 
vorhergesagt: Es wird diese Förderung besser 
sein a<ls der soziale Wohnbau. Das ist eben­
falls nicht richtig. Und ·es war dies vorherzu­
sehen. Sie haben gesagt, es sei "Europas 
bestes 'Gesetz". Das kann idl nidlt beurt.eilen, 
im kenne die europäische Gesetzgebung zu 
wenig. In Osterreich ist es bei weitem nicht 
das beste Gesetz, das h'at sidl längst erwie­
sen. 

Gerade weil da.s ein Problem ist, das dort 
besonders zum Tragen kommt, wo zu der Bau­
kostenentwicklung die Entwicklung der Bod,en­
preise kommt, also überall in den städtischen 
Ansiedlungen und in den großen Zusammen­
ballungsräumen, ist es interessant, auf einen 
Satz des Herrn Abgeordneten Hellbich einzu­
gehen. Ich schätze ihn sehr ob seiner zweifellos 
lauteren Absichten. Aber in einer Frage hat 
er es sich vielleicht dodl ein bißmen zu eintfach 
gemacht, wenn er nämlich die Untersuchung 
vorgeles,en hat, wo sich die Leute glücklkher 
fühlen: in einem Eigen/heim, in einer Genos­
senschaftswohnung oder .in einer 'Mietwoh­
nung. 

Ich glaJUbe ·alle Zahlen, die er hier gebracht 
hat. Aber ich möchte sagen: Wen hätte 
das gewundert? Wenn Sie jemandem die Mög­
lichkeit geben, sich einen eigenen Wagen zu 
kaufen, und einem anderen wegen gesetz­
licher Restriktionen nur die Möglichkeit geben, 
einen Wagen zu mieten - ich versuche ein 
Beispiel zu bringen -, und Sie fragen: Womit 
ist einer mehr glücklich?, dann kann ich nur 
sagen: Das ist eine Elferfrage. 

Aber was sich Kollege Ing. Helbich zweifel­
los zu einfach gemacht hat, ist die Frage der 
Mietwohnungen. Wenn er sagt, daß nur 
21 Prozent der Menschen in Mietwohnungen 
mit ihrer Wohnung glücklich sind ... (Zwi­
schenruf des Abg. Ha h n.) Aber, Herr Kol­
lege Hahn; jetzt wiru es für Si,e interessant 
sein; vielleidlt verstehen Sie dann unser,e 
Wohnbaupolitik ein bißchen besser. (Abg. 
S tau d i n ger: Kollege Nittel! Seien 
Sie mit solchen Bemerkungen vorsichtig!) 
Aber es ist offensichtlich no tw,endig. Er 'hat 
die ganze Zeit über solche Dinge gesprochen, 
jetzt dreht er sich um. (Abg. Dr. Sc h w i m­
me r: Wir brauchen nicht diffamierend zu 
werden!) Nein, ich werde nicht diffamierend. 
Ich mache aufmerksam, ich mache aufmerksam! 
Das ist dochgenau das, wa.s wir erkannt 
haben, und zwar gleich am Ende des ersten 
Weltkrieges. Die Leute sind unglücklich in 
den Wohnungen, in denen slie in Wien woh-

nen mußten. Heute tragen wir noch an dem 
Erbe aus einer Zeit, ,in der die Wohnung eben 
nicht als selbstverständliches Kultur,gut, son­
dern als eine Ware betrachtet worden ist. 

Zum Probl<em Mietwohnungen: In Wien 
haben noch 32 Prozent aller Wohnungen ke,in 
Was,ser. In Wien haben noch 43 'Prozent aller 
Wohnungen - und das sind über 300.000 -
ein "indisches Klo - jenseits des Ganges". Ja 
meinen Sie da, daß es für uns nicht ,selbst­
verständlich ist, daß die Menschen in diesen 
Wohnungen unglücklich und unzufrieden ,sind? 
Genau das ist es, was wir, seit wJr politisch 
die Möglichkeit haben, auch überwinlden wol­
len. Uns ist dasselbst·verständlich klar. 

Wenn man eine Untersuchung macht, wie 
zufrieden die Menschen mit ihren Wohnungen 
sind, so ist die grobe Unterteilung Miet­
wohnung für mich zuwenig. Denn dann 
müßte man sagen: Mieter in einer di,e,ser 
Kaluppen in der Herbststraße, in der Gudrun­
straße, in der Heigerleinstraße oder wie 'Sie 
alle heißen ... (Abg. H ahn: Das sind 
Schnellbauwohnungen von der Gemeinde 
Wien!) 

Aber Sie kennen auch die Wohnungen in 
der Gudrunstraße ,aus dem Jahre 1890. Dies'e 
habe iCh. gemeint. Es sind dort 40 Wohnungen 
unter e,iner Hausnummer ·zu finden. Die 
Durcb.sdmittswohn'llIllg ist 25 Quadratmeter 
groß und es fehlen alle diese sanitären Ein­
richtungen, von denen ich gerade gesprochen 
habe. 

Wenn man unter diesen Mietern eine 
Untersuchung macht und sie mit den Mietern 
in den Genossenschaftswohnungen und mit 
den Mietern in den städtischen Wohnobjekten 
vergleicht, dann ist eine andere Untersudlung 
interessant, die vor wenigen Tagen der Presse 
übergeben wurde. 

Es steht hier: "Gemeinde Wien als Haus­
herr bevorzugt." "Drei Viertel aller Wo'h­
nungssuchenden" aller Wohnung.s­
suchenden! - "wünschen sich die Stadt Wien 
als Hausherrn. " Es wird dann darüber ge­
sprochen, warum: Weil sie korrekt ist, weil 
man sich bei den Mi'eten auf sie verlassen 
kann, und weil ,sie eine Sicherheit im Vertra.g 
bietet. (Zwischenruf des Abg. A. Sc h 1 ag er.) 

Aber bitte sehr: Der Herr Abg·eordnete 
Helbich' hat einen so gescheiten Vortrag ge­
halten und erklärt: 40 Prozent der Luftver­
schmutzung kommt vom privaten Hausbrand. 
Jetzt geht die Gemeinde Wien daran, natür­
lich unter Aufwendung groß.er Mittel, ein 
neues System zu errichten. Sie geht daran, 
dieses System zu modernisieren und das nach­
~uholen, was man in anderen Ländern längst 
hat. Jetzt sagen Sie: die Heizungen. (Abg. 
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Dr. G r u b e r: So gut ist das System auch 
wieder nicht! Es gibt andere Städte in Oster­
reich, wo es funktioniert! Tun Sie nicht so, 
als ob Sie alles erfinden würden!) 

Aber ich habe gerade gesa'gt: Wir hahen 
einen Nachholbedarf. Das, was man in den 
skandinavischen Ländern, die keinen Krieg 
hatten, schon längst hat, das hDlen wir nach. 
Das habe ich gesagt. (Abg. Dr. G r u b er: 
In anderen Städten Osterreichs gibt es das! 
Das funktiDniert dDrt!) Aber das, w.as Sie 
erfinden, ist immer ,ein neuer VDlkssturm 
gegen Wien. 

Es nützt Ihnen aber nichts, das haben Sie 
.dDm auch schon längst gemeJ:1kt. Die Unter­
suchung beweist: Die Wiener können sehr 
genau zwischen Miete und Miete unterschei­
den und wissen die Gemeinde Wien als ,einen 
korrekten Hausherrn zu smätzen. 

Weil sich die WDhnbauförderung 1968 als 
nicht praktikabel erwiesen hat, weil damit 
keine tragharen WDhnkDsten zu erreichen 
waren, hat die Gemeinde Wien aus diesem 
Grund VDn sich aus eine zusätzliche Förde­
rungsmöglicbkeit geschaffen, eine zusätzliche 
Förderungsmöglichkeit, die im wesentlichen 
den Charakter des Entwurfes hat, den auch 
der Bautenminister mit der NDvelle zur Wohn­
bauförderung vorgebracht hat. 

Sie haben kritisiert, daß wir die 5000 Woh­
nungen mehr noch nicht gebaut haben, die 
wir versprochen haben: Das ist selbstver­
ständlich! Mit dem Instrumentar.ium, das Si,e 
uns hinterlassen haben, konnte man es nicht 
machen. Sie selbst ,s·ag,en: Wir müssen erst mit 
dem Rückgang fertig werden, und der Bauten­
minister hat es erzählt: Wir erlelben jetzt 
den Rückgang. Wir müssen uns Instrumente 
und Möglichkeiten schaffen, damit fertig zu 
werden. Aus diesem Grund ist die Novelle 
zum Wohrubauförderungsgesetz erforderlich. 

Und um Wien, Kollege Halhn und Dr. Gru­
ber, brauchen Sie sich gar keine Sorgen zu 
machen. Wir haben 1969 versprochen, daß wir 
bis 1974 in Wien 65.000 Wohnungen fertig 
haben werden. In Wien ,gilt immer noch der 
Spruch: Was die SDzialisten versprechen, das 
halten sie auch. (Beifall bei der SPO.) 

Uns ist ganz klar, daß die Frage der Wohn­
raumversorgung eines der ganz groß'en Pro­
bleme ist, die vO'r uns stehen, daß das ein 
Problem ist, das uns in den si'ebziger Jahren 
beschäftigen wird. Wir werden nicht mit 
Schlagworten die Dinge kaschier,en, sondern 
wir werden die Frag,en ernst in Angriff neh­
men. Die Dinge sind in einem weit fortge­
schrittenen Stadium, wir haben Lösungsvor­
schläge vorgelegt. An Sie können wir im 

Sinne des Beitrages von Dr. Kotzina appel­
lieren, an der Lösung der Probleme mitzu­
wirken. Es wird im Sinne und zumWDhl 
der österreichischen Bevöl~erung sein. (Beiiall 
bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
AbgeO'rdnete Breiteneder. 

Abgeordneter Breiteneder (OVP) : HDhes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich habe 
nicht die Absicht, das HDhe Haus nO'ch länger 
zu strapazieren. Aber es ist dO'ch verWunder­
lich, wenn ein Kollege, .der Herr KO'llege 
Nittel, meinem KO'llegen Hahn den Vorwurf 
macht, daß er über da,s Rathausklima nicht 
hinauskommt, während Nittel sel'bst die ganze 
Zeit bei den Wiener Problemen verweHt. (Bei­
fall bei der avp.) Ich mache ihm keinen Vor­
,wurf daraus, CIIber da müßte man sich schO'n 
selbst ein bißchen besinnen. 

Meine verehrten Damen und Herren! Kol­
lege Nittel hat die Wohnbaurförderung 1968 
besonders kritisiert. Aber eines kann man 
feststellen: daß die Woihnbauförderung 1968 
den Verhältnissen und den PrO'blemen des 
WO'hnungsbaue,s in Usterreich am ehesten ge­
recht geworden ist. (Beiiall bei der OVP.) 
Wir haben mit der Wohnbauförderung ganz 
neue Wege beschritten, wO' les auch möglich 
war, daß Menschen mit einem geringemn Ein­
kommen entsprechende Wohnungen erhalten 
konnten. (Abg. WO' d i c a: Wie viele?) 

Ich maße mir nicht an, die WO'hnungs­
probleme der Stadt Wien zu kritisieren. Aber 
eines steht fest: Bei allen bisherigen Aus­
sprachen über 'diese Probleme in W,i,en wurde 
nicht nur vO'n der OVP, sondern auch von 
ganz anderen Personen dieser Wohnungsbau 
kritisiert. Man kann wirklich nicht sa'gen, daß 
bei der Zuteilung der Wohnbauförderungs­
mittel in der Vergangenheit die Stadt Wien 
benachteiligt wurde. (Beiiall bei der avp.) 
VO'n dieser Sicht aus gäbe es also keine 
Ursache, daß in qualitativer Hinsicht ein 
Wohnung-sgefälle von Westen nach Osten 
f'estzustellen ist. (Abg. W 0 d i c a: Schluß der 
Debatte! Da verstehst du nichts davon!) 

Und nun, meine verehrten Dam,en urud 
Herren, möchte ich nicht den KO'llegen Pöl,z 
erregen. Ich weiß, daß ein Bürgermeister ,einer 
sO' beachtlichen Stadt wie Amstetten seine 
Nerven für andere Ding·e dringend 'braucht. 
Aber ein WO'rt zu dieser DiSkussion uber die 
Bodenbeschaffung. Es waren 'gar nicht sO' jung,e 
Leute von der Sozialistischen Partei, di.e diese 
Ausspruche über die Bodenbeschaffung getan 
haben, 'sondern es waren P.ersonen, die in 
führender Stelle in der Sozialistischen Partei 
tätig sind. (Beiiall bei der avp.) Es waren 
auch PersO'nen, die bereits in gesetzgebender 
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Körperschaft tätig sind, und das, meine ver­
ehrten Damen und Herren, hat uns irg,endwie 
schockiert. (Abg. P öl z: Kennst du die 
"Aktion 20"?) Herr Kollege Pölz! Ich habe 
gar nicht das Gefühl gehabt, daß der Herr 
Bundesminister für Bauten so ganz einver­
standen war. 

Eines darf ich auch f.eststellen: Auch bei 
uns in der Osterreichischen Volkspartei 
hat die Jugend jederzeit das Recht, ohne 
Maulkorb zu diskutieren. (Beifall bei der 
OVP. Abg. Wo d i c 0: Seit wann?) 
Aber wir dürfen uns glücklich schätzen, denn 
mit diesen Problemen ,sind unsere Minister 
von der Jugend Osterreichs nicht konfron­
tiert worden. (Abg. S k r i t e k: Sie haben 
ja keine Jugend! - Abg. Dr. Fis c her: Die 
Jungen dürfen reden, aber sie haben nichts 
zu sagen! - Weitere Zwischenrufe. - Der 
Prä s i den t gibt das Glockenzeichen.) Ich 
habe schon etwas zu sagen, Herr Abgeord­
neter Dr. Fischer. Es ist sicher: Mit einer 
Weisheit wie Sie bin ich nicht ausgestaUet. 
(Ruf bei der SPO: Das ist richtig! Endlich 
die Wahrheit! - Abg. Ha r wal i k: Das ist 
überheblich!) Ich habe auch nicht das Glück 
gehabt, mir jene Vorausset'zungen aneignen 
zu können wie Sie. 

Aber nun darf ich zu dem Problem kommen, 
das ich mir ursprünglich vorgenommen habe. 
Der Herr Kollege Pölz hat behauptet, daß 
wir -ein so wunderbares Budget für Bauten 
und Technik haben und daß hier die besten 
Voraussetzungen gegeben seien, alle Pro­
bleme zu lösen. 

Ich habe mir vorgenommen, beim Kapitel 
Bauten zum Wasserwirtschaftsfonds ~u spre­
chen. Der Wasserwirtschaftsfonds wird be­
kanntlich nach etuß·enhin vom Herrn Bauten­
minister v,ertreten, und es ist interessant, daß 
sicherlich eine Steigerung in diesen Posten 
enthaUen ist, daß ein Betrag an Bundesmitteln 
in der Höhe von 70,2 Millionen Schilling vor­
gesehen ist. Dem Wasserwirtschaftsfonds wird 
somit eine Summe in der Höhe von 1370 Mil­
lionen Schilling für das Jahr 1972 zur Ver­
fügung stehen, das sind etwa um 14 Prozent 
mehr. Im Jahr,e 1971 standen dem Wasser­
w.irtschaftsfonds rund 1,2 Milliarden Schilling 
zur Verfügung. 

Ich habe im Finanz- und Budgetausschuß 
den Herrn Bautenminister gefragt, ob ihm die 
Za:hl der Anträge bekannt ist, die vorliegen, 
und ob ihm auch der Kost,enpunkt, also das 
bekannt ist, was notwendig ist, um nur diese 
Anträge zu realisieren. Auf meine Antwort 
erhielt ich vom Herrn Bautenminister ... (Abg. 
Wo die 0: Auf die Frage; damit sich kein 
Fehler einschleichtf) Danke herzlichst, Sie sind 
doch noch sehr konzentriert. 

Auf meine Frage erhielt ich die Antwort, 
daß etwa 900 Anträge vorlie,gen und daß 
hiefür eine Summe von etwa 12 Milliarden 
Schilling benötigt werde. Man kann sich also 
vorstellen, wie lange es dauern wird, bis tat­
sächlich aUe Anträge realisiert werden kön­
nen. Wenn man dann die Steigerung der 
Preise und des Baukostenindex berücksichtigt, 
sind effektiv für das Jahr 1962 weniger Mittel 
für diese Aufgabe zur Verfügung als im Jahre 
1971. (Abg. Wo d i c 0: Für das Jahr 19121) 

Meine verehrten Damen und Herrenl In 
diesem Zusammenhang darf ich doch darauf 
hinweisen, daß die wenigsten Orte in Oster­
reich über ein Kanalisationssy,stem verfügen 
und daß hier die Gefahr besteht, daß sich die 
Situation auf diesem Gebiet nicht verbessert, 
sondern noch verschlechtert. Mir sind di,e Ver­
hältnisse von den Salzkammergutseen be­
kannt, wo all-ein, um nur die är'gsten Schäden 
in nächster Zeit zu beheben, schon etwa 
360 Millionen Schilling notwendilg wären. Wir 
wissen alle, daß diese Seen für den Fremden­
verkehr Osterreichs eine besondere Bedeutung 
haben. Um überhaupt die Schäden abzuwen­
den und diesem Problem Herr zu werden, 
wären allein für diese Aufgabe 'etwa 1,4 Mil­
liarden Schilling notwendig. Ich muß daher 
fragen, ob der Herr Bautenminister Uber­
legungen anstellt, wie der Wass·erwirtschafts­
fonds in nächster Zeit in die Lage versetzt 
werden wird, überhaupt dieser Aufgabe ge­
recht zu werden. 

Es ist richtig, daß jetzt ,sehr viel von 
Umweltschutz gesprochen wird. Aber derzeit 
gibt es wenig Möglichkeiten, dieser Ver­
schmutzung wirkungsvoll entgegenzutreten. 
Ich stelle mir vor, daß das Hohe Haus hi,er 
eine ganz große Aufgabe zu erfüllen hat und 
daß besonders von der Bundesregierung, die 
ja auch im Regierung,sprogramm dieses Pro­
blem besonders betont hat, echte Initiativen 
ausgehen sollten. (Abg. Z i n gl e I: Es ist ja 
dreiteilig: Bund, Länder und Gemeinden!) 

Ich bin der Auffassung, daß das nicht allein 
den Ländern und Gemeinden überlassen wer­
den kann, denn das ist ein W,irkungsbereich, 
der sich über das -gesamte Bundesgebiet er­
streckt. Daher müßten in erster Linie wirksame 
Initiativen von der Bundesre.gierung ausgehen. 
Ich frage daher konkret den Herrn Bauten­
minister, welche Absichten er hat, um dieser 
Entwicklung wirksam entgegenzutreten. 

Herr Bautenministerl Ich möchte mich aber 
jetzt einigen lokalen Problemen zuwenden. 
Ihnen ist bekannt, daß das Mühlvi,ert,el be­
sonders durch den Ballungsraum Linz mit dem 
Pendlerproblem belastet ist. Ich ersuch-e Sie 
daher, den Ausbau der Autobahn in diesem 
Bereich besonders zu betreiben, denn es -ist 
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so, daß der Ausbau in erster Linie den vielen 
Tausenden Pendlern, die täglich die Strecke 
nach Linz fahren müssen, zugute käme. 

Es ist nicht nur das Pendlerproblem, das 
uns belastet, sondern auch das Problem des 
steigenden Durchzugsverkehrs von der 
Tsched1ei Richtung Linz, sodaß es ein echt,es 
Anliegen Oberösterreichs ist, daß der Auto­
bahnbau so rasch wie möglich in Angriff g,e­
nommen wird und auch die Bundesstraßen 
in diesem Gebiet ausgebaut werden. 

Ein zweites Anliegen, Herr Bautenminister, 
wäre - ich weiß, daß hier die Kompetenzen 
nicht klar abgegrenzt sind -, daß für die 
Unterbringung der Bundesdienststellen in den 
Landgemeinden - ich meine hier Gendarmer,ie 
und Post - Amtsgebäude geschaffen wer,den, 
die den Verhältnissen und den Gegebenheiten 
entsprechen. Es macht für unseren Staat einen 
schlechten Eindruck, wenn im besonderen 
diese Bundesdienststellen oft in sehr, sehr 
bedenklichen Unterkünften untergebracht sind, 
Diese Stellen sInd me,istens am schlechtesten 
untergebracht. Angesichts der Bedeutung des 
Fremdenverkehrs und seiner Ausweitung, 
glaube ich, daß man danach trachten müßte, 
daß diese Stellen entsprechend untergebracht 
weliden und daß die Angestellten und Beamten 
dieser Di'enststellen eine würdige Arbeits­
stätte haben. 

Meine verehrten Damen und Herren! Um 
mein Versprechen einzulösen, das Hohe Haus 
nicht zu sehr zu strapazieren (Ruf bei der 
SPO: Sie haben genug strapaziert!), darf ich 
Sie, Herr Bautenminister, an ein Versprechen 
erinnern - um eine Wortmeldung meines 
KolIBgen Staudinger zu ,ersparen -, das Sie 
im Laufe der Wahlwerbung gemacht haben. 
Sie haben gesagt, daß Sie sich bemühen wer­
den, für das Amtsgebäude in Vöcklabruck 
noch im Jahre 1971 Mittel bereitzustellen. Nun 
hat mein Kollege Staudinger festgestellt, daß 
für das Jahr 1972 schon ein Betrag, und zwar 
in der Höhe von 1000 S, vorgesehen ist. Ich 
glaube aber, daß Sie, Herr Bautenminister, 
die PreissteigeruIlJg bestimmt nicht einkalku­
liert haben. (Beifall bei der OVP.) 

Ich darf zum Schluß kommen und noch 
einmal ersuchen, daß wir auf dem Gebiet 
der Gewässerreinhaltung wirkliche Initiativen 
setz,en, denn sonst könnte es sein, daß die 
Vorteile, die uns die Technik und die Wissen­
schaft bringen, eines Tages von den Nachteilen 
über:::undet wer,den. Wir haben die Aufgabe, 
den Ruf der Wissenschaftler zu hören, daß 
es höchste Zeit ist, auf diesem Gebiet etwas 
zu machen, bevor es zu spät ist. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Wielandner. 

Abgeordneter Wielandner (SPO) : Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen 'Und Her­
renl vVir haben soeben gehört, daß die Wohn­
bauförderung 1968 den Anforderungen in 
Osterreich am ehesten gerecht wurde. 

Lieber Herr Kollege Breiteneder aus Ober­
östen:=ich! Ich darf dazu sagen, daß mir der 
Wohnhauswiederaufibaufonds mit den Förde­
rungen, die zur Verfügung gestellt wurden, 
schon wesentlich lieber gewesen ist und daß 
wir derzeit vor einer Situation stehen, daß die 
Eigenheimbauer drei bis vier Jahre warten 
müssen, bis sie eine Zuteilung bekommen. 
(Abg. S tau d in ger: Kollege Wielandner!) 
Das ist die tatsächliche Gegebenheit. 

Kollege Staudinger! Keine Zwischenrufe 
dagegen, das stimmt 100prozentig. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. S tau d i n ger: Doktor 
Androsch hat gestern gesagt . .. ! - V';eitere 
Zwischenrufe bei der avp.) Gegen diese Tat­
sache kann man nichts sagen. Sie besteht, da 
gibt es nichts. (Abg. S tau d i n ger: Ich 
wollte nur mit einem Zwischenruf vermerken, 
daß es auch vor 1968 Anträge gegeben hat, auf 
deren Erfüllung . .. !) Wir sind jetzt auf dem 
Niv'eau der Förderung von 1954, die damals so 
schlecht genannt wurde. (Abg. GI a f: Herr 
Kollege, der Staudinger wird das morgen im 
Zug mit Ihnen fortsetzen! Das habe ich mit ihm 
vereinbartl) Ist in Ordnung. 

Was die Junge Generation betrifft, möchte 
ich Ihnen sagen: Ich glaube, Sie werden sicher­
lich auch Ihre Probl,eme auf der anderen Seite 
zu spüren bekommen. Wenn wir die Ausfüh­
rungen eines Herrn Dr. Schwimmer oder 
e.ines Herrn DDr. König hier in diesem Hause 
immer wieder zu hören bekommen, dann 
glaube ich schon, daß wir vielleicht int,erfrak­
tionell in künftig·en J ahTen Schwierigkeiten 
bekommen könnten. Wenn sich dieser Geist 
durchsetzt, dann wir.d er bestimmt kaum 
anders sein als der, der von Ihnen angegriff'en 
wurde. (Abg. A. Sc h 1 a ger: Der vom 
Blecha!) 

Nun möchte,ich zur Wasserwirtschaft reden. 
Das habe ich mir für heute vorgenommen. Ich 
glaube, daß das gesd1eiter ist. 

Vor Jahren ist der Herr Altbundeskanzler 
Gorbach hier gesessen und hat gesagt: "Vom 
Wasser red,et er!" Das hat sich vor einigen 
Jahren zugetragen, als ich einmal zu diesem 
Thema gesprochen habe. Ich habe ihm geant­
wortet: "Herr Altkanzler! Ich würde auch 
lieber vom \Vein reden - aber leider! Mir 
wurde angeschafft, daß ich vom Wasser zu 
reden habe!" 
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Jetzt ist das 'Nasser große Mode geworden, 
und jetzt spricht man allerorts vom Umwelt­
schutz, vom Wasser und so weHer. So ist al·so 
der Herr Abgeordnete Breiteneder hergegan­
gen und hat die Zahlen der Jahre 1971 und 
1.972 miteinander verglichen. Im Jahre 1971, 
das war unser erstes Budget, waren 1,2 Mil­
liarden Schilling dafür enthalten, nun ist eine 
im Rahmen der Budgetsteigerung liegende 
Zahl von 1370 Millionen Schilling enthalten. 

Kollege Breiteneder! Sie können ruhig mit 
dem Kopf nicl{·en. Ich habe mir die Mühe 
genommen, die Zahlen herauszuschreiben, die 
im letzten OVP-Budget drinnen g,ewesen sind. 
''Venn wir diese vergleichen, dann darf ich 
Ihnen sagen, daß Sie mit den Zahlen, die in 
den Budgets der Sozialisten sind, überhaupt 
nicht mithalten können. (Beifall bei der SPO.) 

Im Jahre 1970 - und das war das letzte 
Budget der OVP-Regierung - waren es 
17,5 Millionen Schilling g,egenüber 70,2 Mil­
lionen Schilling im Jahre 1972, 1970 gab es 
350 Millionen Schilling gegenüber 600 Millio­
nen Schilling im Jahre 1972 bei den Er­
messenskrediten. Aus den Wohnbauförde­
rung5mitteln waren es 394,4 Millionen Schil­
ling gegenüber 512,4 Millionen Schilling. Für 
die Darlehenstilgungen wurden 119,2 Millio­
nen gegenüber 111,4 Millionen Schilling ge­
währt. Das ergibt eine Summe von 881,1 Mil­
lionen Schilling im Jahre 1970 - Ihr letztes 
Budget - gegenüber 1370 Millionen Schilling 
im Jahre 1972. Ich glaube, daß sich diese Zahl 
wirkl.ich sehen lassen kann. (Beifall bei der 
SPO.) Die Steigerung beträgt nicht weniger ·als 
488,9 Millionen Schilling; das sind fast 40 Pro­
z;ent. 

Derzeit liegen - das ist richtig - 826 An­
träge beim Fonds. Es ist ein Erfordernis von 
etwa 12 Milliarden Schilling ausgewiesen. 
Damals, als Sie etwa die Hälft'e dieser Beträge 
im Budget eingesetzt hatten, waren aber die 
Zahlen nicht wesentlich geringer. Ich habe die 
Unterlag,en bei mir. Die Forderungen lagen 
bei 9 Milliarden und 9,4 Milliarden Schilling. 

Ich glaube schon, daß es Ihnen jetzt schwer­
fällt, zuzugeben, daß hier eine andere Ord­
nung Platz ,gegriffen hat. 

Ich darf mich noch ein wenig mit diesen 
Dingen weiter beschäftigen. Ich darf fest­
stellen, Herr Altminister, daß wir gemeinsam 
eline Novelle gemacht haben. Die Novelle 
ist ja nicht von uns 'gekommen, Sie ist 
von Ihnen gekommen. Das ist richtig! Wir 
haben ihr damal,s eine gewisse Prägung g,eben 
können. Wir waren zu dieser Zeit in der 
Minderheit und haben uns bemüht, unsere 
Gedanken ein wenig unterzubringen. Damals 

sind die ersten Gedanken für die Seenrein­
haltung hier aufgekommen. Heute wird es be­
krittelt, und man sagt, daß man nicht genü­
gend Vorsorge getroffen hätte. 

Meine Herren! Wenn Sie jetzt Ihreeig,enen 
Gesetze kritisieren, w,ie soll denn das über­
haupt weitergehen? Da glauben wir schon, daß 
Sie mit unserer Regierung nicht zufrieden 
sind, wenn Sie mit Ihrer eigenen von da.mals 
nicht zufrieden waren. (Beifall bei der SPO.) 

Das, was Sie derzeit zur Verfügung haben, 
ist in Ihren 101 Punkten, die Sie vor der V/ahl 
herausgebracht haben, ein halber Satz, der sich 
mit den For,derungen zum Gewässerschutz be­
schäftigt. Ein halber Satz ist es, denn das 
andere geht zu Umweltschutz und anderen 
Dingen über. 

Herr Dr. Schmidt ist leider nicht da, ich hätte 
ihm auf seine heutigen Ausführungen wegen 
der Vorgriffe gerne geantwortet. Es ist richtig, 
es sind 832 Millionen Schilling Vorgriffe. Aber 
Kanalprojekte sind nicht Projoekte, die man in 
einem Jahr schaffen kann, sondern das sind 
Projekte, die sich über Jahre erstrecken. Da 
müssen eben diese Vorgriffe f,estgelegt wer­
den, etwa für die Jahre 1972, 1973, 1974, 1975 
oder bis 1976, denn die Gemeinden müssen 
wissen, was ihnen per saldo aus diesem Fonds 
zusteht. 

Herr Dr. Schmidt - v.ielleicht sitzt er irgend­
wo beim Lautsprecher - hat gemeint, daß eine 
Steigerung von 17 auf 70 Millionen nur etwa 
0,57 Promille des Budgets wären. Ich darf 
feststellen, daß über 1 Prozent des Budgets 
für diese Gewässerschutzfragen verankert ist. 

Er hat auch geglaubt, daß man die verlore­
nen Zuschüsse wieder einführ,en müsse. Auf 
der einen Seite festzustellen, daß wir wenig 
Geld hätten, daß der Fonds überfordert wäre, 
auf der anderen Seite die Gewährung von 
verlorenen Zuschüssen, ich glaube, das ,ist 
paradox. Man kann doch nicht so agieren. 
Man kann doch nicht auf der einen Seite 
Gelder verlangen, die verlorengehen, UD>d auf 
der anderen Seite mehr Dotierung für den 
Fonds. Wer zahlt es denn per saldo? Das 
zahlen .diejenigen, welche an die Kanäle oder 
an die Vvasserleitungen ang'eschlossen sind. 
Das sind unsere Osterreicher. Je mehr Mög­
lichkeiten ,der Förderung wir auf die derzeitige 
Art haben, desto besser ist es -doch. 

Der Herr Bundesminister hat heute ange­
kündigt, daß wir noch eine _Ä.nderung dieser 
Förderungsmöglichkeiten zu erwarten haben. 
Vllr wissen es. 1 bis 3 Prozent sind vielleicht 
in manch'en Fällen sehr viel. 

Aber überlegen wir uns dod1, daß mancher 
etwa dazu verführt sein könnte, das Gel.d für 
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/2 oder 41/2 Prozent einzulegen, um diese 
Darlehen in Anspruch zu nehmen. Vielleicht 
gibt es so knorrige DVP-Bürgermeister, die 
das tun. Ich glaube, daß wir gerade auf diesem 
Sektor ... (Zwischenruf des Abg. Doktor 
G r u be r.) Der macht es bestimmt nicht. Bei 
uns in Bi,schofshofen rollt der Rubel, Kollege 
Gruber, da können Sie Gift drauf nehmen. 
Dort, wo Sozialisten verwalten, geschieht 
wirklich etwas in den Gemeinden. (Beifall bei 
der SPO.) Wir sind jeweils in der Lage, unsere 
Wählerstimmen auch in sozialistischen Hoch­
burgen noch zu steigern. (Abg. Dr. W i t­
haI m: "Rollt der Rube]", haben Sie gesagt?) 
Sicher, warum nicht, Herr Vizekanzler? (Abg. 
Dr. W i t haI m: Es hat mich nur interessiertf) 
Das ist ein Sprüch·erl, das ich einstmals in 
Russland gehört habe. Da war es üblich, als 
wir einundzwanzig.ert haben. Das ist mir 
lirgendwie haften geblieben. (Abg. P ö I Z: Der 
Dollar ist im Augenblick schlechtf) 

Die Situation ist doch so, daß wir derzeit, 
glaube ich, wirklich den Fonds so doUert 
haben, daß die Aufgaben draußen in den 
Gemeinden und 'in den Wassergenossenschaf­
ten erfüllt werden können. Freilich dauert es 
eine Zeitlang, bis die Beträg'e zugeteilt wer­
den. Aher auch die Arbeiten geschehen nicht 
an einem Tag. 

Nun zu etwas anderem. Wir haben im letz­
ten Jahr erlebt, daß etwas verwirklicht wurde, 
was Sie, Herr Altminister, sehr oft v,ersprochen 
haben, nämlich daß die Gasteiner Klamm end­
lich in Angriff genommen wurde. Sie haben 
drei- oder viermal Enqueten draußen g,emacht, 
aber es ist nichts geschehen. 

Aber jetzt sitzt ein neuer Minister oben und 
hat einen frischen Wind in die Dinge gebracht. 
Die ersten 130 Mill.ionen Schilling werden im 
kommenden Jahr in diesen Tunnel verbaut 
werden. (Beifall bei der SPD.) Darüber freuen 
wir uns. Daher danke ich dem Herrn Bauten­
minister sehr herzlich für sein Verständnis, 
das er bereits damals bekundet hat, 'als nach 
seiner Amtsübernahme der erste Steinschlag 
heruntergegangen ist. 

Aber es geht auch zügig weiter bei der 
Tauernautobahn. W.ir haben die Verbesserung 
der Verhältnisse auf der Salzachtal-Bundes­
straße erlebt, auf der Ennstal-Bundesstraße 
und all die Dinge, auf die wir gewartet haben. 
Dioe sind jetzt ins Rollen gekommen. Es wird 
gezielt gearbeitet, die Gelder werden ziel­
strebig ,eingesetzt. Ich glaube, wir können uns 
darüber freuen und dem Minister dafür dan­
ken. (Beifall bei der SPO.) Sogar die Ange­
legenheit mit den Weide zäunen bei der 
Tauernautobahn wurde in Ordnung gebracht. 
Schade, daß Kolleg,e Steiner nicht da ist, 
Kollege Glaser wild es ihm bestimmt sag,en. 

Ich habe mich darüber g,efreut, daß wir damals 
gemeinsam im Ministerium war'en und der 
Herr Minister eine so verständnisvoUe Hal­
tung ,gezeigt hat. 

Wir sind auf dem richtigen Weg in Oster­
reich. - Dauert es schon zu lange? (Heiter­
keit.) - Das haben wir in den vergangenen 
eineinhalb Jahren bewiesen. Wir werden es 
Ihnen weiter in den kommenden Jahren 
zeigen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Hagspiel. 

Abgeordneter Hagspiel (DVP): Herr Präsi­
dent! Sehr geschätzte Damen und Herren! 
Mein Vorredner hat gerade erwähnt, daß der 
neue Minister frischen Wind in unser Land 
hineingebracht habe. Ich möchte mich bemü­
hen, etwas von diesem frischen Wind darzu­
legen, wie die Projektierung der Autobahn 
in Bregenz vor sich geht. 

Schon seit 15 Jahr,en ist man bemüht, ... 
(Abg. Mon d 1: Da waren OVP-Minister!) Ich 
will aufzei..g,en, wie die Entwiddung gegangen 
ist. Selbstverständlich waren das DVP-Mini­
ster, aber wir sehen, wie die Situation Jetzt 
ist, wo schon längst das Endstadium eingetre­
ten hätte sein sollen. 

Schon über 15 Jahre geht das Tauziehen 
hin und her, wo im Raume Bregenz die Auto­
bahn trassiert werden soll. Wenn sich ein 
Lichtschimmer z,eigte, und man hoffte, es würde 
eine Einigung geben, wUfde dieser Schimmer 
immer beDeits im Keime erstickt. 

Sicher ist Bregenz ein Sonderfall, denn Bre­
genz ist eingeengt zwischen Bodensee, Pfänder 
und Breg'enzer Ache. Die Entwicklungsmöglich­
keiten sind von Natur gegeben sehr be­
schränkt. Dazu noch die sich bald Jahrzehnte 
hinziehende UnsIcherheit der Placierung der 
Autobahn, die durch die vielen Bauverbote 
das Ihrige dazu be1getragen hat, daß die Be­
völk<erungsentwicklung in Bregenz weit hinter 
der in anderen Städten Vorarlbergs zurückge­
blieben ist. 

Nach internationalen Erfahrung,swerten liegt 
die ma~imale Leistung'sfähigkeit einer ausge­
bauten zweispurigen Straß,e bei 1000 Fahr­
zeugen in der Stunde. Bei 1600 bis 2000 Fahr­
zeugen ist ,ein Verkehrschaos fast unevermeid­
lieh. In Bregenz wurden in Spitzenzeiten in der 
Stunde schon über 3000 Fahrzeuge gezählt! 
Diese Strecke ist wohl ein Haupteingangstor 
vom Norden her nach Vorarlberg. Es ist kein 
Wunder, daß sich bei dies,er Situation die 
Blechschlangen von der deutschen Grenze bis 
Bludenz ziehen, was sicherlich der Wirtschaft 
unseres Landes absolut nicht förderlich ist. 
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Aus der Erkenntnis heraus, daß ,etwas ge­

schehen muß, um nicht .im Verkehr zu er­
stick,en, hat man schon vor rund 30 Jahren 
im Jahr,e 1943 nach einer Lösung gesucht und 
hi,er zuer,st die Reichsautobahn zur Diskussion 
gestellt. 

Richtig ins Rollen kam die Projektierung 
erst 1957. Hier möchte ich aufzeigen, wie ·ernst 
man es mit .der ProjekHerungg,enommen hat, 
man ist nicht leicht darüber hinweggegangen. 
W,ie eine Litanei sind die verschiedenen 
Varianten aufzuzähl,en. Es 'gibt die Varian­
ten A, B, e, D, E, F, das ,sind die Linien­
führungen von 1957; tinienführung G 1958; 
H, J 1959; Abänderung J 1960; Seebrücke 1960; 
See-Hangtrasse PI 1963; Arg'e-Tunnelvariante 
1965; Variante I Autobahn und Bahnverle­
gung; Unterflurvariante A-4 1967 und die 
Volks-Trasse V 3 1967/1968, also eine Fülle 
von 32 Varianten mit verschiedenen Unter­
varianten. 

nung daher zum einstimmigen Ergebnis, daß 
die Unterflurvariante - Autobahn und Eisen­
bahn - mit Abstand die beste Lösung dar­
stellt und ihr daher in jeder Hinsicht der Vor­
rang zu geben ist." 

Gestützt auf diese Empfehlungen faßte die 
Vorar~berger Landesregierung, acht Tage dar­
nach, am 17. 10. 1967, den einmütigen Beschluß, 
die Unterflurvariante zur Ausführung vorzu­
legen. Am 4. Juli 1968 hat der Vorarlberger 
Landtag seiner Besorgnis darüber Ausdruck 
gegeben, daß sich die Entscheidung des Bau­
tenministeriums verzögere, und in einer ein­
mütigen Resolution - von 34 anwesenden 
Abgeordneten stimmten 33 dafür - die Lan­
desregierung beauftragt, alles ihr zu Gebote 
Stehende zu tun, um diese Entscheidung bei 
den Bundesstellen zu beschleunigen. 

Nach gründlichster Uberprüfung kam es 
dann im Ministerrat durch Anregung des Herrn 
Bautenministers Dr. Kotzina am 20. Jänner 
1969 zum Beschluß der UnterflurHnienfÜlhrung. 
Bereits am 19. 2. beschloß der Vorarlbe!lger 
Landtag zur Verlegung des Güterbahnhofes 
nach Wolfurt 30 ha Grund zu erwerben und ihn 
kostenlos den OBB 'zur Verfügung zu stellen, 
sowie zur Verlegung der Geleise 14 Millionen 
Schilling vorzufinanzieren. Die Detailprojek­
tierung, die nicht weniger als 20 Millionen 
Schilling kostete, war fertig, sowie die Ver­
handlungen betreff Anschluß auf deutscher 
Seite geebnet. 

Am 3. 4. 1960 wurde die Bevölkerung von 
Bregenz befragt. Zur Entscheidung stand da­
mals nur eine offene Seetrasse oder eine 
offene Hangverbauung. Zu diesem Entscheid 
wurden die Bregenzer aufigerufen, und sie 
haben sich mit 92 Prozent für eine Hangtrasse 
entscheiden, weil ihnen der Zugang zum See 
als eine unabdingbare Notwendigkeit erschien, 
und dies auch mit Recht. Auf diese Entschei­
dung hin wurde insbesondere die Hangtrasse 
wieder aufs neue unter die Lupe genommen. 
Leider ergaben sich bei den Untersuchungen Die Entscheidung der Bundesregierung 
der Berghänge neue Schwierigkeiten, sodaß Klaus wirkte vorerst beruhigend, denn s,elibst 
alle Fachleute von einer offenen Hangtrasse die Ka~pfhähne waren .froh, daß endlich eine 
abrieten. Das Suchen nach Lösungen ging wei- Ents~heldung .. gefallen 1st und zum Bau der 
ter, so 1965 die Arge-Tunnelvariante, bei der Autobahn ~runes Li~t ~egeben. ,:,ur~.e. Be­
wohl wieder die Zubringer die größten Sorgen I troffene WIrd es bel Jeder LIlllenfuhrung 
bereiteten. Erst als sich 1967 die Uberlegungen geben. .. 
der Unterflurtrasse bei der sowohl Autobahn Umso .uberraschender war es, daß selJbst 
wie Eisenbahn1ini~ in den Boden versenkt der jetzige Bundeskanzler Dr. Kreisky dieses 
werden sollten anbahnten schien sich das noch wunde Kind mit in den Nationalrats­
Gewirr der ver~chiedensten' Vorstellungen in wahlkaI?pf 1~70 hineinriß und anläß1ic~ seiner 
eine klare Richtung zu bewegen. Am meisten Wahlrels~?- m Vorarlberg vor allem m .. Bre­
sprachen wohl für diese Variante das freie g~~z erkla~te, wenn er Bundeska~zler wu~de, 
Bodenseeufer, die Gewinnung von 13 ha Boden ~urde~. dIe Planungen noch e.mma~ emer 
in schönster Lage am Bodensee durch die Ver- Uberprufung unterzogen. Dr. Kreisky 1st B~~­
legung des Güter- und Verschubbahnhofes deskanzler geworden. So hat dann der Mml­
nach Wolfurt, die Mitverbauung der Pfänder- sterrat der .SPO-Mind~rheitsregierun~ am 
bäche, die Stadtnähe des Personenbahnhofes 19. 1. 1971 dIe EntscheIdung der RegIerung 
und die leicht zu lösende Zubringertätigkeit. Klaus angehalten. Der jetzige Bautenminister 

Am 20. 6. 1967 stimmten die Fachleute der 
Osterreichischen Bundesbahnen nach einge­
hender Beratung der Unterflurlegung der Bun­
desbahn zu. Am 27. 6. 1967 faßte die Stadtver-
tretung von Bregenz hiefür den einstimmigen 
Beschluß. Im Protokoll des Ausschusses für 
Straßenplanung des Landesraumordnungsbei­
rates vom 9. 10. 1967 ist zu lesen: "Zusammen­
fassend kommt der Ausschuß für Straßenpla-

Moser hat mit einer neuerlichen Uberprüfung 
aller vorliegenden Varianten die drei inter­
national anerkannten Fachexperten Dipl.-Ing. 
Jean-Louis Biermann (Lausanne), Professor 
atto Sill (Hamburg) und Professor Dipl.-Ing. 
Friedrich Tams (Hamburg) beauftragt. Auch 
dieses Fachgutachten der von der sozialisti­
schen Regierung eingesetzten internationalen 
Kommission sprach sich eindeutig für die Ent­
scheidung der OVP-Alleinregierung aus. 

88 
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Hagspiel 
Nun begann das Drama. Auf diesem politi­

schen Kriegsschauplatz konnte die SPO sehr 
ansehliche Erfolge auf Bundes- sowie auf 
kommunaler Ebene erzielen. Damit die über 
Umweg-Autobahn neu in den Sattel gehobe­
nen Funktionäre keinen Prestigeverlust zu er­
leiden haben, wurde einfach die parteipoli­
tische Entscheidung gefällt und das Gutachten 
nicht akzeptiert. 

Hier sdleint sich eine sehr besorgniserre­
gende Parallele mit der Heeres-Reformkom­
mission abzuzeichnen: sechs Monate Wehr­
dienstzeit wurden versprochen, den Fachexper­
ten kein Gehör geschenkt, jetzt Demontage 
des Bundesheeres. Das Wahlversprechen in 
Bregenz "keine Autobahn gegen den Willen 
der Bevölkerung zu bauen", das Gutachten 
der Experten mißachtet, und jetzt sind wir 
dort, wo wir vor Jahren schon waren. Un­
sicherheit und Ungewißheit zeigt sich auf allen 
Gebieten. Die Zubringerstraßen sind nicht ge­
klärt. Im La1iblachtal sind Voraflibergs beste 
landwirtsdlaftliche Betrie!be. Sollen die zer­
stört werden, wo doch Vorarlberg so wenig 
fruchtbare Talflächen besitzt und die Land­
wirtschaft übermäßig viel Grund für Bau­
zwecke albgeben muß? 

Die Anschlußstelle auf deutscher Seite ist 
nicht geregelt, und es dient sicherlich nicht zur 
gutnachbarlichen Verständigung, wenn jetzt 
der Schwarze Peter den deutschen Stellen zu­
geschoben wird. Gegen die Achschiene laufen 
bereits schon Protestaktionen mit Unterschrif­
tensammlung, und um die Eisenbahnverle­
gung, damit Bregenz ein freies Bodenseeufer 
bekommt, das ja das Wertvollste für Bregenz 
wäre, ist es ganz still geworden. Darüber ist 
mir der Herr Bautenminister im Finanzaus­
schuß die Antwort schuldi'g geblieben. 

Die Verkehrsmisere in Bregenz ist viel zu 
ernst, daß man aus ihr einen Tummelplatz 
für eine sozialistische Alibi-Politik macht. Wer 
wird den wirtschaftlichen Schaden ersetzen, 
der durch die Verzögerungen entsteht, und 
kann sich der Bund den Devisenentgang lei­
sten? Ein rascher Baubeginn ist unabdingbar 
notwendi'g. (Beifall bei der OVP.) 

Ich möchte auch an Sie, Herr Bautenminister, 
die konkrete Frage stellen: Werden Sie ge­
meinsam mit dem Herrn Verkehrsminister 
veranlassen, daß ein freies Bodenseeufer durch 
die Entfernung der Eisenbahnlinie im Zentrum 
der Stadt Bregenz gewährleistet ist? 

Nun noch zur Wohnbauförderung. Das 
Wohnbauförderung'sgesetz 1968, von der OVP­
Alleinregierung beschlossen, hat der auf dem 
Lande lebenden Bevölkerung sehr große Er­
leichterungen gebracht. Eine Novellierung von 
der neuen Regierung liegt bereits vor. 

Bei Behandlung dieser Regierungsvorlage 
wäre es sehr zu wünschen, daß den sich stets 
verändernden Verhältnissen Rechnung getra~ 
gen würde, vor allem soll der Föderalismus 
berücksichtigt werden. Man kann einfach nicht 
alle Länder über einen Leisten ziehen, denn 
es ist ein großer Unterschied, ob die Förde­
rungsmittel in einem Lande, wo die Bevölke­
rung wächst, oder in einem Lande, wo sie 
stagniert, aUfgeteilt werden müssen. Daher ist 
eine generelle straffe Verteilung, wo alle Bun­
desländer genau dasselbe tun müssen, nicht 
förderlich. Man muß sich hier doch den Ver­
hältnissenanpassen können und den Födera­
lismus hier gelten lassen. 

Bei der heutigen Budgetdebatte wurde hier 
im Hause schon mehrmals darauf hingewiesen, 
daß es ein Unrecht ist, die Wertigkeit der 
Staatsbürger in Osterreich in verschiedene 
Gruppen einzuteilen, und das gesdlieht durch 
den abgestuften Bevölkerungsschlüssel. Wei­
ters empfinden wir es für nicht angebracht, daß 
die Lohnsteuer mit in diesen Mischschlüssel 
einbezogen wird. Der Steuerpflichtige hat wohl 
die Einkommensteuer direkt an sein Wohnsitz­
finanzamt abzuführen, hingegen ist die Lohn­
steuer vom Dienstgeber an das Finanzamt am 
Sitz der Verwaltung einzubez·ahlen. Für viele 
Dienstnehmer in allen Bundesländern ist das 
Zentralbesoldungsamt in Wien der Sitz der 
bezugsauszahlenden Stellen, was sich in der 
Lohnsteueraufbringung sehr stark auswirkt. 

Herr Bundesminister, sind Sie bereit, einem 
geredlteren Aufteilungsschlüssel der Wohn­
hauförderungsmittel das Wort zu reden? Von 
den Schlüsselkomponenten scheinen Volkszahl 
und Bevölkerungszuwachs a:m 'gerechtesten zu 
sein, denn sie weisen einen direkten Zusam­
menhang mit dem WQihnungsbedarf auf und 
würden dem Föderalismus am besten entspre­
chen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Abge­
ordnet,e Tr'eichl. 

Abgeordneter Treidll (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kollege Melter ViOn der PI>.O hat 
in seinem Debattenbeitrag in bezug auf den 
Autobahnbau in Vorarlberg unter anderem 
die Frage gestellt, wie und wann die Auto­
bahn im Raume Bregenz weitergebaut wird, 
und gemeint, daß es an der Zeit wäre, in 
diesem AutobahnabschniU so bald als mögLich 
eine Regelung zu treffen, insbesondere bezüg­
lich des Ansdllusses an das deutsche Auto­
bahnnetz, damit mit den eigentlichen Bauarbei­
ten ehestens begonnen werden könne. 

Das Wie der Autobahnführung, Herr Kol­
lege Melter, dürfte ja in der Zwischenzeit 
dank der Initiative unseres Herrn Bauten-
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ministers geklärt sein. Das Problem des An­
sChlusses an das deutsChe Autobahnnetz und 
das Problem des Grenzübertrittes wird der­
zeit, soviel mir bekannt ist, in bilateralen 
GespräChen einer Klärung zuzuführen ver­
sucht. 

Kollege Hagspiel hat hier vom frischen 
Wind in der Frage der Autobahn Bregenz ge­
sprochen. Ich möchte ebenfalls teils vom fri­
schen, teils vom alten Wind sprechen, aber 
zu den Ausführungen meines Kollegen Hag­
spiel sind meines Erachtens doch einige Fest­
stellungen notwendig, um die Dinge, so wie 
es hier schon einige Male gehedßen hat, ins 
rechte Licht zu rücken, um aufzuzeigen, warum 
es bisher noch nicht möglich war, im Raume 
Bregenz eine Autobahn zu bauen. 

Meine Damen und Herren! Die Frage der 
Führung der Rheintal-Autobahn im Raume 
Bregenz beschäftigt seit Jahren nicht nur die 
Bewohner der Landeshauptstadt und der um­
liegenden unmittelbar betroffenen Gemeinden, 
sondern auch für die maßgebenden Stellen des 
Landes und des Bundes ist dieses Problem 
zu einem, ich möchte fast sagen, ganz heißen 
Eisen geworden. 

Daß die Trassenführung der Rheintal-Auto­
bahn tatsächlich ein Problem darstellt, geht 
schon daraus hervor, daß nun schon weit über 
ein Jahrzehnt, wie Kollege Hagspiel ausge­
führt hat, geplant, projektiert und verhandelt 
wird und bisher insgesamt 32 Varianten vor­
gelegt wurden. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, 
einen kurzen Rückblick. Bereits bei den Ge­
meinderatswahlen im Jahre 1960 hat der da­
malige Bürgermeister von Bregenz - der 
OVP-Bürgermeister von Bregenz, möchte ich 
betonen - Dr. nzian eine Volksabstimmung 
bezüglich der Trassenführung der Autobahn 
in Bregenz durChführen lassen, eine Volksab­
stimmung, die ein eindeutiges Ergebnls zu­
gunsten der Hang- oder Bergtrasse und gegen 
eine Seetrasse gebracht hat. Ich möchte daran 
erinnern, daß damals nicht weniger als 
90,2 Prozent der Bregenzer Bevölkerung, Kol­
lege Hagspiel, für eine Bergtrasse gestimmt 
und somit eine Seetrasse ganz entschieden ab­
gelehnt haben. Trotz dieses eindeutig bekun­
deten Willens der Bregenzer Bevölkerung hat 
die damalige Bundesregierung Klaus mit dem 
verantwortlichen Bautenminister Dr. Kotzina 
(Abg. Dr. Kot z i n a: Unterflurl) und mit Zu­
stimmung des Bregenzer Bürgermeisters, der 
1960 seine Wahl mit dieser Volksabstimmung 
gewonnen hat, und mit Zustimmung der OVP­
Mehrheit im Vorarlberger Landtag beziehungs­
weise in der Landesregierung nach Prüfung 
von 31 Varianten, wie damals die offizielle 
Begründung geheißen hat, 31 Varianten, deren 

Planung einige Millionen gekostet haben, im 
Juni 1969 besChlossen, gegen den erklärten 
Willen der Bregenzer Bevölkerung eine See­
Unterflur-Autobahn zu bauen. (Zwischenrufe 
des Abg. Dr. Mus s i 1.) 

Und dies alles, meine Damen und Herren, 
obwohl sich Aktionskomitees gebildet haben, 
obwohl die sozialistischen Fraktionen im Bre­
gen zer Rathaus und im Vorarlberger Landtag, 
Herr Dr. Mussil, sich dagegen gewehrt und ein 
freies Bodenseeufer gefordert haben. (Beifall 
bei der SPO.) 

Das, meine Damen und Herren von der OVP, 
ist Ihre Art von Demokratie. Herr Abgeord­
neter Ofenlböck - er ist leider nicht 'hier -, 
von jener Demokratie, von der Sie am vergan­
genen Dienstag .so viel ge'sprochen haben. (Er­
neuter Beifall bei der SPO.) 

Es war ein Glück für Bregenz, daß diese 
Entscheidung der damaligen Bundesregierung 
(andauernde Zwischenrufe des Abg. Doktor 
Mus s i I) - Herr Dr. Mussil, beruhigen Sie 
sich doch -, daß diese Entscheidung der dama­
ligen Bundesregierung nicht am Anfang, son­
dern so ziemlich zum Ende der Gesetzgebungs­
periode gefallen ist, denn sonst wäre tatsäch­
lich eine Autobahn am Bodensee mit einer 
Bauzeit von zirka zehn Jahren endgültig be­
schlossen, wobei noch darauf hinzuweisen ist, 
daß mit dem eigentlichen Bau der Autobahn 
im Stadtkern erst nach Fertigstellung des 
Güterbahnhofes in Wolfurt,also frühestens 
erst 1978 begonnen hätte werden können. 

Aber es war audl von ganz besonderer Be­
deutung für Bregenz, daß die Wahlen vom 
1. März 1970 der Sozialistischen Partei die 
relative Mehrheit im Parlament gebracht 
haben, denn dadurch ist endlich ein Um­
schwung im Trassen-Poker am Bodensee ein­
getreten. 

·Meine Damen 'lInd Herrenl Im Jänner 1971 
hat der Herr Bundesminister für Bauten und 
TeChnik im Ministerrat berichtet, daß in An­
betracht der in VorarllbeJ.'lg 'herrschenden 
Meinungsdifferenzen eine Begutachtung aller 
bisher durchgeführten Planungen erforderlich 
sei, und die Herren Sill, Biermann und Tams 
beauftragt, ein solches Gutachten zu erstellen. 
Kollege Hagspiel hat bereits darüber gespro­
chen. 

Dieses Gutachten wurde am 28. Juni 1971 
dem Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik übergeben. Die drei Experten sind dabei 
zur Auffassung gelangt, daß die Führung der 
Autobahn im Raume Bregenz entlang des 
Bodenseeufers als Unterflurtrasse die geeig­
netste von den bis dahin erarbeiteten Varian­
ten sei. Ja diese drei Experten haben sogar 
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diese Führung der Autobahn als Jahrhundert­
chance für Bregenz bezeidmet. Soweit, so gut. 

Ich möchte nicht näher auf dieses Gutachten 
eingehen, jedoch zum Beispiel darauf verwei­
sen, daß in diesem Gutachten eine Menge 
\Vidersprüche zu finden sind; etwa wenn auf 
Seite 45 die herrliche Landschaft am Fuße 
des Pfändermassivs beschrieben wird und eben 
mitten ,in diese herrliche Landschaft, mitten 
in die Grünanlagen eine Autobahn hinein­
gebaut werden soll. 

Bundeskanzler Kreisky hat schon vor den 
Wahlen im Jahre 1970 erklärt, daß eine Auto­
bahn auf keinen Fall gegen den Willen der 
Bevölkerung von Bregenz und Umgebung ge­
baut werden kann, und Bautenminister Moser 
hat einem Ersuchen der Bregenzer Stadtver­
tretung entsprechend im Juli 1971 eine neuer­
liche Prüfung eines Pfändertunnels beziehungs­
weise einer Hang-Tunnel-Trasse veranlaßt. 
(Abg. Dr. Mus s i1: Sehr widersprüchlich!) 
Bautenminister Moser hat das gemacht, Herr 
Dr. Mussil, was von der seinerzeitigen Regie­
rung rolau1s versäumt wurde. (Zustimmung bei 
der SPO.) Er hat nämlich zu ernten Ver,gleichs­
möglichkeiten eine Hang-Tunnel-Trasse pro­
jektieren lassen; Professor Krapfenbauer 
wurde damit beauftragt. Und Professor 
Krapfenbauer und sein Team, dem namhafte 
Experten - jetzt hören Sie rgut zu, Herr 
Dr. Mussil -, wie Professor JeHnek, Mün­
chen, Dipl.-Ing. Gruner, Basel, Professor Dok­
tor Kaspar, St. Gallen, Professor Dr. Rainer, 
Wien, und Professor Seifert, München, ange­
hören, diese Herren haben ein neues Projekt 
der Hang-Tunnel-Trasse zwischen dem deut­
schen Grenzraum bis zum Autobahnknoten 
Rheintal ausgearbeitet. Dieses Projekt wurde 
auf seine technische Durchführbarkeit hin über­
prüft und von der Bregenzer Stadtvertretung 
zur Kenntnis genommen. 

Eine neuerliche Uberprüfung des Gutachtens 
der sogenannten drei Weisen, wie wir sie in 
Vorarlberg genannt haben, war aber nicht zu­
letzt auch schon deshalb notwendig, weil in 
dem vorgelegten Gutachten die Frage des Um­
weltschutzes überhaupt nicht oder nur ganz 
oberflächlich behandelt wurde. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! 
Wenn man nun den ganzen Werdegang der 
Bregenzer Autobahn kennt und die Gründe, 
die die Bundesregierung Dr. Kreisky veran­
laßt haben, eine Generalüberprüfung vorzu­
nehmen, ist es unverständlich, daß der Vo:rarl­
berger Landtag lediglich zur Beschlußfassung 
eines Antrages, die Bundesregierung möge 
eine unverzügliche Entscheidung über die 
Frage der Führung der Autobahn treffen, am 
20. Juli dieses Jahres aus den Ferien zurück­
geholt wurde und daß sich der frühere Bauten-

minister, Herr Dr. Kotzina, auch am 6. August 
1971 im OVP-Volksbla.tt in Vorarlberg zu 
Wort gemeldet und gefordert hat: Die Auto­
bahnlösung darf nicht verzögert werden I Dies 
ausgerechnet zu einem Zeitpunkt, in dem das 
Bautenministerium Herrn Professor Schweigart 
aus Hannover, Präsident der Internationalen 
Gesellschaft zur Erforschung von Zivilisations­
krankheiten und Vitalstoffen, beauftragt hat, 
ein Gutachten über die Umweltprobleme im 
Raume Bregenz bei Errichtung einer See­
Unterflur-Autoibahn beZiiehungsweise bei Er­
richtung einer· Hang-Tunnel-Autobahn, also 
beider zur Diskussion stehenden Trassen, zu 
erstellen. Plötrzlich hatten es die Herren von 
der OVPsehr eilig, rasch eine Autobahn am 
See zu bauen, obwohl fast 15 Jahre vor,her nur 
geplant, aber nichts gesche1hen ist. (Abg. 
G rat z: Hört! Hörtf) 

Es ist im Hohen Haus im Rahmen der Bud­
getberatungen schon sehr viel von Umwelt­
schutz gesprochen worden, und es wurde der 
Bundesregierung auch wiederholt vorgewor­
fen, diese Frage nicht ernst genug zu nehmen. 
Der Herr Abgeordnete Ing. Letmaier hat am 
2. Dezember im Hohen Haus im Zusammen­
hang mit der Regierungsvorlage betreffend die 
Finanzierung der Pyhrn Autobahn unter ande­
rem ausgeführt, daß dem Natur- und Umwelt­
schutz ein besonderes Augenmerk zugewendet 
werden muß, und er hat weiter gesagt, hier 
wird sich zeigen, ob es der Bundesregierung 
mit dem Umweltschutz ernst ist. W'as 
für die Pyhrn-Autobahn gilt, sollte doch auch 
für die Autobahn im Raume Bregenz gelten, 
meine Damen und Herren von der OVP, und 
es ist daher nur das gute Recht der Bevölke­
rung von Bregenz, daß auch dieses Problem 
bes()nders behandelt wird. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Herr Bautenminister Moser hat am 9. Sep­
tember 1971 in Bregenz unter anderem erklärt, 
daß der Umweltschutz seit einigen Jahren in 
das Bewußtsein der Menschen eingedrungen 
ist und man daher nicht umhin kann, diese 
wichtige Frage zu behandeln. 

Denn bei der Ubergabe des Gutachtens Sill, 
Tams und Biermann tauchte vor allem die 
große Frage auf, ob die vorgeschlagene Unter­
flurtrasse eine gewisse Gefahr in bezug auf 
den Umweltschutz beinhalten würde. 

Hohes Haus! 'Meine Damen und Herren! 
Professor Schweigart führt in seinem Gut­
achten unter anderem aus, daß im Gutachten, 
das sich für eine Unterflurtrasse ausspricht, ein 
notwendiger Hauptbestandteil, nämlich die Be­
urteilung der Umweltdisharmonie und des 
Umweltschutzes, fehlt beziehungsweise völlig 
ung·enügend behandelt wurde. (Abg. Dipl.-Vw. 
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J 0 s sec k: Wegen 14 km Autobahn kann man 
eine Stunde rennen!) Professor Schweigart 
behauptet ferner - ja, wegen 14 Kilometer, 
wenn ich Sie richtig verstanden habe -, daß 
heute bereits mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit angenommen werden 
kann, daß die Bevölkerung von Bregenz von 
einer latenten Bleivergiftung betroffen ist, die 
von Jahr zu Jahr ernstere Formen annehmen 
wird. Und derselbe Professor kommt in dem 
sehr umfassenden und gründlich ausgearbei­
teten Gutachten zum Schluß, daß von dem in 
dem Expertengutachten empfohlenen Bau einer 
See-Unterflur-Autobahn aus zwingenden 
Gründen einer zusätzlichen Gefährdung der 
Gesundheit der Menschen in der Stadt und im 
Raume von Bregenz-Lochau-Hard ganz ent­
schieden abgeraten werden muß. Also, meine 
Damen und Herren, eine ganz klare und ein­
deutige Antwort eines angesehenen Fachman­
nes auf die gestellte Frage, ein klares Urteil, 
dem seitens der Bundesregierung auch Rech­
nung getragen wurde. (Beifall bei der SPO. 
- Abg. 0 fe n böe k: Wir haben noch nicht 
gewußt, daß das Blei schon fliegen kann: aus 
der Untertrasse hinauf in die Offentlichkeitl) 
Herr Kollege Ofenböck, dann haben Sie es 
wenigstens jetzt gehört, wenn Sie es noch 
nicht ,gewußt haben. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Diese Aussage von Prdfess<Or Schweigart 
wird noch dadurch unterstrichen, daß bei zwei 
bedeutenden Jahrestagungen im September 
1971 in Montreux, die sich mit dem Schutz 
des Lebens, mit Umwelt- und Lebensbedin­
gungen hefaßten, das See-Unterflur-Projekt als 
"Schulbeispiel" für eine fachtechnisch einglei­
sige, nicht befriedigende Arbeit diskutiert 
wurde. Ich glaube, das sagt nun endgültig 
alles. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Im Hinblick auf die technisch ohne weiteres 
durchführbare Hang-Tunnel-Trasse im Raume 
Bregenz und im Hinblick auf das eindeutige 
Gutachten über den Umweltschutz von Profes­
sor Schweigart war daher die Entscheidung 
der Bundesregierung, vom ursprünglichen Be­
schluß der Regierung Klaus, eine See-Unter­
flur-Autobahn zu bauen, abzugehen, vollkom­
men richtig und im Interesse der in diesem 
Raum wohnenden Bevölkerung. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Jahre 1970 -gegebenes Verspr-echen, keine 
Autobahn gegen den Willen der Bevölkerung 
zu bauen, vollinhaltlich eingelöst. Für di-eses 
Verständnis und .für diese Haltung, -ganz im 
Gegensatz zur damaligen Regierung Klaus 
mit dem verantwortlichen Bautenminister 
Kotzina, gebührt dieser Bundesregierung Dank 
und Anerkennung. Es ,ist nur zu hoffen, daß 
sich audl die maßgebenden St.eHen des Lande,s 
dieser Einsicht -endlich anschHeßen werden. 
(Lebhafter Beifall bei der SPO. - Abg. 
o f e nb ö c k: Wenn er noch eine Weile ge­
redet hätte, wäre die Autobahn auch schon 
fertig! - Abg. T r eie h 1: Ich habe mir Ihren 
Blödsinn vom Dienstag auch anhören müssen!) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Deutschmann. Bitte. (Anhaltende 
Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Deutschmann (OVP) : Herr 
Präsidentl Hohe-s Hausl Es ist mir selbstver­
ständI.ich verständlich, daß Sie nicht mehr gern 
zuhören. Ich möchte Sie aber trotzdem bitten, 
mir einige Minuten Gehör zu schenken. (Abg. 
W eis z: So e'twas, was du verzapfst! -
Zwischenrufe bei der SPO.) 

Ich habe mich heute bemüht, Herr Doktor 
Fischer, sehr lang in dies-ern Plenum zu sitzen, 
und es ist mir etwas Besonderes auf.gefallen. 
Ich meine jetzt nicht den Kollegen Nittel -
den haben wir gest,ern in der -gleichen Art 
kennengelernt -, sondern ich meine den 
Herrn Bunde-sminister Moser, der in seiner 
Wortmeldung erklärt hat: Es ist furchtbar 
schwer, Bautenminister zu sein. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang höf­
lichst anfr-agen - ich nehme an, Herr Bauten­
minister, Sie sind mir nicht böse -, warum 
und wi-eso Sie jetzt in Ihrer neuen Funktion 
als Bundesminister so zimperlich geworden 
sind. (Abg. G rat z: Also zimperlich ist er 
nichU) Ich kenne Sie nämlich aus e,iner Zeit, 
in der Sie Nationalrat waren ... (Abg. P ö 1 Z: 

Das ist er jetzt auch noch!), in der Sie nur 
Nationalrat waren; ich bitte um Entschuldi­
gung. (Abg. Dr. Fis c her: Was heißt "nur"?) 
Ich kann mich noch sehr gut an Ihre harten 
FormuJi.erungen erinnern, die Sie immer w,ie­
der von di,esem Rednerpult aus bei unserem 
Minister angebracht haben. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich glaube, daß man dazu nur das eine sagen 
kann, Herr Bundesminister: Die Zeiten haben 
sich vielleicht geändert. (Demonstrativer Bei­
fall bei der SPO. - Ruf bei der SPO: Eure 
auch!) 

Das, meine Damen und Herren, i,st unsere 
Art von Demokratie: nicht -geg,en di-e Bevölke­
rung, sondern mit der Bevölkerungl (Neuer­
licher Beifall bei der SPO.) 

Es gibt ein sehr gutes Sprichwort, und vi,el­
Hohes Haus I Bundeskanzler Dr. Kreisky 'hat leicht kann man dem einen oder dem anderen 

also, w,ie ich Ihnen hoffentlich jetzt deutlich dieses Sprichwort in das Stammbuch schreiben 
gemacht habe, ,schon sein vor den Wahl-en firn (Abg. G rat Z: Geh mit der Zeit, geh mit der 
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Deutscbmann 
SPOl, heißt das!): Was du nicht willst, daß dir 
man tu, das füge keinem andern zu! - Ich 
weiß, Sie lächeln darüber, aber es steckt sehr 
viel Wahrheit dahinter. 

Die Kollegen von der sozialisHschen Frak­
tion haben heut,e, als sie sich zum Wort ge­
meldet halben, sehr oft die Meinung vertreten: 
Jetzt ist die Osterreichische Volkspartei in 
einer anderen Situation (Abg. Wo d i ca und 
Abg. GI atz: Im "Trockendock"!), und jetzt 
fordert sie und fordert sie. Sie haben g-esagt: 
Der Kollege Helbich hat wiederum 3 Mil­
liarden Schilling mehr für den Straßenbau ge­
fordert. 

Ich muß Ihnen etwas sagen, meine selhr 
geehrten Damen und Herren von der Regie­
rungspartei: Der ~in.wand wäre dann richtig 
und taktisch klug, wenn Sie in Ider Lage wären, 
den Beweis anzutreten l(Abg. Wo d i c a: Den 
Sie uns schuldig geblieben sind!), daß Sie in 
der Wathlwerbung nicht Versprechungen 'getan 
haben, die Sie heute nicht einl'ösen können. 
(Abg. Wielandner: In 14 Tagen doch 
nichtl) 

Lieber Freund Wieiailidner! Wenn du von 
dem frischen Wind gesprochen hast, den der 
Herr Bundesminister Moser in das Bauten­
ressort hineingebracht hat, -so werde ich in 
weiter,er Folge darauf noch zurückkommen. 
(Neuerliche Zwischenrufe bei deI SPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
dürfen sich nicht verwundern, daß wir bei 
dieser Gelegenheit hier im Plenum uns auf das 
beziehen, was Sie als wahlwerbende Partei,' 
was Sie als Bundeskanzler, als Minister 
drauß'en sehr breit d-er Offentlicb:keit kund­
getan haben. 

Ich bin dem Herrn Bundesminister Maser 
sehr dan:kbar (Bravorufe bei der SPO), daß 
er uns an die W.ahlversprechen erinnert hat, 
die er abgegeben hat, und er meinte, er stehe 
auch dazu. 

Ich hoffe, Herr Bunldesminister, daß Sie auch 
zu dem Fernsehinterview stehen, welches Sie 
vor den Wahlen - se~bstverständlich vor den 
Wahlen! - abgegeben haben und in dem Sie 
die Leistungen Ihres Ressorts in bezug auf die 
Autobahn den Osterr.eich-ern kundgegeben 
haben. Sie haben die Meinung v,ertret'en, daß 
di'e derzeitigen Projekte der Autobahn Mitte 
der achtziger Jahre ihre Vollendung finden 
und abgeschlossen werden. Ich nehme an, daß 
Sie dazu noch stehen. 

diesem Gebiet wer.den leisten können? - Und 
Sie haben prompt erklärt: Es wird in den näch­
sten Jahren so weit s,ein, daß wir 100 km 
bauen werden. 

Der Herr Reporter ~ ich nehme an, daß Sie 
sich noch sehr gut daran erinnern können -, 
selbst ein klein wenig verrwundert, hat dann 
die Frage an Sie ,gestellt: Herr Bautenminister! 
Wie stellen Sie sich die Finanzierung vor? 
Gibt es 'eine Steuererhöhung oder meinen Sie, 
daß Sie irgendwo auf dem öffentlichen Markt 
Mittel mobil machen können? - Sie haben 
ausdrücklich erklärt: Es werden die Zunahme 
der Motorisierung und die höheren Einnahmen 
durch die Mineralölsteuer mir die GelegenheH 
geben, daß diese 100 km letzten Endesge'baut 
werden können. 

Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang 
fragen, Herr Bundesminister: Wie kommt es 
eigentlich dazu, daß Si,e eine ,so optimistische 
Auffassung haben? (Abg. Dr. Pr ade I: In­
flation!) Ich frage deshalb, Herr Bundesmini­
ster, weil Sie ja selbst beim Osterreichischen 
Straßentag im Mai 1971 dabei waren, auf dem 
Ihr höchster Beamter, der Herr Sektionschef 
Dr. Raschauer, di,e Erklärung abgegeben hat, 
daß in den nächsten Jahren jährlich - und 
jetzt komme ich auf das zurück, was der Herr 
Kollege Helbich schon ,g'esagt hat, me,ine sehr 
geehrten Damen und Herren! - 3 Milliarden 
Schilling im österreichischen Straßenbau zu­
wenig sein wer.den. (Zwischenruf des Abg. 
Wie 1 an d n er.) 

Es war für Idie Anwesend,en auf diesem 
Straß,enbautag wie eine kalte Dusche, weil 
man sich ja auch in diesem Zusammenhang mit 
den Finanzierungsfragen beschäftigt hat. Ich 
muß sagen, Herr Bundesminister, daß Ihre 
Prognose, Mitte der achrziger Jahre mit den 
derzeit geplanten Projekten fertig zu werden, 
falsch war. (Abg. W 0 die a: Sie sind ein 
Wahrsager!) 

Ich möchte an einem Beispiel aus Kärnten 
das auch begründen, weil .ich der Meinung bin, 
daß man, wenn man behauptet, daß etwas 
falsch ist, auch den Mut haben muß, eine 
Begründung dazu zu finden. (Abg. GI atz: 
Für etwas Falsches gibt es keine Begründung!) 

Ich möchte folgendes aufzeigen. Herr Bun­
desmini,st,er! Sie kennen sich sicherlich recht 
gut aus. In Kärnten sind zurz'eit zwei Auto­
bahnen im Bau und fertig in der Projektierung. 
Die eine Autobahn ist die Südautobahn von 

Sie sind in weiterer Folge bei diesem Int,er- der steir,ischen Grenz-e weg, von der Pack, bis 
viewgefragt worden: Wie viele Autobahn- zur italienischen Greilize bei Thörl-Maglern. 
kilometer werden jetzt in Osteneich gebaut? Die zweite Autobahn ist di-e Tauernautobahn 
- Sie erklärten: 50 km! von RenIl'weg-Katschberg bis nach Villach-

Dann kam die Frage vom Reporter: Was Einbindung in die Südautobahn. Das sind ins­
stellen Sie sich vor, daß Sie in der Zukunft auf g,esamt, Herr Bundesminister - und ich -sage 
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Deutsdunann 
Ihnen sicherlich nichts Neues -, 217 km, die 
gebaut werden sollten. 

Im kommenden Sommer, Hohes Haus, wer­
den von diesen beiden Autobahnen 30 km -
30 km! - ihrer Bestimmung ubergeben. 

Herr Dr. Fischer! Sie nicken nur mit dem 
Kopf, und ich weiß, daß Ste sich mit dieser 
Materie nicht beschäftigt haben, aber Sie sind 
ja (Abg. Dr. Fis c her: Ich glaube es Ihnen 
schon!) - un_d das hat ja schon mein Kollege 
Breiteneder gesagt - zurzeit . . . Ich will den 
Ausdruck. gar nicht nennen, weil ich wahr­
scheinlich vom Herrn Präsidenten ermahnt 
werden würde. 

Es ist so, daß die Bauzeit, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, für diese 30 km sieben 
Jahre betragen hat. (Abg. P ö 1 z: Fünf Jahre 
OVP!) Ich werde Ihnen noch etwas dazu 
sagen: Das würde heißen, daß für die 187 km, 
die verbleiben, eine Bauzeit von 42 Jahren 
benötigt werden wird. (Abg. M ü h 1 b ach e r: 
Bei Ihrem Tempo! - Abg. P öl z: Jetzt geht 
es schneller!) Herr Bundesminister! Das würde 
heiß-en, wenn sich der Baufortschritt so ent­
wickelt wie bei diesen 30 km, daß wir diese 
beiden Projekte im Jahre 2014 zur Gänz-e dem 
Verkehr übergeben können. (Abg. S u p pan: 
Da ist Moser schon in Pension!) Ich glaube, 
wir werden das nicht mehr erleben. (Abg. 
Dr. Kr eis k y: Warum nicht?) 

Ich möchte folgendes dazu ·sagen - jetzt 
weIiden Sie sich, meine sehr geehrten Damen 
und Herren der Sozialistischen Partei, wun­
dern -: Sie müssen in dieser Situation dem 
Lande Kärnten Verständnis entgegenbringen, 
und ich muß Ihnen auch sagen, Herr Bundes­
mintster, daß das Land Kärnten, die Kärntner 
Landesmgierung und auch der Landeshaupt­
mann von Kärnten mit Ihnen und mit dieser 
Vorgangsweise nicht zufrieden i-st. 

Sie haben vorhin dem Herrn Bautenminister 
für seine Tätigkeit gedankt. Ich will die Lei­
stung-en des derzeitig-en Bautenministers auch 
nidlt sdlmälern, das liegt mir fern. (Beifall bei 
der SPO.) Aber was lesen wir in der Pres:se? 
"Wurde Kärntens Autobahn nun auf Hunger­
kur gesetzt?" Oder: "Kein Stopp für Tauern­
autobahn!", "Landeshauptmann Sima fordert 
zeitgerechten Ausbau der Tauernautobahn 'bis 
ins Dr au tal. .. 

Herr Bundeskanzler! Si-e haben sicher den 
Brief bekommen, den der Herr ~andeshaupt­
mann in seinem Presseorgan, der "Kärntner 
Tageszeitung", offeriert. Das LSt eine Situation, 
mit der wir uns wirklich nicht abfinden kön­
nen. "Sima warnt vor einem Schildbürger­
streich." Der sozialistische Landeshauptmann 
von Kärnten warnt '" (Abg. P ö 1 z: Euer 
Landeshauptmann! - Abg. Dkfm. Gor ton: 

Euer Genosse!) Ja, der der Sozialistischen 
Partei angehörende Landeshauptmann warnt 
vor einem Schildbürgerstr-eich. "Kärnten regt 
neue Pinanzierungsmöglichkeiten für Ausbau 
der Tauernautobahn an." Ich nehme an, Herr 
Bundesminister, daß Sie diese Vorschläge 
sicher diskutieren werden. Wlir hoffen, daß Sie 
einen Weg finden, damit die Kärntner Auto­
bahn niCht erst im Jahre 2014 zur Gänze dem 
Verk.-ehr übergeben wird. 

Abschließend: Ich nehme an, daß Ihr Herr 
Bautenminister auch eines Tages erhofft, daß 
man ihm einen -solchen Dailik entgegenbringt, 
wie hier in der "Kärntner Tageszeitung" 
der Dank an seinen Vorgänger Kotzina ausge­
sprochen wurde, wo es heißt: "Die Bauarbeiten 
dafür sinld im Raume Villach und Klagenfurt 
im vollen Gange. Es wäre daher bei den 
bisher erzielten großen Erfolgen keinesfalls 
zu verantworten, Mittel der Südautobahn zu­
gunsten der Tauernautobahn einzusparen." 
(Abg. G rat Z: Da sehen Sie, wie objektiv 
wir sind!) 

Ich möchte Si-e bitten, Herr Bundesminister, 
nehmen Sie den Wunsch des Landes Kärnten 
zur Kenntnis, daß wir nicht bis zum Jahre 
2014 warten wollen, sondern daß Sie für die 
Belange der Kärntner Be,völkerung Verständ­
nis aufbringen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Lehr. 

Abgeordneter Lehr (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herrenl Mein 
Vorredner, der Herr AJhg,eordnete Deutsch­
mann, hat seine Ausführungen ungefähr so 
eingeleitet: Die SPO hat f nur zu dem Zweck 
Verspr-echungen ,gem'acht, damit der Wahlsieg 
gesichert sei. (Abg. Dr. Pr ade r: Das ist ganz 
was Neues!) Moment, Herr Abgeordneter 
Prader. Di'e OV,P glaubt noch immer, die 
bessere Partei zu sein (Beifall bei der OVP), 
nur das Unverständnis der Wähler habe ihr 
keinen Wahlsieg ge,bracht. Uberlassen Sie die 
Beurteilung, wer mehr verspricht und wer 
mehr ar·beitet, ruhig den Osterreichern. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dkfm. Gor ton: 
Sie versprechen mehr und wir arbeiten mehr!) 
Das i'st Ihr,e Ansicht, aber die Ansicht der 
Osterreicher ist etwas anders. (Abg. S u p­
pan: Gewesen! - Abg. Wo die a: Noch 
immer! Denken Sie an den 10. Oktober!) 

Angesichts der fortgeschrittenen Stunde 
werde ich mich selhr kurz halten und mich 
mit einem Problem befassen, das von der 
OVP n'llr ·so am Rande gekratzt wurde, und 
zwar hat der Herr Abgeordnete BreiteneIder 
den Herrn Bunde'Sminister für Bauten gebeten, 
er solle endlich auf dem Lan<l draußen ordent­
liChe Verwaltungsgeibäulde errichten. Nachdem 
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Lehr 
dies in der Vergangenheit sdlein:bar eine sehr 
stiefmütterliche Angeltegen!heit war, möChte 
iCh für die OVPeinige Erfahrungen waCh 
werden liassen. Mein Diskussionsbeitrag zum 
Kapitel Bauten wird 'siCh somit mit dem bau­
liChen Zustand der bundeseigenen Gebäude 
befassen. 

Es gibt eine Menge BesChwer'den daIlÜber, 
daß VerwaltungsgebäUide, Museen, Kasernen 
und ander'e dem Bunde gehörige Gebäude sich 
in einem Zustand befinden, der eine VertWen­
dung nur mehr be!dingt zuläßt oder überhaupt 
in Frage stellt. Immer lauter und zah:lreicher 
werden die Forderungen nach Verwaltungs­
gebäuden des Bundes, die einen z'eitgemäßen 
Betrieb gewährleisten. 

Um feststellen zu können, in welcher 
Größenordnung sich dieses Problem bewegt, 
erscheint es mir doch angebracht, einmal den 
ganzen Komplex der Bun'desgebäude näher 
zu betraChten. (Zwischenruf bei der avp.) Sie 
müssen sChon e,in bißchten mittun. Wir haben 
auch sChon gewartet, daß die OVP zu reden 
aufhört. 

Die Verwaltung dieser Lietgenschaften mit 
den dazugeh'örig,en Objekten und Anlagen 
liegt in den Händen der Bundes,gebäudever­
waHung, unterteilt in die Verwaltungen I und 
H, wolbei der letzteren die Verwaltung aUer 
derzeitigen und e'hema1tigen militär,i,schen Ge­
bäude und Anla'gen obliegt. 

Der Verwaltung I unterstehen somit alle 
Regierungs- unld 'Ministerialgebäude, alle 
Hochschu'len, ferneraNe Anstaltsgebäude der 
UnterrichtsverwaIturug und vie'les me'hr, f,erner 
alte Amts- und Anstaltsge'bäude der Unter­
richtsverwaltung einschHeßlich aller bundes­
eigener Museal- und Inst,itutsogebäude. 

Meine Damen und Herren! Könnte man alle 
diese soeben aufgezählten Gefbäu:de aus dem 
ganzen Bundesgebliet auf ,einem Platze zu­
sammenstellen, so würde dies der Ku'batur 
nach einer Stadt wie Graz entsprechen, nur 
damit Sie einen Uberblick bekommen, wieviel 
in den letzten Jahren ruiniert worden ist. 

Ob das allerdings etn schöner Anlblick wäre, 
al1le diese Gebäude auf einem Platz zu sehen, 
möchte ich sehr bezweiifeln. Eine große Anzahl 
weist, wie schon ange<fü'hrt, beträChtliche Bau­
schäden auf und repräsentiert sich in einem 
Zustanld, der alles andere eher als gut und 
schön zu bezeichnen ist. Manche der Schäden 
stammen aus der Kriegs- ader Besatzungszeit, 
und es erhebt sich die Frag,e, wieso diese nach 
26 beziehungsweise 16 J1ahren noch limmer 
nicht behoben ,sind. Lag es am Mangel an 
GeM, oder waren keine Arbeitskräfte z·ur Be­
hebung dieser Schälden vorhand'en? Oder 

ließen Unverständnis und Verantwortungs­
losigkeit diesen Zustand so lange außer acht? 

Arbeitskräftemangel kann es auf keinen 
FaH gewesen sein. Denn gerarde unter der 
Regierung Klaus, besonders in den Jahren 
1968, 1969 und auch 1910, gaJb es mehr 
beschäftigungslose Hauarbeit,er als in den Jah­
ren zuvor un~d auch, wre es sich beweist, 
nachher. Ebenso klagten viele iBaufirmen 
in dieser Zeit über eine sc:hiledlte Auftrags­
lage. Somit wären alle, die Bauaribeit'er wie 
die Baufinnen, für zusätzliche Arbeits- un'd 
VerdienstmöglichJkedten selhr Idankbar 'ge­
wesen. 

Atber die Regierunog Klaus verfolgte damals 
das Prinzip des Gesundschrumpfens der Bau­
wirtschaft und willr somit solChen Mö.glich­
keiten einer zusätzlichen At.beitsv,ergabe ver­
schlO'Ssen. D'aibei soH niCht üilYerselhen werden, 
daß sich durch dieses lange Zuwarten der 
Schadensumfang raplid vergrößerte. 

Alber es 'geht daibeli nicht nur um finanzieUe 
Schäden, es geht dabei auch um das Ansehen 
Ostermichs. Oder kann es uns als Kulturland, 
als Fremdenverkehrsland gleich sein, daß in 
Museen wie dem Kunsthistorischen und dem 
Naturhistorischen Museum in Wien die Be­
sucher durch Schutz'gerüste un1d Bretterver­
schläge vor herabfallenden Bauteilen geschützt 
werden müssen? Welchen Eindruck. muß dies 
bei B€iSuchern hinterlassen, wenn slich unsere 
Museen in einem solchen desolaten Zustand 
präsentieren. 

Meine Damen und Herrenl Ehenso muß Un­
veDstä:ndnis und auch Verantwortungslosigkeit 
in der Vergangenheit dafür gesorgt haben, 
daß es heute noch Kasernen gibt, in denen 
die sanitären Verhältni'sse und dlie wi'rtschaft­
Hchen Notwendigkeiten nicht mehr den der­
zeitigen Anforderungen entsprechen, in denen 
Adaptierungsarbeiten no1Jwend[,g urud dringend 
sin1d, weH sonst mit einer teiLweisen Still­
legung des Ausbildungsbetriebes g·erechnet 
werden muß. Im ktbeitsbehe;lif ,zum Finanz­
gesetz 1912 kiaim man les,en, daß höchst not­
wendige Bauarbeiten auch deshaJb nicht mehr 
länger aufgeschoben werden können, um da­
mit auch Iden behördlichen Vorschre'iJbungen 
en'dlich nachzukommen. 

Ich :glauibe aber kaum, daß hier jemand an­
wesend ist, der behaupten wird, daß derartige 
Schä:den und Baumängel von heute auf morgen 
entstehen. Vielmehr wird durch obige Tlat­
saChe bestäHgt, daß jahrzehntelang eine arge 
Vernachlässi'gung dieser Gebäude im Gange 
war, und Ziwar in einer Zeit, in der die OVP 
dafür verantwortlich war. 
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Es war ihr scheinbar egall, wie die Bedien­
steten und Präsenzdiener untergebIlacht waren. 
Es gehört schon allerhanld dazu, junge Ost-er­
reicher , dü~ für die l1andesvertei'drgung ausge­
billdet werden, in Kasernen unterzulbringen, 
denen mehr older weni,ger die baupolizeiliche 
Sperrung droihte. In anlderen Ben~lichen hätte 
diese Vernamlässigung der sanitären und 
anderer baulicher Voraussettlungen zu einer 
Sperrung geführt. Hier könnte man im wahr­
sten Sinne des Wortes von einer Demontage 
des Bundesheeres sprechen. (Zwischenrufe.) 

Ja, das stimmt schon, es hat sich langsam 
herumgesp'rochen, ,wie man bei Vat,er Staat 
in den Kasernen untergebracht wird. (Abg. 
Dipl.-Ing. T s chi da: Herr Kollege! Wir 
haben eine ganz neue!) Ja, ein paar sind neu, 
a,ber es gibt dafür umso ältere, die gar nicht 
mehr entsprechen. Es darf daher auch nie­
manden wundern, wenn heute die Jug'end kein 
besonderes Verständnis für dals Bun1desheer 
unld somit auch für die Lan1desverteidi'gung 
zeigt. 

Meine Damen unJd Herren! Es ,gibt aber 
auch noch an'der,e unschöne Dinge auf dem 
Sektor der Bundesgebäuide. Es bemüht 'sich 
zum Bedspiel die Stadt Mödling - und -es 
gibt sicherlich noch viele andere Städte und 
viele gleichgelagerte Fälle -, die AUstadt 
gefälolig zu gestalten. So wurde vor einigen 
Jahren das Rathaus renoviert; auch dlie Be­
sitzer der um'liegenlden Häuser konnten dazu 
bewogen werden, ihre Fassa'<i'Em herzurichten. 
Bis auf einen Ha'll!Sbesitzer, untl dieser Haus­
besitzer war der Bund. Das Bezirksgericht 
Mödling verschandelt seit vielen Jahren die 
Umgebung des R'athauses, und alle Vorstel­
lungen, doch auch dieses Ge'bäulde zumindest 
außen herzurichten, stießen auf taube Ohren. 

Sehr aufschlußreich in diesem ZUlsammen­
hang ist die Lektüre des 2. Budgetüberschrei­
tungsgeset'zes: eine Art v;on Katalog bau­
falHger Gebäude. Unter anderem wird darin 
ü'ber ein bundeseigenes Gebäude berichtet, das 
Bundessemina-r für lan1dwirtschaftliches Bil­
dungswesen ist d/arfin untergebracht, welches 
so schwere bau'liche Schälden aufweist, daß 
deren Belhebung nicht mehr aufgeschdben 
werden kann, weil sonst die Gefahr besteht, 
daß die Fa:ssade abstüpzt. Also das ist auch 
von heute auif morgen passiert. (Abg. G r a f: 
Ungeheuerlich!) Ja, das sind Ungeheuerlich­
keiten, aber immerhin sind es keine schönen 
Aushängeschilder für Bundesgebäude. 

InfoJge NlichteinhaHung der Verpflichtung 
des Bundes, diese Häuser herzurichten,gibt 
es noch immer zahlreiche Finanzämter - und 
da hat der Herr Abgeordnete Breiteneder 
einen Hi.Iferuf ausgestoßen -, die schon längst 

den gestenten Anforderungen nicht mehr ent­
sprechen und dadurch eine arge Belastung der 
Bevölkerung darstellen. Wer hat nlicht schon 
das "Vergnügen" gehabt, stundenlang in un­
zulänglichen Finanzämtern, zusammenge­
drängt in engen Räumen, auf die Erledigung 
seiner Angelegenheit zu warten? (Zwischenruf 
bei deI avp.) Ja scheinbar gehen Sie nie aufs 
Finanzlamt, darum wissen Sie das nicht. (Abg. 
Dr. Neu ne I: Ich schon!) Da müssen Sie slich 
einmal zwei older drei Stunden anstellen, da­
mit Slie ,einmal lernen, wie das ist. Das ist 
nämlich das, was den Osterreichern nicht ge­
fällt. (Zwischenrufe bei deI OVP.) Wissen's. 

Wohl kann und soll auch dalbei festgesteUt 
werden, daß sich die Beamten immer sehr 
bemühen, die Aibwicklung des Parteienver­
kehrs möglichst flüssig zu gestalten. A!ber wo 
zuweni'g Platz vorhanden ist, wo das Gebäude 
den immer stärker werdenden Anforlderungen 
nicht mehr entspricht, k'ann das größte Be­
mühen der Beamten keine wesentliche Ab­
hilfe mehr sch,affen. (Zwischenrufe bei deI 
OVP und Gegenrufe bei deI SPO. - DeI 
PI ä s i den t gibt das Glockenzeichen.) Na 
gehen Sie e-inmal aufs Finanzamt hin und 
stellen Sie sich an! Stellen Sie sich einmal an 
und schauen Sie sich das einmal aus der Sicht 
der Bevölkerung an! Ja, Sie haben nie daran 
gedacht, daß es so etwas auch gi'bt. 

Hier in Wien sind besonders die Finanz­
ämter in der Florianigasse und in der Aspern­
brückenga:sse in dieser Richtung sehr bekannt. 
(Zwischenrufe.) Ja, ja, die .gefaHen euch nicht, 
euch gefällt nur der Straßen- und der Wohn­
bau, aber es gilbt auch noch anldere Dinge in 
Osterreich, die die Bevölkerung geregelt 
haben will. - Ja, jetzt braucht's net auf den 
Finanzminister hinre'den, das hätten S' müssen 
seinem Vorgänger slagen. - Wie etwa in 
Liezen, St. PöHen, Rohrbach. Eine besondeife 
Belastung stellt auf diesem GeJbiet auch die 
Unterbringung eines Finanzamtes in mehreren 
Gebäuden dar, in Gebäuden, die O'ft kilometer­
weit auseinander liegen. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Ja, ist auch ungeheuerlich, denn da 
können S· dann noch extra einen Gesundheits­
marsch antreten. 

In diesem Zus1amme,ooang möchte ich dann 
auch noch folgerrde Feststellung treffen. So 
untragbar auf die Dauer die eben auf.gezeigten 
Mängel für die Bevö,lkerung sind, so unzu­
mutbar sind sie aber auch für die Beamten, 
die in diesen unzulänglichen Amtsgebäud:en 
ihren verantwortungs'vollen Dienst v,errichten 
müssen. 

In manchen der Büroräume, die oft wegen 
Raummangel überbelegt sind, scheint die Zeit 
'seit Kaiser Franz J,oseph stillgestanjen zu 
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Lehr 
sein. Zumindest erweckt die vorhandene Ein- um ,diese Tageszeit ge'botenen Kürze doch noch 
richtung und der al.lgemeirre Zustand der Büro- auf elinige Fragen eilUlugehen, die im L'aufe 
räume diesen Eindruck. Wo blieben da im der Debatte aufgeworfen worden sin:d. 
Laufe der Jahre die :modernen Erkenntnisse Herr Abgeordneter Minister Dr. Kotzina! 
über die Gestaltung von Atbeitsplätzen? Wo Ich teile mit Ihnen vol'likommen die Auffas­
blieben da vor allem die Beschützer des öster- sung, daß die Bundesmineralö!lsteuer unge­
reichischen Beamtentums aus den Reihen der schmälert erhalten werden muß. Wenn Sie 
OVP? Schon vor vielen Jahren hätte slich da 
ein weites Betätigungs,feld für sie aufogetan. 
Oder war man in dliesen Kreisen damals der 
Meinung, daß hinsichtlich der Arbeitspl,atz­
gestaltung sowieso aUes in Ordnung sei? Ich 
kann diese Me'inung in keiner Wei1se teilen 
und trete diafür ein, daß dieser unwürdi'ge Zu­
stand so rasch als möglich geändert wird. 
(Beifall bei der SPO.) Leilder ist dieses DVP­
Erbe so umfangreich, daß eine Sanie'rung 
große finanzieHe Mittel beanspruchen wird. 

W:ir Soziatlisten wollen die Verwaltung unJd 
damit das Verhältntis zwischen Bundes­
beamten und Staats\bürgern den modernen Er­
fordernissen anpassen. Daher müssen wir auch 
dafür sorgen, 'daß die alten TintenOburgen 
innerhalb der Verwaltung zum Verschwinden 
gebracht werden. (Beifall bei der SPO.) 
Ein Vierteljahrhundert nach der Begründung 
der Zweiten Republik scheint es höchste 
Zeit dafür zu sein. 

Anstelle der althergebrachten Verwaltung 
muß der Bevö.Ikerung ein rnoldernes Service 
geboten werden. Dazu müssen aber lauch die 
erforderlichen Amtsgelbäu'de und Anlagen ent­
sprechend adaptiert und nötigenfalls durch 
Neubauten ersetzt werden. Die Dringlichkeit 
dazu wird ja kaum in Zweifel -gezogen werden 
können. 

Es ist daher zu begrüßen, daß für das Jahr 
1972 die Mittel zur laufenden Erhaltung und 
Sanierung der Bun'desgebäude eine nicht un­
bedeutende Steigerung er-fahren haben. 

von der Bege'hrlichJkeit der Finanrzmtinister ge­
sprochen haben, dann weiß ich zwar nicht, 
welche Erfahrungen S.ie' gemacht haben, aber 
ich darf für meinen Teil sagen, daß der der­
zeitige Finanzminister bisher noch mit keiner 
Geste, aber auch mit ~keinem Wort etwa diese 
BunJdesmineralölsteuer ffÜr sich in'kamerieren 
wollte. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Dr. Kotzina, 
gesagt haben, daß die Preis steigerung bei den 
IErhaltungskrelditen bils zu 50 Prozent betrag,en 
würde, so muß das offenbar alilf ein Miß­
verständnis zurückzuführen sein. Nach der mir 
geg'ehenen Information ist im Hinblick darauf, 
daß der finanzgesetzliche Ansatz für die Er­
'ha.Itung zu niedrig angesetzt war, die Not­
wendigkeit aufgetaucht, zur Beideckung des 
Erhaltungsaufwandes Mittel im Rahmen des 
2. Budgetüberschreitungsgesetzes Slicherzustel­
lIen, und bei der Darstellung dieses Problems 
wurde die Lohnintensität der Erhaltungs­
arbeiten dargestellt, wobei etwa 50 Prozent 
der Kosten der Erthaltungauf Lähne entfallen, 
während - Sie wissen es sicherlich - im 
Aus'bau der Stmßen die Lohntangente im 
Schnitt nur etwa bei 35 Prozent 'gele-gen ist. 

Wals die Frage der Schulen und Ihre Mei­
nung anlangt, daß nur weitergebaut werden 
könne, was schon begonnen wurde, muß ich 
rhnen lei1der, das heißt Gott sei Dank wider­
sprechen. Es sind im nächsten Jahr -auf dem 
Hochschulsektor 16 Fortsebzungsbauvorhaben 
finanziert, und vier neue Bauvorthalben werden 
begonnen werden. Es werden im allgemein-

Ich möchte abschlließend 'an Iden Herrn bi'ldenden höheren Schulsektor 24 Fort-
Bundesminister für Bauten und Technik das setJzungsbauvorhaben weiter'geführt und 
Ersuchen richten, aUe in seinem Bereich mög- 14 neue begonnen werden. Es wer1d:en auf dem 
lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß Sektor de'r berufs/blildenJden hölheren Schulen 
die Bundesgehäude endlich in einen Zustand e1f fortgesetzt und drei neu begonnen. 
versetzt werden, der eines Staates wie Oster­
reich auch würdig ist, damit jeder Oster­
reicher, aber auch j-etder Besucher aus dem 
Aus'land, wo immer sie mit dieser Ange'legen­
heil konfrontiert werden, auch daran erkennen 
können, daß eine andere, eine moderne Zeit 
in Osterreich angebrochen ist. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Präsident! Meine sehr geelhrten 
Damen und Herren! Erlauben Sie mir, in der 

Im heurigen Jahr ist das SchneLlibaupro­
gramm, welch'es 11 rolasseneinJheiten urnfaßte, 
zur Stunde voll erledigt, das heißt, diese Klas­
sen sind bereirs im Betrieb. Ich hoffe, daß 
auch im nächsten J,a,hr - dafür sinld ja 15 Mil­
Honen Schill!ing zusätzlich vor-gesehen - die­
ses Schnellbauprogramm ebeilifalls idurch­
'geführt werden kann. 

Wenn ich die Vorfinanzierungskosten, die 
die Stadtgemeinde Wien für den Bau von 
höheren Schulen in Wien angeboten hat, im 
nächsten Jahr mit 50 M,mionen Sch11ling und 
15 Milliionen als zweiten Teil des SchneUbau-
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Bundesminister Moser 
programms sowie die Neubauunterhaltungs­
kredite, die in meinem Budget stehen, rechne, 
dann wird nächstes Jahr erstmalig die Mil­
liarrlengrenze für die Neubauten an Hoch­
schulen und höheren Schulen überschritten 
seiin. (Beifall bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Breitenelderl Sie haben 
mir die - Müihlviertler Autobahn, haben Sie 
gesagt - Mühllkreis-Autobahn ans Herz ge­
legt. Nicht nur diese Autolbahn, edle Bundes­
länder liegen mir am Herzen. Ich darf sa·gen, 
daß sich schon vor der Veralbschie'dung des 
BUn'desstraßenrgesetzes 1971 über meinen Auf­
trag ein Kontaktkomitee, beste'henld aus Be­
amten meines Hauses, den Vertretern der 
Bun1desländer unJd auch der Wissenschaft, 
darangemacht hat, ein Schwerpunktausbau­
programm zu erarbeiten. Die wissenschaftli­
chen Untersuchungen sind in vollem Gange. 
Ich hoffe, daß das Programm im ersten Halb­
ja1hr des kommenden Jahres zumindest auf 
dieser Ebene sichtbare Formen angenommen 
haben wird. Nach den Dringlich!keiten, die dort 
festgestellt werden, nach einer Reihe von Ge­
sichtspunkten soll ja die Finanzierung der 
Autobahnen und auch der Bundesstraßen er­
folgen. 

Sie wie übrigens auch der Herr Abgeord­
nete Lehr haben mit Recht auch den Zustand 
unserer Amtsgetbäude beklagt. 

Meine Damen und Herren! Es ist ein be­
dauerlicher Zustand, in dem sich V1iele unserer 

I Verwa-ltungs,gebäude, aber auch unserer 
Museen und Amtsge!bäude befinden. Es ist ein 
ungeJheurer Nachholbedarf auf diesem Sektor 
entstanden. 

Ich darf aber die Damen und Herren darauf 
verweisen, daß im Sektor der InstandihaHurrgs­
kre1dite im kommenden Jahr eine sehr deut­
Idche Akzentverschieibung 'zu den Instand­
haltungen der Amtsgelbä'llide vorgenommen 
wird. Die Kredite für die Instandsetzung der 
Amtsgetbäude steigen um rund 47 Prozent 
gegenüber den heurigen Ansätzen. 

Und was das Amtsgebäude Vöcklabruck an­
langt, Herr Aibgeordneter Breitenerder, so ist 
mir dieses Problem seit Monaten, Ja<hre wäre 
übertrieben, seit Monaten sehr bekannt. Ich 
habe mir selber den Zustand etwa des Be­
zirksgerichtes dort angesehen. Sie haben recht. 

.A!ber allen, die aus diesem Bereich .geklagt 
haben, GeweI"kschaft der öffentlich Bedien­
steten, Gemeinde, und was sich alles einge­
setzt hat, darf ich sagen, daß ich mit dem 
Herrn Finanzminister ge,genwärtig gerade in 
Gesprächen bin, wie wir sicherstellen können, 
daß lim Jahre 1972 auch für dieses Amts­
gebäude etwas gemacht werden kann. DCIos 
würde für Oberösterreich ein großes Amts-

gebäude in Wels und ein Amtsgebäude in 
Vöcklabruck bedeuten. Und ich hoffe, 'daß wir 
auch noch irgendeine MögJichkeit finden, in 
Perg mit den Arbeiten beginnen zu können. 
Das würde für Oberösterr€li.ch dann doch, was 
die Amtsgehäude anlangt, eine relatliv große 
Quote ausmachen. 

Ich weiß, daß das noch immer zuwenIg ist, 
aber da komme ich gleich zum Herrn .A!bgeord­
neten Deutschmann, der gemeint hat, der 
Bautenminister sei jetzt zimperUch. Nein, Herr 
Abgeordneter Deutschmann, ich hahe mich 
nicht geändert. Ich habe nur ,gesagt, ich habe 
es schwer; schwer deshalb, weil ja von der­
sellben Seite dieses Hauses gesa-gt wird, da sei 
viel zuwenig Geld vorhanden, um alle die 
Baunotwendigkeiten, die wir vor uns sehen, 
finanzieren zu können. Aber vom selben Sek­
tor wird der Hautenmiuister desha1b kritli­
siert, weil er mehr Geld für Investitionen im 
Baugeschehen hat, und es wird ihm vorge­
worfen, mit ein PreistreiJber zu sein; etwa bei 
der Rede des Herrn .A!bgeOI1dneten Koren zum 
Beisp;iel in der Generaldebatte des Budgets. 
Aber auch der Herr Abgeordnete, den ich 
frü1her zitiert habe, hat gesagt, der Bauten­
minister habe die Kapazität der Bauwirtschaft 
überfordert und trage damit einen erheblichen 
Teil der Schuld an der Preisentwicklung in der 
Bauwirtschaft. (Beifall bei der SPO.) Das 
meinte ich d1amit, wenn ich sagte, daß man es 
schwer hat, wenn von einer einzigen Seite 
des Hauses zwei so wi'dersprüchliche Auf­
fassungen geäußert werden. 

Herr Abgeordneter Deutsdunann! Kärnten 
ist mit dem Bautenministe·r unzufrieden. Darf 
ich Sie, ich möchte nicht sagen, trösten: acht 
andere Bundesländer sind es auch. Es hat 
wahrscheinlich noch keinen Bautenminister 
gegeben, der die völlige Zufriedenheit aller 
Bundesländer für ein kommendes Jalhr 'gefun­
den hätte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Mit diesem vorliegenden Budget können 
sicherlich nicht alle Wünsche erfüllt werden, 
und es werden noch auf viele J alhre hlinaus 
nicht aUe Wünsche zu efifüllen sein. Aber 
dieses Budget des Jahres 1972 'scheint mir 
doch ein Instrument zu sein, von dem nicht 
ich, sondern die Prognostiker sagen, daß 
damit die Kapazität der Bauwirtschaft im 
J a(hre 1972 ausIgelastet sein Wlifid und daß mit 
diesem Budget doch ein guter Beitrag zur 
Sicherung einer .guten Beschäfti-gungssituation 
in diesem Bereich unserer Wirtschlaft geleistet 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordneter Dr. Gruber. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Dr. Grober (OVP): Herr Budget selbst außer den zweckgebundenen 
Präsident! Meine Damen und Herren! Bevor Einnahmen nichts; beim Straßen:bau ha:ben Sie 
ich zu meinem Thema komme, möchte ich doch außer den zweckgebundenen Einnahmen aus 
,eine persönliche Bemerkung machen. Ich muß der Mineralölsteuer nichts. Das sind also die 
ehrlich sagen: Mir gefäUt die Art und Weise, Bereiche, wo Sie sozusagen gar nichts kürz'en 
wie man sich in den Abendstun'den hier ver- oder vermehren konnten. Oder Sie hätten 
hält, absolut nicht. (Beifall bei der OVP.) vermehren können, alber Sie haben es nicht 

Ich möchte objektiv sein: Ich glaulbe, das 
trifft für alle Ränge und rur alile Seiten des 
Hauses zu. W'enn man nicht die Geduld hat, 
noch den letzten Redner anzuhören, dann, 
glaWbe ich, sollte man doch wenigstens sOV1iel 
Mitgefühl für den R:edner haben, d1aß man ihn 
nicht stän'dig durch Unaufmerksamkeit und 
durch Reden in den Bänken praktisch ignoriert. 
Wa,s dem Abgeordneten Lehr vorhin passiert 
ist, das ist an anderen Tagen auch unseren 
Rednern passiert. Ich glaube, wlir sollten uns 
doch bemühen, uns eine andere Art der par­
lamentarischen Tätigkeit zu überlegen. Zum 
Parlamentarismus g·ehört nicht nur das Reden, 
sondern auch das Zuhören. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bundesminister! Sie haben in Ihrer 
letzten Wortmeldung auch auf die Amts­
gebäude Bezug genommen. Es ist unbestI1i.tten, 
daß hier sehr viel zu tun ist und daß nicht 
alles auf einmal gemacht werden kann. 

Aber, Herr Bundesminister, es gefällt uns 
auch nicht, daß Sie sich etwa bei einer Wahl­
reise im Früh}ahr anläßlich der Bundes­
präsidentenwahl in Vöcklabruck das Bezirks­
gericht ansehen und dann eine Erklärung ab­
ge'ben, dlie auch im "Tagblatt", dem sozialisti­
schen Parteiorgan Oberösterreichs, abgedruckt 
ist, daß noch im Jahre 1971 mit dem Bau des 
Amtsgebäudes begonnen wind; und dann ist, 
abgesehen davon, daß im J,ahre 1911 nicht 
Ibe,gonnen wurde, für das J a'hr 1912 e1in An­
satz von 1000 S dafür im Budget. Wenn Sie 
nicht in der La'ge sin'd, ein solches Amts­
ge bäude zu beginnen, dann bitte auch keline 
billi'gen Wahlversprechen im Wahlkampf. 
(Beifall bei der OVP.) 

getan. 

Beim Schulbau wäre es möglich ,gewesen! 
Wie smaut es tatsächlim aus? Nicht so rosig, 
wie Sie uns das darg'este1lt haben. Es ist von 
einem Schwerpunkt im Budget die Rede ge­
wesen. Wie sieht der Schwerpunkt aus? Im 
Bereich der allgemeinbildenden höheren 
Schulen, wo Slie gerade gesagt hruhen, 'daß 
neue Projekte begonnen werden, waren im 
Jahre 1911 260 Millionen SmiHing vorgesehen, 
im Jahre 1972 sind es 255 Millionen Smilling, 
also eine Senkung des Betrages. Die Gesamt­
summe für :die Bauten der Unterrimtsverwal­
tung insgesamt stieg von 643 ,Millionen auf 
690 Millionen; es sind insgesamt 46 1/ 2 Mil­
lionenzusätzlich, das sind 1,2 Prozent. 

Wenn im in Rechnung stelle, daß für wert­
vermehrende Instandsetzung um 1 Mil­
lionen weniger, für laufende Instandhaltung 
bei den Smulen der Unterrichtsverwaltung um 
8 Millionen Smilling weniger vorgesehen sind, 
dann ergibt sim ein Plus von 31 1/2 Millionen 
Schilling für die Bauten der Unterrimtsver­
waJltung, wozu auch die Homschulen gehören. 
Und diese 31 1/2 Mimonen Schilling sind 
wen!iger als 5 Prozent Steigerung. Und das 
bei einer Baukostensteig'erung, die Sie, Herr 
Bundesminister, uns selbst im Finanz- und 
Budgetausschuß hei Hocbbauten mit 18 'bis 
20 Prozent ange,gehen 'haben. Das ist in 
unseren Augen kein Fortsmritt. 

Und nun sagen Sie nicht, wir kommen da­
her un:d fordern etwas Zusätzliches, es ist 
uns zuwenig, und aulf der anderen Seite sind 
Abgeordnete, die die Ansätze für das Bau­
wesen als zu hoch ansehen. 

Herr Bundesminister! Der .A!bgeordnete 
Ich muß allerdin'gs feststellen: Der Herr Koren und der Abgeordnete Zittmayr sind 

Minister Broda war in dieser Hinsicht glück- heute in diesem Zusammenhang erwähnt wor­
Lcher. Er hat aum ein Wahlversprechen abge- den. Im habe mir die Protokolle ausheben 
rreben und im 2. BudgetJüberschreitungsgesetz lassen, im habe die Reden nom einma~ durm­
im Kapitel Justiz noch etwas hineingebramt. gelesen, und ich habe nirgends g'e'funden, daß 
Aber olb das nicht dom ins Kapitel Bauten einer der beiden Abgeordneten erklärt hätte, 
gehört hätte, Herr Bundesminister, ob das daß weniger Mittel für das Bauwesen im 
nicht der or'dentllime Weg gewes'en wäre? Budget vorgesehen sein sollten. Hören Sie 
(Zwischenrufe bei der SPO.) dom endlich auf mit einer solmen Unter-

Herr Bundesminister! Sie haben sich in stellung I Sie bringen das immer wieder, ob­
Ihrer Wortmeldung aum besonders gerühmt, wohl es einfach falsch äst. (Beifall bei der 
daß auf dem Gebiet des Schulbaus sehr Be- OVP. - Zwischenruf des Abg. Ba ban i t z.) 

achNiches im Budget vorgesehen sei. Ich darf Fordern Sie mich nicht heraus, daß ich das 
also dom noch einmal auf dieses Kapitel noch im Wortlaut zitiere. Es ist erstens einmal 
zurückkommen. Im Wohnbau haben Sie im vom Konjunkturausgleichbudget die Rede ge-
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Dr. Grober 
wesen (lebhafte Zwischenrufe bei der SPO), 
und zweitens ist 'gesagt worden, d'aß es nimt 
sinnvoll erscheint, im Konjunkturausgleim­
budget ... (Neuerliche lebhafte Zwischenrufe.) 

Im kann Ihnen nur den Rat geben, lesen 
Sie sim das nom einmal durch, und dann 
e:rklären Sie hier, ob einer der Abgeordneten 
davon gesprochen 'hat, daß im Bud.get zuviel 
für das Bauwesen enthalten ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Abgeordneter Babanitz! Sie halben ge­
meint, wenn die lim Bud'get vorgesehenen 
Wohnbaumittel wirksam werden sollen, d'ann 
ist die Novelle zum Wohn'bauförderungsgesetz 
1968 erforderlich. (Zwischenruf des Abg. 
Ba ban i t z.) 

Ich konnte mir das Protdkoll nom nicht 
besorgen, Herr KoHege Babanitz, daher halbe 
ich Sie persönlich gefragt, ob das richtig ist. 
Sie haben gesagt: Ja, mit der Einschränkung 
für die BauwirtsChaft. Und ,genau mit dem 
möchte ich mich auseinandersetzen, unJd darum 
war Ihr Zwisch,enruf völlig verfehlt, er war 
zu früh. Lassen Sie mich dazu reden. (Beifall 
bei der OVP.) 

Sie können dom nicht sagen, daß die' Wohn­
baumittel, die in den vergangenen Jahren auf 
Grund des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 
vergeben worden sind, nimt in die Bauwirt­
schaft geflossen seien. (Abg. B a ban i t z: Das 
habe ich nicht behauptetl) Natürlich sind sie 
in die Bauwirtschaft geflossen. 

Sie können einfach nur eine Alternative 
anbieten: Wenn Ihnen das nimt paßt, daß 
die Mittel auch den Bigenlheimerbauem zu­
fließen, dann müssen Sie es verbieten. Aher 
Sie hahen ja schon einige Anstrengungen in 
der Richtung unternommen, den Eigenheimbau 
in Osterreich einzuschränken. Es ist für uns 
an sim soor tröstlich, daß der Herr Bauten­
minister nun der öffentlichen Meinung nach­
'gegeben hat, daß er die Diskriminierung des 
EigenheimJbaues im WohfiJbauförderungsgesetz 
nicht länger aufrechterhaHen kann. Wir wer­
den uns mit dieser Novelle zum Wohnbau­
förderungsgesetz noch ,genug auseinander­
setzen können. (Lebhafte Unruhe.) 

Der Herr Apgeordnete Fismer winkt schon 
dem Herrn Präsidenten, er soll mit der Glocke 
läuten, und der Herr Präsident horcht niCht 
auf den Herrn Abgeordneten Fischer. Das ist 
doCh fast unerhört. (Abg. Ho r r: Sie haben 
keine Ahnung vom Bauen, über Sie lacht die 
ganze Bauwirtschaft!) 

Herr Kollege Horrl Das überlassen Sie mir! 
Ich bin lange genug auch in der gemein­
nützigen Wohnungswirtscha.ft täti,g. Sie brau­
chen mir keine Belehrungen zu erteilen. (Bei­
fall bei der OVP. - Anhaltende Zwischenrufe 
bei der SPO.) Ich kann noch eine halbe Stunde 
reden, wenn Sie Lust dazu haben. (Abg. 
Ho r r: Fragen Sie Ihren Baumeister!) 

Herr Abgeordneter Horr! Ich nehme gerne 
Ihre Herausforderung an. Ich werde jetzt noch 
zum Wohnbauförderung,sg,esetz einige Zeit 

Ich weiß, was Sie me!inen. Sie meinen, daß reden. 
zuviel für den Eigenheimbau gegeben worden 
ist, und im Eiogenheimhau ist das Baugewer:be 
zuwenrg beschäftigt. 

Aber, Herr KoUege Präsident Babanitz, das 
heißt doch nicht, daß der Eigenheimbau nicht 
auCh im Interesse der Volkswirtschaft gelegen 
wäre und daß der Eigen'heimbau nicht aum 
die Hauwirtschaft mit den Baunebengewerhen 
befruchtet. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn Sie a'ber meinen, der Ei,genheimbau 
sei überhaupt überflüssig, dann können wir 
Ihnen auf gar keinen Fall zustimmen. (Beifall 
bei der OVP. - Anhaltende Zwischenrufe 
bei der SPO.) Sie können mir jet!zt nicht ein­
fach einreden, daß allle diejenigen, die an 
ihrem Eigenheim sel'bst arbeiten ... (Zwi­
,schenrufe bei der SPO. - Abg. Ho r r: Fragen 
Sie Ihren Baumeister!) 

Der Herr Kollege Horr stellt das so dar, als 
ob ich sozus'agen eine Verteidigungsrede für 
die Pfuscher halten woLlte. Wenn jeder, der 
an seinem E.j'genhelm selbst arbeitet, das in 
Zukunft nicht mehr tun darf, dann setzen Sie 
sim bitte sehr mit diesen Betroffenen selbst 
auseinander. (Beifall bei der OVP.) 

Herr Bundesminister! Es sind .in dieser Sache 
noch längst nicht alle Fragen ausdiskutiert. 
Aum wenn Sie jetzt ;.. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. An d r 0 s c h.) Bitte, Herr Minister? 
(Zwischenruf des Abg. Dr. An d r 0 S c h.) 

Herr Bundesminister! Sie brauchen mich 
nicht zu qualifizieren. Sie brauchen jetzt nicht 
einen Zwi,schenruf zu mam'en, 'als ob meine 
Reden eben nur lang wären, aber nicht gut 
seien. (Anhaltende Unruhe.) Wenn man Ihnen 
etwas 'sagt, was Ihnen unangenehm ist, dann 
werden Sie unruhi.g, dann werden Sie nervös. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ich verweise darauf, Herr Bundesminister 
Moser, daß in der Novelle von Leistungen des 
Bundes keine Rede ist, obwohl Ihre Fraktion 
seinerzeit das als einen Grund angegeben hat, 
daß sie dem Wohnbauförderungsgesetz nicht 
ihre Zustimmung gibt. 

Ich verweise darauf, daß der Aufteilungs­
sChlüssel, wie heute schon mehrfach betont 
wurde, umstritten ist. Ich verwe.i.se darauf, 
daß Sie den privaten Mietwohnungsbau aus 
dem Wohnbauförderungsgesetz eliminieren 
wollen. 
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Im frage Sie: Welchen Sinn hat dann über­

haupt noCh der § 32, wo die Mietzinsbildung 
für den privaten Mietwohnungsbau vorge­
sehen ist? 

Herr Bundesminister! Die Diskriminierung 
des Eigentums haben Siie trotzd·em nicht auf­
gegeben. Sie eliminieren die Zweidrittelbe­
stimmung aus dem Gesetz. Uber das Kernstück. 
Ihrer Novelle, die Annuitätenzuschüsse, haben 
wir uns lange unterhalten. Si,e wissen ganz 
genau, daß Ihr,e eig,enen Fachleute dieses 
Finanzierungssystem als eine selhr gefährliche 
Finanzierungsart insofern ansehen, als die 
Wohnbauför.derungsmittel sehr rasch aufg,e­
braucht sein könnten. Wir haben uns im 
Unterausschuß lang.e darüber unterhaUen. 

Der Herr Dr. Holoubek hat zum Beispiel 
dort erklärt, daß ,es grote,sk sei, daß gerade 
die Sozialistische Part,ei den VOlischlag mit den 
Annl1itätenzuschüssen bringt und :daß wir die 
Verbess,erung der Wohnbeihilfen vorschlagen. 
Seiner Meinung nach müßte es g,erade umge­
k,ehrt sein. (Abg. Dr. Re i n h art: Wer sagt 
das?) Das sagen Ihre Fachleute dazu. Wenn 
Sie mich herausfordern, Herr Dr. Reinhart, 
kann ich Ihnen noch mehr sagen. 

Der Herr Abgeordnete Harr meint, ich v'er­
stehe nichts von der Sache. (Abg. Ho r r: 
Sowieso verstehen Sie nichts, weil Sie hier 
die Unwahrheit gesagt haben! Die Unwahrheit 
haben Sie hier gesagtl) Welche Unwahrheit 
habe ich gesagt? (Abg. Ho r r: Daß der 
Holoubek das gesagt haU) Natürlich hat er's 
gesagt! (Abg. Ho r r: Sagen Sie nicht die Un­
wahrheit hier!) Es haben doch auch Experten­
gespräche stattgefunden. (Abg. Ho r r: Eine 
ganz gewöhnliche Lüge ist das! Sagen Sie 
nicht die Unwahrheit! Sagen Sie die Wahrheit 
und nicht die Unwahrheitf) 

Präsident: Meine Herren I Bitte, di-e einein­
halb Stunden werden Sie noch aushalten! Und 
wenn Sie ruhiger sind, g-eht e,s vielleicht in 
einer Stunde. (Anhaltende Zwischenrufe bei 
der SPO.) 

A!bgeordneter Dr. Grober (fortsetzend): 
Gehen Sie heraus und weisen Sie mir da.s 
nach. (Ruf bei der SPO: Beweisen Sie das 
Gegenteil!) Das kann ich Ihnen beweisen. 
(Abg. B 1 e eh a: Auf den Kollegen Dr. Holou­
bek ausreden, ja!) 

Der Herr Dr. Reinhart hat gefragt, wer das 
gesagt hat. Hätte ich ke.inen Namen genannt, 
dann hätten Sie gesagt: Das ist eine billige 
Art, ich vellschweige meinen Gewährsmann. 
So i,st das. (Beifall bei der avp. - Abg. 
Ho r r: Das ist nicht wahr! Sie haben die 
Unwahrheit gesagtf) 

Ich kann in diesem Zusammenhang noch 
einmal auf die Ausführungen des Herrn Mini­
sters Mos'er in se-iner ersten Wortmeldung 
zurückkommen. Herr Bundesminister! Sie 
haben da eflklärt, die SPO hätte keinen Zwei­
fel daran g,ela,ssen, daß bei dies,er Budget­
situation keine Budgetmittel zur Verfügung 
gestellt werden könnten. Nun gut, Herr 
Bundesminister! 

Sie erklären aber immer, 'daß die Budg,et­
situation jetzt eigentlich wesentlich besser als 
zur Zeit der OVP sei. Aber gerade zur Zeit 
der OVP haben Sie es nicht als unpa.ssend 
empfunden, im Jahre 1967 jene ominösen 
35 Prozent zweckgebundene Wohnbaumittel 
noch als Budgetmittel zu verlangen. 

Und weil Sie mit Ihren eigenen Aussag,en 
in Widerspruch stehen, darum kritisieren w.ir 
das Fehlen dieser Budgetmittel. Hätten Si,e 
nicht damals so großartig versprochen, daß 
Sie dann, wenn Sie an der Regierung ,sind, das 
sel,bstver,ständlich verwirklichen, dann hätte 
Ihnen das niemand vorgehalten. (Abg. Doktor 
Re i n h art: Das ist -ein Schmäh!) 

Wa,s i,st? Das ist ein Schmäh? Sehr gut, 
Herr Dr. Reinhartl Dann leisen Sie das Proto­
koll jener Sitzung des Nationalrates nach, in 
der der Herr Abgeordnete Weifkhart das er­
klärt hat. (Zwischenrufe bei der SPO.) Aber 
dann einfach solche Ausdrücke hier gebrau­
chen! 

Der Herr Abgeordnete Nittel hat versucht, 
noch einmal nachzuweisen, daß di,e OVP mit 
ihrem Wohnbauförderungsgesetz schuld daran 
sei, daß die Wohnbauleistung 1970 gesunken 
sei. Der Herr Abgeordnete Nitt:el ist jetzt 
nicht im Saal; ich sehe ihn jedenfalls nicht. 

Das haben nicht wir erfunden, sondern diese 
MitteHung haben wir einfach den Statistischen 
Nachrichten entnommen. Dort ist ganz genau 
namgewiesen, daß dieses Wohnbaudefiz'it des 
Jahres 1970 einzig und aUein von der Ge­
meinde Wien herruhrt. Wenn es den anderen 
Bundesländern möglich war, im Jahre 1970 mit 
dem gleich'en Geset'z und mit den gleichen 
Mitteln, di,e ihnen zugeteilt worden sind, ihre 
Wohnbaulei,stung zu halten oder wie in Salz­
burg sogar um 19 Prozent zu steig,ern, dann 
frage ich mich: Warum mußte ausgeredmet 
in Wien in diesem Jahr die Wohnbauleistung 
um 31 Prozent sinken? Das ist nicht schlüssi'g 
für mich. . 

Und daher ist es doch völlig klar, daß hier 
andere Gründe als d.as Wohnbauförderungs­
gesetz 1968 maßgeblich ,sein mußten, warum 
dies,e Wohnbauleistung abg,esunken ist. (Bei­
fall bei der avp.) Man kann hier das Wort, 
das ich heii der ersten Lesung g,ebraucht habe, 
daß di,es,e,s Vorgehen fast an eine Sabotage 

15. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)130 von 134

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 15. Sitzung - 16. Dezember 1971 1259 

Dr. Grober 
grenzt, ohne weiteres aufrechte,rhalten. (Bei­
fall bei der OYP.) 

Warum ,sind die Wohnungen in Wien für 
den Mann, der ein gering,es Einkommen hat, 
so teuer gewesen? Wei'l die Wiener Landes­
regierung eine völlig unbrauchbare Beihilfen­
verordnungerlassen hat, die überhaupt nichts 
taugt. Und jetzt schreibt man in die Erläutern­
den Bemerkungen der Novene hinein, man 
müsse die Subjektförderung ausgestalten. 

Herr Bundesminister! Wo ist die Ausgestal­
tung der Subjektförderung in Ihrer Novelle? 
Nichts davon ist drinnen! 

Hätte man 'damals in Wien oder in 
anderen Bundesländern eine wirklich brauch­
bare Wohnbei'hilfenverordnung erlassen, dann 
hätte man die Wohnaufwandsbelastung für 
die Bevölkerung in tragbaren Grenzen halten 
können, wie das in gewissen Bundesländern 
auch tatsächlich gemacht worden ist. (Beifall 
bei der OYP.) 

Der Herr Abgeor.dnete Nittel erklärt, di,e 
Sozialdemokraten hätten den sozialen Wohn­
bau erfunden. Er verwech,selt sozialen Wohn­
bau mit kommunalem Wohnbau. Ich weiß 
nicht, ob der Herr Abgeordnete Nittel .davon 
Kenntnis hat, daß etwa schon im Jahre 1910 
in Osterreichein Fonds für den sozialen 
Wohnbau errichtet wurde und daß im Jahre 
1921 unter der MinisterschaH des Sozial­
ministers Resch der Bunldes-Wohn- und Sied­
lungsfonds geschaffen worden ist, der prak­
Usch die Grundlage für den sozialen Wohnbau 
in Osterreich abgegeben hat. Aber der Herr 
Abgeordnete Nittel sagt: Nein, der soziale 
Wohnbau ist von den Sozialdemokraten er­
funden wOIdenl Wenn man so wenig Kenntnis 
vom sozialen Wohnbau hat, dann soll man 
darüber hier nicht reden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Pölz hat hier Zahlen­
sp,ielereien aufgeführt, wie viele Milliard·en 
Schilling wir zusätzlich für .das Budg·et ver­
langt hätten. Ich möchte mich nicht mit den 
anderen Kapiteln beschäftigen. 

Was den Wohnbau anlangt, hat der A'bge­
ordnete Helbich led'iglich gesagt: Würden die 
Sozialisten heute das wahrmachen, wa,ssie 
im Jahre 1937 versprochen haben ... (Rufe 
bei der SPO: 1937? - Abg. Ho r r: Austro­
faschisten walen 1937!) 

1961! - Herr Abgeordneter Harr! Wenn 

denen Einnahmen für den Wohnbau auch vom 
Budget dazuzuleg'en, dann er'9äbe das heute 
einen Betrag von eineinhalb Milliarden Schil­
ling. Weil Sie .in di,e,s,er Hinsicht wortbrüchig 
geworden sind, deshalb rechnen wrir Ihnen 
das vor, und deshalb sind Sie für uns unglaub­
würdig geworoen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Hans Mayr. (Anhaltende leb­
hafte Zwischenrufe. - Abg. Dr. G r u bel: 
Herl Präsident! Ich verlange den Ordnungs­
ruf für den Ausdruck "Austrofaschisten"!) 

Abgeordneter Mayr (SPO): Herr Präsident I 
Meine sehr g,eehrten Damen und Herren! Ich 
habe nicht die Absicht, Ihnen am Beginn 
meiner Ausführungen eine Standpauk,e über 
Ihr Benehmen zu halten. Aber .ic.b. hoffe, daß 
Sie mir trotzdem noch zuhören werden. (Wei­
tere lebhafte Zwischenrufe.) 

Präsident: Der Herr Abgeordnete Hans 
Mayr ist am Wort I 

Abgeordneter Mayr (f6rtsetzend): Herr 
Präsident I Ich danke Ihnen. 

Ich darf mich vielleicht doch noch jetzt am 
Anfang ein wenig mit der Argumentation des 
Herrn Abgeordneten Dr. Gruber auseinander­
setzen, ,der bestritten 'hat, daß hier ein Vor­
schlag vorgelegen ist, doch weniger Mittel 
in die Bauwirt,schaft zu geben. Darf ich Ihnen 
eine unwidersprochen gebliebene Veröffent­
lichung der "Arbeiter-Zeitung" zitieren. Herr 
Präsident, Sie g·estatten: 

"Der Vorschlag Prof'essor Korens, statt Mil­
liarden in die Bauwirtsch:aft zu pumpen, dieses 
Geld für die Milderung der Steuerprogression 
zu verwenden, sei ihm einfach unverständlich, 
erklärte Bautenminister Maser." - I,st un­
widersprochen geblieben. 

Ich habe genau gewußt, daß Sie sagen 
werden, das ist Ihnen nicht maßgehend. Ich 
darf Ihnen Idaher eine andere Stimme ziUeren, 
nämlich die "Kronenzeitung" vom 13. No­
vember 1971. Hier ein Bericht von Peter 
Gnam: 

"Exfinanzminister Dr. Koren hatte am Frei­
tag sogar eine Lösung des Steuerkonfiiktes 
anzubiet'en: Er sprach sich klar dafür aus, statt 
Milliarden in die ohnehin auf Hochtour,en lau­
fende Bauwirtschaft zu pumpen, dieses Geld 
für die Milderung der Steuerprogression zu 
verwenden." 

Ihnen noch nicht mehr pass.iert ist als ein Herr Dr. Gruber! Ich frage Sie nun: Ist 
Versprecher hier, dann beglückwünsche ich dieser Vor,schlag g·efallen, ja od,er nein? Oder 
Sie. Ausgerechnet Siel (Beifall bei der ayp.) meinen Sie, daß auch die "Kronenzeitun'g" 

Herr Abgeordneter Pölz! Wenn Sie das 
nicht als Zeuge g,enügt? 

wahrgemacht hätten, was Sie 1961 hier ver- Dann haben wir das stenographische Proto-
sprochen haben, 35 Proz,ent der zweckgebun- kollo Dr. Koren: 
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"Di'esegespaltene Konjunktur ist di,e fast 

unvermeildliche Begleiterscheinung ,einer 
ersten Abschwungsphase. Deshalb müßten wir 
uns die Frage Ausgleichshaushalt doch sehr 
ernstlich überlegen." 

Viel1eicht hat 'er anders betont, möglich. -
"Denn wenn wir ,di'e Ansätze dieses Aus­
gleichshaushaltes ansehen, dann betreffen sie 
in erster Linie Ausgaben, neue Nachfrage­
impulse für jene Wirtschaftszweig,e, in denen 
aller Voraussicht nach im nächst'en Jahr un­
verändert und anhaUend Hochkonjunktur 
herrschen wird, wie etwa in der ,Bauwirtschaft, 
während diese zusätzlichen Nachfrageim­
pulse" - ich lese Ihnen den ganzen Absatz vor, 
damit Sie nicht sagen, ich hätte nur teilweise 
zitiert .(Abg. Dr. Kor e n: "Zusätzliche" heißt 
es dortl) -, "während diese zusätzlichen Nach­
frageimpuls'e keine 'Möglichkeit bieten, dort 
einzugreifen, dort stützend zu wirken, wo 
aller Voraussicht nach die Schwächezentren 
se.in werden, wie etwa im Bereich de,s privaten 
Konsums oder auf .der ProdUktionsseite im 
Bereich der Grundstoffindustrien und ähn­
lichen. 

Deshalb vertreten wir di'e Auffassung, daß 
es sehr viel zweckmäßig,er wär,e, ein anderes 
konjunkturpolitJisches Instrumentarium im 
Verlau!fe des nächsten Janres einzusetzen be­
zielhungsweise vorzusehen, und daß es ange­
sichts der kommenden konjunlkturellen Pro­
bleme viel 'Zweckmäßiger wäre, nicht mit 
einem auf Hochkonjunkturbereiche zielenden 
Eventualhaushalt zu operieren, sondern mit 
einer Konsumstärkung, die auf dem Wege 
über eine konjunkturpolit'ische Steuersenkung 
durchzuführen wäre." 

Herr Dr. Gruber! Daß das authentisch ist, 
werden Sie wohl jetzt hier nicht bestreiten. -
Sie bestreiten es also doch nicht! (Abg. Doktor 
Kor e n: Ja, Verehrtester, das bestreitet ja 
kein Mensch! Oder Sie verstehen den Inhalt 
nichtl) 

Herr Dr. Kor,en! Ich 'glaube, wir sollten hier 
doch W,ertungen und, Bemerkungen in diesem 
Stil unterlassen, noch dazu, wenn Sie vorher 
den flammenden Appell Ihres A:bgeordneten 
Dr. Grubergehört haben. (Beifall bei der 
SPO.) Ich meine, ,einige Fairneß wäre doch 
angebracht und mansollt,e nicht ständig ,ein 
Spiel mit gezinkten Karten betr,eiben unld 
nidlt dann, wenn man getroffen wird, dem 
Betreffenden sagen, er habe es nicht ver­
standen. (Bei/all bei der SPO.) 

Ich habe nicht mehr di.e Absicht, meine 
Damen und Herren, hier neuerlich eine Wien­
Debatte anzuheizen. Ich 'sage Ihnen aber in 
voUem Ernst und in vollem Bewußtsein: Be­
hande'ln Sie die Bürger des Landes Wien nicht 

anders als jene der ,ander,en acht Bunde's­
länder! Nehmen Sie zur Kenntnis, daß hter 
unt'er den er,schwerten Bedingungen groß­
,städtischer Verhältnisse gearbeitet und ge'baut 
werden muß. Und akzeptieren Sie, daß hier 
der 'ehrliche WilLe ,der Wiener Verwaltung 
da ist, das Beste für die Wiener Bevölkerung 
zu leisten. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte Ihnen Jetzt nicht neuerlich die 
ZahlenziUerenj das hat der Herr Ahgeordnete 
Nittel ber,eits getan. Ich darf es nur noch kurz 
Ihnen in Er,innerung ruf.en. 

Herr Dr. Gruber! Warumg'ehen Sie nicht 
um ein Jahr zurück und steHen nicht schon 
vorher die kontinui,erTiche Senkung fest? 
Schauen Sie es sich doch an. Nehmen Sie 
doch nicht eine Zahl heraus. Nehmen Sie die 
ganz'e Zahlenreihe her, und Sie werden den 
Abschwung h1er finden. Auch das bitte be­
denken Sie. 

Ich habe absolut nicht di-e Absicht, hier so 
weiter zu pol'em'isieren. Ich habe die felsen­
feste Absicht, hier zu einem vernünftigen und 
ruhigen Ton zurückzukommen. Aber bitte sehr, 
Herr Dr. Gruber, dann überlegen Sie doch 
bitte - und ichsag,e es nodl einmal -, daß 
das ,Bauen unter großstädtischen Verhältnissen 
anders zu handhaben ist al,s draußenaUJf dem 
flachen Land, !daß 'es 'hier andere Schwierig­
keiten,an'dere 'Erschwernisse gibt. Das i'st 
~eine Abwertung von draußen. Wir halben 
voHes Verständnis für das, was draußen ge­
le.istet wird. Alber bitte, bringen Sie auch 
,einiges VeI'ständnis für uns auf. 

Wir wissen ganz genau, daß der soziale 
Wohnung,sbaufonds aus dem Jahre 1921 
stammtj das wissen wir sehr gut, und er ist 
seinerzeit audl im Rahmen des soziaJen Wohn­
baues der Stadt Wien auch in Wien praktiziert 
worden. Ich kann Ihnen im 10. Bezirk, am 
Laaerberg draußen, die Häuser z'eigen, die 
dort mit diesen Mitteln gebaut worden sind, 
wo der Betr,effende damals noch 1000 Arbeits­
stunden selbst einbringen mußte, weil kein 
Bargeld vorhanden war. Di'e Verhältnis'se 
waren Mer gänzlich anders. 

Noch etwas, meine Damen und Henenl Ich 
komme hier im Zusammenhang mit einer Be­
merkung des Herrn Dr. Gruber auch auf ,eine 
Bemerkung des Herrn Ing. Hellbich zu­
rück. Es geht hier um die Zweidrittelbestim­
mung für die Eigentumswohnung'en. Ich darf 
es wörtlich zitiel\en, ich habe es mir mit­
geschrieben: "Zuerst die Eigentumswohnun­
gen befr,iedig,en und dann erst alle anderen." 
Dag'egen wehren wir uns. 

Ich daN Ihnen 'sehr deutlidl und sehr klar 
sagen: Wir haben gar nichts, aber überhaupt 
nichts .geg,en den Bau von Ei'g,entumswohnun-
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g,en oder Eigenheimen. Wir sind bereit, ihn 
zu fördern. (Abg. Li n s bau e I: Das ist neu!) 

Aber wir müs.sen darauf beistehen, daß auch 
jene Bevölk,erungsschichten, die nicht die Mög­
lichkeit haben, in dieser Form zu Wohnungen 
oder Heimen zu kommen, ausreichend und 
anständig mit Wohnraum v,ersorgt werden 
können. (Beifall bei deI SPO.) 

Wenn wir unter di,esen Bedingungen, unter 
städtischen Bedingungen, zuerst zwei Drittel 
für diese Form g,eben, dann bleibt für di'e 
anderen nichts mehr übrig. Da biUe verstehen 
Sie, und es ist gar nicht polemisch g·esagt, daß 
die WohnbauföDderung aUen zugut'e kommen 
muß, nicht nur einem Teil. Ich sag·e das sehr 
ernst, und ich betone noch einmal: Hier soll 
absolut nicht polemisiert werden, sondern es 
soll nur und ,eindeutig festgestellt werden, 
daß wir aUen Bevölkerungsschichten weHer­
helfen müssen, auch jenen, für di,e wir Ge­
meinden oder Gebietskörperschaften Bau­
rechte zur V,erfügung steHen müssen, da sie 
ansonsten finanziell zu schwach sind; und da 
kann man bekanntlich kein Eigentum gründen, 
das wissen Sie doch. Dort müssen wir weiter­
helfen, wo j'ene sozial schwachen Schichten 
sind, di'e sich das Eig,entum nicht leisten 
können. (Zwischenruf.) Ich habe es gerade 
erklärt, hätten Sie zugehört, im Angesicht des 
Appells des Herrn Dr. Gruber! Denen müssen 
wir auch die Wohnungen zur V:erfügung 
stellen, und daher können wü diese Bevor­
rangung nicht brauchen. 

Meine Damen und Herren! Ich komme ,schon 
zum Ende. Gestatten Sie mir nur ein paar 
Worte zum Bodenbeschaffungs- und Assanie­
rungsgesetz. Ich glaube, ,es ist noch zu ver­
früht, auf DetaHs einzugehen, aber hier und 
heute wären die politischen Weichen zu 
steHen für dieses Bodenbeschaffungs- und 
As,sanierung,sgesetz. Ich sage Ihnen - wieder 
unpolitisch und wieder in vollem Ernst -: 
Sie werden uns zu Jeder Lösung bereit finden, 
d1e es uns 'ermöglicht, die Verslumung unserer 
Städt,e zu verhindern. Sie werden uns zu 
jeder Lösung bereit finden, die es uns ermög­
licht, die abgewohnten Stadtviertel zu erneu­
ern. (Beifall bei der SPO.) Sie werden mit uns 
über jede Lösung reden können, die zu ,einer 
Lösung des Problems einer Assanierung und 
Bodenbeschaffung führt. 

pragmati'sche Frage, ausschließlich eine Frage, 
daß wir nur auf diesem Weg zu einer ver­
nünftig,en Lösung kommen können. (Abg. 
Mi n k 0 w i t s c h: Wie "vernünftig" Ihre 
Lösungen sind, haben wir in den letzten Tagen 
gemerktl) 

Und wenn Si,e bezüglich der Wohnungs­
vergabe einen Zwischenruf gemacht haben, 
lade ich Sie gerne ein, Herr Kollege, kommen 
Sie mit mir in meinen Wohnbezirk. Ich zeige 
Ihnen die Fiakerställe, die zu Wohnungen 
umgebaut worden sind und die heute noch so 
benutzt wepden können. Wir haben dort eine 
Versammlung der Hauseigentümer veranstal­
tet und haben mit den Menschen g·e'sprochen. 
Ich habe leider nicht den Beweis in der Hand, 
aber wenn ich Ihnen ver,sichere, es mir zu 
glauben, dann, bitte, glau'ben Sie es mir. 

Dort sind die Hausherren aufg,estanden und 
haben ge'sagt: Ich habe drei oder vier Häuser 
gehabt, ich habe eines oder zwei ber·eHs ver­
kauft, und ich habe an die Sta:dt Wien verkauft 
und habe kein schlechtes Geschäft gemacht. 
Das ist wörtlich das, was dort gesagt worden 
ist. (Abg. Li n s bau e r: Das hat ja mit der 
Wohnungsvergabe nichts zu tun!) Und trotz­
dem, Herr KoUege, sind wir nicht ,in der Lage, 
diese Viertel zu a'ssanieren, Nur darum und 
aussdll:1eßlich darum g,eht es uns. 

Und da for.dere ich Sie auf, meine Damen 
und Herren, arbeiten Sie mit uns gemeinsam, 
denn da's eine scheint mir auch klar zu sein: 
Man kann politische Fehler machen, und man 
kann sie wi,eder ausgleichen. Aber wer sich 
gegen die Lebensinl!eressen eine,s überwiegen­
den Teiles des österreichischen Volkes stellt, 
dem wird zweifellos die politische Rechnung 
dafür zugestellt werden. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zu dem mir zugegangenen An­
trag, einen Ordnungsruf wegen Äußerungen 
zu erteilen, die ich von hier aus nicht hören 
konnte, möchte ich nur mitteilen: Da die 
letzten Sprecher nur mit dem Tonband auf­
genommen werden, weil das Stenographen­
büro überlastet ist, werde ich dann, wenn 
vom Tonband her diese Äußerung schriftlich 
vorliegt, das Gewünschte tun. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist gesdllossen. Wünscht der Herr 
Berichterstatter das Schlußwort? 

Hier soll nidli mit einem Popanz von Ent-
eignung gedroht werden, und ich bitte Sie, Spezialber.ichterstatter Ortner (Schlußwort): 
auch das in aller Ruhe zur Kenntnis zu neh- Dem Entschließungsantrag des Herrn Abge­
men. Di,e Frage der Ente.i,gnungin Grunld- ordneten lng. Helbich tr,ete ich nicht bei. 

stücks angelegenheiten und Wohnbauange- Dem gemeinsam eingebrachten Ent'schlie­
legenheiten ist für uns keine Frag,e der Ideo- ßungsantrag Pölz-Helbich-Schmidt trete ich bei. 
logtie oder einer grundsätzlichen politischen 
Uberzeugung (Abg. Li n s bau er: So wie die Präsident: Damit ist die Aussprache über 
Wohnungsvergabe!); sie ist ausschließlich eine die Beratungsgruppe XIII beendet. 
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Präsident 
Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­

m u n g über die Beratungsgruppe XIII. Diese 
umfaßt Kapitel 64: Bauten und Technik. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser:1 
Kapite,l mit dem dazuge;hören.den Konjunktur­
ausgleich-Voranschlag in der IFassung d.er 
Regierungsvorlage die Zustimmung ert:,ilen, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. An gen 0 m m e n. 

Die heute eingebrachten Entschließungs­
anträge werden geschäftsordnungsgemäß nach 
der dritten Lesung zur Abstimmung gebracht. 

Di~ Tagesordnung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für 
morgen, Freitag, den 17. Dezember 1971, um 
9 Uhr mit folgender Tagesordnung ein: 

1. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft betreffend den Bericht der 
Bundesregierung (III -2 der Beilagen) gemäß 
§ 9 Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, BGEL 
NI. 155/1960 (Grüner Plan 1972) (71 der Bei­
lagen) 

2. Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über die Regierungsvorlage (2 und 
Zu 2 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz für 
das Jahr 1972 (80 der Beilagen). Spezial­
debatte über die Beratungsgruppe VIII. Diese 
umfaßt Kapitel 60: Land- und Forstwirtschaft, 
Kapitel 62: Preisausgleiche, und Kapitel 77: 
Osterreichische Bundesforste 

Die Sitzlmg ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 5 Minuten 

Berichtigung 

Im Protokoll der 8. Sitzung vom 2. Dezember 1971 ist auf S. 431, !linke Spalte, im Ab­
änderungsantrag Dlpl.-Ing. DI. Zittmayr, Lanc, Meißl und Genossen die Passage 

Artikel II hat zu lauten: 

}\r:ikel III hat 'zu lauten: 

zu streichen und durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: 

Artikel III hat zu lauten: 

"Artik.e,l III 

österreichische Staatsdruckerei L6147651 
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